
1 T'sor allLänder vereinigt Euch! Proletarier aller Länder und unterdrückte Völker vereinigt Euch!
★

Politische Berichte
In dieser Ausgabe: USA: „Kein Blut für Öl“ * 
Ungarn in „größter Krise seiner Geschichte" * 
Expo 2000: Anziehung für Wachstumsbranchen * 
Stahl-Tarif: Zwiespältiges Ergebnis * Kirchensteuer 
und Staatszuschüsse

Nummer 26/11. Jahrgang 21. Dezember 1990 G 7756D Preis 1,50 DM

Konjunktur? — Repression!
Koalition vor Problem: Anhang im Westen bei Laune halten durch Ruin der Anhänger (Ost)?

Ein Vielfalt von Vorschlägen, zum Teil widersprüchlich, 
bestimmen die Berichte über die noch andauernden Koali­
tionsverhandlungen: Höhere Telefongebühren, aber wie? 
Mehr zahlen fürs Auto, durch Vignette für die Autobahn 
oder jede Straße? Senkung der Sozialhilfeausgaben durch

eine Pflegeversicherung mit Beitragspflicht für Arbeitgeber 
oder als Zwangs-Privatversicherung? Schärferes Asyl­
gesetz mit Grundgesetzänderung? Bandenbekämpfung mit 
Abhören bei jedem oder nur gezielt? Aus dem ganzen läßt 
sich erst in Umrissen eine Richtung erkennen.

Parlamentarische Regierungen sollen 
Grausamkeiten zu Beginn erledigen und 
gegen Ende der Legislaturperiode durch 
Wohltaten sich angenehm machen. Der 
gegenwärtige finanzpolitische Eiertanz 
deutet aber darauf hin, daß man Schliche 
für nötig hält. Zum Verständnis der 
heiklen Situation der Regierung ist ein 
Rückblick auf die immerhin schon acht­
jährige Herrschaftszeit des BRD-Bür­
gerblocks hilfreich.

Kohl und Genscher begannen 1982 
unter seltenen wirtschaftlichen Voraus­
setzungen. Es war möglich, einem er­
heblich großen Teil der Bevölkerung das 
Gefühl von Aufschwung und auch tat­
sächlich höhere Einkommen zu besor­
gen. Wie? Der Wegfall so vieler sozialer 
Absicherungen machte die Drohung mit 
der Arbeitslosigkeit scharf wie seit Ende 
des Krieges nicht mehr. Die Arbeitsin­

tensität konnte heraufgetrieben werden. 
Daß ein großer Teil der industriellen 
Arbeitskräfte, aus dem Ausland zuge­
wandert, stets mit Abschiebung bedroht 
werden konnte, verschärfte den Druck 
noch weiter. Im Endeffekt ergab sich 
eine Konjunktur, die auf harter Arbeit 
derjenigen basierte, die dafür nichts be­
kamen oder sogar eine Verschlechte­
rung hinnehmen mußten. Unter den Be­
nachteiligten dieser Politik haben die so 
bezeichneten Ausländer die absolute 
Mehrheit, unter den Begünstigten die so 
bezeichneten Deutschen. Schon vor dem 
Anschluß der DDR zeigte sich, wie sehr 
dieses System begonnen hat, auf Gewalt 
und Willkür zu fußen. Die bescheidenen 
Ansätze für ein Ausländer-, in Wahrheit 
für ein Ansässigenwahlrecht, verwarf 
das Bundesverfassungsgericht. Zur Ver­
waltung des Flüchtlingselends, das das 

Gegen türkisches Regime und Golfkrieg

„Keine deutsch-türkische Zusammenarbeit gegen das kurdische Volk!“ „Nieder mit 
dem Kapitalismus. Es lebe der Bergarbeiterstreik in der Türkei.“ „Nein zum Krieg“ 
(am Golf). Unter diesen Losungen protestierten am 8. Dezember 3000 türkische und 
kurdische Demonstranten in Köln gegen die Innen- und Außenpolitik des türkischen 
Regimes. — (rül)

imperialistische Wirtschaften hervor­
ruft, entwickelt die BRD inhumane 
Techniken.

Seit dem Anschluß der DDR gibt es 
eine neue, große Gruppe Benachteilig­
ter, die die deutsche Staatsbürgerschaft 
hat und deren Situation parlamentarisch 
nicht einfach totgeschwiegen und ir­
gendwelchen, den Ausländerämtem 
vergleichbaren Ostbürgerämtern zur 
Verwaltung überlassen werden kann.

Nach dem 80er-Strickmuster verfah­
ren verlangte, im Osten breiten werktäti­
gen Massen die sozialen Sicherungen 
wegzureissen, damit sie sich so billig 
machen, daß andere davon reich werden 
können. Dies wollen heißt gleichzeitig: 
die Freizügigkeit einschränken. Das hat 
gegenwärtig der Wohnungsmarkt zu lei­
sten, und der Haus- und Grundbesitz 
wird davon reich. Die endgültige Koali- 
tonsvereinbarung wird darauf hin zu le­
sen sein, durch welche Maßnahmen die 
Koalition den Wegzug, die innerdeut­
sche Wirtschaftsflucht aus vorhandenen 
und einzurichtenden Niedriglohnzonen, 
verhindern will. Die Ansiedlung von in 
ihrer Bewegungsfreiheit von vorneher- 
ein beschränkten Flüchtlingen schafft 
Rechtsformen, die ausweitbar sind.

Die Regierung legitimiert ihre Geld­
beschaffungspläne mit Förderung der 
Wirtschaftsentwicklung im Osten. Die 
bisher bekannten Vorhaben greifen alle 
auf den Lebensstandard der Bevölke­
rung durch.

Dabei kommt alles auf die ordnungs­
politisch flankierenden Maßnahmen an. 
Konkret geht es darum, zwischen die 
Ausländer, die bisher als Einwohner 
zweiter und dritter Klasse verrechtlicht 
wurden, und die guten, westlichen Deut­
schen was Neues einzuschieben. Staats­
bürger auf Bewährung. Daß es so was 
gibt, hat jetzt gerade das Verfassungsge­
richt entschieden. Staatsbürgern auf 
Bewährung obliegt es, staatstragende 
Gesinnung nachzuweisen, und solange 
dies z.B. DDR-gebürtigen Beamten 
noch nicht gelungen ist, müssen sie mit 
70% ihrer früheren, d.h. mit ca. einem 
Drittel der Westler-Bezüge auskommen. 
An diesem Vorgang ist die Verquickung 
des Entlohnungsgedankens mit einer 
Gesinnungsprobe so beängstigend.

Gewiß scheint: Die Zahl derjenigen, 
für die sich’s lohnen soll, wird bedeu­
tend kleiner sein, und die Zahl, die dafür 
zahlen müssen, erheblich größer als in 
den vergangenen Jahren. — (alk, maf)

Am vergangenen Wochenende beschlossen die Innenminister und -Senatoren der 16 
Bundesländer auf ihrer ersten gemeinsamen Konferenz die „offene Beobachtung“ 
(„Auswertung allgemein zugänglicher Informationen" der PDS zur „raschen“ Prü­
fung auf „Verfassungsfeindlichkeit“). Bayern hatte sofortige nachrichtendienstliche 
Überwachung gefordert. — (mak, Bild: af/mz)

Große Koalition in Berlin
Eine starke Regierung gegen die Schwachen

Berlin. Spätestens seit der mit der CDU 
zusammen durchgesetzten Entscheidung 
für die Daimler-Benz-Ansiedlung hatte 
die SPD sich verhalten, als ob sie bereits 
in einer großen Koalition mit der CDU 
regierte. Das gipfelte in dem polizeili­
chen Vorgehen gegen die PDS und der 
Räumung der Mainzer Straße. Nach 
dem für die SPD äußerst schlechten 
Wahlergebnis ( ca. -8 % in Westberlin) 
wird nun auch formell die große Koaliti­
on geschlossen. Mit der FDP zusammen 
hat die CDU zwei Mandate zu wenig, 
und die SPD will mit AL und PDS nicht. 
Am 19.12. ist die nächste große Ver­
handlungsrunde, bis zur konstituieren­
den Sitzung des Abgeordnetenhauses am 
11.1. soll alles klar sein und Diepgen 
gewählt werden. Auf dem SPD-Partei­
tag am 9.12., der die Aufnahme von 
Verhandlungen absegnete, regte sich 
kaum Widerstand. Nur Ristock und 
Prof. Kisker mochten der Regierbarkeit 
der Stadt nicht alle Prinzipien opfern. 
Bei den Gesprächen, die bislang statt­
fanden, haben sich unterschiedliche 
Vorstellungen vor allem in der Innenpo­
litik herausgeschält, berichteten Mom- 
per und Landowsky übereinstimmend. 
Die CDU will die freiwillige Polizeire­
serve erhalten, die Polizei aufrüsten, 
verdeckte Ermittler verwenden und 
eventuell Wachunternehmen auf den 
U-Bahnen einsetzen. Es scheint, daß die 
SPD, wo sie schon am weitesten gegan­
gen ist, noch weiter gehen muß. Immer­
hin hat Momper bereits in der Wahl­
nacht als einen der Fehler der SPD/AL- 
Koalition die ungenügende Bekämpfung 

der ausländischen Jugendbanden be­
zeichnet. Mit seiner Erklärung, der 
SPD-Parteitagsbeschluß, an den mit der 
AL verabschiedeten Gesetzen nichts zu 
ändern, sei kein unüberwindliches Hin­
dernis, hat der ehemalige Regierende die 
Hochschullandschaft und das Verkehrs­
konzept bereits zur Disposition gestellt. 
Die CDU will unbedingt die Busspuren 
beseitigen und auf der Avus das Tempo­
limit aufheben. Dabei waren die SPD/ 
AL-Neuerungen auch im Vergleich zu 
anderen Großstädten nicht revolutionär. 
Die Idee vom ökologischen Stadtumbau 
dürfte mit der erklärten Übereinstim­
mung zwischen CDU und SPD in Fra­
gen der Investitionsforderung, Gewer­
beraummieten und Flächenplanung be­
graben sein. Schnell konnten sich die 
zukünftigen Regierungsparteien darauf 
einigen, daß aber der öffentliche Nah­
verkehr auch gefordert werden soll, ein 
Wohnungsbauprogramm aufgelegt wer­
den muß, die Mietpreisbindung im Ost­
teil der Stadt erhalten bleiben soll, die 
Berlinforderung nicht so schnell abge­
baut werden soll. Allerdings bis auf den 
Nahverkehr werden diese schönen Din­
ge in Bonn entschieden. Bei einem Fi­
nanzloch von ca. 10 Mrd. DM werden 
eigenständige Entscheidungen schwer 
fallen. Diepgen hat im Wahlkampf die 
Angst geschürt, ein „rot-grüner“ Senat 
werde keine Gelder aus Bonn erhalten. 
Für soziale Ausgaben wird die kommen­
de Landesregierung vom Bund sicher 
nicht unterstützt. Der Kanzler hat vor­
läufig für Diepgen und Momper keinen 
Termin frei. — (chk)
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Gebühr bezahlt

Kurdistan: Entschädigung für 
Giftgaseinsatz von BRD verlangt 
Der kurdische Oppositionspolitiker Sa­
my A. Rahman, früher Minister im Irak, 
seit 1974 gemeinsam mit anderen kurdi­
schen Politikern im Untergrund, hat von 
der Bundesregierung Schadensersatz für 
die Kurden verlangt, (jie durch iraki­
sches Giftgas aus ihrer Heimat vertrie­
ben wurden. Das gegen die Kurden im 
Irak eingesetzte Giftgas sei mit großer 
Wahrscheinlichkeit mit Hilfe deutscher 
Anlagen hergestellt worden, erklärte 
Rahman der Zeitschrift „Geo“. „Ich bin 
der Meinung, die Bundesrepublik müßte 
uns Kurden dafür eine Entschädigung 
zahlen“, erklärte Rahman der Zeit­
schrift. — (rül)

TAYAD-Soiidaritätsverein in 
Türkei unbefristet geschlossen 

Der Gouverneur von Istanbul hat die un­
befristete Schließung aller Einrichtun­
gen des TAYAD-Solidaritätsvereins in 
der Türkei beschlossen. Die Entschei­
dung wird begründet mit einer angebli­
chen „Überschreitung“ von Ziel und 
Zweck des Vereins. Der Solidaritätsver­
ein besteht vor allem aus Angehörigen 
von Gefangenen in der Türkei und hat 

sich die Unterstützung der politischen 
und der sozialen Gefangenen in der Tür­
kei zum Ziel gesetzt. Der Verein hatte 
mehrfach Solidaritätsaktionen mit Hun­
gerstreiks von politischen Gefangenen 
durchgeführt und war den Behörden des­
halb schon lange ein Dom im Auge. 
Westdeutsche TAYAD-Unterstützer- 
gruppen und andere Organisationen ha­
ben in Protestschreiben an den Gouver­
neur die Rücknahme des Verbots ver­
langt. — (rül)

Ausländer als 
„Umweltbelastung“ beschimpft 
Die Ausländerbehörde in Wiesbaden hat 
Anfang Dezember einem iranischen 
Staatsangehörigen die Verlängerung sei­
ner Aufenthaltserlaubnis mit der Be­
gründung verweigert, dies sei als Maß­
nahme für den Umweltschutz erforder­
lich. In dem mehrseitigen Bescheid der 
Behörde heißt es wörtlich: „Die hohe 
Bevölkerungsdichte in der Bundesrepu­
blik Deutschland und die hieraus resul­
tierenden Umweltbelastungen gebieten 
es, den Zuzug von Ausländem zu be­
grenzen.“ (zit. nach: Antifaschistische 
Nachrichten 26/90, S. 13) Diese rassi­
stische Argumentation, die Ausländer 
zu Dreckschleudern erklärt und zugleich 

die alte faschistische Lüge vom „Volk 
ohne Raum“ wieder aufgreift, wurde 
bisher nur von faschistischen Parteien 
wie ÖDP, NPD und Republikanern ver­
breitet. Jetzt findet sie Eingang in die 
Verwaltungspraxis von Ausländerbe­
hörden. — (rül)

Vertreter des PAC 
in der BRD gestorben

Phillip Modipe Mokgadi, seit vielen 
Jahren Vertreter der Befreiungsorgani­
sation Pan Africanist Congress of Aza­
nia (PAC) im deutschsprachigen Raum 
und in Italien, ist am 10.12. im Alter von 
53 Jahren gestorben. Während der Trau­
erfeier am 16.12. in Dortmund machten 
die Vertreter verschiedener Organisatio­
nen deutlich, welche Bedeutung Ph. M. 
Mogkadi sowohl als Vertreter der azani­
schen Befreiungskampfes, als Gegner 
des Rassismus und des Siedlerregimes 
für diesen Kampf hatte, aber auch, wie 
wichtig er und seine Familie als Anlauf­
punkt für viele Südafrikaner war, die 
wie er aus ihrer Heimat ins Exil flüchten 
mußten. Auf der Trauerfeier sprachen 
u.a. Vertreterinnen und Vertreter des 
ANC, der SAYO, der BCM, des PAC, 
des niederländischen Azania-Komitees 
und des BWK. — (uld)

EG hebt wichtige Sanktionen 
gegen Südafrika auf

Auf dem EG-Gipfeltreffen am 15. De­
zember hoben die Regierungschefs der 
EG-Staaten das 1986 beschlossene Ver­
bot von Neuinvestitionen in Südafrika 
auf. Das Verbot hatte nur in einigen Mit­
gliedstaaten der EG bindende Wirkung. 
So waren in Dänemark außer Investitio­
nen auch Lizenzvereinbarungen und In­
vestitionen über Drittstaaten verboten, 
in der BRD galt der EG-Beschluß als 
„Empfehlung“, 'm Großbritannien galt 
das Verbot nur bis Februar 1990, nach 
der Freilassung Nelson Mandelas hatte 
die britische Regierung alle Sanktionen 
aufgehoben. Das Verbot der Einfuhr 
von Krügerrand-Goldmünzen und Eisen 
und Stahl soll in der EG fallen, wenn alle 
politischen Gefangenen freigelassen 
sind und die Gesetze, die die Rassentren­
nung nach Wohngebieten festschreiben, 
aufgehoben sind. Die Ausrottung der 
Apartheid wird nicht verlangt. Die Auf­
hebung des Investitionsverbots kam ge­
rade rechtzeitig für große BRD-Konzer­
ne: BMW will in den kommenden vier 
Jahren 225 Mio. DM, MAN im nächsten 
Jahr 10 Mio. DM und Hoechst im näch­
sten Jahr mit 70 Mio. DM die höchste 
Summe seit Jahren investieren. — (uld)
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Aktuell in Bonn USA: „Kein Blut für Öl“
PDS: Ab 7 MdBs Fraktion!

Nach den bisherigen Bestimmungen 
kann die PDS im Bundestag keine Frak­
tion bilden. Der PDS-Partei vorsitzende 
Gysi richtete am 1. Dezember ein 
Schreiben an Parlamentspräsidentin 
Süssmuth mit der Forderung, daß die 
Mindestzahl von Abgeordneten zur Bil­
dung einer Fraktion — und damit zur Er­
langung der entsprechenden Rechte — 
auf sieben herabgesetzt wird. In diesem 
Fall würde nicht nur die PDS (17 Abge­
ordnete), sondern auch Bündnis 90/ 
Grüne (acht Abgeordnete) eigene Frak­
tionen bilden können. 7 Abgeordnete 
entsprechen fünf Prozent der 144 Ab­
geordneten aus der ehemaligen DDR.

Revanchistische Neuzugänge
„Junge Mannschaft der Vertriebenen im 
Bundestag“ überschreibt das Blatt des 
revanchistischen „Vertriebenen“ver- 
bandes seinen Bericht über die Vertreter 
des Verbandes im neuen Bundestag. Als 
Nachfolger von Ex-MdB Czaja ist der 
Generalsekretär des BdV, Koschyk, in 
den Bundestag auf der Liste der CSU 
eingerückt. Als weitere „Vertriebenen- 
abgeordnete“, d.h. Verbandsfunktionä­
re, die jetzt mit Bundestagmandat ope­
rieren können, nennt das Blatt sechs wei­
tere Abgeordnete von CDU und CSU: 
Ortwin Lowack (CSU), Erwin Mar- 
schewski (CDU), Kurt J. Rossmanith 
(CSU), Helmut Sauer (CDU), Georg 
Janovsky (CDU), Dr. Fritz Wittmann 
(CSU).

EG-Regierungskonferenzen
Gleich zwei Regierungskonferenzen hat 
die Gipfelkonferenz der Staats- und Re­
gierungschefs der EG in Rom an vergan­
genen Wochenende gestartet. Die eine 
Konferenz soll sich mit der Wirtschafts­
und Währungsunion befassen. Ihr liegt 
u.a. der von den EG-Zentralbankchefs 
verabschiedete Statutentwurf für eine 
EG-Zentralbank „Eurofed“ vor. Sitz 
dieser Zentralbank soll, so die BRD- 
Forderung, Frankfurt werden. Die 
zweite Konferenz soll sich mit der „Po­
litischen Union“ befassen und u.a. die 
militärische, polizeiliche und außenpoli­
tische Zusammenarbeit der EG zu verfe­
stigen suchen. Beide Konferenzen sollen 
noch im nächsten Jahr Vorlagen zur Än­
derung der EG-Verträge vorlegen, die 
bis 1994 in Kraft treten sollen.

Sozialabkommen mit Polen
Am 9. Dezember vereinbarten Bundes­
arbeitsminister Blüm und der polnische 
Arbeitsminister Kuron — kurz vor dem 
Ausscheiden der Regierung Mazowiecki 
— ein neues sozialpolitisches Abkom­
men, das noch von den Parlamenten rati­
fiziert werden muß. Betroffen sind Ren­
ten-, Unfall- und-Krankenversicherung. 
In der Tendenz soll das Abkommen dem 
mit anderen Ländern angepaßt werden, 
das heißt, jedes Land kommt für die 
Rentenansprüche auf, für die es Beiträge 

erhalten hat — Zusatz- und Übergangs­
bestimmungen relativieren dies.

IMK gegen Asylrecht
Die für eine verfassungsändemde Mehr­
heit notwendige Einigung von SPD, 
FDP und Unionsparteien beim Asyl­
recht „zeichne sich bereits ab“, berich­
tet das „Handelsblatt“ von der Konfe­
renz der Innenminister in Dresden. Die 
„Welt“ ergänzt, die Innenminister woll­
ten ihre Vorstellungen für drastische 
Grenzsperren gegen Flüchtlinge bis spä­
testens Mitte nächsten Jahres vereinheit­
lichen und veröffentlichen. Aus den 
Koalitionsverhandlungen in Bonn war 
vorher verlautet, man wolle das Asyl­
recht in einer „europäischen Lösung“ 
ändern, d.h. parallel mit der Änderung 
der EG-Verträge. Diesen Zeitplan hält 
die IMK offenbar einheitlich — also un­
ter Einschluß der SPD — für zu lang.

Atommüll-Lager Konrad
Das Atommüllager in der Erzgrube 
Konrad soll ab 1993 radioaktive Abfälle 
aufnehmen. Das niedersächsische Um­
weltministerium vertritt aber, daß die 
Unterlagen des Bundesamtes für Strah­
lenschutz unvollständig sind. Am Wo­
chenende verhandelte Bundesumwelt­
minister Töpfer mit der niedersächsi­
schen Umweltministerin Monika Grief- 
hahn. Da keine Verständigung erreicht 
wurde, stellte er eine „Frist“ bis zum 
21.12. — danach werde er eine Bund^s- 
„weisung“ gegen das Land erlassen, 
drohte Töpfer.

Länder-Mehrbelastung?
Die Bundesregierung verlangt von den 
westlichen Bundesländern Verhandlun­
gen über eine stärkere Beteiligung an 
den Kosten des „Wiederaufbaus“ in den 
neuen östlichen Bundesländern. Der 
Ministerpräsident von Niedersachsen 
Schröder (SPD) lehnte dies am 16. 12. 
unter Hinweis auf die frühere Vereinba­
rung ab, derzufolge die Finanzbezie­
hung zwischen Bund und Ländern erst 
1995 neu erörtert werden soll. Die Re­
gierung habe vor der Wahl noch vertre­
ten, der Fonds Deutsche Einheit und die 
bisherigen Nachbesserungen reichten 
aus.

Was kommt demnächst?
Am 20.12. tritt im Reichstag der neu­
gewählte Bundestag erstmals zusam­
men. Am gleichen Tag beginnt in Mün­
chen die zweitägige Ministerpräsiden­
tenkonferenz der Länder, u.a. über die 
Aufnahmequoten für Juden aus der 
UdSSR. Nach der Weihnachtspause sol­
len die Koalitionsverhandlungen am 7. 
Januar wiederaufgenommen werden, 
bis Mitte Januar sollen die Verhand­
lungen über das Regierungsprogramm 
abgeschlossen sein. Am 20. Januar sind 
in Hessen Landtagswahlen. Am 31. Ja­
nuar tagt die nächste Konferenz der In­
nenminister, u.a. über die „Verfas­
sungsfeindlichkeit“ der PDS.

Widerstand gegen den Kriegskurs der Bush-Administration

„Kein Blut für Öl“ und „Bringt die 
Truppen jetzt nach Hause“ stand auf den 
Transparenten der Demonstranten vor 
dem ÜN-Gebäude am Tage der Abstim­
mung über die Kriegsresolution der 
USA. Präsident Bush und sein Außen­
minister Baker haben zwar mit viel 
Druck und diplomatischem Kuhhandel 
die Sanktionierung ihres Kriegskurses 
durch den UN-Sicherheitsrat erreicht, 
an der Heimatfront hat’s ihnen jedoch 
nicht viel gebracht.

In einer Meinungsumfrage der Zei­
tung „USA Today“ am 1.12. — Frage: 
Was sollen die USA tun, falls Irak sich 
bis zum 15.1. nicht aus Kuwait zurück­
zieht? — sprachen sich 49 % der Befrag­
ten dafür aus, den Sanktionen mehr Zeit 
zu geben, 42 % waren für Angriff. Zu­
stimmung für Bush’s Handhabung der 
Krise äußerten 57 % (nach der Ankündi­
gung, daß Baker nach Bagdad geht), ein 
leichter Anstieg von dem Tiefpunkt von 
51 % kurz nach der Ankündigung der 
Entsendung von weiteren Truppen. Mit­
te August hatten noch 82 % Bush’s Kurs 
zugestimmt.

Der Widerstand gegen den Kriegskurs 
der US-Regierung entwickelt sich früh­
zeitig, verglichen mit dem Vietnam­
krieg. Die ersten großen US-weiten Pro­
testaktionen fanden am 20. Oktober 
statt: 15000 Teilnehmer in New York 
City, 8000 in San Francisco und jeweils 
zwischen 300 und 1000 in weiteren 18 
Städten. 200 Demonstranten zogen eine 
Linie von Sand und Blut vor dem Wei­
ßen Haus. Neben der Konzentration auf 
die Forderung nach sofortigem Trup­
penrückzug hatten die Aktionen einen 
klaren antiimperialistischen Charakter. 
Anders als bei früheren Anti-Interven­

Portland, Oregon: Protestaktion gegen den Kriegskurs der US-Regierung aus Anlaß 
eines Besuchs von Vizepräsident Dan Quayle in der Stadt.

tions-Demonstrationen waren die Min­
derheiten bei den Teilnehmern und Red­
nern stark vertreten. Seitdem gibt es 
ständig Demonstrationen unterschiedli­
chen Umfangs. Zum Beispiel demon­
strierten am 1. Dezember 12000 Kriegs­
gegner in Boston und wieder 250 vor 
dem Weißen Haus. Als nächste landes­
weite Aktionen sind für den 19.1. (Mar­
tin Luther King Feiertag) und 26.1.91 
Demonstrationen in Washington D.C. 
und anderen Städten geplant.

Bemerkenswert ist, daß die Gegner­
schaft gegen Bush’s Kriegskurs nicht 
nur viele bürgerliche Liberale — darun­
ter die ganze alte Garde der Anti-Viet- 
namkrieg-Aktivisten — sondern auch 
Konservative umfaßt. Bei den Anhörun­
gen im Senat haben sich Reagan’s und 
ein weiterer ehemaliger Generalstabs­
chef und der ehemalige Kriegsminister 
Schlesinger gegen einen Angriff auf den 
Irak ausgesprochen. Zwei ehemalige Si­
cherheitsberater (Brzezinski, McGeorge 
Bundy) schrieben in der New York 
Times im gleichen Sinn. Der bekannte 
Ökonom John Kenneth Galbraith sprach 
sich gegen den Aufbau militärischer 
Gewalt im Golf durch die USA und ge­
gen jeden Angriff auf den Irak aus.

Anders als beim Vietnamkrieg haben 
sich die Kirchen frühzeitig gegen die 
Kriegstreiberei ausgesprochen. Der Na­
tionale Rat der Kirchen, der über 300 
protestantische Glaubensgemeinschaf­
ten repräsentiert, machte am 15.11. 
Schlagzeilen mit einer einstimmig ver­
abschiedeten Resolution, in der es heißt: 
„Die US-Politik im Golf neigt sich zum 
Krieg und . . . wir haben die moralische 
Pflicht, dem entgegenzutreten.“ Der 
Rat „befürwortete direkte Verhandlun­

gen, die rigorose Anwendung der Sank 
tionen. forderte den UN-Generalsekre 
tär auf, sich persönlich für eine Frie­
denstruppe und für eine Verhandlung^ 
lösung einzusetzen.“ Der Rat ging sogar 
über den Irak/Kuwait Konflikt hinaus, 
sprach die ungelösten Konflikte in Is­
rael, Libanon und Zypern an und rief zu 
einer internationalen Konferenz für um­
fassenden Frieden im Nahen Osten auf 

In der gleichen Woche veröffentlich­
ten katholische Bischöfe eine Erklärung, 
die die Entsendung von US-Truppen in 
Frage stellte und bezweifelt, daß der 
Golfkrieg ein „gerechter Krieg" sei.

Auch in den Gewerkschaften beginnt 
sich Opposition gegen den Unterstüt­
zungskurs der AFL/CIO-Führung zu 
bilden. Vier zentrale Gewerkschaftsgre­
mien in Nordkalifomien haben Erklä­
rungen gegen die US-Militärpräsenz am 
Golf verabschiedet.

Inzwischen weitet sich auch die Zahl 
der Kriegsdienstverweigerer aus. Han­
delte es sich zuerst um ein paar Dutzend 
Berufssoldaten, die den Kriegsdienst 
verweigerten, hat sich mit der Einberu­
fung von Reservisten seit Ende Novem­
ber ihre Zahl auf mehrere Hundert er­
höht. Schon Ende August wurden die er­
sten Fälle von Weigerung von aktiven 
Marineinfantriesoldaten, sich nach Sau­
di-Arabien verschiffen zu lassen, be 
kannt. Daß es sich nicht um Einzelfälle 
handelte, kann man daraus entnehmen, 
daß die „Los Angeles Times" am 8.10. 
eine lange Erklärung eines von ihnen un­
ter dem Titel „Weigerung, für den Im­
perialismus zu kämpfen" veröffentlich­
te. Der Verfasser, Korporal Jeffrey Pa­
terson, beschreibt darin, wie ihm durch 
seine Stationierung in Okinawa, Süd­
korea und den Philippinen der rassisti­
sche und imperialistische Charakter der 
USA aufgegangen sei. Nun seien Zehn­
tausende von Leben bedroht für imperia­
listische ökonomische Interessen und für 
das Ziel, Washington als Hauptstadt der 
neuen unipolaren „Weltordnung" zu 
etablieren. Er könne sein Rückgrat nicht 
mehr weiter verkrümmen. Das Militär­
gerichtsverfahren gegen Paterson wurde 
kürzlich eingestellt.

Als sich der Kongreß Ende Oktober 
vertagte (der neue Kongreß wird sich 
nicht vor Ende Januar konstituieren), 
hatte er Präsident Bush einen relativen 
Freibrief ausgestellt. Die Demokrati­
sche Mehrheit hatte sich aus Angst vor 
der „Popularität" von Bush's Kriegs­
kurs nicht zu mucksen getraut. Jetzt hön 
man starke Worte: Sollte Bush den Kon­
greß zu einer Sondersitzung einberufen, 
um sich die Zustimmung für einen An­
griffskrieg zu holen, würden sie ihm den 
Kopf waschen. Das Weiße Haus hat jetzt 
das Projekt einer Sondersitzung feilen 
gelassen, weil es passieren könnte, daß 
der Kongreß einer Resolution, die der 
des UN-Sicherheitsrats ähnelt, nicht zu­
stimmt. — (ger)

Staatsschutzaktion am 5. Dezember
Razzien der Bundesanwaltschaft unter dem Vorwand der „RAF-Verfolgung“

Jüdische Auswanderung aus SU
Zionistische Politik mit sowjetischen Jüdinnen

Unter dem Vorwand, „Ausspähungsmaterial“ für An­
schläge der RAF auf Industriemanager zu suchen, drangen 
am 5.12.1990 zeitgleich früh morgens um 6 Uhr 380 Polizi­

sten unter der Federführung des Landeskriminalamts Ba­
den-Württemberg bundesweit in 24 Wohnungen und Häu­
ser ein. Allein in Stuttgart gab es 20 Durchsuchungen.

Acht Durchsuchungen richteten sich ge­
gen „Verdächtige“ nach § 102 Strafpro­
zeßordnung (StPO): Sie wären Mitglie­
der oder Unterstützerinnen der RAF. 
Die übrigen 16 Durchsuchungen sind 
durch § 103 StPO legalisiert, wonach im 
Rahmen eines Verfahrens nach § 129a 
Strafgesetzbuch eine Hausdurchsu­
chung auch gegen Nicht-Verdächtige 
durchgeführt werden kann. Der § 129a 
fungiert hier als das formale Einfallstor 
in Wohnungen, auch ohne Verdacht, 
auch ohne ein Verfahren einzuleiten.

Die Durchsuchungsbefehle wurden 
den Betroffenen nur zum Durchlesen 
ausgehändigt und dann wieder abge­
nommen. Sie enthielten keine konkreten 
Vorwürfe. Erst der Presse konnte ent­
nommen werden, daß in den durchsuch­
ten Wohnungen Unterlagen ausgespäh­
ter Personen aus der Industrie vermutet 
wurden. Besonders gefährdet wähnt sich 
der Vorstandsvorsitzende der Daimler- 
Benz AG, Edzard Reuter, der in Stutt­
gart residiert. So erklärt sich nachträg­
lich, warum Stadtpläne heiß begehrt wa­
ren; Material zur Konstruktion beliebi­
ger Anklagen. Außerdem wurden fünf 

Personen vorläufig festgenommen, die 
am Abend allesamt wieder draußen wa­
ren. Bei ihrer erkennungsdienstlichen 
Behandlung interessierte v.a. ihr rechter 
Zeigefingerabdruck, der zum Abgleich 
ergebnislos nach Wiesbaden zum BKA 
gefaxt wurde. Bemerkenswerterweise 
und entgegen den Verlautbarungen der 
Bundesanwaltschaft stehen die „Ver­
dächtigen“ nicht „in einem engen Be­
ziehungsgeflecht zueinander“. Die 
Staatsaktion war vielmehr recht breit 
angelegt und traf Hausbesetzerinnen, 
Antifaschistinnen und Leute, die politi­
schen Gefangenen schreiben und sie be­
suchen.

Das Eindringen in die verschiedenen 
Wohnungen folgte unterschiedlichen 
Drehbüchern. In einem Fall wurde eine 
Häuserstürmung inszeniert. Vermumm­
te Kämpfer des Sondereinsatzkomman­
dos standen plötzlich im Zimmer der 
Schlafenden, strahlten sie mit starken 
Scheinwerfern an, nahmen sie mit 
Videokameras auf und bedrohten sie mit 
vorgehaltener Pistole. In einer anderen 
Wohnung wurde ebenfalls gefilmt. In 
den übrigen Wohnungen wurde die 

Durchsuchung auf die gesamte Woh­
nung ausgedehnt. Legitimiert wurden 
die Durchsuchungen mit „Funden“ aus 
einer Durchsuchungsaktion in den ehe­
mals besetzten Häusern in der Hambur­
ger Hafenstraße im Mai 1990. Monate 
später titelte die Illustrierte „Stern“, 
daß die beschlagnahmten Stadtpläne 
„Ausspähungsmaterial für die RAF“ 
sei. Bewohnerinnen der Hafenstraßen­
häuser haben dieser Darstellung vehe­
ment widersprochen. Auch die RAF 
selbst hat erklärt, daß sie ihre Aktionen 
ohne Unterstützung durch Dritte plant, 
vorbereitet und ausführt.

Die letzte Durchsuchungsaktion liegt 
in Stuttgart zwei Jahre zurück. Damals 
war die Verhaftung Uli Winterhalters 
und dessen 9-monatige Untersuchungs­
haft unter dem Vorwurf der „Mitglied­
schaft in der RAF“ die direkte Folge. 
Mit Abschluß des Prozesses mußte er 
ffeigelassen werden. Schwerpunkt 
Stuttgart: Sicherheitszone für Staat und 
Kapital? Die Stadt Stammheims und 
Daimlers als No-Go-Area für Linke und 
für alle, die sich den Zumutungen der 
Herrschaft nicht einfach beugen? — ttz) 

Seit Gorbatschow blüht auch in der SU 
der Antisemitismus. Dieses und die 
schlechten materiellen Verhältnisse aller 

»sind Grundlage für den Auswanderungs­
willen der Jüdinnen. Im übrigen gibt es 
schon seit Jahren in der SU zionistische 
jüdische Gruppen, die eine Auswande­
rung nach Israel propagieren. Ihre Aus­
wanderungskampagne hatte lange kei­
nen großen Erfolg, weil 1. die Auswan­
derungsquote bis zu Gorbatschow klein 
war, und weil 2. die meisten Auswan­
derinnen über Wien in die USA emi­
grierten und nicht nach Israel gingen. 
Die SU ist zunehmend bereit, den Wün­
schen der USA und Israels zu entspre­
chen und die Auswanderinnen direkt 
nach Israel zu lotsen. Parallel dazu 
schloß die USA aufgrund einer mit Israel 
getroffenen Vereinbarung ihre Grenzen 
für sowjetische Jüdinnen, desgleichen 
andere westliche Staaten und auch die 
BRD. Hier gibt es de fecto einen Ein- 
wanderungsstop für sowjetische Jüdin­
nen. Entsprechende Anträge auf Ausrei­
se werden von der deutschen Vertretung 
in der SU nicht mehr bearbeitet. Wir be­
tonen das Recht auf freie Einreise für 
Jüdinnen besonders, weil wir damit auf 
die aktuelle Politik der israelischen Re­
gierung aufmerksam machen wollen. Is­
rael erwartet aufgrund der Verhältnisse 

mehrere Hunderttausend jüdische Ein­
wanderinnen aus der SU (Israelische 
Regierungskreise erwarten 2 Mio.). Bis 
Dezember 1990 sind in diesem Jahr be­
reits 140000 jüdische Einwanderinnen 
in Israel angekommen. Die Bedrohung 
für die besetzten Gebiete besteht darin, 
daß die jüdischen Einwanderinnen in 
den besetzten Gebieen angesiedelt wer­
den sollen. In größerem Stil geschieht 
das jetzt schon in Jerusalem. Israel hat in 
den besetzten Gebieten bereits Siedlun­
gen (Wehrdörfer) installiert Israel will 
und wird mit der Ansiedlung von sowje­
tischen Einwanderinnen das demogra­
phische Verhältnis zwischen jüdischer 
und palästinensischer Bevölkerung vor 
allem in den besetzten Gebieten so ver­
ändern. daß wieder einmal, wie 1948 bet 
der Staatsgründung. ..vollendete Tatsa­
chen“ als Legitimation für eine Anne 
xion der besetzten Gebiete benutzt wer 
den können. Auf diesem Hintergrund 
halten wir ein Aufgreifen dieser Situa­
tion in der Linken der BRD für w ichtig, 
indem die sich daraus ergebenden For­
derungen: Stoppt die zionistische Ein 
Wanderungspolitik mit den sowjetische 
Jüdinnen’ Freie Einreise für Jüdinnen in 
die BRD! diskutiert und in die Öffent­
lichkeit gebracht werden
— (Autonome Nahostgruppe Bieteteldi
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Türkei: Streiks in Zonguldak und anderen Städten
Interview mit Aynur Karaaslan, Vorsitzende der Gewerkschaft Teez-Koop-Is in Istanbul, über den Widerstand gegen Özals Verelendungs- und Kriegspolitik

Auf Einladung des AStA Bremen berichtete Mitte Dezember die Karaaslan, auf mehreren Veranstaltungen übver die jüngste Ent- gung. Während ihres Aufenthalts in Köln führten die „Politi- 
Wrsitzende der türkischen Gewerkschaft Teez-Koop-Is, Aynur Wicklung der türkischen Gewerkschafts- und Antikriegsbewe- sehen Berichte“ mit ihr das folgende Interview. — (rül)

Genossin Karaaslan. kannst du viel­
leicht eingangs erklären, wer die Tez- 
Koop-ls ist und was deine Funktion in 
dieser Gewerkschaft ist.

Teez-Koop-Is ist die Gewerkschaft für 
Büroangestellte und Kunsthandwerker, 
für Handel, Genossenschaft und Erzie­
hung.

Insgesamt gibt es in der Türkei von 
Teez-Koop-Is 19 Niederlassungen, da­
rin sind 30000 Mitglieder organisiert. 
Teez-Koop-Is ist Mitglied der Türk-Is- 
Konföderation. Die Hauptsektion mit 16 
Niederlassungen wird von den reaktio­
nären und gelben Gewerkschaften gebil­
det, die prostaatlich orientiert sind. Da­
runter gibt es zahlreiche Faschisten. 
Diese versuchen mit allen Mitteln, die

Das türkische und das kurdische Volk 
haben keinerlei Interesse daran, für die 
imperialistischen Kräfte und Ölscheichs 
zu kämpfen und zu sterben. Die Regie­
rung befindet sich in einer wirtschaftli­
chen und politischen Krise. Die Werktä­
tigen, Studenten, Bauern, Händler und 
Kleinbetriebler — und das kurdische 
Volk mit seinem Kampf für Unabhän­
gigkeit — haben gerade in dieser Bezie­
hung ihren Standpunkt und ihre Position 
klar formuliert. Seit zehn Jahren werden 
die türkischen Völker durch Waffen­
gewalt unterdrückt und per Gesetz in 
Angst versetzt. Dagegen findet jetzt ein 
organisierter Kampf statt, und die 
gesellschaftliche Opposition breitet sich 
aus. Deswegen strengt sich die Regie­
rung mehr denn je an, die Opposition zu 
zerstören, und setzt den Golfkonflikt auf 
die Tagesordnung. Die faschistische 
ANAP-Regierung erklärt mittels ihrer 
Kriegspolitik den türkischen Völkern 
zum zweiten Mal den Krieg. Dieser 
Krieg würde für die Werktätigen noch 
mehr Arbeit bedeuten, weitere Ausbeu­
tung und Preiserhöhungen, noch mehr 
Unterdrückung und Verbote.

Dafür gibt es schon zahlreiche Bei­
spiele. Im August/September wurden 
die Streiks in der Gummi-Industrie und 
in der Petrochemie verboten, die Streiks 
auf den US-Stützpunkren wurden ver­
schoben. Für die Arbeiter wurde eine 
24-Stundenschicht angeordnet, und Pro­
testaktionen und Versammlungen wur­
den untersagt. Jetzt wird in Erwägung 
gezogen, die Gewerkschaften zu schlie­
ßen.

Die staatlichen Beamten gründeten die 
Gewerkschaft des Öffentlichen Rechts 
(Kam-Sen), und die städtischen Beamten 
die Gewerkschaft für Öffentliche Arbeit 
(Bem-Sen), die Krankenschwestern und 
das Pflegepersonal die Gewerkschaft 
Saglik-Sen. Der Druck auf diese 
Gewerkschaften nimmt ständig zu, und 
deren Vorsitzende wurden verhaftet und 
gefoltert.

Frage: Die soziale Lage der Werktätigen 
in der Türkei hat sich in den letzten Jah­
ren ständig verschlechtert. Das Embar­
go gegen den Irak hat die Teuerung noch 
mehr erhöht. Wie reagieren die Gewerk­
schaften auf diese Entwicklung?

Das soziale Leben der Werktätigen ver­
schlechtert sich durch die Politik der fa­
schistischen ANAP-Regierung, die sich 
stellvertretend für den US-Imperialis- 
mus sieht, von Tag zu Tag. In dieser Si­
tuation führen die Gewerkschaften Ta­
rifverhandlungen für Lohnerhöhungen. 
Für die Durchsetzung dieser demokrati­
schen Rechte fehlte jedoch die entspre­
chende Gesetzgebung, um die erkämpf­
ten Rechte zu schützen. Die Gewerk­
schaften könnten, vorausgesetzt, sie set­
zen den Kampf und das Potential richtig 
ein, die entsprechenden Gesetze durch­
setzen.

Nach dem 12. September (1980, d.h. 
nach dem Militärputsch, d. Red.) wur­
den die Arbeiterorganisationen und Ge­
werkschaften geschlossen und verboten 
und nur die pro-staatlichen gelben Ge­
werkschaften erlaubt, nämlich Türk-Is 
und die Gewerkschaften unter Türk-Is. 
Diese Gewerkschaften schützen bis jetzt 
die Belange der Arbeitgeber und nicht 
die der Arbeitnehmer.

Heute zwingt die Arbeiterklasse die 
gelben Gewerkschaften, ihr Verhalten 
zu ändern. Deshalb versuchen die gel­
ben Gewerkschaften, nach außen hin ak­
tiv zu erscheinen. In Zonguldak kam ein 
Bergarbeiterstreik mit 50000 Streiken­
den zustande. Die gelben Gewerkschaf­
ten konnten diesen Streik nicht stoppen. 
Dieser Tage werden im Metallbereich 
150000 Arbeiter streiken, weitere 
100000 Textilarbeiter, dazu kommen 
100000 in der Papier- und Druckindu­
strie. Im neuen Jahr werden sich dann 
über 400000 Arbeiter im Streik befin­
den.

In den Arbeitsbereichen, die ich nann­
te, beträgt der durchschnittliche Lohn 
300000 bis 500000 TL im Monat. Es 
gibt keinerlei Sicherheit für den Erhalt 
des Arbeitsplatzes. Die Arbeiter leben in 
Angst vor der Entlassung und arbeiten 
mehr als 10 Stunden pro Tag. Am Ar­
beitsplatz fehlen Sicherheitsvorkehrun­
gen und die notwendige Schutzbeklei­
dung. Somit sind die Arbeitsbedingun­

Aynur Karaaslan

revolutionären Gewerkschafterinnen 
auszuschließen, weil das Arbeitsmini­
sterium und Türk-Is auf ihrer Seite steht. 
Sie unterstützen nicht die Forderungen 
der Arbeiter nach Streikrecht, sind ge­
gen jeden Widerstand. Wir sind die Nie­
derlassung 3 von Teez-Koop-Is in Istan­
bul. Ich bin die Vorsitzende dieser Nie­
derlassung. Die Niederlassung 3 wurde 
nach dem Putsch am 12.9. 1980 in dem 
Migros-Streik, der 1987 stattfand, unter 
der Perspektive der revolutionären Ar­
beiterbewegung zum Symbol für den 
Widerstand, gegen willkürliche Verbote 
und Unterdrückung. Obwohl die Zentra­
le von Teez-Koop-Is und Türk-Is und 
andere reaktionäre Gewerkschaften ge­
gen diesen Streik waren, gelang es zum 
ersten Mal, einen Streik zu organisieren, 
in dem erfolgreich Tarifverhandlungen 
geführt werden konnten.

Tbez-Koop-Is kämpft gegen sämtliche 
restriktiven Maßnahmen wie Gesetze, 
Erklärungen, Satzungen und Verbote. 
Dadurch gewann sie die Sympathien der 
Arbeiter und ist somit der Türk-Is ein 
Dom im Auge, wird als gefährlich ein- 
gestuft. Deswegen wurde auch die Nie­
derlassung 3 geschlossen und deren 
Vorsitzende entlassen. Die Strukturen 
der revolutionären Arbeiterbewegung 
können nicht zerstört werden, und die 
Führung lebt innerhalb der Arbeiter wei­
ter. Gegen die Entlassung wurde ge­
klagt. Der Prozeß läuft noch.

Das Ziel der Teez-Koop-Is, Nieder­
lassung 3, ist, unter der Perspektive der 
revolutionären Arbeiterbewegung den 
ökonomischen und demokratischen 
Kampf zu führen, für ein System ohne 
Ausbeutung und Unterdrückung.

Frage: Die ANAP-Regierung unter Özal 
beteiligt sich an den Aggressionsvorbe- 
ratungen der USA, der Nato gegen den 
hnk und will die Türkei in den Konflikt 
eü dem Irak hineinziehen, offenbar in 
der Hoffnung, am Ende kurdische Ge­
biete des Irak (Mossul und Kirkuk) er­
obern zu können und so die reichen Öl­
quellen dieser Region in türkischen Be­
sitz zu bekommen. Welche Folgen hat 
dieser Kriegskurs der Regierung für die 
politischen Rechte der Werktätigen in 
der Türkei, für ihre gewerkschaftlichen 
Rechte, für ihre Lebenslage? Welche 
Rechte sind z.B. unter Berufung auf den 
drohenden Krieg außer Kraft gesetzt?

Die faschistische ANAP-Regierung will 
■ Wirklichkeit nicht als verlängerter 
Ann der US-Regierung Mossul und Kir- 
bterobern, sondern Ozal will dadurch, 
daß ct den Krieg schürt, von dem Ver­
bs und der fehlenden Unterstützung 

die Völker der Türkei ablenken. 

gen einfach miserabel, im Textilbereich 
arbeiten sogar 12-jährige Kinder. Die 
meisten Arbeiter arbeiten ohne Sozial­
versicherung und sind unterbezahlt. In 
der Türkei beträgt der Mindestlohn 
261000 TL. Demgegenüber beträgt die 
Billigmiete 300000 TL; ein Brot kostet 
700 TL. Wenn ihr fragen würdet, wie 
die Menschen dort leben, so kann ich nur 
antworten, daß es selbst ein Wissen­
schaftler nicht erklären könnte. Die mei­
sten jobben, um sich am Leben zu erhal­
ten, noch zusätzlich 4 Stunden am Tag.

Frage: Über die Antikriegsbewegung in 
der Türkei dringen nur wenig Nachrich­
ten in die BRD. Kannst du uns etwas 
über die Ziele und den Umfang der Akti­
vitäten dieser Bewegung gegen den 
Krieg berichten? Welche Aktionen fin­
den in der Türkei statt, welche Rolle 
spielen dabei die Gewerkschaften, die 
linken und revolutionären Parteien und 
Gruppen, die Opposition im Parlament? 
Und wie reagiert die Regierung auf die 
Antikriegsbewegung ?

Seit dem 13. August 1990 finden Anti­
kriegsaktionen statt. Die ersten Reaktio­
nen kamen von der Arbeiterbewegung. 
In Istanbul führten die Arbeiter einen 
2-stündigen Warnstreik durch. Eine ein­
stündige Protestkundgebung, bei der die 
US-Flagge verbrannt wurde und gegen 
die Regierung protestiert wurde, fand 
ebenfalls statt. Die revolutionären lin­
ken Kräfte verteilten hunderttausende 
von Flugblättern, klebten Plakate, häng­
ten Transparente auf und machten De­
mos. An solchen Aktionen nahmen in 
Istanbul viele Arbeiter, Studenten, 
Hausfrauen, Beamte, Rechtsanwälte, 
Ärzte und auch Kinder teil. In den Schu­
len sprühten die Schüler „Nein zum 
Krieg“. Daraufhin wurden einige von 
ihnen verhaftet. Die 16-jährige Schüle­
rin Nermin Alkan und einige Freunde 
befinden sich deshalb immer noch in 
Haft. In Ankara wurde die Sekretärin 
von Dem-Kad, Mevroz Türk-Dogan, 
verhaftet und gefoltert, weil sie Flug­
blätter verteilte. Sie war im 2. Monat 
schwanger und verlor durch die Folte­
rungen ihr Kind. Ihr Mann wurde eben­
falls verhaftet und mit der Methode des 
Palästina-Hakens gefoltert. Seine Arme 
sind seitdem gelähmt.

Am 16.11.1990 fand unter der Füh­
rung von Dev Genc in allen Universitä­
ten ein Vorlesungsboykott gegen den 
Golfkrieg und gegen YÖK (von der Re­
gierung benannte Schulverwaltung) 
statt. Tausende von Menschen prote­
stierten vor westlichen Botschaften, und 
in den einzelnen Stadtteilen fanden Anti­

Protestaktion der Bergleute von Zonguldak. Auf den Demonstrationen wurde Parolen wie „Der Fette von Cankaya (Anm. Regie­
rungsviertel in Ankara) ist der Feind der Arbeiter“, „Das Grab Özals werden die Bergarbeiter graben“, „Wir sind im Recht, wir sind 

stark, wie leisten Widerstand, wie werden siegen“, „Nein zum Krieg“ gerufen.

kriegsaktionen statt. Die revolutionären 
linken Kräfte gründeten Antikriegsko­
mitees, die von Arbeitern und Schülern 
unterstützt werden.

Die revolutionäre Arbeiterbewegung 
organisiert jetzt den Generalstreik. Und 
dabei ist noch zu erwähnen, daß die an­
deren linken Gruppen anfangs die 
Kriegsgefahr unterschätzt haben. Des­
halb nahmen sie an solchen Aktionen 
nicht teil. Erst in den letzten Tagen ha­
ben sie endlich gemerkt, daß man was 
gegen die Kriegsgefahr unternehmen 
muß, und haben dazu einige Presseer­
klärungen abgegeben. Die anderen Op­
portunisten machen praktisch nichts.

Am 14.12. bekam ich mit, daß die 
Arbeiter in Istanbul zur Zeit einen zwei­
stündigen Generalstreik durchführen.

Frage: Eines der Ziele deiner Rundreise 
in der BRD ist, auf den Kampf der Berg­
arbeiter in Zonguldag hinzuweisen und 
um Solidarität mit diesem Kampf zu wer­
ben. Wie ist die Situation in diesem 
Kampf?

Die Bedingungen der Bergarbeiter in 
Zonguldak sind ziemlich schlecht. Sie 
verabschieden sich täglich von ihren 
Familien, weil sie nicht sicher sind, ob 
sie abends wieder nach Hause kommen. 
Der monatliche Lohn beträgt 500000 
TL. Mit diesem Geld ist der Lebensun­
terhalt kaum zu bestreiten. Es fehlen 
Schutzkleidungen wie Helme, Gas­
masken. Falls welche vorhanden sind, 
sind sie hoffnungslos veraltet. Die Ar­
beitgeber können sie jederzeit entlassen.

- Für die Bevölkerung in Zonguldak sind 
die Bergwerke die einzige Möglichkeit, 
zu arbeiten; davon abhängig sind sämtli­
che Läden und der Handel. Der Anlaß 
für den Streik war die Forderung nach 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen, 
Lohnerhöhungen und Sozialversiche­
rung. Und auch die Angst, daß sich das 
Grubenunglück, eine Gasexplosion wie 
in Yeniceltek, wiederholen könnte.

Frage: Mit dem Kriegskurs der Regie­
rung verschärft sich auch die Repression 
gegen die politischen Gefangenen. 
Gleichzeitig droht die Regierung mit 
dem Vollzug zahlreicher Todesurteile, 
die seit dem Putsch 1980 gegen politi­
sche Gefangene verhängt wurden. Was 
sind deine letzten Nachrichten über die 
Situation der politischen Gefangenen 
und über die Repression der Regierung 
gegen sie?

Die Kriegshetzerei brachte auch die 
Hinrichtung der politischen Gefangenen 
auf die Tagesordnung. Damit versuchen 

sie, die gesellschaftliche Opposition und 
den Widerstand zu stoppen und zu be­
drohen. Die von der Hinrichtung be­
drohten Revolutionäre schrieben einen 
Brief an Özal, daß sie vor der Hinrich­
tung keine Angst hätten und von Anfang 
an damit gerechnet haben. Gleichzeitig 
schrieben sie, daß die Justiz des Volkes 
irgendwann einmal mit den Verantwort­
lichen des Systems abrechnen wird.

Gegen die Isolationshaft und die Isola- 
tions-Knäste fand ein 30-tägiger Hun­
gerstreik statt. Während des Hunger­
streiks wurden die politischen Gefange­
nen verprügelt und gefoltert, wobei eini­
ge von ihnen Augenverletzungen und 
Armbrüche erlitten. Außerhalb der Knä- 
ste organisierten Tayad-Familien Soli­
daritäts-Protestaktionen und unerlaubte 
Demonstrationen. Nach diesen massi­
ven Protestaktionen schob die Regie­
rung die Verantwortung auf das Justiz- 
und Innenministerium.

Frage: Du willst mit deiner Rundreise 
auch die Solidarität der bundesdeut­
schen Gewerkschaftsbewegung mit der 
türkischen Gewerkschaftsbewegung ver­
suchen zu verbessern. Welche Unterstüt­
zung bekommt deine Reise durch die hie­
sigen Gewerkschaften, was weißt du 
über die Unterstützung des Bergarbei­
terstreiks in Zonguldag durch BRD-Ge- 
werkschaften? Gibt es z.B. ein Solidari­
tätskonto für die streikenden Minenar­
beiter in Zonguldag?

Ich bin vom AStA Bremen eingeladen 
worden. Ich bemühe mich jetzt um Kon­
takte mit deutschen Gewerkschafter/- 
innen, um so eine breite Solidarität zu 
schaffen. Beim Migros-Streik gab es 
eine breite Solidarität von verschiedenen 
Gewerkschaften, u.a. aus England, Ir­
land und der BRD. Einige Gewerkschaf­
ter besuchten die Streikenden in der Tür­
kei.

In Bremen habe ich mit der IG Metall, 
dem DGB und der Gewerkschaft Han­
del, Banken und Versicherungen Ge­
spräche geführt. Zu dieser Zeit hatte der 
Streik in der Türkei noch nicht begon­
nen. Die Gewerkschaften sagten ihre 
Solidarität mit den Gewerkschaften in 
der Türkei zu.

Die IG Bergbau eröffnete ein Konto 
für die Streikenden (Bergarbeiter in 
Zonguldak, d. Red.) In Köln berichtete 
der türkische Sender vom WDR darüber 
und gab die Nummer des Spendenkontos 
bekannt. Im Berliner Fernsehen für 
„türkische Mitbewohner" wurde eben­
falls ein Aufruf veröffentlicht.

Wir danken Dir für das Gespräch.
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Internationale Umschau

Das „Aktionskomitee zum Boykott amerikanischer Truppentransporte“ hat am 8. 
Dezember in Antwerpen einen US-Militärkonvoi eine Stunde lang blockiert (Bild). Die 
etwa 80 Teilnehmer der Aktion blockierten den Zugang zum Hafenterminal und ver­
teilten Flugblätter in englischer Sprache an die US-Soldaten. Am 15. Dezember fand 
erneut eine Blockadeaktion statt, zu der alle antiimperialistischen, Dritte-Weit und 
Friedensgruppen aufgerufen waren. Über den Verlauf dieser Aktion lagen bei Re­
daktionsschluß noch keine Nachrichten vor. Die Aktionen sollen fortgesetzt werden. 
- (rül)

Tschad: US-„Contras“ 
gegen Libyen ausgebildet

Im Tschad wurden in den vergangenen 
Jahren von den USA mit Wissen Frank­
reichs mehrere hundert libysche Opposi­
tionelle für bewaffnete Einsätze gegen 
Libyen ausgebildet. Die etwa 500 bis 
700 Mann starken Einheiten wurden in 
einem Lager bei Ndjamena von US-Be- 
ratern für Terroraktionen in Libyen ge­
schult. Das verlautete nach dem Sturz 
der Regierung Habre im Tschad. Die 
neue Regierung Deby hat beschlossen, 
die Einheiten außer Landes zu bringen. 
US-Militärtransporter brachten darauf­
hin etwa 600 Mann in drei Flügen nach 
Nigeria. Libyen hat eine Sondersitzung 
des UN-Sicherheitsrates beantragt und 
verlangte den Ausschluß der USA und 
Frankreichs aus der UNO. Die Ausbil­
dung der „Contras“ verstoße gegen alle 
Normen internationalen Rechts. — (rül)

Schweden: Parlament beantragt 
Beitrittsverhandlung mit der EG
Am 12. Dezember hat das schwedische 
Parlament mit großer Mehrheit be­
schlossen, die Regierung solle mit der 
EG Verhandlungen mit dem Ziel eines 
Beitritts zur EG aufnehmen. Damit 
droht nun auch die Einbeziehung der bis­
her „neutralen“ Staaten in Europa in 
den EG-Pakt. Die Beitrittsverhandlun­
gen sollen nach dem Willen der Regie­
rung noch 1991 beginnen. Sozialdemo­
kraten, Liberale, Zentrum und Konser­
vative unterstützten den Antrag. Ledig­
lich die schwedischen Grünen und die 
Kommunisten stimmten gegen den An­
trag. - (rül)

CSFR: Regierung entscheidet 
für VW-Beteiligung an Skoda-AG
In den nächsten Wochen werden die 
Skoda-Automobilwerke in eine Aktien­
gesellschaft umgewandelt. Monatelang 
wurde in der internationalen Presse spe­
kuliert, ob die Regierung VW oder Re­
nault/Volvo, die beide Angebote vorge­
legt hatte, eine Kapitalbeteiligung ge­
nehmigen würde. Die westdeutsche 
Presse kolportierte penetrant, VW hätte 
das „wesentlich sozialere“ Umgestal­
tungskonzept vorgelegt. So hätte VW 
eine Sicherung aller Arbeitsplätze ver­
sprochen, weshalb sogar die Gewerk­
schaften bei Skoda für eine VW-Beteili­
gung streikbereit wären. Kurz nach der 
Entscheidung der Regierung für VW 
liest sich das dann so, daß VW zugesagt 
hat, „für alle, die gut arbeiten wollen 
und können“, Arbeit zu bieten. Die Sko­
da-Werke, die schon einmal, nach der 
Annexion des „Sudetenlandes“ durch 
die Faschisten, u.a. dem VW-Konzem 
einverleibt wurden, haben für die Wirt­
schaft der ÖSFR eine erhebliche Bedeu­
tung. VW soll im nächsten Jahr zunächst 
einen Anteil von 31 % erwerben, der 
schrittweise bis 1995 auf 70 % steigen 
soll. Die französische Zeitung „Le Figa­
ro“ sah sich zu den Aussagen veranlaßt: 
„Ist Osteuropa im Begriff, ein wirt­
schaftliches Protektorat Deutschlands zu 
werden? Heute sind alle Voraussetzun­
gen gegeben, um unter deutscher Füh­
rung das Mitteleuropa von früher neu er­
stehen zu lassen.“ - (uga)

Erster PAC-Kongreß In 
Südafrika seit 31 Jahren

Vom 7. bis zum 9. Dezember führte der 
Pan Africanist Congress of Azania sei­
nen ersten offiziellen Kongreß in Süd­
afrika seit seinem Gründungskongreß im 
Jahre 1959 durch. Alle anderen Kon­
gresse und Konferenzen mußte der PAC 
im Ausland bzw. in der Illegalität orga­
nisieren. Der Kongreß sollte ursprüng­
lich Anfang November stattfinden und 
mußte wegen des Todes von Zephania 
Mothopeng, dem Präsidenten des PAC, 
verschoben werden. Auf dem Kongreß 
wurde Clarence Makwetu zum neuen 
Präsidenten gewählt, er war bisher Vize­
präsident. An der Konferenz nahmen 
Vertreter aller PAC-Gruppen, der pan- 
afrikanistischen Massenbewegungen 
wie die African Women Organisation, 
die Studenten- und Jugendorganisatio­
nen, von Industrie- und Landarbeiter­
gewerkschaften usw. teil, aber auch 
Vertreter aller Exilgruppen des PAC. 
Den Delegierten aus dem Exil hatte die 
Rassisten-Regierung vorübergehend 
Straffreiheit zusichem müssen. Ein 
wichtiges Thema des Kongresses war 
die Beratung über das sogenannte „Ver­
handlungsangebot“ der Regierung de 
Klerk, die die Befreiungsorganisationen 
und alle Parteien des Landes aufgefor­
dert hat, an Beratungen über eine neue 
Verfassung teilzunehmen, und bereits 
einen Verfassungsentwurf veröffentlicht 
hat. Der PAC-Kongreß lehnte Verhand­
lungen über die Verfassung mit der Sied­
lerregierung ab — Gespräche könnten 
nur stattfinden, um über Zeitpunkt und 
Verfahren bei der Wahl von Abgeordne­
ten für eine Verfassunggebende Ver­
sammlung zu beraten, und diese Gesprä­
che müßten an einem „neutralen Ort“ 
stattfinden. Der PAC-Kongreß forderte 
die Durchsetzung allgemeiner Sanktio­
nen gegen das Rassistenregime. Der 
Kampf für die Ausrottung der Apartheid 
müsse an allen Fronten, auch der militä­
rischen, weitergeführt werden. — (uld)

Mit einem 24-stündigen Generalstreik haben die marokkanischen Gewerkschaften 
gegen die drastische Verschlechterung des Lebensstandards und gegen die anhal­
tende Unterdrückung jeder Opposition durch das herrschende Regime protestiert. 
Das Regime ging mit äußerster Gewalt gegen die Streikenden vor. Nach Angaben der 
Gewerkschaften kamen mindestens 30 Menschen ums Leben. Krankenhausärzte in 
Fes sprachen sogar von 100 Toten. Der Streik war von der der Unabhängigkeitspartei 
Istiqlal nahestehenden Gewerkschaft CDT und der sozialistischen Gewerkschaft 
UGTM organisiert worden. Die Verschlechterung des Lebensstandards ist auch eine 
Folge der anhaltenden Besetzung der Westsahara durch marokkanische Truppen 
(Bild). — (rül)

WEU: Militärpakt 
wird ausgebaut

Der westeuropäische Militärpakt WEU 
wird ausgebaut. Die Golfkrise bietet of­
fenbar den Vorwand, um lange ange­
strebte Militärallianzen zu festigen. 
Schon im August waren erstmals in der 
Geschichte der WEU alle Generalstabs­
chefs der WEU-Staaten zu einer Konfe­
renz zusammengekommen. Solche Tref­
fen sollen künftig regelmäßig stattfin­
den. Die Parlamentarische Versamm­
lung der WEU in Paris empfahl jetzt auf 
ihrer gerade beendeten Herbstversamm­
lung dem WEU-Ministerrat, auch die 
militärische Koordination zwischen den 
Mitgliedsstaaten zu institutionalisieren. 
„Damit sollen in Zukunft militärische 
Operationen wie diejenige im Golf 
schneller und effektiver organisiert wer­
den können“, schreibt die „Neue Zür­
cher Zeitung“. Endziel der Empfehlung 
der Parlamentarierversammlung sei eine 
„WEU-Schnelleingreiftruppe“ nach 
dem Vorbild der französischen „Force 
d’action rapide“. Die WEU-Versamm- 
lung hofft für diese Interventionstruppe 
auf eine eigene Flagge und ein WEU- 
Kommando. Derzeit gehören der WEU 
neun der zwölf EG-Staaten an (ausge­
nommen Dänemark, Irland und Grie­
chenland). Die Türkei hat den Beitritt
beantragt und nimmt als Beobachter an 
den Tagungen teil. Die italienische Re­
gierung hatte auf der WEU-Versamm- 
lung eine Fusion der WEU mit der EG 
beantragt. Schon vor der Konferenz war 
die Forderung hach einem gemeinsamen 
WEU-Oberkommando aufgekommen. 
Das wurde aber von der Mehrheit der 
Parlamentarier als verfrüht abgelehnt. 
Unmittelbar nach den Parlamentariern 
trat der Ministerrat der Außen- und Ver­
teidigungsminister der WEU zusam­
men. In einer gemeinsamen Erklärung 
teilten sie im Anschluß an ihre Beratun­
gen mit, die WEU werde ein „wesentli­
ches Instrument“ sein, mit dem die EG 
sich eine „Verteidigungsdimension“ 
gebe. Offenbar stößt der italienische 
Vorschlag — der mit der BRD abge­
stimmt ist — doch auf Unterstützung 
auch bei anderen WEU-Staaten. Als 
mögliche Einsatzgebiete einer solchen 
WEU-Truppe gelten die Staaten Osteu­
ropas, des Nahen und Mittleren Ostens 
und Afrikas, in denen die Truppe neoko­
loniale Ziele der westeuropäischen Kon­
zerne militärisch durchsetzen soll.
Quellen: Neue Zürcher Zeitung, 9 /10.12.; Die 
Welt, 11.12.90- (rül)

Plünderungen 
in Albanien

„Die Welt“, Kampf- und Hetzblatt der 
Reaktion, hofft bereits, die albanische 
Regierung werde enden wie Ceaucescu 
in Rumänien. Am vergangenen Wo­
chenende, eine Woche, nachdem Partei­
chef Ramiz Alia die Zulassung weiterer 
Parteien mitgeteilt hatte und sich eine 
„Demokratische Partei“ konstituiert 
hatte, kam es in der albanischen Stadt 
Shkoder zu Ausschreitungen und Plün­
derungen. Nach Angaben der albani­
schen Nachrichtenagentur Ata griffen 
Demonstranten mit Gewehren und 
Sprengsätzen Gebäude der Partei der 
Arbeit Albaniens und der Regierung an. 
Etwa 30 Personen seien nach den hefti­
gen Auseinandersetzungen verhaftet 
worden. — (rül)

Generalstreik der Gewerkschaften
Reaktionäres Gewerkschaftsgesetz in Griechenland

Gegen den heftigen Protest der Lohnab­
hängigen beschloß das griechische Par­
lament am 7. Dezember in letzter Le­
sung das Gewerkschaftsgesetz der kon­
servativen Regierung. Die Gewerk­
schaften hatten am Mittwoch und Don­
nerstag zu Generalstreiks aufgerufen, an 
denen sich Hunderttausende beteiligten. 
Diese Streiks waren die fünfte Protest­
aktion in diesem Jahr, mit dem die Ge­
werkschaften das Gesetz zu Fall bringen 
wollten.

Nach dem neuen Gesetz werden sol­
chen Streiks künftig illegal sein. Alle po­
litisch begründeten Streiks sind verboten 
— legal sollen nur noch Streiks sein, die 
tariflich zu regelnde Fragen zum Gegen­
stand haben. Das bedeutet aber ange­
sichts der derzeitigen arbeitsrechtlichen 
Situation, daß nur noch Streiks legal sein 
werden, die für mehr Lohn durchgeführt 
werden, und auch diese nur nach um­
fangreichen Prozeduren, denn alle Fra­
gen der Arbeitszeit, der Arbeitsbedin­
gungen und der Einflußnahme darauf 
sind gesetzlich geregelt. Die Regierung 
begründet insbesondere diesen Teil des 
Gesetzes mit dem Hinweis auf die Geset­
zeslage in den anderen EG-Staaten — 
„Harmonisierung“ des Streikrechts —, 
obwohl die Gesetzeslage gerade in die­
ser Hinsicht sehr unterschiedlich ist in 
den verschiedenen EG-Mitgliedslän- 
dern. Außer der Beschränkung der 
Streikgründe enthält das Gesetz aber vor

El Salvador: Wieder US-Militärhilfe
Wiederaufnahme der Waffenhilfe gegen die FMLN

Nach den erfolgreichen Angriffen der 
Befreiungsstreitkräfte der FMLN gegen 
Regierungstruppen, bei denen auch 
Hubschrauber mit Raketen abgeschos­
sen wurden, haben die USA eine Wie­
deraufnahme ihrer Waffenlieferungen 
für das Regime Cristiani angekündigt. 
Die mittelamerikanischen Staaten kün­
digten eine „Friedensinitiative“ an. Die 
FMLN hatte ihre Aktionen gegen militä­
rische Einrichtungen des Regimes inten­
siviert, nachdem dieses den angestreb­
ten Waffenstillstand in den unter Ver­
mittlung der UNO zustandegekomme- 
nen Verhandlungen verweigert hatte.

Am 20.11. hatte der General stab der 
FMLN in einem Bulletin die ersten Er­
folge der militärischen Aktionen gemel­
det: „18 Stunden nach Beginn unserer 
Militärkampagne .Bestrafung der anti­
demokratischen Streitkräfte* teilen wir 
mit, daß zu den Verlusten, die wir dem 
Feind zugefügt haben, drei Offiziere ge­
hören, darunter Hauptmann Carlos Her- 
rera Carranza . .. Hauptmann Herrera 
Carranza war Offizier des Bataillons At- 
lacatl und war in die Ermordung der Je­
suitenpater verwickelt. Zuletzt war er 
als Chef des militärischen Geheimdien­
stes DM-4 tätig. Bisher sind acht Panzer

Lice: Staatsterror und Widerstand
Ein Demonstrant erschossen, ein Kind vom Panzer überrollt

In der kurdischen Stadt Lice im türkisch 
besetzten Teil Kurdistans wurde am 12. 
Dezember ein friedlicher Demonstra­
tionszug von Soldaten bewaffnet ange­
griffen. Zwei Menschen starben, einer 
wurde schwer verletzt.

Am Mittag des 12. Dezember brachen 
über 2000 Bewohnerinnen und Bewoh­
ner aus den Dörfern Arikli und Dahblo 
mit der Absicht, den Präfekten über die 
ständig zunehmenden Menschenrechts­
verletzungen zu informieren und dage­
gen zu protestieren, in Richtung Lice 
auf. Soldaten der zur Bezirksgendarma­
rie gehörenden Einheit schnitten ihnen 
den Weg ab und eröffneten, als die Bäu­
erinnen und Bauern trotzdem weitergin­
gen, das Feuer auf die Menge. Dabei 
wurde die 35-jährige Kudret Filiz durch 
Schüsse getötet und ein 12-jähriges 
Kind, dessen Namen Hadi Dalan oder 
Recep Korkut ist, von einem Panzer 
überrollt und getötet. Ein weiterer 
Mensch wurde schwer verletzt. Die Sol­
daten schossen noch zwei Stunden lang 
in der Gegend herum.

Anschließend führten die Sicherheits­
kräfte im Stadtzentrum mit äußerster 
Brutalität Verhaftungen durch. Wahllos 
wurde verhaftet, wer ihnen über den 
Weg lief. Alte, Kinder, Behinderte wur­
den geschlagen, ihnen wurden mit vor­

allem umfangreiche Beschränkungen 
der Streikverfahren und ein nahezu voil 
ständiges Streikverbot für alle öfiettii 
chen Dienste.
Künftig sollen nicht die Abstimmungen 
unter den Gewerkschaftsmitgliedern dt- 
rüber entscheiden, ob sie streiken wol­
len oder nicht, sondern Streiks sollen 
erst dann legal sein, wenn Gerichte nach 
einem langwierigen Schlichtungsverfab- 
ren festgestellt haben, daß keine Eini­
gung möglich ist. Im öffentlichen Dienst 
und bei den noch weitgehend staatlichen 
Banken sollen die Gewerkschaften dar­
auf verpflichtet werden, im Falle wo 
Streiks sogenanntes „Notpersonal" ai 
stellen, das die Funktionen von Müllab­
fuhr, Stromversorgung, Bankwesen etc. 
sicherstellen soll. Wer sich an ..illega­
len“, d.h. nicht gerichtlich genehmigten 
Streiks beteiligt, soll fristlos entlassen 
werden können. Das gleiche gilt für Be­
schäftigte des öffentlichen Dienstes, die 
sich weigern, den „Notdienst“ durchzu­
führen.

Die Gewerkschaften kritisieren das 
Gesetz als Rückfall in die Zeiten der fa­
schistischen Militärdiktatur. Die kon­
servative Regierung habe nahezu alle 
Beschränkungen der gewerkschaftli­
chen Organisationen wieder ausgenom­
men, die die Militärjunta nach dem 
Putsch 1967 erlassen hatte.
Quellenhinweis: Financial Times vom 5., 6.. & 
Dezember 1990 — (uld)

zerstört und dem Feind wurden mehr als 
160 Verluste beigebracht ...“

Am gleichen Tag teilte die FMLN in 
einem Kommunique mit, daß die militä­
rischen Aktionen nur begrenzte Ziele 
verfolgten, aber: „Wenn die Regierung 
und die Streitkräfte dem internationalen 
Druck, den Forderungen der Nation und 
unserem militärischen Druck sich wei­
terhin widersetzen und sich gegen eine 
politische Lösung stellen, behalten wir 
uns das Recht vor, kurz- oder mittelfri­
stig eine militärische Offensive großen 
Ausmaßes zu starten. Einen Waffenstill­
stand wird es nur mit dem Ende der 
Straffreiheit (für die militärischen To- 
desschwadrone u.a., d. Red.) geben. 
Das Ende des Krieges wird nur mit dem 
Verschwinden des antidemokratischen 
Heeres erreicht. 2. Mit dieser Kampag­
ne wird ebenfalls die Umwandlung der 
militärischen Kräfte der FMLN in das 
„Nationale Heer der Demokratie" be­
gonnen. Sein Charakter ist professionell 
und es wird existieren, solange das anti­
demokratische Heer existiert ...“
Quellen: Radio Venceremos, Köln. Kommuni­
ques, Nachrichten, Dokumente zur militäri­
schen Kampagne ..Bestrafung der antidemokra­
tischen Streitkräfte“. Nov. 90 — (rül)

gehaltenem Gewehrlauf die Hände auf 
den Rücken gefesselt, sie wunden in die 
Fahrzeuge gestoßen.

Hikmet Ata, Vorsitzender des Men­
schenrechtsvereins IHD. erklärte: „Es 
ist jetzt absolut klar, daß alle in unserer 
Region lebenden Menschen in den Au­
gen des Staates schuldig sind. Die staat­
lichen Kräfte probieren alle Wege der 
Repression und Folter aus, um das Volk 
einzuschüchtem . . . bereiten den Boden 
für künftige Massaker vor. Wie einer 
der Sicherheitskräfte gesagt hatte. 
.Wenn ich die Erlaubnis bekomme, bin 
ich bereit, die Region so zu vernichten, 
daß nicht einmal mehr Gras wächst*

Obwohl der Bezirk nach diesen An­
griffen durch die türkische Armee um­
zingelt worden ist. haben die Bewohner 
ihre Entschlossenheit bekundet, sich 
nicht einschüchtem zu lassen und ihren 
Widerstand fortzusetzen. Sie wollen an 
der Beendigung der beiden Ermordeten 
teilnehmen und einen einwöchigen Ge­
neralstreik durchführen. Aus Solidarität 
mit den Einwohnern von Lice sind 1000 
Studenten der Universität Diele in Di­
yarbakir in einen Vorlesungsboykott ge­
treten.
Quellenhinweis: Kunüstaa-Rundbrief 26 W 
- (rill)
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Ende Oktober 1990 war die ungarische 
Regierung Antail in der schwersten Kri­
se ihrer fünfmonatigen Amtszeit. Am 
25. Oktober 90 hatte sie eine Benzin- 
und Treibstofferhöhung um 66 % be­
schlossen. Die Bevölkerung wurde mit 
der Erhöhung regelrecht überrumpelt. 
Einen Tag zuvor war eine entgegenge­
setzte Mitteilung veröffentlicht worden. 
Am Tag des Inkrafttretens der Preiser­
höhung waren Vertreter des IWF im 
Lande.

Die Preiserhöhung löste von 26. bis 
28. Oktober 1990 eine landesweite Pro­
testwelle der Taxifahrer und privaten 
Fuhrunternehmer aus. In einer ..organi­
satorisch perfekten Aktion“ legten sie 
durch Fahrzeugbarrikaden an den wich­
tigsten Verkehrsknotenpunkten. Kreu­
zungen und Brücken den Verkehr im 
ganzen Land lahm. Die Bewegungsfä­
higkeit der Bevölkerung war stark einge­
schränkt. Es traten Schwierigkeiten bei 
der Lebensmittelversorgung auf.

Das Innenministerium erwog den Ein­
satz der Polizei. Staatspräsident Arpad

'„Verzeihen Sie. Gnädigste, die häßlichen 45 Jahre. Wir haben erst jetzt) 
erfahren, daß Sie ja gar nichts dafür konnten, aus einer gräflichen Fami­
lie ZU stammen ..,” (Karikatur von György Brenner)

Göncz plädierte dagegen für eine Kom­
promißlösung. Am 28. Oktober ver­
schärfte sich die Situation, als sich in Bu­
dapest eine Gegendemonstration for­
mierte, die die Straßenblockaden als 
„puren Terrorismus“ angriffen. Die 
Demonstranten verlangten den Rücktritt 
von Staatspräsident Göncz.

An diesem Tag wurde ein Gremium 
zur Interessenabstimmung gebildet, be­
stehend aus Regierungsmitgliedern, Un- 
temehmerverbänden, alten und neuen 
Gewerkschaften. Die Verhandlungen, 
die live im Rundfunk und Fernsehen 
übertragen wurden, endeten mit einer 
Kompromißvereinbarung: die Liter­
preise sollten um 12 Forint gesenkt wer­
den; damit betrug die durchschnittliche 
Verteuerung statt 66% nur noch 35%. 
Die 12 Forint waren der Gegenwert ei-

Ungarn in „größter gesellschaftlicher und 
wirtschaftlicher Krise seiner Geschichte“
Die neue Bourgeoisie versucht sich als Hoffnungsträger der ungarischen Gesellschaft

ner versteckten Mehrwertsteuererhö­
hung, mit der das Defizit des Staatshaus­
halts, das inzwischen über das vom IWF 
gesetzte Limit hinausreicht, etwas ge­
senkt werden sollte. Gleichzeitig wurde 
die Benzin- und Treibstoffsteuer auf eine 
bestimmte Höhe festgelegt sowie die 
Übereinkunft getroffen, daß das Parla­
ment baldmöglichst die Liberalisierung 
der Benzin- und Treibstoffpreise be­
schließt und diese völlig am Weltmarkt 
ausrichtet. Auf diese Weise sollen künf­
tig die ..Gesetze der Marktwirtschaft die 
Preisbildung bestimmen.“ (Budapester 
Rundschau, 5.11.90). Während der Blo­
ckaden stand die ungarische Regierung

wegen eventuell nötiger „Soforthilfe“ 
in kontinuierlichem Kontakt mit dem 
Kanzleramt der BRD.

In der „Budapester Rundschau“ (BR) 
wurde danach der „Taxistreik“ und sein 
Ergebnis als das langersehnte Auftreten 
des ungarischen Bürgertums gewertet 
und dieses als fortschrittliche Kraft ge­
feiert. Als nämlich die Regierung eine 
Preissenkung ausschließlich für die be­
teiligte Untemehmergruppe anbot, hätte 
diese abgelehnt und so lange verhandelt, 
bis ein allgemein gültiger Preis verein­
bart war. Sie habe so als „Citoyen“ die 
Interessen des gesamten Volks vertre­
ten. „Parallel dazu kamen sie auch als 
Bourgeoisie einen großen Schritt weiter, 
denn mit ihrer Forderung nach freien 
Preisen steuerten sie einen weiteren 
Baustein zum Markt bei“. (Budapester 

Rundschau, 19.11.90) „Woher tauchte 
der Bürger so plötzlich auf? Größtenteils 
aus der Sekundärwirtschaft. Im Zweit1 
job fuhr er Taxi, reparierte Autos, lie­
ferte Waren, bewerkstelligte Umzüge. 
Fand er Gefallen an der Ungebundenheit 
oder dem besseren Verdienst, machte er 
sich selbständig. Bei der Wache an den 
Straßensperren lösten ehemalige Inge­
nieure und Arbeiter einander ab . . . Sie 
sind alle Privatunternehmer, bieten 
Dienstleistungen oder Waren an. Die 
Dienstleistungen der Privaten haben oft 
hohes geistiges Niveau, und nicht selten 
besitzt ein Einzelhändler einen akademi­
schen Grad. Das muß deshalb erwähnt 
werden, weil auch das geistige Potential 
Einfluß auf die Kapitalisierung nimmt. 
Wenn sich Unternehmungslust und Vor­
wärtsstreben mit guter Wirtschaftspoli­
tik paaren, beschleunigt sich die Ent- 
wicklung . . . Von den Gewerbetreiben­
den ist zu erwarten, daß sie sich mit allen 
Menschenrechten identifizieren und den 
Prozeß der Verbürgerlichung vorantrei­
ben, worunter nicht nur Vermehrung 
des Kapitals, sondern auch Selbsttätig­
keit der Gesellschaft zu verstehen ist 
. . .“ (dto.) Der Raum für die Herausbil­
dung des Bürgertums sei gegeben, es 
mangele jedoch an Möglichkeiten, „so­
lange die Eigentumsverhältnisse nicht 
eindeutig geklärt sind“. Hier setzt die 
Regierung Antail an.

Anfalls „Programm der 
nationalen Erneuerung“

Der bisherige Grad der Privatisierung, 
der Einfluß des Weltmarkts und das Dik­
tat des imperialistischen Kapitals haben 
inzwischen in Ungarn schon sehr viele 
der typischen Erscheinungen hervorge­
rufen. Im ersten Hälbjahr 1990 betrug 
die Inflationsrate 26 %. Durch die Infla­
tion und Arbeitslosigkeit (1989 waren es 
12000, inzwischen 40000 Arbeitslose) 
sind viele Rentner und Arbeiterfamilien, 
die zuvor ein geregeltes Leben führten, 
von einer Existenz unter der Armuts­
grenze und Obdachlosigkeit bedroht. 
Schon heute wird die Zahl der Obdach­
losen auf 30-40000 geschätzt. Zugleich 
plant die Regierung stattliche Preiserhö­
hungen bei Mieten und Heizung. Sie 
spricht in ihrem „Programm der natio­
nalen Erneuerung“ von einer „verant­
wortungsvollen Lohnpolitik in allen Be­
reichen“, um der Inflation Herr zu wer­
den, und bricht eine Lanze für die Lohn­

liberalisierung. Dies bedeutet Lohn­
stopp bzw. weitere Reallohnsenkung. 
Naturgemäß werden bestimmte Perso­
nengruppen dabei immer reicher. Por­
sche plant inzwischen mehrere Ver­
kaufsniederlassungen in Ungarn.

„Ungarn durchlebt eine der größten 
gesellschaftlichen, moralischen und 
wirtschaftlichen Krisen seiner Ge­
schichte,“ erklärte Finanzminister Fe­
renc Rabar auf einer Pressekonferenz 
Ende Oktober. Die Krise wird ver­
schärft durch den drohenden Golfkrieg, 
die Reduzierung der Öllieferungen aus 
der UdSSR und die diesjährige Dürre.

Finanzminister Rabar dankte jetzt 
nach gerade fünfmonatiger Amtszeit ab. 
Innerhalb der Regierung gibt es schwere 
Auseinandersetzungen um das Wirt­
schaftsprogramm. Rabar hatte dafür plä­
diert, die Krisenbelastung der Bevölke­
rung durch erhöhte Sozialleistungen ab­
zumildem. Der wirtschaftspolitische 
Berater von Regierungschef Antail ver­
ficht dagegen eine schnelle Einführung 
der Marktwirtschaft mit hohen Opfern 
für die Bevölkerung. Rabar sah sich 
auch außerstande, der Forderung des 
IWF nach einer Senkung des Haushalts­
defizits auf 50 Mrd. Forint statt der ab­
sehbaren 100 Mrd. Forint und einer klei­
neren Inflationsrate nachzukommen.

Für 1991 rechnet die ungarische Re­
gierung mit einer bis zu 40 %igen Infla­
tionsrate, u.a. wegen der Angleichung 
der sowjetischen Energiepreise an das 
Weltmarktniveau. Das sowjetische Erd­
öl kostet Ungarn ab 1991 4-5% seines 
Bruttosozialprodukts.

Eine Neubelebung der Wirtschaft soll 
durch schnellere Privatisierung erreicht 
werden, weshalb der Staat günstige 
Steuer- und Kreditformen schafft. Even­
tuell sollen auch die Kosten für die So­
zialversicherungen gesenkt werden. Die 
Antall-Regierung beabsichtigt, soge­
nannte „Privatisierungsobligationen“ 
auszugeben, die ungarischen Staatsbür­
gern die Möglichkeit eröffnen sollen, 
mit ihren Ersparnissen Staatsvermögen 
zu erwerben. Die vor allem auf Waren­
produktion spezialisierten agrarischen 
Staatsgüter werden voll privatisiert, die 
im Bereich der Viehzucht und Ausbil­
dung nur teilweise. 25 bisher von staatli­
cher Unterstützung abhängige Agrargü­
ter sollen liquidiert bzw. per Auktion 
oder Verkauf entstaatlicht werden. Bau­
ernhöfe mit Familienbewirtschaftung 

werden gefördert. In der Nahrungsgü­
terindustrie bestehe besonders hoher 
Kapitalbedarf. Hier rechnet die Regie­
rung vor allem mit ausländischem Kapi­
tal; besonderes Gewicht wird auf zeitge­
mäße und ansprechende Verpackung ge­
legt, um die Agrarerzeugnisse besser 
absetzen zu können. (BR, 22.10.90)

Neue Regeln zur Ermunterung auslän­
discher Kapitalanleger sind geplant. 
Über die Liberalisierung der Preise und 
Importe sowie durch den Abbau der 
Subventionen soll eine Zwangslage pro­
voziert werden, „die die Unternehmen 
zur Anpassung stimuliert, was der Bele­
bung der Wirtschaft zugute kommen 
wird“, (dto.) Die Regierung Antail an­
erkennt außerdem das Recht aller Bür­
ger, um Schadensersatz wegen finan­
zieller oder geistiger Schädigung im 
Verlauf der letzten 40 Jahre zu ersuchen.

Die Unterstützung der Regierungspo­
litik in der Bevölkerung schwindet rapi­
de. Die Kommunalwahlen am 14. Okto­
ber 1990 endeten mit einer Niederlage 
der Regierungskoalition. Die landeswei­
te durchschnittliche Wahlbeteiligung lag 
bei nur 30%. In vielen Städten mußte 
wegen der zu geringen Wahlbeteiligung 
ein zweiter Wahlgang anberaumt wer­
den. Wahlsieger wurde der Bund Freier 
Demokraten, der eine noch stärkere 
marktwirtschaftliche Liberalisierung 
vertritt. Den größten Durchbruch erziel­
ten die Jungdemokraten, die zur dritt­
stärksten Kraft wurden. Die Ungarische 
Sozialistische Partei konnte ihre bei den 
Parlamentswahlen erreichten 10% hal­
ten, teils leicht verbessern, was sie in 
den Städten zur viertstärksten Partei 
macht. Die Kleinlandwirtepartei und die 
Christlich-demokratische Volkspartei 
gelten als die Verlierer der Wahl. In sehr 
vielen Gemeinden wurden die bisheri­
gen Bürgermeister in ihrem Amt bestä­
tigt.

Andererseits wird die Unterstützung 
aus dem imperialistischen Ausland — al­
len voran der BRD und USA — forciert, 
damit die „erste demokratische gewähl­
te Regierung“ nicht durch soziale Unru­
hen gefährdet wird. Eine deutsche Re­
gierungsdelegation sagte im November 
in Budapest Steinkohlelieferungen aus 
den strategischen Reserven der BRD zu; 
machte „aber weitere Wirtschaftshilfen 
in großem Maße davon abhängig, wie 
zügig die Verabschiedung der Gesetze, 
die eine schnelle Privatisierung der un­
garischen Wirtschaft ermöglichen, vo­
rangetrieben wird“. Es müßten „unver­
züglich die rechtlichen Voraussetzungen 
geschaffen werden, damit sich das Land 
zu einem attraktiven Markt für das inter­
nationale Kapital entwickelt“. (BR 
3.12.90) Die ungarische Regierung ver­
handelt auch über Militärhilfe mit der 
BRD. — (frr)

Jugoslawien nach den Wahlen
Nationalistische Kräfte gestärkt / EG-Politik heizt die Widersprüche mit an

Mit den Wahlen in den Republiken Serbien und Montene- abgeschlossen. In diesem Jahr wurden sämtliche Republik- 
gro ist nun der Reigen der Republikswahlen in Jugoslawien Parlamente und Republikpräsidenten neu gewählt.

folgt. Milosevic vertrat im Wahlkampf 
verstärkt die Forderung nach der groß­
serbischen Variante, d.h. nach einem 
Staat Serbien, der die Republik Bosnien 
und große Teile von Kroatien umfaßt. 
Der hohe Wahlsieg wird die Forderung 
nach einem selbständigen serbischen 
Staat nur verstärken. In der kleinen Re­
publik Montenegro, die sich immer 
schon eng an Serbien hielt, hat sich ein 
getreuer Gefolgsmann von Milosevic 
mit großer Mehrheit als Präsident durch­
gesetzt.

Eine interessante Entwicklung hat 
sich in Mazedonien ergeben. Dort konn­

te die nationalistische VMRO zwar gro­
ße Stimmengewinne verbuchen, aber die 

sozialistische Partei und die Partei des 
derzeitigen jugoslawischen Ministerprä­
sidenten Markovic liegen mehrheitlich 
vom. Entscheidend wird hier nun die 
Haltung der Albaner, die mit den beiden 
Parteien eine ausreichende Mehrheit zur 
Regierungsbildung hätten. Spannend ist 
das deshalb, weil die Albaner in Jugosla­
wien dann zum erstenmal in Regierungs­
funktion amtieren, was dem Kampf der 
Kosovo-Albaner natürlich Auftrieb ge­
ben wird.

Wo war aber der Bund der Kommuni­
sten Jugoslawiens (BdKJ) bei den Wah­
len? Seit dem letzten Parteitag im Febru­
ar lag der BdKJ auf Eis. Der Kongreß 
ging mit dem Auszug der Delegierten 
aus Kroatien und Slowenien auseinan­
der, die sich gegen die serbische Vor­
machtstellung wendeten. Seitdem haben

Welche Kräfteverhältnisse haben sich 
ergeben? In den Republiken Slowenien 
und Kroatien bildeten sich anti-soziali­
stische bürgerliche Regierungen. Die 
politischen Kräfte traten zu den Wahlen 
mit einem betont nationalistischen Pro­
gramm an, das den Vorrang der Repub­
lik vor den Gesamtstaat stellte, und ver­
sprachen die Freuden der kapitalisti­
schen Marktwirtschaft. Außenpolitisch 
wurde die Anbindung an die EG propa­
giert und die Abwendung von der Block­
freienbewegung. Im Verlauf des Jahres 
traten Slowenien und Kroatien mit 
einem gemeinsamen Programm zur Zu­

kunft Jugoslawiens an die Öffentlich­
keit. das eine Neustruktuierung des 

Staates nach dem „Vorbild der EG“, 
mrsieht

In der Republik Bosnien-Herzegowi­
na. in der die drei Gruppen der Serben, 
Kroaten und Muslime sich bevölke­
rungsmäßig ungefähr die Waage halten, 
erhielten die jeweiligen nationalistisch 
ausgerichteten Parteien entsprechende 
Prozentanteile, was eine Regierungsbil­
dung ziemlich erschwert.

in Serbien hat sich erwartungsgemäß 
die Bewegung um den Republikpräsi­
denten Milosevic durchgesetzt. Milose­
vic wurde mit großer Mehrheit in seinem 
Amt bestätigt. Im Kosovo, der mehrheit­
lieb von Albanern bewohnten Provinz, 
die erst jüngst durch eine Änderung in 
der serbischen Verfassung ihren Auto- 
nomiestatus verloren hatte, wurde ein 
Aufruf zum Wahlboykott zu 100 % be- 

sich die jeweiligen Republikorganisatio­
nen des BdKJ nach und nach in Parteien 
mit sozialistischen oder sozialdemokra­
tischen Namen gewandelt und somit fak­
tisch die Auflösung des BdKJ bewirkt.

Kurz vor den Wahlen in Serbien kün­
digte jedoch fast die gesamte jugoslawi­
sche Armeeführung die Wiederauferste­
hung des BdKJ an. Die Partei soll nun 
den Namen „Bund der Kommunisten — 
Bewegung für Jugoslawien“ tragen. 
Damit meldet die Armeeführung ihren 
politischen Anspruch auf die Wahrung 
jugoslawischer, zentralstaatlicher Inter­
essen an. Ob jetzt ein Bürgerkrieg des­

halb wahrscheinlicher ist oder nicht, 
kann schwer eingeschätzt werden.

Eine CIA-Studie geht auf jeden Fall 
davon aus, daß in den nächsten Monaten 
mit einem Bürgerkrieg zu rechnen ist. 
Die Regierungen in den USA und in der 
EG richten sich schon auf die Spaltung 
Jugoslawien ein und versuchen, durch 
Unterstützung ihnen genehmer Republi­
ken auf diesen Prozeß Einfluß zu neh­
men. Die US-Regierung hat beschlos­
sen, daß nur noch die Republiken Fi­
nanzhilfen erhalten, die sich zum Kodex 
der bürgerlichen Menschenrechte be­
kennen und parlamentarische Wahlen 
abhalten. Und das betrifft nach US-Mei- 
nung nur Kroatien und Slowenien.

Die EG versucht, über die sogenannte 
„Pentagonale“ Einfluß auf die Entwick­
lung zu bekommen. Dies ist ein Zusam­
menschluß der fünf Staaten CSFR, Un­
garn, Österreich, Jugoslawien und Itali-

en. Es ist letztlich ein inoffizielles EG- 
Gremium, in dem via Oberaufsicht des 
EG-Mitglieds Italien die Tauglichkeit 
beteiligter Staaten auf EG-Mitglied- 

schaft geprüft wird. Wurde von EG-Sei- 
te bisher vertreten, daß als Verhand­

lungspartner nur die jugoslawische Bun­
desregierung gilt, so hat jetzt der für die 
„Pentagonale“ verantwortliche italieni­
sche Außenminister erklärt, daß nur die 
ökonomisch stärksten Republiken inter­
essant für die EG sind. Die EG setzt da­
mit deutlich auch auf Slowenien und 
Kroatien, die aus dem Bund herausge­
trennt werden sollen.

In der bürgerlichen Presse der BRD 
wird diese Option offen propagiert. So 
heißt es in der FAZ, daß die internatio­
nale Staatengemeinschaft dafür zu sor­
gen hat, daß Slowenien und Kroatien 
nicht aus Jugoslawien austreten müssen, 
„sondern als gleichberechtigte „Nach­
folgestaaten“ in gesicherten Grenzen 
dastehen können.“ (1) Und in einer an­
deren Ausgabe wird Serbien offen ge­
droht. Es heißt dort, die Gefahr, daß ein

Von der BRD gefördert: Reaktionäre Exilserben in der BRD

Bürgerkrieg ausbricht, „. . . nähme ab, 
wenn die westlichen Mächte das serbi­
sche Belgrader Regime mit ernsten 
Sanktionen warnten.“ (2)

In jüngster Zeit häufen sich die Aufru­
fe „unparteiischer“ jugoslawischer In­

tellektueller, die an die „internationale 
Gemeinschaft“ appellieren, auf die 
streitenden Mächte in Jugoslawien Ein­
fluß zu nehmen. Sehr wahrscheinlich ist, 
daß die „westlichen Mächte“ über eine 
KSZE-Balkankonferenz direkt Kontrol­
le ausüben wollen. Dabei werden sie 
auch versuchen, Albanien in ihre Rich­
tung zu manipulieren und insgesamt zu 
einer Neuaufteilung des Balkan schrei­
ten.

Gerade auch wegen der neuesten 
Nachrichten aus Albanien muß man die 
Truppenbewegungen im Mittelmeer be­
achten. Wahrscheinlich wird hier nicht 
nur für den Golfkrieg positioniert, son­
dern auch für den Einsatz auf dem Bal­
kan.
Quelle: (1) FAZ vom 24.10.90; (2) FAZ vom 
5.10.90 — (hav)
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EXPO 2000
Das Flußdiagramm entstammt der auf Umweltpapier gedruckten Broschüre „Expo 
und Umwelt“, herausgegeben vom hannoverschen Umweltdezernat, und zeigt, daß 
alles aufs Beste bestellt ist, gläserne Planung, öffentliches Hearing, sozial- und 
umweltverträglich, kurz bürgernah. Mehr im Hintergrund arbeitet dagegen der so­
genannte Lenkungsausschuß, wo der VW-Konzern bereits „konkrete Verabredun­
gen“ trifft. Wenig gläsern auch die Frage der Finanzierung. Mindestens 50% müsse 
der Bund tragen, heißt es. Noch gibt es von Seiten der Bundesregierung keinerlei 
Äußerungen zum Thema. Selbst wenn sich Land Niedersachsen und Stadt Hannover 
nur 40% der Kosten teilten, hätte das erhebliche Auswirkungen auf die Haushalte. 
Ebenso nicht enthalten ist die Ausstiegsoption, die gegenwärtig über eine kleine An­
frage der Grünen im Bundestag geklärt werden soll. Ist es möglich und wenn, von 
wem aus, die Bewerbung für die Expo zurückzuziehen?
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Für die Dauer der Expo, 1. Juni bis 31. Oktober 2000, werden 25 Millionen Besucher 
in Hannover erwartet, an Spitzentagen bis zu 500000. Gegenwärtig erreichen die Be­
sucherzahlen bei der Hannover-Messe täglich 50-80000. Mit dem zu erwartenden 
Autoverkehr sollen die Umlandgemeinden belastet werden, Lehrte, Mellendorf, Hil­
desheim und Bad Nenndorfwerden zu Riesenparkplätzen. Für die Beförderung vom 
Flughafen zum Hauptbahnhof soll eine Intercity-Strecke gebaut werden, der Haupt­
bahnhof gänzlich umgestaltet werden, eine eigene, untertunnelte Stadtbahnlinie 
zum Expo-Gelände führen. Hier werden ca. 125 Hektar zum Ausstellungsgelände 
und danach zur Ruinenlandschaft. Ein Internationales Populärwissenschaftliches 
Zentrum soll die Errungenschaften modernen kapitalistischen Wirtschaftens auf 
volkstümliche Weise nahebringen.
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Anziehungspunkt für Wachstumsbranchen
Beim Projekt Expo 2000 packt nicht nur die Reaktionäre das Gründerfieber

Hannover. Der Kurs der der Teutonia Zement Aktien 
schnellte innerhalb eines Jahres von 260 auf 831 DM. Die 
Baulandpreise um das geplante Ausstellungsgelände sowie 
die Büromietpreise steigen. Das Geschäft belebt sich. Der

Wert rot-grüner Koalitionen sinkt. Das Bündnis zwischen 
SPD und Gabi/Grünen im hannoverschen Stadtrat platzte 
Anfang Dezember, weil die SPD eine Ausstiegsoption aus 
dem Projekt Expo nicht zulassen will.

„Mensch — Natur — Technik“ 
Bürger nähern sich dem Thema 
„Eine Denkolympiade für die Verträg­
lichkeit von Ökonomie und Ökologie“, 
eine „Heerschau neuer Umwelttechno­
logien“ wird sie, weitreichende Denk­
anstöße und Lösungsmöglichkeiten für 
die Probleme der Dritten Welt bietet sie, 
die besten Architekten planen ein „Öko- 
Dorf“, wo mal profimäßig das Energie­
sparen vorgeführt wird. Der VW-Kon- 
zem nimmt sich der Verkehrssteuerung 
an und zwar auf höchster Ebene. Ein 
„Lenkungsgremium“ mit VW-Vor- 
standsmitglied Professor U. Seifert, der 
auch der im Konzern bereits gebildeten 
Arbeitsgruppe vorsteht, leitet die große 
Initiative. Die Umweltbelastung durch 
das Auto verringern, Autos mit Elektro- 
Hybrid-Antrieb, niedrigem Benzinver­
brauch, besseren Abgasreinigungssyste­
men, elektronischen Leitsystemen zur 
Vermeidung des Parkplatz-Suchver­
kehrs, elektronisch geleitete Kleinbusse 
zur Ergänzung des Linienbusverkehrs 
— nützlicher können Steuergelder nicht 
verwendet werden. Ein S-Bahn-System 
für die Region Hannover soll entstehen, 
der Flughafen beschleunigt dem interna­
tionalen Standard angepaßt werden, mit 
IC-Anschluß und Stadtbahnanbindung 
zum Expo-Gelände, und das alles unter 
„optimalen Schutzmaßnahmen für die 
örtliche Bevölkerung“ (Antrag der 
CDU im nds. Landtag). Neben der Öko­
logie kommt auch das Geistige nicht zu 
kurz, denn die katholische Kirche sieht 
die Expo als eine „gewaltige missionari­
sche Aufgabe“ und wird eine „wert­
orientierte Begleitung“ leisten.

Die Umfrage — die Expo 
nähert sich den Bürgern

Der Koalitionsvertrag zwischen SPD 
und Grünen im nds. Landtag enthält kla­
re Vorgaben für die Expo: „... soll un­
ter Beteiligung der Öffentlichkeit ein 
Konzept für eine Weltausstellung ent­
wickelt werden, auf dessen Grundlage 
eine an Ökologie und Lebensqualität 
orientierte Stadt- und Regionalplanung 
realisiert werden kann.“ Das hatten 
dann einige doch wieder falsch verstan­
den, z. B. die Fraktion der GABI im han­
noverschen Stadtrat, als sie eine Volks­
abstimmung über Ausstieg oder Einstieg 
am Tag der Kommunalwahl forderte. 
Damit war die Tragfähigkeit des Bünd­
nisses mit der SPD überbeansprucht. 
Die sogenannte Öffentlichkeit soll am

Konzept, nicht an der Entscheidung be­
teiligt werden.

Am 7.12. stellte die Landesregierung 
das Ergebnis einer repräsentativen Um­
frage vor. Sie ergab, was sie sollte. Ab­
lehnende und sogenannte Unentschlos­
sene gibt es zwar, um so mehr, je dichter 
die Leute am Tatort der Expo wohnen, 
am südöstlichen Stadtrand sind 22,4 % 
ausdrücklich gegen die Expo, fragt man 
aber auch im Landkreis Hannover oder 
gar im Landkreis Hildesheim, kommt 
man auf einen Durchschnitt von 57 % 
Expo-Befürwortern. Nicht gefragt wur­
den, es handelt sich nämlich hier um eine 
repräsentative Umfrage, die nichtdeut­
schen Einwohner, sie repräsentieren 
nicht die hannoversche Bevölkerung.

Eins macht die Umfrage dennoch 
deutlich. Von den zu erwartenden Um­
wälzungen durch das Großprojekt ver­
sprechen sich mehr Leute als die im er­
sten Absatz Erwähnten Vorteile. Haus­
und Grundbesitzer erwarten Wertsteige­
rung ihrer Immobilien, für Handwerk 
und Kleingewerbe belebt sich vielleicht 
das Geschäft, sogar Alternativ- und 
Werkhof-Projekte dürfen hoffen, Kul­
turschaffende befreien sich vom hanno­
verschen Provinzmief, der multikultu­
relle Gedanke wird aufschwingen. 
78,9% der FDP-Wähler, 72,5% der 
CDU-Wähler, 56,6 % der SPD-Wähler, 
20,9 % der Wähler der Grünen befür­
worten die Expo.

Vom Aufschwung einer Region 
und denen, die unten bleiben

Fachkundig sagt der hannoversche 
CDU-Vorsitzende Reymann: „Ohne die 
Expo würden wir gegenüber anderen 
Regionen an Boden verlieren und Ar­
beitsplätze, soziale Sicherheit und öko­
logischen Fortschritt gefährden“. Ein 
gutes, häufig in der Rüstungsbranche 
benutztes Argument, erst der Krieg 
bringt allen Wohlstand. Daß das Ge­
schäft belebt wird, daran wird niemand 
zweifeln, alle Anzeichen sprechen da­
für. Die Rechnung zahlen andere. Die 
Weltausstellung in Vancouver 1986 
schloß beispielsweise mit einem Defizit 
von umgerechnet 525 Millionen DM ab. 
Auf eine restriktive Haushaltspolitik, 
spätestens nach der Expo, kann man sich 
jetzt schon gefaßt machen.

Die großen Veränderungen der Infra­
struktur für die Weltausstellung fördern 
einseitig den Ausbau Hannovers zum 
Oberzentrum der Region, die ländlichen 
Gebiete werden noch mehr als jetzt

schon abgekoppelt. Sie dienen nur noch 
als Flächenreservoir für den zentralen 
Bedarf. Schon jetzt gibt es Bestrebun­
gen, die Entscheidungen über Wirt­
schaftsförderung, Industrieansiedlung 
ohne die betroffenen Kommunen für das 
ganze Umland zentral in Hannover zu 
fassen. Der Antrag der CDU. im Land­
tag über den Bau von S- oder Stadtbahn 
in Hannover zu entscheiden, setzt sich 
auch ohne weiteres über die Zuständig­
keit der Kommune hinweg. Ein Grofl- 
projekt wie die Expo verlangt zentrali­
stische Planung, für die leider auch die 
SPD schon immer eine Schwache hatte.

Auf den Arbeitsmarkt wird sich die 
Expo zwiespältig auswirken. Im Bauge­
werbe wird die Zahl der befristeten Ver­
träge, der tariflos Beschäftigten zuneh­
men, dasselbe ist im Hotel- und Gaststät­
tengewerbe zu erwarten, ein Sinken der 
Realeinkommen ist anzunehmen. Im Be­
reich wissenschaftlich ausgebildeten 
Personals ist eine Beschäftigungszunah­
me zu erwarten, vielleicht auch eine Ein­
kommenssteigerung, die aber die Pla- 
nungs- und Bauphase der Expo nicht 
überdauern wird. Der „arbeitsplatzsi- 
chemde und -schaffende Investitions­
schub“, den der DGB-Kreisvorstand 
sich von der Weltausstellung erhofft, 
bleibt fragwürdig.

Was die sogenannte Lebensqualität 
betrifft, zeigen die Umfrageergebnisse, 
daß es nicht wenige gibt, die von der Ex­
po eine Steigerung derselben erwarten, 
wohlwissend, daß dies auf Kosten ande­
rer eintreten wird. Steigt für die einen 
der Immobilienwert, so für andere die 
Miete, wieder andere sitzen auf der Stra­
ße. Diese Entwicklung ist gewollt, denn 
es gibt zwar schon großangelegte Ver­
kehrs- und Infrastrukturplanungen, von 
Planungen im Sozialwohnungsbau ist 
nirgendwo die Rede. Ein neues Ambien­
te für den Hauptbahnhof und die City. 
Bettler und Wohnungslose werden in 
Containern in Außenbezirken unterge­
bracht, das Shopping verläuft ungestört. 
Die Weltausstellung 1988 in Brisbane 
hatte eine 30 %-ige Steigerung der Le­
bensmittelpreise zur Folge. Je nach Ein­
kommen ist die Wirkung verheerend 
oder unbedeutend. In der öffentlichen 
Diskussion spielt das alles keine Rolle. 
Um so bedauerlicher, daß in verschiede­
nen Einzelgewerkschaften schon eifrig 
Pläne für das Mitgestalten der Weltaus­
stellung gemacht werden, anstatt für die 
Partei zu ergreifen, die das Projekt über­
rollen wird. — (rec)

Presseerklärung des Anti-Expo-Bündnisses
Beschlossen von den unterzeichnenden Gruppen am 24. Oktober 1990

die nach der Expo die Infrastruktur nicht 
brauchen; gewaltige Müllmengen und 
Energieverschwendung.
— Mit der Expo wird das Drittel der Be­
völkerung, das materiell am schlechte­
sten gestellt ist, durch Wohnungsnot, 
steigende Mieten und andere Preisstei­
gerungen noch härter ausgegrenzt wer­
den als schon jetzt.
— Mit der Expo werden alle Ausgaben 
auf die expo-gerechte Umstrukturierung 
der gesamten Stadt, insbesondere auf die 
Gestaltung des Veranstaltungsgeländes 
an der Messe konzentriert. Das geht 
zwangsläufig zu Lasten der berechtigten 
Interessen der Bevölkerung Hannovers.
— Über die Ausrichtung der Expo hat 
bisher nur eine Handvoll „Macher“ un­
ter Ausschaltung der Bevölkerung ent­
schieden. (Zitat Lehmann-Grube: 
„Wenn wir das öffentlich diskutiert hät­
ten, würde die Expo nicht stattfinden.") 

Aus diesen Gründen wird das Anti- 
Expo-Bündnis durch Informationsver­
anstaltungen sowohl über Hintergründe 
der Expo 2 000 als auch über den Wider­
stand und die Folgen von anderen Groß­
projekten aufklären, um der einseitigen 
Informationspolitik der Stadt entgegen­
zuwirken.

Einer ..Bürgerbeteiligung", die jetzt 
nur noch darauf ausgerichtet sein kann. 
„Akzeptanz“ zu schaffen und Einfluß­
möglichkeiten vorzugaukeln, werden 
wir uns widersetzen.

Gegen die Koalition aus Messe-AG. 
Stadt. Land und Bund wird das Anti-Ex­
po-Bündnis mit vielfältigen und wir­
kungsvollen Aktionen mobilisieren.

In Hannover hat sich ein Anti-Expo- 
Bündnis gegründet. Eine Vielzahl von 
Gruppen und Organisationen aus unter­
schiedlichen gesellschaftlichen Berei­
chen hat sich zusammengeschlossen mit 
dem Ziel, die Ausrichtung der Expo 
2000 in Hannover zu verhindern.

Die Ausstellung selbst soll erst in 10 
Jahren sein, aber die Expo hat heute 
schon begonnen — und nicht nur sie — 
auch der Widerstand dagegen.

Unser Widerstand richtet sich grund­
sätzlich gegen das Prinzip von Weltaus­
stellungen. Sie sind vor fast 150 Jahren 
als Industriemessen entstanden, als Ver­
such, die Welt aus der Sicht der kolonia- 
listischen, imperialistischen Staaten dar­
zustellen.

Weltausstellungen dienen auch heute 
in einem internationalen wirtschaftspoli­
tischen Zusammenhang dem Ziel, die 
Vormachtstellung gegenüber den unter­
drückten und ausgebeuteten Völkern der 
drei Kontinente Asien, Afrika und La­
teinamerika und aktuell den osteuropä­
ischen Staaten auszubauen, zu festigen 
und ideologisch abzusichern.

Neben diesem grundsätzlichen Cha­
rakter von Weltausstellungen lehnen wir 
die Expo 2000 wegen ihrer regionalen 
Folgewirkungen ab. Die Motive für die 
Ablehnung sind dabei sehr breit und 
vielfältig.
— Mit der Expo werden die ökologi­
schen Probleme der Region drastisch 
verschärft durch:

Versiegelung großer Flächen, beson­
ders am Kronsberg; überdimensionierte 
Verkehrserschließung von Stadtteilen,

Damit soll der notwendige Druck er­
zeugt werden, der die Stadt dazu zwingt, 
die Expo abzusagen — wozu jederzeit 
die Möglichkeit besteht. 
Anti-Expo-Plenum

Die Gruppen:
BIU-Bürgerinitiative Umweltschutz. 
DIE GRÜNEN/Langenhagen. AK-Ko- 
lonialismus. Mittwochsgruppe-Rhizom. 
Wissenschaftsladen Hannover-Nord- 
Stadt, Eigenständige Regionalentwick 
lung/Gruppe Hannover. Aktionsforum 
gegen die Weltausstellung EXpo und 
HOPP. UJZ-Kornstr.. Anti-Expo-Ple 
num Stärkestraße. Anti-Expo-Gruppe 
der ev. Fachhochschule, VCD Hanno­
ver. BUND-Niedersachsen. Juso-AG 
Oststadt/Zoo. GABL-Expo-AG, Lan­
desverband der Bürgerinitiativen Um- 
weltschutz-LBU-Niedersachsen. Frau­
en gegen Militär. Planerinnen-Gruppe 
Hannover. GABL-GRÜNE/Kreisver 
band.

Die aufgeführten Gruppen waren hei 
der Erstellung dieser Presseerklärung 
persönlich vertreten und haben an dem 
Text persönlich mitgearbeitet.

Natürlich geht diese Erklärung an alle 
interessierten Gruppen und Organisatio­
nen in der Region Hannover mit der Bit­
te um Stellungnahme, um Unterstützung 
und um Teilnahme an den weiteren Sit­
zungen des Bündnisses.

Ein ..Bündnis" soll es übrigens blei­
ben. D.h. jeder Gruppe bleibt unbenom­
men. eigene Stellungnahmen. Erklärun­
gen und Positionen öffentlich zu vertre 
ten.
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Kein Krieg am Golf 1
Widerstand gegen die Kriegsvorbereitungen

Sfurtgart. Der Widerstand gegen die 
Knegsrorbereitungen von BRD und 
SATO für einen Einsatz am Golf ent- 
.idcelt sich. In einer Reihe von Städten 

iü Baden-Württemberg haben in den 
einen zehn Tagen Demonstrationen 
aad Veranstaltungen stattgefunden.

In Freiburg demonstrierten am 15.12. 
:a. 1500 Menschen unter dem Motto

Kein Krieg am Golf. Kein Krieg für Öl 
und Profite!“ durch die Innenstadt, 
darunter auch viele Schüler. Aufgerufen 
vatte das Komitee gegen den Krieg am 
Golf. Der Aufruf, der in einer Auflage 
von 20000 in den letzten Tagen fast voll­
ständig verteilt worden war, wurde von 
ca. 40 Organisationen aus Freiburg, 
Waldkirch, Emmendingen und Riegel 
unterstützt, von der SPD, den Grünen 
und der Linken Liste/Friedensliste, 
Friedensgruppen, dem Bezirksschü- 
ierlnnenrat, dem u-AStA u.v.a. In dem 
Aufruf heißt es u.a.: „Deshalb fordern 
wir die Bundesregierung dazu auf, — 
ihren Einfluß in NATO und EG für eine 
friedliche Losung geltend zu machen, — 
keine Änderung des Grundgesetzes an­
zustreben mit dem Ziel, weltweite mili­
tärische Interventionen der Bundeswehr 
zu ermöglichen, — Bundeswehrtruppen 
weder am Golf noch in Türkei-Kurdistan 
einzusetzen“. „Darüber hinaus unter­
stützen wir alle, die den Einsatz am Golf 
verweigern.“

Etwa 200 Menschen demonstrierten 
am 15.12.90 in Böblingen gegen die 
Kriegsvorbereitungen von BRD und 
USA in der Golfregion. Die SMVen der 
Böblinger Gymnasien hatten zu der De­
monstration aufgerufen unter dem Mot­
to „Der Krieg am Golf betrifft auch un­
ser Leben!“. Im Mittelpunkt standen die 
Parolen: „Kein Blut für Öl, kein Krieg 
am Golf' und: „Keine Großmacht 
Deutschland, keine Bundeswehr am 
Golf'. Alle Rednerinnen und Redner 
auf der Kundgebung riefen die Soldaten 
und Rekruten dazu auf, den Kriegsdienst
zu verweigern. An die Bevölkerung 
wurde appelliert, Widerstand zu leisten. 
Der Sprecher der Grünen im Böblinger 
Gemeinderat hob in seinem Beitrag her­
vor, daß es am Golf ausschließlich um 
Kapitalinteressen geht und der beabsich­
tigte Einsatz von Bundeswehrtruppen an 
der nordirakischen Grenze in Kurdistan 
bekämpft werden muß.

Am selben Tag fanden auch Demon­
strationen in Bühl mit über 100 Leuten 
und in Lahr mit 25 Leuten statt; in Karls­
ruhe eine Woche zuvor mit 350 Leuten. 
In Singen findet am 22.12. auf Initiative 
des Kurdistan-Komitees eine Demon­
stration gegen den Völkermord in Kur­
distan statt.

In Mannheim versammelten sich wie­
derholt zwischen 60 und über 100 Leute, 
um Transporte von Kriegsmaterial der 
US-Army symbolisch zu blockieren. 
Mannheim ist zentraler Umschlagort in

der BRD. Auf Transparenten wurden 
US-Soldaten zur Verweigerung aufgeru­
fen unter dem Motto „No War for 
Texaco“.

An etlichen Orten organisieren Ak­
tionseinheiten Stände, Flugblattaktionen 
— insbesondere jetzt vor und an Weih­
nachten z.B. Hauswurfsendungen und 
Aktionen vor den Kirchen — und Veran­
staltungen. So führte das Antifaschisti­
sche Aktionsbündnis in Weinheim am 
12.12. eine Veranstaltung mit 45 Leuten 
durch unter dem Motto „US-Truppen 
raus aus dem Golf! Keine Bundeswehr in 
den Golfkrieg! Kein Blut für Öl!“ In 
Tübingen und Stuttgart fanden Veran­
staltungen statt unter dem Titel „Jetzt 
wird es ernst! Der Golfkrieg droht! Wir 
rufen auf zum Widerstand gegen die 
Kriegsvorbereitung“ mit George Mizo, 
Vietnam-Veteran aus den USA. U.a. mit 
Hilfe eines Videos vermittelte er einen 
Eindruck über die Anti-Kriegs-Opposi- 
tion in den USA. In Heilbronn beteilig­
ten sich zwischen 5 und 10 Menschen 
von GRÜNEN, ALL und christlichen 
Friedensgruppen am 15.12. auf dem 
Weihnachtsmarkt an einer Flugblatt- 
und Sandwich-Aktion gegen den geplan­
ten Golfkrieg. Es wurden Unterschriften 
gesammelt unter den Aufruf der Bundes­
grünen zur Verweigerung und Fahnen­
flucht an die Soldaten und Rekruten.

Das Friedensnetz Baden-Württem­
berg und mobilisiert zu einem landes­
weiten Schweigemarsch am 12. Januar 
in Stuttgart. Für die Entwicklung des 
Widerstandes gegen die auf Hochtouren 
laufenden Kriegsvorbereitungen wird 
die weitere gewerkschaftliche Diskus­
sion und Beschlußfassung wichtig sein. 
Unbedingt nötig sind Aufklärungsaktio­
nen gegenüber den Soldaten. In Stuttgart 
arbeiten die Volksfront und die DFG/ 
VK gemeinsam an einem Flugblatt, das 
sich an Soldaten richtet und beim Rekru­
teneinzug am 2.1. verteilt werden soll. 
Quelle: div. Aufrufe und Lokalberichte — (evc)

In Mannheim kleben viele Plakate: „Fah­
nenflucht und Sabotage im Kriegsfall!"

Sammelverpflegung macht 
Flüchtlingskinder krank

Oberhausen. „Sammelverpflegung für 
Erwachsene macht Kinder krank“ stellt 
die Oberhausener Kinderärztin Wilbers 
in einem Gutachten fest. Die Kinder lei­
den unter Durchfall, Erbrechen und Er­
kältungskrankheiten. Langfristig kön­
nen geistige Schäden eintreten. In Duis­
burg, wo ein Party-Service die Flücht­
linge versorgt, werden weder Milch 
noch Obst noch Getränke ausgeliefert. 
Die Flüchtlingsräte aus Oberhausen, 
Mülheim, Essen und Duisburg kritisier­
ten die SPD-Landesregierung, die im 
September 1990 den Kommunen emp­
fohlen hatte, die Sozialhilfe nicht mehr 
bar auszuzahlen: „Nicht Hilfe in der 
Not, sondern Abschreckung ist das Ziel 
dieser Empfehlungen.“ Sie verlangen 
die Barauszahlung der Sozialhilfe, 
Handlungsspielraum für die Kommunen 
besteht: „Die Empfehlungen des Mini­
steriums sind kein Gesetz.“ — (syb)

Resolution gegen türkischen 
Terror in Nordwestkurdistan

München. Aus einer Resolution des 
bay. Flüchtlingsrates, des Landesar­
beitskreises der bay. GRÜNEN „Immi­
grantinnen und Flüchtlinge“ und der 
Fraktion der GRÜNEN im Landtag: 
„An die Regierung der Türkei, Mini­
sterpräsident Özal, an die Menschen­
rechtsorganisationen der Türkei, an die 
Bayerische Staatsregierung, die Deut­
sche Bundesregierung, an den Europa­
rat, an das Europaparlament, an die 
Presse! Wir protestieren: 1. Gegen die 
angekündigte Hinrichtung von Gefange­
nen in der Türkei. 2. Gegen die „Ausset­
zung von Menschenrechten“ in Türkei- 
Kurdistan. 3. Gegen Abschiebung von 
Flüchtlingen aus der Türkei und Tür­
kisch-Kurdistan . .. Wir fordern:... 
Abschaffung der Todesstrafe und Am­
nestie für politische Gefangene! Stopp 
der Massaker und Vertreibungen in Tür­
kisch-Kurdistan! Einstellung jeglicher 
Militärhilfe an die Türkei durch die 
BRD und die EG! Bleiberecht für alle 
Flüchtlinge aus der Türkei!...“ — (ch!)

Trotz Abrüstung Prozesse 
gegen Friedensbewegung

München. Am 31.7.90 wurden bei ei­
ner angemeldeten und genehmigten 
Flugblattaktion im Rahmen der Kam­
pagne „Ziviler Ungehorsam bis zur Ab­
rüstung“ die seit der Anmeldung am 
23.7. auch dem KVR bekannten Flug­
blätter durch ein großes Aufgebot von 
Zivilpolizisten beschlagnahmt. In den 
Flugblättern wurde zu einer Blockade 
des Atomwaffenlagers Bellersdorf/Mit- 
telhessen aufgerufen. Bis heute liegen 
fünf Strafbefehle in Höhe von bis zu 
1200 DM vor, ein Strafbefehl wurde 
jetzt am 3.12. trotz neuer Urteile des 
BVG in Sachen „Nötigung“, wonach 
Sitzblockaden nicht stets von sich aus 
„verwerflich“ sind, durch das Amtsge­
richt München bestätigt. — (chl)

Demonstration gegen 
drohenden Golfkrieg

Bielefeld. 400 Menschen beteiligten 
sich am 8.12. an dieser Demonstration. 
Aufgerufen hatte eine örtliche Aktions­
einheit, der u.a. angehörten: Die Grü­
nen, ERNK, DIDF, EKIM, SJD Die 
Falken, Ausschuß für Internationales an 
der kirchlichen Hochschule Bethel, Au­
tonome Nahostgruppe, Antikriegskomi­
tee, VSP und Volksfront. Neben den 
Forderungen gegen die imperialisti­
schen Kriegsvorbereitungen war Ein­
stimmigkeit vorhanden, ebenso die Be­
freiungskämpfe des palästinensischen 
und kurdischen Volkes zu unterstützen 
und die Verfolgung von Kurdinnen und 
Kurden in der BRD anzugreifen. Zum 
ersten Mal unterschrieb der Kreisvor­
stand der Grünen einen Aufruf mit der 
Forderung nach „Freilassung der inhaf­
tierten Kurdinnen und Kurden in der 
BRD“.

Kundgebungsbeiträge hielten die Au­
tonome Nahostgruppe, das Antikriegs­
komitee (Bündnis, in dem u.a. die VVN/ 
BdA und irakische Studenten mitarbei­
ten) und die Grünen. Die MLPD verlas 
eine Grußadresse. Die Ortsgruppen der 
ERNK, von DIDF und EKIM hielten 
einen gemeinsamen Beitrag: „Die kur­
dische Nation hat ein Recht auf Unab­
hängigkeit, Freiheit und Einheit. . . Wir 
lehnen diesen imperialistischen Krieg 
ab. Der Krieg wird unsere Völker ins 
Elend stürzen. Wir können nicht einzeln 
gegen diesen Krieg kämpfen. Die Verei­
nigung zwischen den türkischen, kurdi­
schen und arabischen Völkern. . . ist 
notwendig.“ Die Polizei beschlagnahm­
te ein bei der Demonstration verteiltes 
Flugblatt der Grünen wegen Aufrufs zur 
Fahnenflucht bei einem Bundeswehr­
einsatz. Flugblätter gleichen Inhalts 
wurden bereits an der Uni und in Her­
ford beschlagnahmt. — (stb)

Hamburg. Nur knapp 1000 Menschen demonstrierten am 8.12. in Hamburg gegen 
den drohenden imperialistischen Krieg am Golf. Mag sein, daß viele auf eine Entspan­
nung der Lage hoffen, nachdem der Irak die Heimreise aller Ausländer angekündigt 
hat. Solange aber die imperialistischen Armeen nicht zurückgezogen sind, kann man 
überhaupt nicht von einer Entspannung der Lage ausgehen. — (mek, Bild: jes)

Streichung der 
Patenschaft über Hindenburg!

Essen. Auf Initiative des Antifa-Forums 
und unter Verweis auf den Grenzvertrag 
mit Polen ist ein Bürgerantrag gegen die 
Patenschaft der Stadt Essen über Hin­
denburg zustande gekommen. Hinden­
burg hieß von 1915 bis 1945 die polni­
sche Stadt Zabrze. Die Stadt Essen über­
nahm die revanchistische Patenschaft 
1953 im Zuge des Kalten Krieges. 26 
Personen — darunter Funktionäre von 
DFU, Falken, GEW und IG Metall — 
unterstützen den Bürgerantrag als Erst­
unterzeichner, DKP, MLPD, Volks­
front und VVN/BdA als Organisatio­
nen. Bis Ende Januar sollen weitere Un­
terstützer gefunden werden. Ähnliche 
Anträge der GAL-Die Grünen hatte der 
Stadtrat 1985 und 1986 abgelehnt, so 
daß der Haushaltsentwurf der Stadt für 
1991 noch 32000 DM für die Paten­
schaft vorsieht. — (wof)

Niedersächsischer Städtebund 
hetzt gegen Sinti und Roma

Hannover. Der nds. Städte- und Ge­
meindebund hetzt in einem Ende No­
vember bekannt gewordenen Rundbrief 
an die Verwaltungsbeamten der Städte 
und Gemeinden gegen Sinti und Roma: 
Sie seien „sozial wenig angepaßt“, 
„zum Teil mit ansteckenden Krankhei­
ten behaftet“ und verhielten sich „hy­
gienisch bedenklich“. Die Gesellschaft 
für bedrohte Völker, Göttingen, kriti­
sierte die „bewußte Diskriminierung“. 
Der nds. Verband hatte die Formulie­
rungen vom deutschen Städte- und Ge­
meindebund übernommen. R. Hau­
schild, Beigeordneter für Jugend, Sozia­
les und Gesundheit: Er habe die Zustän­
de in den Gemeinden „sogar noch rela­
tiv verhalten“ geschildert. — (anr)
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Kein Sammellager für Asylbewerber in Dachau!
Statt Ghetto auf dem DULAG-Gelände dezentrale Unterbringung

5200 Roma droht die Abschiebung
Landesregierung Nordrhein-Westfalen hebt Zusagen auf

Dachau. Bisher waren in Stadt und Landkreis Flüchtlinge 
dezentral untergebracht. Seit Ende August müssen 60 Asyl­
bewerber in einer Turnhalle leben. Im Oktober wurde be­
kannt, daß auf dem Platz eines Durchgangslagers

(DULAG) der Faschisten für Zwangsarbeiter aus der 
UdSSR ein Sammellager (220 Menschen in 5 Baracken) ge­
baut werden soll. Öffentlicher Druck für dezentrale Unter­
bringung und gegen das Sammellager blieb bisher erfolglos.

Seil 1986 gibt es in Dachau und Land­
kreis Asylbewerber, die von der Regie­
rung von Oberbayern „zugeteilt“ wer­
den. Derzeit sind es 500 bei 110000 Ein­
wohnern im Landkreis. Sie wurden bis­
lang dezentral in angemieteten Häusern, 
Pensionen etc. untergebracht. Durch 
Aktivitäten des Arbeitskreises Asyl in 
Dachau und Landkreis und durch ver­
gleichsweise gute Zusammenarbeit mit 
dem zuständigen Landratsamt war die 
Lebenslage der Flüchtlinge etwas besser 
als in anderen Städten.

Obwohl schon länger absehbar war. 
daß mehr Flüchtlinge kommen, wurde 
Ende August eine Turnhalle vom Land­
ratsamt beschlagnahmt. Darin sind bis 
letzt 60 Flüchtlinge schlecht unterge­
bracht. Kurz darauf wurde dem AK Asyl 
bekannt, daß die Regierung von Ober­
basem ein Sammellager für 220 Men­
schen auf dem DULAG-Gelände bauen 
will. Das DULAG wurde 1942 als Lager 
für sowjetische Zwangsarbeiter einge­
richtet, es unterstand direkt der SS. 
Nach 1945 wäre es einige Jahre Flücht­
lingslager.

Landrat Christmann (CSU) sagte zwar 
mehrmals öffentlich, er ziehe dezentrale

Unterbringung vor, setzte sich aber 
nicht wirklich gegen die Regierungs­
pläne ein. Nach dem Gesetz ist es so: 
eine Einheit von mehr als 50 Menschen 
ist eine „Gemeinschaftsunterkunft“, die 
der Regierung von Oberbayern unter­
steht. Sammellager sollen die Regel 
sein, nicht dezentrale Unterbringung. In 
Landsberg besichtigten Mitglieder des 
AK Asyl ein solches Baracken-Lager. 
Die Wände sind so dünn, daß die Men­
schen nie Ruhe haben. Die Hausordnung 
sieht u.a. vor, daß sie keine Bilder auf­
hängen dürfen, am Haus des Lager­
leiters hing ein REP-Plakat!

Sofort nach Bekanntwerden des La­
gerplans initiierte der AK Asyl eine gro­
ße Anzeige in der örtlichen Presse, in 
der viele lokal bekannte Menschen für 
dezentrale Unterbringung warben. Vier 
Grundstücke im Landkreis wurden be­
reits angeboten, über weitere wird ver­
handelt. Die Gegenseite reagierte auch. 
In Dachau (Stadt) hatte die REP bei 
CSU-Mehrheit bei Landtags- und Bun­
destagswahl über 9 %. 350 Menschen im 
Augustenfeld, einem Stadtteil in der 
Nähe dej DULAG, forderten mit Unter­
schrift mehr Pölizeischutz und daß das

Lager nur vorübergehend dort sein 
könne.

Alle öffentlichen Initiativen für dezen­
trale Unterbringung bezeichnete H. 
Schmid, zuständiger Beamter in der 
Regierung von Oberbayern, als „Pres­
sion“. Man solle nicht mehr auf der Ge­
schichte herumreiten, 45 Jahre seien ge­
nug. Das Sammellager sei aus Kosten­
gründen notwendig, alles andere interes­
siere ihn nicht. Die erste Baracke für 44 
Menschen wird bereits gebaut.

Der nächste Schritt des AK Asyl war 
eine überregionale Pressekonferenz am 
13.12. mit MdL Dr. Hahnzog (SPD), 
der Sprecherin des Bayerischen Flücht­
lingsrates sowie Prof. Bonhoeffer, 
IPPNW-Mitglied, Dachauer und ver­
wandt mit dem im Faschismus hinge­
richteten D. Bonhoeffer. Dieser be­
zeichnete die Errichtung des Sammel­
lagers auf dem DULAG-Gelände „als 
geradezu unglaubliche politische In­
stinktlosigkeit“.

Die Mitglieder des AK Asyl sind fest 
entschlossen, das Sammellager nicht zu 
akzeptieren und auch in Zukunft alles 
für dezentrale Unterbringung der 
Flüchtlinge zu tun. — (lsc)

Köln. Nicht einmal ein Jahr hat die Lan­
desregierung Wort gehalten — am 4.12. 
beschloß das Landeskabinett, alle Zusa­
gen, die Landesinnenminister Schnoor 
und sein Staatssekretär Riotte im letzten 
Jahr gegenüber Roma gemacht haben, 
für null und nichtig zu erklären. Am 
1.2. hatte Schnoor den Roma, die sich 
vor dem 12.1.90 in NRW aufgehalten 
haben und die glaubhaft machen kön­
nen, daß sie staatenlos sind, weil sie seit 
Jahren von einem europäischen Staat in 
den anderen flüchten müssen, das Blei­
berecht versprochen. Die Roma hatten 
die Zusage mit einem Bettelmarsch, der 
am 6.1. mit der Besetzung des Kölner 
Doms begann, erzwungen. 3500 Roma 
über 16 Jahren beantragen ein solches 
Bleiberecht. Bis Ende Mai verhandelten 
Roma-Vertreter mit der Landesregie­
rung über eine Bestimmung der De-fac- 
to-Staatenlosigkeit: Wer in den letzten 
zehn Jahren überwiegend außerhalb sei­
nes Herkunftslandes umhergezogen ist 
und wer sich vor seiner Reise in die BRD 
längere Zeit in mindestens einem west­
europäischen Staat aufgehalten hat, er­
hält eine Aufenthaltserlaubnis, wenn er 
nicht in besonderem Maße straffällig 
geworden ist und vor dem 12.1.90 in 

, NRW lebte. Diese Definition lehnte die 
Landesregierung Mitte September ab. 
Bedingung sollte sein: nur wer minde­
stens drei Jahre in NRW und anderen

Bundesländern lebte, erhält die Aner­
kennung als de-facto-Staatenloser — 
nach Rechnung von Rau u.a. sollen nur 
noch etwa 1000 Roma unter diese Rege­
lung fallen. Außerdem beschloss sie ein 
„Rückkehrprogramm“ für 1400 Roma 
nach Skopje im jugoslawischen Land 
Mazedonien. Die Anzahl kommt durch 
eine perfide Auswertung der Anträge 
auf Bleiberecht zustande — wer immer 
in seinem Antrag Skopje als Aufent­
halts- oder Durchgangsstation erwähnt 
hat, ist nun auserwählt, „reintegriert“ 
— tatsächlich: ausgelagert — zu werden. 

8000,- DM für Fahrt und Lebensunter­
halt während der ersten sechs Monate 
rechnet die Landesregierung als Kosten, 
zahlbar weitgehend an die mazedoni­
schen Regierung. Auch die 1000 zu­
nächst anerkannten Staatenlosen sollen 
verschubt werden.

Die Organisationen der Roma, die 
Rom- und Cinti-Union (RCU) sowie der 
Zentralrat der Roma und Sinti, haben 
scharfen Protest erhoben und rufen für 
den 20.12. zu Aktionen in der ganzen 
Bundesrepublik auf. Die RCU hatte zu­
sammen mit der Evangelischen Kirche 
kurzfristig eine Delegation nach Jugo­
slawien geschickt. Landeskirchenrat 
J. E. Gutheil erklärte, die Situation in 
Mazedonien sei unhaltbar, die Roma 
dorthin zu schicken, treibe sie in die 
„absolute Hoffnungslosigkeit“. — (uld)
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Stahl: Zwiespältiges Ergebnis
Abstand zu Metall verringert, aber nicht aufgehoben

Tarifrunde öffentlicher Dienst:
Streit um Forderungsaufstellung

Am 3.12.1990 beantragte die Tarif­
kommission für die Stahlindustrie 
NRW, Niedersachsen und Bremen beim 
IG Metall-Vorstand das Scheitern der 
Verhandlungen, am 7.12. bekräftigte 
sie diesen Beschluß. Dennoch wurde 
noch einmal verhandelt, weil der IG Me­
tall-Vorstand seine Entscheidung über 
den Antrag um eine Woche verschob. 
Dabei einigten sich die Verhandlungs­
kommissionen auf einen Abschluß, der 
bei Redaktionsschluß noch von der Ta­
rifkommission bestätigt werden mußte.

Vereinbart wurden beim Lohn 26 
Pfg./ Stunde auf den Ecklohn als Vor­
weganhebung ab November 1990, Ein­
malzahlungen von jeweils 275 DM für 
November und Dezember, 6 % mehr 
Lohn und Gehalt ab Januar 1991 bei 
einer Laufzeit bis zum 31.10.1991 und 
Erhöhung der Ausbildungsvergütungen 
je nach Lehrjahr zwischen 66 und 85 
DM. Die Arbeitszeit soll ab 1.4.1995 
auf 35 Stunden/Woche verkürzt werden, 
das Fünf-Schicht-System für Conti- 
Schichtler kann in Betriebsvereinbarun­
gen eingeführt werden. Die Möglichkeit 
der Verlängerung -der Arbeitszeit für 
Teile der Belegschaften auf 40 Stunden/ 
Woche wie bei Metall wurde zunächst 
abgewehrt, allerdings soll hierüber vor 
Einführung der 35-Stunden-Woche 
noch einmal verhandelt werden. Die 
Kapitalisten haben unter dem Eindruck 

der breiten Welle von Warnstreiks und 
dem drohenden Abbruch der Verhand­
lungen zwar von ihrem Provokations­
kurs ablassen müssen.

Ihr wichtigstes Ziel konnten sie jedoch 
erreichen: Die Aufrechterhaltung der 
vor drei Jahren festgeschriebenen Ab­
koppelung der Tariflöhne bei Stahl von 
denen bei Metall. Der Stahl-Ecklohn 
(Lohngruppe 6) wird nach der Erhöhung 
bei 14,28 DM liegen, der Metall-Eck­
lohn liegt in NRW bei 14,45 DM. Auch 
die Jahres-Sonderzahlungen bleiben 
weiter unter dem Niveau von Metall.

Die IG Metall hat den Abstand der Ta­
riflöhne zwischen Stahl und Metall nur 
verringern, nicht jedoch aufheben kön­
nen. Ihre Absicht, die noch gute Stahl­
konjunktur wenigstens ein Stück weit 
zum Ausgleich der Reallohn-Verluste 
der letzten Jahre zu nutzen, wurde ver­
fehlt. Beides wäre nur mit Streik zu er­
reichen gewesen, und den wollte der IG 
Metall-Vorstand vermeiden. Nach An­
gaben der IG Metall kommt der Ab­
schluß durch die Vorweganhebung und 
die Einmalzahlungen von zusammen 
550 DM — in der Metallverarbeitung 
NRW lagen sie bei 430 DM — aufs Jahr 
auf 8 %. Dies ist auch eine erste Marke 
für die Tarifbewegung 1991. Aller­
dings: Die Vorweganhebung ist an­
rechenbar, und in der Lohntabelle fest­
geschrieben sind eben nur 6 %. — (wof)

Die Große Tarifkommission der OTV geht dieses Jahr mit 
einer reinen Einkommensforderung von 101%, Erhöhung 
der Ausbildungsvergütung um 250 DM und einer Laufzeit­
forderung von 12 Monaten in die Tarifverhandlungen. Im

folgenden drucken wir einen Bericht über die Diskusse- 
der Hamburger ÖTV aus der Zeit der Forderungsaufatl- 
lung im November, der die Positionen der Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst in die Diskussion bringt.

Am 15.11.90 beschlossen in Hamburg 
die rund 280 anwesenden ÖTV-Funkti- 
onäre (Vertrauensleute, Personalräte 
etc.), den Forderungsvorstellungen des 
Hauptvorstandes für die nächste Tarif­
runde zu widersprechen. Scharf ange­
griffen wurde, daß es der Presse ermög­
licht worden war — ohne vorherige Mit­
gliederdiskussion — sich breit über die 
angebliche ÖTV-Ausgangsforderung 
zwischen 7,5 % und 9,5 % auszulassen.

In erregter Debatte berichteten Kolle­
gen von ihren Betriebsgruppensitzungen 
bei u.a. Bau- und Umweltbehörde, den 
Krankenhäusern (AK Heidberg, Barm- 
beck, Ochsenzoll), dem Berufsforde­
rungswerk, den Bezirksämtern Ham­
burg und Altona, der Abteilung Kom­
munalverkehr und dem Bereich Luftver­
kehr. Überall waren Forderungen zwi­
schen 11 und 15 %, mindestens aber 350 
DM (450 DM) brutto verabschiedet 
worden.

Die Hamburger Vertreter in der Gro­
ßen Tarifkommission der ÖTV in Stutt­
gart, die die Presseforderung übernom­
men hatten, wurden zur Rechenschaft 
über ihr Abstimmungsverhalten aufge­
fordert, weil sie die Ergebnisse der Be­

triebsdiskussion nicht weitergetragen 
haben. Abgelehnt wurde die Diskussion 
um eine Ballungsraumzulage auch für 
Hamburg (bislang nur in München). 
Während seit drei Jahren eine Anglei­
chung aller Lohngruppen im öffentli­
chen Dienst angestrebt werde, stelle die 
Diskussion um Extra-Zuschläge für be­
stimmte Städte oder Ballungsgebiete erst 
recht eine weitere Differenzierung dar.

Kollegen aus dem Krankenhausbe­
reich schilderten, daß trotz minimalster 
Erhöhungen in den kürzlichen Struktur­
verhandlungen für das Pflegepersonal 
Nachverhandlungen geführt werden 
müßten, weil für den geringen Verdienst 
das Personal lieber im Privatbereich bei 
geregelter Arbeitszeit arbeiten würde 
statt im Schichtdienst und bei nicht be­
setzten Planstellen. Insbesondere die 
Reinigungskräfte und Stationshilfen 
würden die Streichung der unteren 
Lohngruppen fordern.

Ein Kollege der Hamburger Arbeits­
und Beschäftigungs-GmbH (tarifliche 
Beschäftigungsverhältnisse für ehema­
lige Sozialhilfeempfanger) wies darauf 
hin, daß von deren 1300 Beschäftigten 
sich 1000 am unteren Rande des Exi­

stenzminimums bewegen würden (ein­
fachste Arbeitertarifentlohnung CI und 
C II). Deshalb sei eine hohe Forderar.; 
mit Mindestabsicherung für sie wichtig 

Berufspraktikanten aus dem Erzieher 
und Sozialarbeiterbereich forderten, dal) 
endlich die in den siebziger Jahren TOm 
öffentlichen Dienstherm durchgesetzte 
Absenkung der Bemessungsgrundlage 
ihrer Vergütung von 75 % auf 66% wie­
der rückgängig gemacht werden müsse

Das Endergebnis, das den Hamburger 
Vertretern in der Großen Tarifkommis 
sion mit auf den Weg gegeben wurde, 
war: 11 % Tarifforderung, ein Jahr 
Laufzeit!
— Keine Anrechnung der Zulagenerho- 
hung von Beginn des Jahres! — Der Ab­
schluß muß über dem der gewerblichen 
Bereiche liegen, da die letzten drei Jahre 
schon Lohnkürzungen hingenommen 
werden mußten. — Berücksichtigung 
von sozialen Komponenten wie Min­
destlohnerhöhung oder Festbeträge .
— Die Tarifverhandlungen für den Al­
ten- und Pflegebereich und für Erzieher­
und Sozialarbeiterpraktikanten müssen 
wieder aufgenommen werden! — Ableh­
nung der Ballungsraumzulage. — (ena)

Gleiche Arbeit — gleicher Lohn 
Sicherung der Arbeitsplätze

Berlin (Ost). Am 6.12.90 demonstrier­
ten ca. 10-12000 Beschäftigte aus den 
Bereichen Bildung, Erziehung und Wis­
senschaft, insbesondere Lehrer/-innen, 
zum Haus des Lehrers, in welchem 
gleichzeitig die erste gesamtdeutsche 
Kultusministerkonferenz tagte. Aufge­
rufen hatten die GEW u.a. mit folgen­
den Forderungen: Sicherheit der Ar­
beitsplätze! Heranführung auf die volle 
Höhe des westlichen Eingruppierungs­
und Vergütungssystems! Weiterbil- 
dungs- und Umschulungsangebote für 
Akademikerinnen! Lehrer/-innen der 
ehemaligen DDR sollen nach Absicht 
der Bundesregierung für Jahre schlech­
ter bezahlt werden als ihre westlichen 
Kollegen: z.B. für die Grundschulklas­
sen 1-4 Besoldungsgruppe A 9 statt A 
12, was bis zu 1000 DM pro Monat we­
niger sind. — (har)

SEL Kabelwerk: 
Proteste gegen Kündigungen

Stuttgart. Wer erinnert sich nicht an die 
Proteste von zehntausend Metallern vor 
SEL Stuttgart letztes Jahr gegen die ge­
plante Samstags- und Sonntagsarbeit im 
Kabel- und Glasfaserwerk? Jetzt, nach­
dem die Konti-Schicht seit einem Jahr 
läuft, haben 31 Arbeiter die Kündigung 
erhalten, nächstes Jahr sollen noch ein­
mal über 500 Beschäftigte gekündigt 
werden. Obwohl der Betrieb heute auf 
Hochtouren läuft und Profit abwirft, will 
SEL/Alacatel die Glasfaserfertigung in 
einem neuen Werk in Nordfrankreich 
zentralisieren. Auf Initiative der Be­
triebsräte und der Gemeinderatsfraktio­
nen von SPD und GRÜNEN will OB 
Rommel ein Gespräch mit der Unterneh­
mensleitung von SEL führen. — (ros)

Berlin. Zahlreiche Ostberliner Kultureinrichtungen, darunter das Metropoltheater 
und der Friedrichstadtpalast, werden „in andere Rechtsformen“ überführt. Zu 
diesem Zweck sind vorsorglich alle 2560 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zum 
15.12.1990 gekündigt worden. Bei einer Demonstration vor dem Rathaus Schöne­
berg sagte die zuständige Kulturstadträtin, die Einrichtungen hätten „die große 
Chance, sich zu erneuern." Bild: Protestaktion. — (pet, har)

BMW-München: Besondere 
Anhebung der Arbeiterlöhne

München. Am 10. Dezember hat der 
Vertrauensleutekörper eine Tarifforde­
rung beschlossen, die weitergehender 
ist, als die bisher aufgestellten Forde­
rungen: Die BMW-Vertrauensleute for­
dern nicht nur die besondere Anhebung 
der unteren Lohngruppen. Die Tariffor­
derung zielt vielmehr darauf, die Löhne 
der Arbeiter insgesamt sowie die Gehäl­
ter der niedrig bezahlten Angestellten 
überproportional anzuheben, damit sie 
Anschluß gewinnen an die Einkom­
mensentwicklung der Angestellten. Für 
die Höhe der Tarifforderung wurden 
drei Komponenten genannt: Zum einen 
wird eine Preissteigerung von 4,5 % an­
genommen, die ausgeglichen werden 
muß. Außerdem eine Produktivitätsstei­
gerung von 3 %, an der alle Beschäftig­
ten beteiligt werden müssen. Zusätzlich 
wird eine Umverteilung der enormen 
Profite der Kapitalisten verlangt in Höhe 
von 3,5 %. Diese Komponenten zusam­
men ergeben ein Volumen von 11 %. 
Ansonsten soll die Umverteilungskom­
ponente genutzt werden, um die Kluft 
zwischen Angestellten- und Arbeiterein­
kommen zu verringern. Hintergrund ist 
die Überlegung, wie ein gemeinsamer 
„Entgelttarifvertrag“ zustande kommen 
könnte, in dem einheitlich Arbeiterlöhne 
und Angestelltengehälter geregelt wer­
den. Untersuchungen der Münchner IG 
Metall zeigen deutlich eine starke Lücke 
zwischen Arbeiter- und Angestelltenein­
kommen. Dies läßt befürchten, daß der 
sofortige Abschluß eines solchen Ver­
trages vor allem zur Runtergruppierung 
einer Reihe von Angestellten führen 
würde und keineswegs zur Höhergrup­
pierung von Arbeitern. Die Tariffor­
derung soll Fakten in die umgekehrte 
Richtung schaffen. — (mu)

Vertreter wollen 
über 10 Prozent

Ulm. Drei Modelle wurden den Vertre­
tern von der Ortsverwaltung vorgelegt: 
12%, ein Festgeld in Höhe von 374 DM 
und 11% mit einer Vorweganhebung der 
Lohngruppen 1 bis 5 mit Geldbeträgen 
von 200 bis 100 DM. In der Diskussion, 
die eine Fortsetzung der betrieblichen 
Diskussion war, plädierte der 1. Bevoll­
mächtigte Haag für eine Prozentforde­
rung mit einer Vorweganhebung. Von 9 
Rednern sprachen sich 8 für eine Fest- 
geldfofderung aus, auch Mitglieder des 
Frauenausschuß, die selber in den unte­
ren Lohngruppen sind. Ein Redner 
sprach sich für 15 % mit einer Mindest­
absicherung aus. Bezirksleiter Riester 
nahm anschließend mit altbekannten 
Argumenten gegen eine Festgeldforde­
rung Stellung. In einer außerordentli­
chen Vertreterversammlung im Januar 
soll eine Empfehlung an die Tarifkom­
mission abgegeben werden. — (frm)

FDP will Kinderbetreuung 
kommerzialisieren

Hannover. Mit einem Antrag im Land­
tag will die FDP die minimalen Festle­
gungen, die die niedersächsischen 
Heimrichtlinien bezüglich Standards 
von Kindertagesstätten bieten, beseiti­
gen. „Reduzierung der staatlichen Auf­
sicht über die Kinderbetreuungseinrich­
tungen auf ein Mindestmaß sowie Ent­
schlackung der entsprechenden Richtli­
nien unter Fortfall einengender Stan­
dards und sonstiger entbehrlicher Vor­
gaben.“ (Antrag der FDP) Sind vorge­
schriebene Gruppengrößen, Spielflä­
chengrößen, Personalschlüssel abge­
schafft, kann nach Meinung der FPD die 
freie Marktwirtschaft Einzug in diesen 
Bereich halten. „Abbau der bestehenden 
Betreuungsdefizite u.a. durch die An­
wendung flexibler Öffnungszeiten und 
durch den Ausbau betriebsgebundener 
und Privatwirtschaft! ich betriebener 
Einrichtungen .. .“ Gewerblich betrie­
bene Kindergärten nach dem Vorbild 
privater Altenheime sollen unterstützt 
werden. — (rec)

Kein Lohnverzicht für 
die ehemalige DDR!

Friedrichshafen. Auf Antrag der Ver­
trauensleuteversammlung der ZF hat die 
Vertreterversammlung am 29.11. be­
schlossen: „Wir treten allen Aufforde­
rungen, Lohnverzicht für die ehemalige 
DDR zu üben, entschieden entgegen. 
, Denn jede Mark weniger an Lohnerhö­
hung im Westen füllt nur die Kassen der 
Unternehmer und nicht den Geldbeutel 
der Kolleginnen und Kollegen im 
Osten.’ Wir unterstreichen diese Aussa­
ge von Franz Steinkühler . . . Die Ge­
winne der Unternehmer in der ehemali­
gen BRD sind auch 1990 weiter in die 
Höhe gestiegen. Deshalb fordern wir 
den Vorstand auf, bei der Diskussion um 
die Höhe des Korridors für die Lohnfor­
derung dies zu berücksichtigen. — (anh)

Banken: Mehr Schichtarbeit
An der Terminbörse begann der Futurehandel

Am 23.11. wurde an der Deutschen Ter­
minbörse in Frankfurt der Handel mit 
sogenannten „Futures“ eröffnet. Dabei 
handelt es sich um Kontrakte, die den 
Inhaber verpflichten, zu einem vorab 
festgelegten Preis an einem bestimmten 
Tag Wertpapiere abzunehmen bezie­
hungsweise zu liefern. Die Futures die­
nen für die eine Seite dazu, das Risiko 
des Kursverfalls größerer Wertpapier­
bestände abzusichem, für die andere 
Seite sind sie ein Mittel, mit vergleichs­
weise geringem Kapitaleinsatz um große 
Summen zu spekulieren.

Der Aufsichtsratsvorsitzende der 
Deutschen Terminbörse und Mitglied 
im Vorstand der Deutschen Bank, Rolf- 
E. Breuer, erläuterte für die Presse die 
Stoßrichtung dieses neuen Finanzie­
rungsinstruments: Er glaube, daß die 
DTB der Londoner Terminbörse „LIF- 
FE“ die Hälfte des Umsatzes der soge­
nannten „Bund-Futures“ abnehmen 
werde. Der Bund-Future ist ein Termin­
kontrakt auf eine Mischung verschiede­
ner Bundesanleihen und wurde mittels 
Datenfernübertragung bisher aus­
schließlich in London gehandelt. Die 
Londoner Terminbörse hatte diese 
Kriegserklärung auch als solche erkannt 
und ließ verlauten, daß sie, egal wie lan­
ge die DTB die Handelszeiten ausdehne, 
eine halbe Stunde vor und nachher han­
deln werde. Damit wird verständlich, 
warum die Beschäftigung mit diesen 
neuen Formen der Wertpapierspekulati­
on auch für die Leser dieses Blattes von 
Interesse sein kann: Die Soldaten in die­
sem Finanzkrieg sind die Beschäftigten 
im Bankgewerbe. Und zwar diejenigen, 
die der Bankkunde normalerweise nicht 
am Bankschalter zu Gesicht bekommt 
und auch nicht im Fernsehen auf dem 
Börsenparkett sieht, die Beschäftigten 
im elektronischen Börsenhandel und in 
der Abwicklung, dem „Back Office“.

Der Futurehandel der Terminbörse 
läuft von 7.30 - 18 Uhr — zum Ver­
gleich: der „normale“ Wertpapierhan­
del auf dem Parkett der Frankfurter Bör­
se ist noch auf die Zeit von 10.30 - 13.30 
Uhr begrenzt. Im Anschluß an den Han­
del erfolgt die Abwicklung, d.h. Schrei­
ben von Ausführungsbestätigungen und 
Abrechnungen, Lieferungen von Papie­
ren, Verbuchung in der bankinternen 
Depot- und Geldbuchhaltung. Beim Fu­
turehandel besonders eilig: Sofortige 
Abbuchungen von den Konten der Auf­
traggeber, wenn der Kurs der Papiere 
eine bestimmte Grenze unter- bzw. 
überschritten hat.

Die Konsequenz: Für mehrere hun­
dert Bankbeschäftigte wurde ab dem 
23. 11. Nacht- und Schichtarbeit nor­
mal. Bei der Dresdner Bank sind z.B. 
Schichten von 6 Uhr bis 22 Uhr in der 
DTB-Abwicklungsabteilung vorgese­
hen. Dafür wurden neue Beschäftigte 
mit der Verpflichtung zur Schichtarbeit

eingestellt. Bei Banken mit kleineren 
Abwicklungsabteilungen wird versucht, 
das vorhandene Personal über einen län­
geren Zeitraum zu „strecken“ oder so­
gar die Abdeckung der Betriebszeiten im 
Rahmen von Gleitzeitsystemen der 
„Freiheit“ der Betroffenen zu überlas­
sen. Die Einführung dieser neuen Ar­
beitszeiten erfolgte, wie im Bankgewer­
be verbreitet üblich, in diktatorischer 
Form. Mitte Oktober entschied der Auf­
sichtsrat der Terminbörse unter Führung 
des bereits oben erwähnten Herrn Breu­
er vom Deutsche Bank-Vorstand über 
die Dauer der Handelszeit. Die Betriebs­
räte wurden, wie z.B. bei der Sparkassse 
Frankfurt, bis zum Start des Futurehan- 
dels nicht einmal informiert, daß sich die 
Arbeitszeiten ändern. Bei der Deutschen 
Wertpapierdaten-Zentrale (DWZ) er­
fuhr der Betriebsrat erst nach der Ver­
weigerung von Überstunden für einen 
Samstagstest, daß in einer Abteilung 
Schichtarbeit von 7-20 Uhr geplant ist.

Die Zeit zwischen 17 und 22 Uhr ist 
im Bankgewerbe bisher keine normale 
Arbeitszeit gewesen. Mit Ausnahme der 
engeren EDV-Produktion war Schicht­
arbeit nicht üblich. Die Zeit zwischen 17 
und 22 Uhr ist für die meisten Lohnab­
hängigen eine der aktivsten Zeiten des 
Tages, wo sie sich um die Fragen der 
Reproduktion kümmern und sich kultu­
rellen. politischen oder sportlichen Be 
tätigungen widmen. Es zeigt sich jetzt 
bitter das Versäumnis der Gewerkschaf­
ten, daß sie im Trubel um die 35-Stun- 
denwoche keine Schranken zum Schutz 
des Feierabends oder der Nacht errichtet 
haben. Die Betriebsräte müssen jetzt aus 
der Defensivposition heraus versuchen, 
das Schlimmste zu verhindern und we­
nigstens einen Nachteilsausgleich für 
Arbeit zu ungünstigen Zeiten zu erret 
chen.

Nacht- oder Schichtzulagen gibt es 
nach Tarifvertrag erst ab 20 Uhr. Mit 
220 DM Schichtzulage bet zweiwechsh 
gern Dienst und 2 Freischichten im Jahr 
sowie 25 % steuerfreier Nachtzulage 
wird diese Lebenszeit auch nicht sonder 
lieh teuer verkauft. Inzwischen hat ein 
Treffen von Betriebsräten aus den be 
troffenen Banken stattgefunden, wo fest­
gestellt wurde, daß die Arbeit zu unnor 
malen Zeiten verteuert und einer weite­
ren Ausuferung der Arbeit in die Nacht 
hinein Einhalt geboten werden muß. 
z.B. auch durch internationale Gewerk­
schaftszusammenarbeit. Der Betriebsrat 
der DWZ hat ein Verfahren wegen unge 
nehmigter Überstunden eingeleitet — 
beantragt wurde ein Ordnungsgeld von 
40000 DM gegen die Geschäftsieitung 
Bisheriges Zw ischenergebnis: die tägli­
che Arbeitszeit der Betroffenen wird um 
eine halbe Stunde verkürzt und vor S 
Uhr morgens und nach 17 Uhr abends 
mit einem Zeitzuschlag von 25 % ver­
teuert. — (gst)
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Köln. Nun ist Köln durch den größten Polizeieinsatz seiner Geschichte (1 200 Polizi­
sten auf 7 Besetzer!) dem Ziel zur Glitzermetropole ein Stück näher, ein „Schand­
fleck“ ist durch Räumung des seit fünf Jahren besetzten Hauses in der Weißhaus­
straße beseitigt. Ein lebendiger Kultur- und Lebensraum wurde einem weiterem Kon­
sumpalast geopfert. Und Köln hat etliche Obdachlose mehr. — (mz; Bild: af/mz)

Aus Ländern und Gemeinden

Krankendrohbriefe bei Mercedes-Benz
Die Stadt Mannheim ist bei vielen Krankheiten Spitzenreiter

Rehabilitierung der 
Opfer des Kalten Krieges!

Köln. Die NRW-Landesregierung wur­
de von der Landesdelegiertenkonferenz 
der Vereinigung der Verfolgten des Na­
ziregimes—Bund der Antifaschisten 
(VVN/BdA) aufgefordert, Schritte zur 
Beseitigung des KPD-Verbotsurteils 
einzuleiten und die Opfer des Kalten 
Krieges zu rehabilitieren. Insbesondere 
sollen die Antifaschisten, die im Kalten 
Krieg erneut politisch verfolgt und ihrer 
Wiedergutmachung beraubt wurden, 
rehabilitiert werden. Den Berufsverbo­
ten und der Verurteilung von Friedens­
demonstranten soll ein Ende gemacht 
werden. Die Arbeit der Initiativgruppe 
für die Rehabilitierung der Opfer des 
Kalten Krieges wird unterstützt.
Quelle: Antifaschistische Nachrichten, Mittei­
lungsblatt der VVN-Bund der Antifaschisten 
NRW. NR.1 /Dezember 1990 — (gba)

Studentendemonstration 
gegen Wohnungsnot

Lüneburg. Am 27.11. 90 demonstrier­
ten 600 Studentinnen und Studenten ge­
gen ihre katastrophale Wohnsituation. 
Nach Umfragen des AStA fehlen in Lü­
neburg „über 500 Wohneinheiten allei­
ne für Studentinnen und Studenten; zah­
len Wohnungssuchende mittlerweile 
qm-Preise von durchschnittlich 40-45 
DM für ,normale“ Zimmer; wird die Si­
tuation von einigen Maklern und Speku­
lanten schamlos ausgenutzt und horren­
de Vermittlungsgebühren verlangt; wird 
Studierenden von offizieller Seite emp­
fohlen, aus einem Umkreis von rund 100 
km nach Lüneburg zu pendeln . . .“ 
Quelle: Demonstrationsflugblatt — (ulb)

Presseerklärung zu den 
OB-Wahlen in Heidelberg

Heidelberg. Rolf Ficker, FAU/AP und 
„Die UNZUFRIEDENEN“ Heidel­
berg, ist bei den OB-Wahlen angetreten. 
Aus seiner Erklärung vom 25.10.: „Die 
bürgerliche Schieberei um das OB-Pöst- 
chen in Heidelberg ist gelaufen. Wie zu 
erwarten war, hat die Kandidatin Weber 
das Rennen gemacht. Zu groß war der 
Wunsch der Masse der Heidelberger 
Bevölkerung, nach den reaktionären 
Zundel-Jahren, für deren Fortsetzung 
Wagner antrat (ein wirklich widerlicher 
Gedanke), nach einer Veränderung in 
dieser Stadt, daß es fast zu einer Hysterie 
für Frau Weber wurde . . . Aber es war 
schon immer die Paraderolle der SPD, 
sich als „kleineres Übel“ zu verkaufen. 
Dies hat aufgrund der spezifischen Si­
tuation in Heidelberg dazu geführt, daß 
sich im zweiten Wahlgang selbst sehr 
fortschrittliche, ja sogar manch revolu­
tionärgesonnener Mensch, der im ersten 
Wahlgang Rolf Ficker oder ungültig 
gewählt hatte, dann im zweiten Wahl­
gang dem Schwindel vom „kleineren 
Übel“ auf den Leim gegangen ist ... 
Das Wahlergebnis von 0,24 % hätte oh­
ne undemokratische 5 %-Klausel bei ei­
ner Bundestagswahl auf Bundesebene 
bzw. Reichsebene locker zu einem Sitz 
gereicht. Beim zweiten Wahlgang sind 
zwei Drittel der Stimmen verloren ge­
gangen . . . Doch Stimmenergebnisse 
und ähnliches sind bei der Wahlkampag­
ne von Rolf Ficker nicht entscheidend 
gewesen. Entscheidend war, daß die Sa­
che des Sozialismus und, damit in Ver­
bindung, die Interessen der „kleinen 
Leute“ propagiert wurden und zum 
Widerstand beigetragen wurde . . .“ Pres­
seerklärung zugesandt von GJA/R Hamburg

Stadt Göttingen stellt jetzt 
Bleiberechtsbescheide aus

Göttingen. Ab sofort (6.12.) wird die 
Stadt Göttingen den Bleiberechts-Erlaß 
des Innenministers ausführen und die 
Anträge von Flüchtlingen nicht nur be­
arbeiten, sondern auch entscheiden. 
Vorangegangen war ein Brief des Aus­
länderbeirats Göttingen an den Innenmi­
nister Glogowski (SPD), der aufgefor­
dert wurde, sofort einen Staatskommis­
sar zur Durchsetzung der Bleiberechts­
regelung einzusetzen. In dem Schreiben 
wird darauf verwiesen, daß die öffent­
lich geführte Auseinandersetzung zu er­
heblicher Verunsicherung bei den Be­
troffenen geführt habe. Viele Flüchtlin­
ge verzichteten auf ihre Rechtsansprü­
che und stellten gar nicht erst Anträge. 
Auch die Ausländerfeindlichkeit habe 
zugenommen, schreibt der Ausländer­
beirat. Das Land hatte angeboten, die 
entstehenden Kosten bei Verlangen im 
Einzelfall abzurechnen. Strittig ist noch 
die Dauer dieser Kostenerstattung. Das 
Land vertritt 15 Monate, die Kommunen 
wollen eine Erstattung auf 2 Jahre. In­
nenminister Glogowski (SPD) machte 
inzwischen mehrfach deutlich, daß er 
auch in Nds. für die Abschiebung nicht 
anerkannter Asylbewerber sei. — (kek)

Abwassergebühren steigen 
ab 1. Januar um 15,01 Prozent

Konstanz. Der Gebührensatz für die 
„öffentliche Fäkalienabfuhr“ — auf gut 
deutsch Abwasserbeseitigung — soll 
von bisher 14,32 auf 16,47 DM angeho­
ben werden. Die Stadt als öffentliche Be­
treiberin der Fäkalienabfuhr hat seit 
1977 diese Aufgabe an die Fa. Hans 
Schupp & Sohn delegiert. Begründung 
der Kämmerei: Der Unternehmer habe 
einen Anspruch auf Erhöhung seiner 
Vergütung in Anlehnung an den Tabel­
lenlohn eines Gemeindearbeiters in Ba­
den-Württemberg der Lohngruppe IV, 
Stufe I. Nachdem 1989 und 1990 keine 
Eihöhung erfolgt sei, habe die Firma 
nun eine zweistellige Erhöhung geltend 
gemacht. Eine etwas dürftige Legitima­
tion, der Bevölkerung mehr Geld aus der 
Tasche zu ziehen. — (anw)

Landesastenkonferenz 
ruft zu Demonstration auf

Stuttgart. Die Landesastenkonferenz 
ruft für den 23. Januar 1991 zu einer lan­
desweiten Demonstration gegen die 
Verschärfung der Studienbedingungen 
auf. In einem Katalog der zu ändernden 
Punkte wird u.a. gefordert: Erhöhung 
des Doppelhaushaltes 90/91 für den 
Ausbau der Lehre, ein Sofortprogramm 
zum Ausbau der räumlichen Kapazitä­
ten: Zurücknahme von Mieterhöhungen 
bei Wohnheimen, Schaffung von aus­
reichend Wohnraum; verbindliche Frau- 
enfiMerpläne; interdisziplinäre Frauen- 
forachung und feministische Wissen­
schaft an allen Hochschulen; soziale Ab­
scherung für alle, d.h. Durchsetzung 
eines eltemunabhängigen Bafög auf Zu- 
rchußbasis (mindestens 1000 DM); 
Studienabschlußforderung für alle, die 
se brauchen; sofortige Zurücknahme 
der Gesetzesänderung, mit welcher die 
ehernunabhängige Förderung zusam- 
■engestrichen wurde; Wiedereinfüh- 

einer Verfaßten Studentenschaft 
nut Satzungs- und Finanzhoheit, politi- 
rbem und imperativem Mandat.

„WAS“. Informationen der Fach- 
Kta&wraeü und Vertreterinnen versamm­
el Uai Stuttgart — (evc)

Seit 1984 führt die Werksleitung von Mercedes-Benz gegen 
die Beschäftigten des Mannheimer Werks eine Kampagne 
„zur Senkung des Krankenstandes“. Vorläufiger Höhe­
punkt dazu ist nun eine „Information über den Kranken­
stand im Werk Mannheim“, welche am 18. September 1990 
an alle „Mitarbeiter“ verschickt wurde. Darin wird errech­
net, daß von 249 Arbeitstagen der durchschnittliche Benz- 
Beschäftigte nach Abzug von 30 AT Urlaub, 28 AT Krank­
heit und 13 AT Freischicht (als Ergebnis der Arbeitszeitver­
kürzung) nur noch 178 AT (71,5%) im Betrieb anwesend

Der Zweck der „Information“ ist ein­
deutig und auch benannt: Kranken Be­
schäftigten soll sich „täglich aufs neue“ 
die „individuell zu beantwortende Frage 
,Bin ich krank oder bereits wieder ge­
sund““ stellen. Denn bei „mißbräuchli­
chem ,Krankfeiem“‘ sei „im Regelfall 
eine Lösung des Arbeitsverhältnisses 
unvermeidlich“.

Die „Krankheitsartenstatistik 1988“ 
des AOK-Bundesverbandes und der 
vom Statistischen Landesamt Baden- 
Württemberg im Februar 1990 veröf­
fentlichte Band „Das Gesundheitswesen 
1988“ (Band 399) geben einen Über­
blick über Krankheits- und Sterbeursa­
chen der Mannheimer Bevölkerung im 
Vergleich zu anderen Städten Baden- 
Württembergs. Die Statistik „Das Ge­
sundheitswesen“ listet z.B. die „Zugän­
ge der an aktiver Tuberkulose Erkrank­
ten“ in den Stadt- und Landkreisen Ba­
den-Württembergs von 1976-1988 auf 
(S.29,30). Glücklicherweise ist diese 
Krankheit überall weniger geworden, 
doch Mannheim hat die absolut höchste 
Zugangsrate an TBC in Baden-Würt­
temberg: Während im Durchschnitt von 
BA-Wü „nur“ 19,4 Frauen und Männer 
(auf 100000 der mittleren Bevölkerung) 
neu erkrankten (in Stuttgart: 29,2), wa­
ren es in Mannheim 52,1!

Ähnlich gravierende Abweichungen 
vom Landesdurchschnitt zeigen sich bei 
den Sterbeziffern aufgrund „bösartiger 
Neubildungen der Luftröhre, Bron­
chien, Lunge“ (S.68). Während in 
Ba-Wü 53,3 Männer bzw. 10,3 Frauen 
auf 100000 der Bevölkerung an diesen 
Krankheiten starben, in Stuttgart 46,2 
Männer bzw. 11,7 Frauen, waren es in 
Mannheim 81,5 Männer bzw. 21,7 
Frauen (Zeitraum 1984-1987). — Ist es 
da erstaunlich, daß der Krankenstand

dazu in Beziehung steht? Einen weiteren 
traurigen „Rekord“ hält Mannheim bei 
der Anzahl der gestorbenen Säuglinge 
(1986-1987, auf 1000 Lebendgeborene, 
S. 76). Während es im Durchschnitt 
Ba-Wü 6,7 waren, in Stuttgart 7,7, 
waren es in Mannheim 11,7! Ein Tribut 
an die Lebensbedingungen in Mann­
heim; Rückschlüsse auf die Arbeitsbe­
dingungen der schwangeren Frauen le­
gen sich nahe.

In der abgedruckten Tabelle sind die 
Daten von Sindelfingen deshalb ange­
führt, weil vorgenannte „Information“ 
von Mercedes-Benz hier den zweithöch­
sten Krankenstand verzeichnet. Auch 
hier werden bei den Erkrankungen teil­
weise Spitzenwerte erreicht. Die kursiv 
gedruckten Ziffern sind jeweils die 
höchsten Werte im AOK-Landesver- 
band.

Direkte Zusammenhänge mit dem 
Krankenstand sind zu vermuten, und 
dieser schlägt sich mit Sicherheit auch 
auf die Ausgaben der Krankenkassen 
nieder. Der Mannheimer AOK-Beitrag 
mit 12,9% (HD = 13,4%, Pforzheim 
= 14,4%) ist jedoch durchaus nicht 
überdurchschnittlich hoch, wie die Mer- 
cedes-Benz-Werkleitung weismachen 
will. Hier schlägt sich neben dem 
schlechten Gesundheitszustand der 
Mannheimer Bevölkerung u.a. nieder, 
daß es hier mehr Arbeitslose und Sozial­
hilfeempfängerinnen als im Landes­
durchschnitt gibt. Das bringt einerseits 
eine geringere Lohnsumme für die Bei­
tragserhebung, und andererseits ist Ar­
beitslosigkeit und Sozialhilfebezug oft 
genug Ergebnis von langwierigen 
Krankheiten.

Der überdurchschnittlich hohe Kran­
kenstand in Mannheim ist bereits ein hi­
storisches Thema; schon 1949 wurde auf

AOK-Krankheitsartenstatistik 1988

AU-Fälle und -Tage 
je hundert Pflichtmitglieder 
Krankheitsarten
Insgesamt
Atmungsorgane
Skelett, Muskeln, Bindegewebe 
Verletzungen, Vergiftungen 
Verdauungsorgane 
Kreislaufsystem

Württemberg-Baden Mannheim

Fälle 
141,71 
35,26 
28,16 
20,06 
20,06

6,47

Tage 
2327,21 

355,51 
603,00
376.82
217.83 
173,20

Falldauer
16,42
10,08
21,41
18,78
10,86
26,75

Fälle 
154,96 
34,70 
32,02 
24,19 
24,35

8,02

Tage 
2914,32 
402,69 
737,10 
491,35 
311,49 
266,04

Falldauer
18,81
11,60

23,02
20,32
12,79
33,18

Fälle
161,91
42,80
33,19
20,10
22,89

6,68

Tage 
2436,79 

447,06
644.59 
357,98
225.60 
154,74

Falldauer
15,05
10,44
19,42
17,81
9,85

23,16

Quelle: Krankheitsartenstatistik 1988, Bundes- und Regionalergebnisse, S. 66-67. Hrsg.: AOK-Bundesverband, 5300 Bonn, Postfach 200344, Februar 1990

Beschäftigungsstruktur im Öffentlichen Dienst
Bericht zur Situation der Frauen in der Stadtverwaltung

Stuttgart. Nachdem Grüne, SPD und 
Gesamtpersonalrat wiederholt Anträge 
gestellt hatten, wurde in den letzten zwei 
Jahren ein Bericht zur Situation der bei 
der Stadt beschäftigten Frauen erstellt. 
Auf dieser Grundlage wurde vom Ge­
samtpersonalrat der Entwurf für eine 
Dienstvereinbarung erarbeitet, die zwi­
schen ÖTV und Stadtverwaltung abge­
schlossen werden soll. Bisher wurde das 
Ansinnen von der Stadtverwaltung ab­
gelehnt. Daraufhin hat sich der Gesamt­
personalrat mit einem Brief an OB Rom­
mel gewandt, dessen Beantwortung En­
de November noch ausstand. Im folgen­
den Ausschnitte und Bewertungen aus 
der Personalstatistik des o.g. Berichts. 
Beschäftigungsstruktur: Im März 1989 
waren 58% aller städtischen Beschäftig­
ten Frauen. 15% davon Ausländerinnen, 
die unter den Arbeiterinnen mit 62% 
vertreten waren. Die Erwerbsquote von 
Frauen in der BRD lag 1985 bei 35,9%, 
und verglichen damit ist der Anteil der 
Frauen bei der Stuttgarter Stadtverwal­
tung hoch. 74% der bei der Stadt be­
schäftigten Frauen arbeiteten im März 
1989 in den Bereichen Krankenhäuser, 
Soziales, Jugend und Kultur, die sich 
durch ein traditionell niedriges Lohn- 
und Gehaltsniveau auszeichnen. 39% al­
ler hier beschäftigten Männer, aber nur 
10% der Frauen sind im Beamtenbe­
reich, d.h. in Vorgesetztenpositionen zu 

finden. Lediglich 11% arbeiteten im 
technischen Bereich und dort meistens in 
der Verwaltung.
Altersstruktur: Bei den Beamtinnen sind 
überdurchschnittlich viele junge Frauen 
zu finden: 58% unter 30 Jahren und nur 
12% 40 Jahre und älter. Viele Beamtin­
nen wechseln nach der Familienphase in 
ein Angestelltenverhältnis. Hier beträgt 
der Anteil der über 40-jährigen Beschäf­
tigten 38%. Die Zahl der Arbeiterinnen 
nimmt mit Ausnahme der 40 bis 44-jäh­
rigen Frauen bis zum Rentenalter hin 
stetig zu. 61% aller Arbeiterinnen sind 
über 40 Jahre alt. Die Befragung hat ge­
zeigt, daß die Arbeiterinnen nur eine 
Berufsunterbrechung von maximal drei 
Jahren hatten. Bei einem Fünftel der 
Beamtinnen und Angestellten dagegen 
dauerte die Familienphase 12 Jahre und 
länger.
Teilzeitarbeit: Jede 5. Frau in der Stadt­
verwaltung ist teilzeitbeschäftigt, der 
höchste Anteil liegt bei den Angestellten 
mit 24% aller Frauen im Angestellten­
verhältnis. Hiervon arbeitet die Hälfte 
halbtags, während noch 15% unter 18 
Stunden arbeitet, das sind sog. unge­
schützte Arbeitsverhältnisse, die nicht 
sozialversicherungspflichtig sind. Nur 
1,7% aller männlichen Beschäftigten 
arbeiten in Teilzeit.
Beschäftigte nach Einkommen und Be­
schäftigungsverhältnis: Die weiblichen

sei. — „Krankenbrief — Gesundreden oder Krankma­
chen?“ Unter diesem Titel setzte sich die Betriebszeitung 
„Innenspiegel“ (herausgegeben von kritischen IG-Metall- 
Kolleglnnen) bereits zweimal mit diesem Thema auseinan­
der und kritisierte besonders die Beteiligung und Unter­
schrift unter diese „Information“ des BR-Vorsitzenden 
Feuerstein. „Nicht zuletzt ermuntert durch das Zurückwei­
chen des Betriebsrates bei Horrorsparprogrammen in allen 
Werksteilen greift die Werksleitung nun auch noch den sen­
siblen Bereich des Krankenstandes an“.

einer Vollversammlung der Mannhei­
mer Kassenärzte der „überhöhte Kran­
kenstand der Mannheimer Bevölke­
rung“ beklagt und eine dringende Ver­
änderung gefordert. „Die Vermutun­
gen, weshalb der Krankenstand in 
Mannheim deutlich höher als im Lan­
desdurchschnitt liegt — und eigentlich 
schon immer lag — sind vielfältig, aber 
nicht zwingend“ (aus: „Chronik der 
Ärzte Mannheims“, herausgegeben von 
der Bezirksärztekammer Nordbaden, 
Ärzteschaft Mannheim, 1978, S. 234). 
Sicherlich sind es nicht „nur" die Ar­
beitsbedingungen in den Mannheimer 
Betrieben — u.a. beim Benz — die zu 
solchen gesundheitlichen Beeinträchti­
gungen und ihren Folgen führen. Sicher­
lich ist es auch nicht „nur“ die Luftver­
pestung, die von den Betrieben der Re­
gion und dem Autoverkehr verursacht 
wird. Sicherlich sind es auch nicht 
„nur“ schlechte Wohnverhältnisse.

Die Drohbriefe sollen (und tun’s auch) 
Druck und Unsicherheit erzeugen. Und 
damit entsteht zusätzlicher „Streß“ — 
mittlerweile als erheblich krankmachen­
der Faktor bekannt.

Bei einer Podiumsdiskussion der 
Technischen Akademie am 3.12.1990 
zum Thema „Hoher Krankenstand im 
Betrieb“ führte Herr Landrock, Perso­
nalchef bei Mercedes-Benz an, daß bei 
den Mitarbeitern, die zeitweilig in ande­
re Werke des Unternehmens delegiert 
wurden, der Krankenstand sprunghaft in 
die Höhe geschnellt sei. Wollten sich die 
Leute somit „drücken“? = wie das ein 
Herr Landrock interpretiert. Oder ist 
das Ergebnis des ausgeübten Drucks in 
diese „Delegationen“ und der Unsicher­
heit über die weitere Arbeitsplatzsituati­
on? Eher letzteres. Und das macht 
krank. — (iro)

Angestellten sind zu 81% auf den mittle­
ren Dienst konzentriert, davon die Hälf­
te in den beiden untersten Vergütungs­
gruppen BAT VIII und VII. Ein Grund 
dafür ist, daß der Berufsunterbrechung 
durch Kinderbetreuung im Bewährungs­
und Laufbahnaufstieg bisher nicht Rech­
nung getragen wird. Z.B. mußte im An­
gestelltenbereich die Bewährungszeit 
bisher ohne Unterbrechung abgeleistet 
werden, um in eine höhere Vergütungs­
gruppe aufzusteigen. Bei Teilzeitarbeit 
verdoppelte sich diese Zeit. Im Arbeiter­
bereich werden bei Teilzeitarbeit unter 
30 Wochenstunden Dienst- und Beschäf­
tigungszeiten nicht voll angerechnet. 
Die Arbeiterinnen sind fast ausschließ­
lich im einfachen Dienst beschäftigt 
(93%), während von den Arbeitern gut 
die Hälfte im mittleren Dienst tätig ist. 
„In keiner anderen Lohn-, Vergütungs­
oder Besoldungsgruppe, in der Frauen 
eine Rolle spielen, ist der Anteil der 
Männer und Frauen so extrem wie in der 
niedrigsten Lohngruppe (I) im Arbeiter­
bereich. 55% aller Ärbeiterinnen sind 
hier beschäftigt, aber nur 1% der Arbei­
ter. Lohngruppe I heißt, Ausübung von 
einfachen Tätigkeiten wie z.B. Reini­
gungs- und Küchenhilfsdienste. Schät­
zungsweise 80% dieser Arbeiterinnen 
(überwiegend Ausländerinnen) haben 
keinen Bewährungsaufstieg nach Lohn­
gruppe II.“ Zitat aus o.g. Bericht — (mok)
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Zur Diskussion gestellt: Wird A. Ljubinskaja Kindern gerecht?
Im Nachrichtenheft „Antifaschistische Bildungspolitik“ wird 
unter anderem die Diskussion über die Verbesserung der kommu­
nalen Kinderbetreuung geführt. Dabei geht es hauptsächlich um 
quantitative Forderungen, also um die Schaffung neuer Einrich­
tungen, Öffnungszeiten etc. Diese Diskussion läuft parallel zur 
gewerkschaftlichen Auseinandersetzung um die Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen im Erziehungswesen. Am spektakulärsten 
kam dies bisher im Westberliner Kita-Streik zum Tragen, hat aber 
bundesweit Bedeutung und spitzt sich überall an den Fragen der 
Bezahlung/Eingruppierung, der Arbeitsbedingungen/Personal- 
bemessung und den landesweiten Kita-Gesetzen zu. Die Ausein­

andersetzung greift dabei regelmäßig über die quantitativen 
Aspekte der Kinderbetreuung und Arbeitssituation des Erzie­
hungspersonals hinaus, und muß es auch. Staatliche Versorgung 
im Kapitalismus nimmt gesellschaftlich notwendige Tätigkeiten 
in repressiver Form wahr. Dieser Widerspruch kann sich gerade 
im Bildungswesen unter Umständen so zur unterdrückerischen 
Seite hin zuspitzen, daß die Nützlichkeit dieser Veranstaltungen 
dadurch in Frage gestellt wird. Aufzuknacken geht dieser Wider­
spruch nur durch eine umfassende demokratische Kontrolle aller 
Versorgungs- und Bildungseinrichtungen durch die Beteiligten. 
Die Forderung nach demokratischer Kontrolle des Bildungs­

wesens ist allerdings kein Selbstzweck, sondern dient der Durrt 
setzung der Interessen der Eltern, Kinder und Beschäftigten ■ 
allgemeinen und der Durchsetzung der Bildungsrnterenen der 
Arbeiterklasse im besonderen. Solche Interessen müssen, bb 
Schlagkraft zu gewinnen, spezifisch formuliert und wohl begrira- 
det sein. Insofern sehe ich den Beitrag zur Kinderpsychotogfe A. 
Ljublinskaja in Nr. 22I90 des Nachrichtenhefts als emen «üb­
lichen Durchbruch an, weil versucht wurde, eine Grundlaserar 
Diskussion der Frage, was in den KinderbetreuungBeinrichtusgeo 
eigentlich geschehen soll, zu schaffen. Gleichzeitig möchte ich 
diesen Artikel als Diskussionsgrundlage zurückweisen. - (pa>

Einleitung
A. Ljublinskaja (A.L.) steht in der Tra­
dition der sowjetischen Psychologie, die 
bei uns als marxistische Handlungstheo­
rie bekannt ist. Die Frage des Men­
schenbildes, also was den Menschen 
vom Tier unterscheidet, beantwortet die 
Handlungstheorie im Einklang mit dem 
Marxismus damit, daß die Arbeit das 
spezifisch Menschliche darstellt. Die 
Frage nach der Arbeit, also danach, was 
der Mensch eigentlich (im psychologi­
schen Sinne) tut, wenn er arbeitet, hat in 
dieser Theorie zentralen Stellenwert. 
Wenn mensch weiß, welchen Bogen die 
bürgerliche Psychologie um die Arbeit 
als wesenskonstituierendes Merkmal 
des Menschen macht und dadurch regel­
mäßig ihr Thema verfehlt, scheint der 
Rückgriff auf die sowjetische Psycholo­
gie zunächst naheliegend. Allerdings 
gibt es seit den siebziger Jahren auch in 
der BRD und Westberlin verstärkt Ver­
suche, eine materialistisch begründete 
Psychologie zu entwickeln. Neben dem 
Ansatz der Frankfurter Schule (Freudo- 
marxismus) war dies die Weiterentwick­
lung der Handlungstheorie und als eine 
Abspaltung desselben Ansatzes (inspi­
riert von Leontjew) die Kritische Psy­
chologie. Ich werde versuchen, durch 
die Kritik an A.L. hindurch die Positio­
nen der Kritischen Psychologie zu den 
genannten Fragen deutlich zu machen, 
und mich darum bemühen, möglichst 
dicht an der pädogogischen Praxis zu 
bleiben. Auf einige grundsätzlichere 
Ausführungen kann ich jedoch nicht ver­
zichten.

Entwicklung und Vererbung
Die vererbten und angeborenen Merk­
male würden die biologische Grundlage 
bilden für die sich entwickelnde Persön­
lichkeit. (1) Ohne auf die von der bür­
gerlichen Wissenschaft vielgepflegte 
Debatte zu diesem Thema einzugehen, 
halte ich es für notwendig, diese Bestim­
mung zu präzisieren. Ziel ist es vor 
allem, den hier anklingenden Entwick­
lungsbegriff zu kritisieren.

Unter angeboren versteht man/frau 
„eine bestimmte genetisch bedingte 
Festgelegtheit von körperlichen Merk­
malen, Fähigkeiten, Instinkten etc., die 
bei Geburt schon vorhanden sind und/ 
oder nach einem festgelegten Plan noch 
ausreifen bzw. auch wieder verloren 
gehen . . . Reifungsprozesse enden da­
mit, daß die Artspezifik erreicht 
wird.“ (2) Seit mehr als 10000 Jahren 
ist der Mensch, auch das menschliche

Gehirn, genetisch unverändert. Die Art­
spezifik des Menschen besteht gerade 
darin, daß er aus dem Kreislauf der Evo­
lution durch Mutation und Selektion her­
ausgetreten ist durch die gesellschaft­
liche Aneignung der Natur. An die Stelle 
der biologischen Entwicklung ist vor­
derhand erstmal die gesellschaftliche 
getreten; an die Stelle des genetischen 
Speichers tritt die Weltoffenheit, die 
enorme Lernfähigkeit des Menschen 
sowie die Speicherung der Lernergeb­
nisse in Form vergegenständlichter Ar­
beit (und durch deren symbolische Re­
präsentation in Form von Sprache). 
„Die menschliche Natur, die natürli­
chen Potenzen der Menschen, zeichnet 
sich dadurch aus, daß sie ungeheuer 
variabel und nahezu überhaupt nicht 
mehr festgeigt ist.“ (2) Von einer Ent­
wicklung durch Reifung kann also nicht 
die Rede sein. Vielmehr erwerben Men­
schenkinder seit über 10000 Jahren zu 
jeder Zeit, in jeder Gesellschaft Fähig­
keiten und Bedürfnisse auf dem jeweili­
gen neuesten gesellschaftlichen Er­
kenntnisstand. Angeboren sind also die 
Potenzen, die Möglichkeiten, spezifisch 
menschliche Fähigkeiten und Bedürfnis­
se zu erwerben, d.h. angeboren ist die 
Möglichkeit zur „Vergesellschaftung“ 
des Menschen (d.h. logischerweise 
auch, die menschliche Natur ist gesell­
schaftlich). Dabei sind die in vergegen­
ständlichter Form existierenden 
menschlichen Erfahrungen einem neu­
geborenen Menschen völlig „äußer­
lich“, „er hat sozusagen keine einzige 
gesellschaftliche Erfahrung ,drauf .. .

Die gesellschaftlichen Erfahrungen sind 
dem Neugeborenen also ,aufgegeben“. 
Er entfaltet sich nicht von innen heraus, 
sondern er entwickelt sich bzw. muß 
sich entwickeln, indem er die außerhalb 
gespeicherten, in Gegenständen und 
Verkehrsformen vergegenständlichten 
Erfahrungen durch praktischen Umgang 
mit ihnen .verinnerlicht“.“ (2) Die Ent­
wicklung des Kindes besteht also darin, 
daß es sich die gesellschaftlichen Gegen­
stands- und Symbolbedeutungen (bis hin 
zum Klassenbewußtsein) individuell an­
eignet. Von Reifung kann überhaupt 
nicht die Rede sein.

Maßstäbe revolutionärer 
Bildungspolitik
„Alle Möglichkeiten, mit denen das 
Kind geboren wird, werden durch das 
individuelle Leben in einer bestimmten 
sozialen Umwelt umgesetzt.“ (1)

rung und Gewährung von Selbständig­
keit und Verantwortlichkeit aus.

Wenn die Menschen als erste Produk­
tivkraft, insbesondere die Arbeiterklas­
se als Produzent des gesellschaftlichen 
Reichtums, allein aus machtpolitischen 
Gründen sich die Beherrschung der Pro­
duktivkräfte im Kapitalismus nur gebro­
chen, verstümmelt, verkürzt aneignen 
kann, wir damit auch in unserer Persön­
lichkeitsentwicklung entsprechend be­
hindert werden, wenn wir also sehen, 
was wir könnten und was uns vorenthal­
ten wird, wenn wir sehen, wie Kinder 
vorsätzlich an der Entwicklung von Fä­
higkeiten gehindert werden, dann hat 
revolutionäre Büdungspolitik höchst 
emanzipativen Charakter und muß in­
nerhalb revolutionärer Politik auch so 
behandelt werden.

Die allgemeine Forderung lautet, 
allen Kindern Bedingungen zu schaffen,

Nachdem wir gesehen haben, daß es 
die angeborenen Möglichkeiten eines 
Kindes sind, sich alle gesellschaftlichen 
Fähigkeiten und Bedürfnisse auf dem 
jeweils neuesten Stand der Produktiv­
kräfte anzueignen, besteht die bildungs­
politische Relevanz des Zitates darin, 
daß eben gerade nicht alle Menschen alle 
Fähigkeiten und Bedürfnisse erwerben, 
und aus den Gründen dafür. Die Trieb­
kraft für revolutionäre Bildungspolitik 
besteht doch im Kem darin, daß die Kin­
der der herrschenden Klasse bzw. be­
dingt auch die der Mittelschicht als Bil­
dungsprivileg die Möglichkeit haben, 
sich den neuesten Stand der Produktiv­
kraftentwicklung relativ umfassend an­
zueignen, während Arbeiterkinder dies 
nur eingeschränkt, gebrochen und ver­
kürzt können. Diese Ungerechtigkeit 
vollzieht sich vor dem historischen Hin­
tergrund, daß der Stand der Produktiv­
kräfte es erstmals erlaubt, daß sich alle 
alles aneignen könnten. Was alles so 
möglich ist, das können wir uns getrost 
in den Privatkindergärten, den Waldorf­
schulen und Internaten der Reichen an­
schauen. Anregungen für Forderungen 
lassen sich da gut schöpfen, und wir 
haben keinen Grund, zimperlich zu sein. 
Die Bildungsanstalten der Reichen (sieht 
mensch mal von Maßnahmen ab, die die 
Qualifikation zum Herrschen vermitteln 
sollen) zeichnen sich meines Erachtens 
neben selbstverständlich besserer Aus­
stattung durch individuellere Betreuung, 
durch ein vielseitiges Angebot zur intel­
lektuellen, musischen und sportlichen 
Entwicklung und durch stärkere Forde­

die es ihnen erlauben, den neuesten 
Stand gesellschaftlicher Produktivkraft­
entwicklung in Besitz zu nehmen oder, 
psychologisch ausgedrückt, sich die 
gesellschaftlichen Gegenstands- und 
Symbolbedeutungen unverkürzt und 
ungebrochen durch die eigene Klassen­
lage anzueignen. Das bedeutet auch, daß 
wir uns bei der Entwicklung von Forde­
rungen außer der klassenspezifischen 
Benachteiligung am Maßstab der Bil­
dungsprivilegien und der Psychologie 
der Kinder die objektive Seite, die Er­
fordernisse fortgeschrittener Produktiv­
kraftentwicklung, anschauen müssen. 
Das Projekt „Automation und Qualifi­
kation“ hat hier eine Menge wichtiger 
Daten gesammelt und ausgewertet. (3) 
So verlangt der moderne Produktions­
prozeß personale Eigenschaften wie die 
Fähigkeit zur Aneignung komplexer 
Strukturen; die Fähigkeit, abstrakt zu 
denken, d.h. ein „Problem“ in verschie­
denen Situationen aufgrund von Struk­
turähnlichkeit zu lösen; ferner prozeß- 
haftes und dialektisches Denken; ferner 
die Fähigkeit zur Teamarbeit mit ent­
sprechenden Kommunikationsfähigkei- 
ten wie Fähigkeit zu Kritik und Selbst­
kritik, Kompromißfähigkeit und dabei 
die Fähigkeit, den eigenen Standpunkt 
zu formulieren und das Selbstbewußt­
sein, ihn zu vertreten u.dgl.; schließlich 
kreativen und planvollen Umgang mit 
Störungen; Entscheidungskompetenz; 
Selbständigkeit und eine Haltung, die 
gewöhnlich als „Verantwortung“ be­
zeichnet wird.

Müssen Kinder gefördert werden ?
„Um die Entwicklung eines Kindes zu 
fördern, d.h. Forderungen steigern zu 
können, ist es zunächst einmal notwen­
dig, seinen Entwicklungsstand festzu­
stellen.“ (1) Mit diesem Satz ist viel ge­
sagt. Zunächst einmal ist gesagt, daß die 
Entwicklung eines Kindes gefördert 
werden muß. Warum? Würde es sich 
ohne Förderung nicht entwickeln? Mit­
nichten. Kinder haben wie alle Men­
schen ein selbständiges Entwicklungs­
motiv. Dieses Motiv besteht in einem 
Kontrollbedürfhis, d.h. dem Bedürfnis, 
meine Umweltgegebenheiten zu über­
blicken, in meinem Sinne zu gestalten 
und abzusichem. Diesem Kontrollbe­
dürfnis liegt die Absicht zugrunde, mei­
ne Bedürfnisbefriedigung vorsorglich zu 
sichern und mich nicht Umweltgegeben­
heiten auszusetzen, die mir Angst, d.h. 
die mich handlungsunfähig machen. (4) 
Das Entwicklungsmotiv des Kindes geht 
also dahin, aus der Abhängigkeit vom 
Erwachsenen, d.h. aus der für das Kind 
undurchschaubaren Willkür der Er­
wachsenendespotie, herauszukommen, 
eben indem es selbständig wird. Es ist, 
anders als oben impliziert, das Subjekt 
seiner eigenen Entwicklung. Ich habe 
dabei, wie oben gezeigt, keinen Rei- 
fungsprozß zu fördern wie etwa bei einer 
Nutzpflanze, indem ich sie gut dünge 
und eventuell beschneide (auch wenn 
das Wort Kindergarten andere Assozia­
tionen weckt). Zu Fragen ist also nicht, 
welche Förderung braucht das Kind, 
sondern welche Umstände, Gegebenhei­
ten, Konstellationen behindern die kind­
liche Entwicklung. Das heißt ja nicht, 
daß das Kind keine Unterstützung bei 
der Umweltaneignung brauchte, nur ist 
die ganze Denkrichtung eine andere. 
Unter der ersten Fragestellung (welche 
Förderung?) wird das Kind als ein etwas 
unfertiges, unvollkommenes Objekt be­
trachtet, an dem nach meinen Vorstel­
lungen herumgemodelt bzw. herumge­
fördert werden muß, wir wollen dem 
Kind ja schließlich nur Gutes. Damit ist 
wie selbstverständlich die Legitimation 
für die Gängelung kindlicher Lebens­
praxis geschaffen, die gemeinhin Erzie­
hung genannt wird. Objekt meiner Be­
mühungen ist also das Kind. Was aber, 
wenn das kindliche Subjekt auf meine 
Förderungen dankend verzichtet, weil 
es vielleicht etwas ganz anderes will? 
Dann bin ich in der klassischen Erzie­
hungsfalle — dem unsinnigen autoritä­
ren Machtkampf: „Du tust jetzt was ich

dir sage, es ist doch nur zu deinen: 
Besten!“ Unter Umständen schaffe ich 
damit gerade in Form von Widerstand 
beim Kind jene behindernden Konstella­
tionen, die das genaue Gegenteil »n 
Förderung sind. (5) Eine solche beta- 
demde Bedingung ist die „Elteranfeoto- 
gie“, dergemäß die als im Interesse der 
Kinder liegend ausgegebenen Restrik­
tionen tatsächlich eine Mißachtung ihrer 
Bedürfnisse sind und im wesentlichen 
dem Interesse der Erziehungsinstanzen 
dienen. Diese Facette bürgerlicher Ideo­
logie hat ihre biologistische Rechtferti­
gung in oben kritisiertem Reifings­
begriff.

Im zweiten Fall (welche Behinderun­
gen liegen vor?) lasse ich das Kind so 
wie es ist und mache in einem koopereti- 
ven und kommunikativen Handlungs­
rahmen, optimalerweise mit dem Kind 
zusammen, die behindernden Bedingun­
gen zum Gegenstand meiner Bemühun­
gen. Meiner Erfahrung nach ist das auch 
die fast einzige Chance, mit den Kin­
dern, gerade mit älteren, eine grundsätz­
lich partnerschaftliche Beziehung aufzu­
bauen. — Psychologie ist eine Frage des 
Menschenbildes. Fortschrittliche Kin­
derpsychologie muß die Subjekihaftig- 
keil kindlicher Entwicklung rückhaltlos 
anerkennen. Anna Ljublinskaja tut dies 
nicht.

Erziehung zur Fremdbestimmung
Weil A.L. Kinder im klassischen Sinne 
als Erziehungsobjekte auffaßt, hat sie 
auch keine Schwierigkeiten, der Fremd­
bestimmung der Kinder durch die Erzie­
hungspersonen das Wort zu reden. Daß 
Genossen/innen, die sich über fort­
schrittliche Erziehung Gedanken ma­
chen, bei der Rezeption von A.L. damit 
keine Schwierigkeiten hatten, finde ich 
sehr befremdlich. Ich möchte meine 
Aussage an einigen Beispielen belegen, 
aber nicht den ganzen Text durcharbei­
ten, obwohl die Propaganda der erziehe­
rischen Fremdbestimmung den „roten 
Faden“ des Textes ausmacht.

1. Entwicklung bedeutet Leistungs­
steigerung. Das geht aus dem obigen 
Zitat „Entwicklung zu fördern, d.h. 
Forderungen steigern zu können ...“ 
hervor. Wer stellt denn hier die Forde­
rungen? In einer Gesellschaft, die auf 
der Optimierung der Ausbeutung 
menschlicher Arbeitsleistung basiert, 
die den Wert des Menschen nach seiner 
Leistungsfähigkeit = Lohnhöhe beur­
teilt, ist diese Aussage mindestens un­
reflektiert. Im Gegenteil bestehen fort­
schrittliche Individualentwicklungen oft 
genug gerade in der Verweigerung der 
geforderten Leistungen. Leistungsver­
weigerungen sind (nicht nur) bei Kin­
dern durchaus gängige Widerstands­
formen.

2. „Zu den wertvollsten Ergebnissen 
der Entwicklung gehört die Steigerung 
der Lernfähigkeit.“ (1) Lernfähigkeit 
als solche ist dem Menschen, wie oben 
gezeigt, angeboren. Die Fähigkeit des 
Menschen, zu jeder Zeit in jeder Epoche 
zu lernen, was er in seiner individuellen 
Lage nm muß, um seiner gesellschaftli­
chen Position Rechnung zu tragen, ge­
hört zu den Besonderheiten menschli­
cher Existenz. Lernfähigkeit als solche 
ist also weder steigerbar noch auslösch­
bar. „Die menschlichen Fähigkeiten 
und Bedürfnisse . . . übersteigen inzwi­
schen bei weitem das, was sich an 
Mensch im Laufe seines Lebens aneig­
nen kann. Ein Mensch kann also nie 
.ausgelemt“ haben — und er ist lebens­
lang fähig, weiterzulernen." (2) Dies 
müßte auch A.L. bekannt gewesen sein. 
Ihr geht es um etwas anderes.

Die Lernfähigkeit als konstante Gräte 
gesetzt, ergeben sich die individuellen 
Unterschiede in den Lernleistungen «rs 
den unterschiedlichen Anforderungen, 
die die soziale Arbeitsteilung hervor­
bringt einerseits und andererseits aus dar 
unterschiedlichen Betroffenheit wn 
behindernden Bedingungen. Unter be­
stimmten behindernden Bedingungen 
kann es nun zur Verweigerung bi'jri— 
ter Lernleistungen kommen, nämlich
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tionär das ist, brauche ich vielleicht 
nicht näher auszuführen. Die vormalige 
CDU-Schulsenatorin Laurien hat als 
eine ihrer letzten Amtshandlungen den 
Rahmenplan Deutsch für Grundschulen 
dahingehend ändern lassen, daß dem 
Auswendiglernen von Gedichten (und 
den Diktatenzensuren) mehr Gewicht 
bei der Benotung beigelegt wurden. — 
Unsere Kinder müssen lernen, ihre In­
teressen, Ansprüche und Bedürfnisse zu 
artikulieren. Wenn sie das gelernt 
haben, werden sie ihre Forderungen 
schon auswendig können.

Die fortschrittliche pädagogisch-psy­
chologische Diskussion (an der auch 
Handlungstheortiker beteiligt sind) (6) 
beschäftigt sich aktuell unter der Über­
schrift „Selbstgesteuertes Lernen“ mit 
Konzepten von Autonomie (Einbezie­
hung externer Lernhilfen, freie Wahl 
der Hilfsmittel) und Selbstbestimmung 
(freie Verfügung des Lernenden über die 
Lemhandlung, also auch über die 
Ziele).

Über Zeitnormen in der Erziehung 
„Bei den Jüngsten im Kindergarten soll 
die Dauer der Beschäftigung 10 bis 12 
Minuten betragen. Sie soll im Unter­
schied zum Spiel für alle Kinder ver­
bindlich sein“. (1) Warum verbindlich, 
warum ausgerechnet 10 bis 12 Minuten, 
haben wir es hier mit einer speziellen 
medizinischen Behandlung gegen die 
Krankheit des Kindseins zu tun?

Was die Verbindlichkeit betrifft, so 
hat der durchschnittliche kapitalistische 
Erziehungsstandard in Westberlin längst 
an die Stelle von Gebot (verbindlich) 
und dementsprechend Verbot (um die 
Verbindlichkeit auch durchzusetzen) 
das Angebot gesetzt. Ich kann nichts 
Fortschrittliches darin sehen, zum alten 
Stil von Gebot und Verbot zurückzukeh­
ren. Es ist überholt. Die modernen Kin­
der des Kapitalismus sollen im Rahmen 
grundsätzlicher Fremdbestimmung 
„Verantwortung“ und „Selbständig­
keit“ lernen. Schließlich werden die 
Maschinen, mit denen sie später viel­
leicht mal umgehen werden, immer 
komplexer. Sie verlangen selbständige 
Steuerungs- und Kontrolltätigkeiten. 
Probleme treten nur dann auf, wenn die 
Kinder statt der ach so lieben Töpferar­
beiten oder Scherenschnitte etwas ganz 
anders machen wollen, z.B. Video 
gucken, oder wenn sie gar nichts 
machen wollen. Die Selbständigkeit im 
Denken und Handeln muß, sobald sie 
sich gebildet hat, sogleich wieder zu­
rückgenommen, in den herrschenden 
Rahmen gepreßt werden.

„Um für den Arbeitsmarkt die mögli­
chen Produzenten für den heute schon 
verbreiteten, in Zukunft dominierenden 
automatisierten Produktionsprozeß zu 
schaffen, müssen folgende widersprüch­
liche Aufgaben im Laufe des Sozialisa­
tionsprozesses gelöst werden: die Ver­
mittlung von Fähigkeiten und Kenntnis­
sen auf einer ausbaufähigen Allgemein- 
heitsstufe, die im Prinzip nach Wissen­
schaftlichkeit verlangt. Gelernt werden 
muß die Fähigkeit zu lernen, zu analy­
sieren, zu abstrahieren, zu diagnostizie­
ren, zu antizipieren, Zusammenhänge 
zu durchschauen, Kritik zu üben, d.h. 
die Sache unter dem Aspekt der Verän- 
derbarkeit zu sehen etc.

Da alle diese Fähigkeiten an und für 
sich keine Begrenzung kennen, sondern 
im Gegenteil aufs Ganze gerichtet sind 
. . . stellt sich zusätzlich die schwierige 
Aufgabe, jenen allgemeinen Fähigkeiten 
eine besondere Fessel anzulegen. Das 
Denken ist notwendig, aber es muß seine 
Grenzen kennen, planen ja, aber nicht 
gesellschaftsweit, Veränderung? — nur 
zur Verbesserung des Produktionsab­
laufs; schöpferische Phantasie? — auch 
sie sollte gezügelt sein.“ (7)

Fortschritliche Eltern und Erzieher/ 
innen können in dieses Widerspruchs­

>etm die Lemzielcdie Lemsituation 
>\xi mir emotional negativ bewertet wer­
den. Dies ist dann der Fall, wenn sie in 
Widerspruch zu meinen Intentionen und 
Bedürfnissen stehen, also fremden Maß­
gaben und Interessen genügen. So gese­
hen sind die individuellen Leistungs- 
unterschiede beim fremdbestimmten 
Lernen auch Gradmesser inneren Wi­
derstandes. D.h. logisch umgekehrt 
über. der geringste Widerstand gegen 
tremdbestimmte Lernsituationen/Lern- 
iiete ist für A.L. das ..wertvollste Er­
gebnis der Entwicklung“.

Über das Auswendiglernen
} Nochmal das Thema Lernen: „Das 
Gedächtnis spielt in der Lerntätigkeit ei­
ne außerordentlich wichtige Rolle, was 
?.B. durch Liedertexte und Gedichte ge­
schult wird.“ (1) Klassisch. Das aus­
wendige Daherplappern irgendwelcher 
Gedichtstrophen „schult“ also das Ge­
dächtnis. Diese Auffassung ist grund­
sätzlich falsch. Erinnerung ist Bedin­
gung des Lernens und als solches ist die 
Leistungsfähigkeit des Erinnerungsver­
mögens erstmal angeboren konstant (Be­
gründung wie oben unter Lernen).

Weiterhin müssen wir mit der mecha­
nistischen Vorstellung brechen, Ge­
dächtnis sei irgendein Ort im Gehirn, wo 
Informationseinheiten irgendwie „ge­
speichert, abgelegt, als Gedächnisspur 
eingeritzt“ werden, a) Es gibt für den 
Menschen keine kleinsten Informations­
einheiten die irgendwie „verarbeitet“ 
und „gespeichert“ werden, da die 
menschliche Wahrnehmung ganzheit­
lich erfolgt, b) Gedächtnis ist kein orga­
nischer Besitz des Individuums wie z.B. 
ein Muskel, den ich trainieren kann, 
sondern Teil seiner Beziehung zur Welt, 
c) Als solches ist Erinnern ein aktiver 
Prozeß der Umweltauseinandersetzung, 
der aufs engste mit Wahrnehmungspro­
zessen und Handlungsverläufen ver­
schränkt ist. d) Da Wahrnehmungspro­
zesse und Handlungen vorrangig durch 
Absichten und Ziele bestimmt sind, gilt 
dies auch für Erinnerungshandlungen.
D.h., ich merke mir etwas, wenn ich
einen Grund habe, mir etwas zu merken 
und die Situation, in der ich zukünftig 
etwas erinnern muß, antizipiere. (Wenn 
vor allem letztere Bedingung erfüllt ist, 
bilde ich Behaltensstrategien. Die Wie­
derholung zur Verbesserung von Lern­
leistungen, sofern es nicht um das Üben 
motorischer Geschicklichkeiten geht, 
dient nicht dem ..tieferen Einschleifen 
von Erinnerungsspuren“, sondern vor 
allem dazu, die Möglichkeit, Behaltens­
strategien zu bilden, zu verbessern.)

Wenn ich es also praktischer finde, ein 
Lied auswendig zu lernen, weil ich nicht 
immer ein Liederbuch da habe, wenn’s 
gemütlich wird, werde ich das zwang- 
und mühelos können, genauso wie bei 
wichtigen Telefonnummern, und wir 
brauchten nicht weiter darüber zu reden. 
Jedoch gibt es eine gegenteilige Erzie­
hungspraxis. „Liederbuch“ sei hier das 
Stichwort — es gibt verschiedene Erin­
nerungsmodi: mentale, indem ich keine 
Hilfsmittel benutze; objektivierende, 
indem ich z.B. etwas aufschreibe; kom­
munikative. indem ich z.B. nachfrage.

Nachdem das Besondere am Men­
schen darin besteht, daß er gesellschaft­
lich hergestellte Mittel für seine Zwecke 
benutzt, er seine Lernerfolge durch Ver- 
gegenstandlichung in Form von Arbeits­
resultaten speichert, ist hinreichend 
klar, daß die typisch menschliche Art 
des Erinnerns die Vergegenständlichung 
ist — z.B., indem ich die Telefonnum­
mer in mein Büchlein schreibe. Der 
Mensch verbessert seine Leistungen, in­
dem er seine Mittel verbessert (Steinzeit­
menschen waren auch nicht individuell 
dümmer als wir es sind), so z.B., indem 
ich eine Computerdatei statt meines 
Adreßbüchleins benutze. Der Mensch 
als mittelloses, individuelles Naturwe­
sen existiert theoretisch nur in den bür­
gerlichen Wissenschaften und praktisch 
nur im psychologischen Experiment und 
in der schulischen Prüfungssituation.

Was die Schule betrifft, so erfüllt dies 
durchaus seinen pädogogischen Zweck: 
Ich soll etwas reproduzieren, darf aber 
rncht wie sonst selbstverständlich auf 
meine Unterlagen zurückgreifen. Das 
künstliche Abgeschnittensein von mei­
nen Hilfsmitteln ist ein Akt der Willkür. 
Die Unterwerfung unter fremden Willen 
erzeugt psychologische Blockaden, auch 
Erinnerungsblockaden. In Prüfungssi­
tuationen sind totale Erinnerungsblocka­
den als sog. „Black outs“ wohl bekannt. 
Die Überwindung solcher Blockaden 
gelingt in dem Fall nur durch die Unter­
werfung unter den fremden Willen, in­
dem ich die Situation akzeptiere (und 
»ersuche, sie als in Einklang mit meinen 
Zielen stehend umzudeuten). Wie reak­
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verhältnis für die Selbständigkeit der 
Kinder konkret eingreifen, etwa wenn 
die Konzeption einer Einrichtung disku­
tiert wird oder die Gruppenarbeit auf 
dem Elternabend dargestellt wird. Be­
sondere Aufmerksamkeit verdienen da­
bei folgende Probleme:

a) Die Beschränkung des Bewegungs­
bereichs der Kinder. Diese führt dazu, 
daß Kinder tagelang, oft wochenlang 
Gefangene der künstlichen Plastikwelt 
des Kindergartens sind und allenfalls 
noch den Spielplatz nebenan mit seinen 
meist stinklangweiligen „Spielmöbeln“ 
sehen. Für viele Kinder endet die Welt 
immer noch an der Tür des Gruppen­
raums.

b) Die systematische Verdummung 
der Kinder durch eine Angebotsgestal­
tung, die die gesellschaftliche Realität 
der Kinder mit ihren Widersprüchen 
nicht mal am Rande streift. Meist kom­
men die Angebote über das Durchhe­
cheln der Jahreszeiten und das Abfeiem 
der Feste nicht hinaus.

c) Als eine Extremvariante das völlige 
Leerlaufenlassen der Kinder im soge­
nannten Freispiel. Die Kinder spielen, 
was sie wollen, solange sie „nur keinen 
Mist machen“. Da letzteres aufgrund 
von Langeweile und Neugier nie aus­
bleibt, besteht bei dieser Erziehungs­
variante die Tätigkeit der Erzieher/in- 
nen in der Bewachung der Kinder. Da 
die Kinder meistens im Kindergarten 
von allen interessanten und nützlichen 
Tätigkeiten ferngehalten werden, ver­
kehrt sich das Freispiel zum Spiel­
zwang.

Was den Zehn-Minuten-Takt betrifft, 
so ist mir seine Entstehung völlig rätsel­
haft. Einziger Anhaltspunkt ist vielleicht 
die praktische Erfahrung jedes Erziehers 
bzw. jeder Erzieherin, daß Kinder in 
einem bestimmten Alter eben im Schnitt 
so und solange „durchhalten“. Aber 
betrachte ich doch mal ein Kind als Men­
schen wie mich auch. Üblicherweise 
beschäftige ich mich mit einem Gegen­
stand solange, bis ich mit ihm fertig bin. 
Die Dauer hängt also nicht von einer ab­
strakten fremdbestimmten Zeitnorm ab, 
sondern von der Beschaffenheit des 
Gegenstandes. Die Auswahl des Gegen­
standes ist also entscheidend. Wie inten­
siv, d.h. auch, wie lange ich mich be­
schäftige, hängt davon ab, wie sehr ich 
an diesem Gegenstand interessiert bin. 
Gegenstände, die „zu schwer“ sind, 
interessieren mich nicht. Wenn ich aber 
gefesselt von einer Sache bin, wie von 
dem Schreiben dieses Artikels, dann 
kennt meine Ausdauer keine Grenzen.

Kindern geht es genauso. Die Dauer 
der Beschäftigung ergibt sich aus der 
Konstellation Gegenstand/Interesse. 
Mensch denke nur daran, wie ausdau­
ernd Kleinstkinder sich mit irgendwel­
chen Rasseln o.ä. beschäftigen können. 
Hier im Kindergarten schon gegen die 
Konstellation Bedürfnisse/Gebrauchs- 
wert den Zwang abstrakter Zeitnormen 
durchzusetzen bedeutet nichts anderes, 
als sich die entfremdete kapitalistische 
Fabrikarbeit in den Kindergarten zu 
holen.

A.L. hat in dieser Hinsicht auch alle 
theoretische Unschuld verloren. Ihre 
„Kinderpsychologie“ war Prüfungs­
grundlage für Lehrer/innen und Erzie- 
her/innen in der DDR. Kolleginnen aus 
der DDR haben mir berichtet, wie die 
Praxis dazu aussah: Da wurden entlang 
von Entwicklungsplänen eben wöchent­
liche Beschäftigungspläne erstellt, die 
didaktischen Einheiten in entsprechen­
der Dauer durchgezogen, das Ganze 
vom Leiter der Einrichtung kontrolliert 
und wehe, die Kinder funktionierten 
nicht, wie sie sollten. Dann mußte sich 
jemand rechtfertigen: die Erzieherin vor 
dem Leiter, das Kind vor der Erzieherin, 
die Eltern vor Leiter/Erzieherin, das 
Kind vor den Eltern . . . nein, so soll es 
nicht sein!
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Mit Freude Handeln
„Zielgerichtetes Handeln ... Das Kind 
kann sich das Ziel selber stellen, oder 
das Ziel wird ihm von anderen Men­
schen gesetzt.“ (1) Der Unterschied ist 
doch aber sehr bedeutsam. „Unter allen 
Bedingungen ist das Erreichen des Ziels 
jedoch für den handelnden Menschen 
erwünscht.“ (1) Eine glatte Lüge. Unter 
den Bedingungen kapitalistischer Lohn­
arbeit oder, noch drastischer, als Soldat 
in einer imperialistischen Armee, sind 
mir die von „anderen Menschen“, 
sprich Chefs, Generälen, gesetzten Zie­
le äußerst fremd und wirken sich unter 
Umständen direkt gegen meine Gesund­
heit und mein Leben aus. „Ausschlag­
gebend ist, daß das Kind das Ziel errei­
chen will.“ (1) Einverstanden. Aber 
wann will es das Ziel erreichen? — 
Wenn Freude aufkommt, denn „ohne 
Freude, ohne positiven Gefühle kann 
keine Tätigkeitsart ... die Entwicklung 
. . . günstig beeinflußen.“ (1) Und so 
entwarfen Psychologen Programme zur 
Humanisierung der Arbeitswelt, bei 
denen Topfpflanzen, Gruppenarbeit und 
bunte Schraubenzieher Freude machen 
sollten, und wir haben allerorten die net­
ten didaktischen Einheiten, mit denen 
Kinder „spielend“ sinnlose, weil völlig 
abstrakte mathematische Zusammen­
hänge lernen sollen. Eine völlig ideali­
stische Auffassung.

„Positive Gefühle“ im Zusammen­
hang mit Handlungen treten dann auf, 
wenn sich durch die Handlung die Kon­
trolle meiner Realität verbessert, ich 
mehr Einfluß auf meine Lebensbedin­
gungen bekomme, sich meine Umwelt­
beziehungen reichhaltiger und klarer 
gestalten, meine soziale Integration 
wächst. Wenn durch Handlungen solche 
Entwicklungen erreicht werden, über­
nehmen Menschen, also auch Kinder, 
Ziele motiviert und verfolgen sie als die 
eigenen. (8) Dienen die Ziele fremden 
Interessen, dann muß ihre Übernahme 
durch mittelbaren oder unmittelbaren 
Zwang durchgesetzt werden, und die di­
daktischen Spielchen und bunten 
Schraubenzieher sind dann Betrugs- und 
Ablenkungsmanöver, die sowieso 
durchschaut werden. Ziel moderner bür­
gerlicher Pädagogik ist es, die „freiwil­
lige“ Verfolgung fremdbestimmter Zie­
le zu erreichen, also deren psychische 
Verinnerlichung zu erreichen. Revolu­
tionäre Pädagogik und Politik muß dage­
gen Selbstbestimmung durchsetzen — 
auch in der Kindertagesstätte.

Abschlußbemerkung
A.L. vollzieht eine für Kommunist/en/ 
innnen wohl sehr typische Denkbewe­
gung. — Weil wir durch das Studium des 
Marxismus die objektiven gesellschaft­
liche Gesetzmäßigkeiten kennen, wissen 
wir, was gut ist für das Volk (das Kind). 
Sind Kommunist/en/innen an der 
Macht, so stehen ihre Taten im Einklang 
mit den Interesse des Volkes (Kindes). 
Widersprüche treten theoretisch nicht 
auf. Die sowjetische Psychologie hat 
keinen Begriff für (psychologischen) 
Widerstand, weil das, was das Indivi­
duum will, immer im Einklang damit 
steht, was die Gesellschaft will, das ist 
im Sozialismus eben so. Weil Entwick­
lung die Verlaufsform von Widersprü­
chen hat, ist diese Haltung zutiefst anti­
materialistisch und hat die marxistische 
Theorieentwicklung in der Psychologie 
arg behindert. Praktisch läuft das immer 
auf die Unterdrückung von Widersprü­
chen hinaus, die sich dann auf höherem 
Niveau entfalten. Wie dies aussieht, 
konnten wir gerade in der DDR bewun­
dern. Erziehung zur Freiheit durch 
Zwang etwa nach dem Muster: Tu was 
ich Dir sage, denn ich weiß, was gut für 
Dich ist, schließlich bin ich der Erwach- 
sene/der Kommunist, ist ein Paradoxon. 
Wir sollten Abschied nehmen von allen 
Vorstellungen eines Erziehungssozialis­
mus, denn der bedeutet immer, die 
Rechnung ohne den Wirt (das Kind/das 
Volk) zu machen.

Buchtips
Über den Umgang mit Kindern, G. 
Ulmann, Campus Verlag Frankfurt/M. 
1987, 26 DM. Das Buch möchte ich 
wirklich allen interessierten Menschen 
ans Herz legen, m.E. derzeit das Beste, 
was zum Thema auf dem Markt ist. Eine 
klare und verständliche Zusammenfas­
sung der Ergebnisse des Projekts „Sub­
jektentwicklung in der frühen Kind­
heit“, geschrieben v.a. für Eltern und 
Erzieher/innen.
Die Psychologie des Kindes, Piaget/In- 
helder, 1986, dtv 9,80 DM. Wer einen 
Eindruck über Entwicklungsabläufe be­
kommen möchte, dem empfehle ich die­
ses Buch. Piaget/Inhelder haben hier 
über ihre reichhaltigen empirischen Ar­

beiten dankenswerterweise selber Se­
kundärliteratur geschrieben: kurz, prä­
zise, verständlich.
Psychologie — Ein Grundkurs, 1986, 
rowohlts enzyklopädie 419, 29,80 DM. 
Dieses Buch gibt den gegenwärtigen 
Stand der Psychologie kritisch wieder. 
Gut für alle, die sich einen Überblick 
verschaffen wolle. M.E. hat hier die 
Creme der akademischen Psychologie­
kritik einen hervorragenden Sammel­
band geschrieben.
Quellenhinweis:
(1) Antifaschistische Bildungspolitik, Heft 
22/90, S. 7; (2) Ulmann, siehe Buchtip, S.
60—65; (3) Widersprüche der Automationsar- 
beit, Ein Handbuch, Argument Verlag 1987;
(4) Ute H.-Osterkamp, Grundlagen psycholo­
gischer Motivationsforschung 1, 1981;
(5) Klaus Holzkamp, We dont need no educa- 
tion, Forum Kritische Psychologie 11, Argu­
ment Sonderband 93, 1983; (6) F. Dulisch, 
Lernen als Form menschlichen Handlens, 1986; 
(7) F. Haug, Erziehung und gesellschaftliche 
Produktion: Kritik des Rollenspiels. Frankfurt, 
1977 S. 37; (8) Ute H. Osterkamp, Motivation 
2, 1982
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Kirchensteuer und Staatszuschüsse
Buchbesprechung: „Die Kirche und unser Geld — Daten, Tatsachen, Hintergründe“

Der Münsteraner Theologe Prof. 
Horst Herrmann, Jahrgang 
1940, hat ein Buch mit dem Titel 
„Die Kirche und unser Geld — 
Daten, Tatsachen, Hintergrün­
de“ veröffentlicht (Verlag Rasch 
und Röhring, Hamburg). In fünf 
Kapiteln auf 246 Seiten, plus 25 
Seiten Anmerkungen sucht er 
Licht in ein verschwiegenes The­
ma zu bringen: die geldlichen 
Beziehungen zwischen der Bun­
desrepublik Deutschland und 
den Großkirchen.

Er arbeitet heraus, daß die be­
sondere BRD-staatliche Zuwen­
dung gegenüber katholischer 
und evangelischer Kirche einzig­
artig in Europa und der Welt ist:
— hinsichtlich der Kirchensteu­
er, also dem Einzug von Spenden 
für die Kirche über Arbeitgeber 
und Staat;
— hinsichtlich der anhaltenden 
Leistung von Entschädigungs­
zahlungen für die Säkularisation 
von 1803;
— hinsichtich der Abwicklung 
großer Teile des Sozialbereichs 
über die Kirchen („Subsidiari­
tätsprinzip“) mit fast ausschließ­
lich öffentlichen Geldern.

Das Buch stützt sich auf eigene 
Erfahrungen des Autors, auf 
Zeitungsartikel und andere 
Nachrichten vor allem aus dem 
Rheinland und aus Bayern, auf 
historische Quellen und wissen­
schaftliche Forschung, insbeson­
dere in der Zeitschrift MIZ (Ma­
terialien und Informationen zur 
Zeit, politisches Journal der 
Konfessionslosen und Atheisten)

sowie von Karlheinz Deschner.
Horst Herrmann wurde 1971 

Professor fiir katholisches Kir­
chenrecht, fiel aber 1974 wegen 
seines Buches „Ein unmorali­
sches Verhältnis. Bemerkungen 
eines Betroffenen zur Lage von 
Staat und Kirche in der Bundes­
republik Deutschland“ in päpst­
liche Ungnade. Seit 1981 ist er 
Professor für Religionssoziolo­
gie. Das Buch ist stark geprägt 
von der anhaltenden persönli­
chen Erbitterung des Verfassers. 
Es ist aber nicht unsachlich, son­
dern arbeitet durchweg mit Bele­
gen und Beispielen. Was das Zu­
rechtfinden erschwert, ist die in­
nere Organisation des Textes, 
die eher assoziativ-kreisend als 
systematisch-analytisch ist. Man 
erfährt vieles aus dem Buch, was 
man nicht wußte, aber es ist nicht 
stichwortbezogen zu finden. 
Viele historische Beispiele aus 
der Kirchengeschichte werden 
angeführt, aber sie werden teil­
weise auch zur Stützung der heu­
tigen Kritik herangezogen.

Herrmann faßt in seinem er­
sten Kapitel die Problemlage so 
zusammen: „Vieles, was bei uns 
sehr normal ist, gilt in den übri­
gen Ländern Europas als längst 
überholt.
— Daß Bund, Länder und Ge­
meinden Milliarden DM an die 
Kirche zahlen, ohne groß nach­
zufragen, wofür genau das Geld 
aus öffentlichen Mitteln verwen­
det wird.
— Daß Ministerialbeamte und 
Pressesprecher bundesdeutscher

Ministerien ihre liebe Not haben, 
einem auf Anfrage zu erklären, 
wieviel denn nun eigentlich Jahr 
für Jahr wofür an wen gezahlt 
wird.
— Daß die Kirche Gläubigerin 
ist und die Bundesrepublik 
Schuldnerin, weil unser Land of­
fensichtlich noch immer für die 
Schuld derer zu bezahlen hat, die 
vor fast zweihundert oder fünf­
hundert Jahren Kircheneigentum 
beschlagnahmt haben. (...)
— Daß Kirchenbauten nicht aus­
schließlich von denen bezahlt 
werden, die an derlei ihre Freude 
haben, sondern zu wesentlichen 
Teilen von den Kommunen. (...)
— Daß katholische Kindergär­
ten keineswegs von der zuständi­
gen Kirche finanziert werden, 
sondern zu 80 bis 90 Prozent von 
nichtkirchlichen (staatlichen und 
kommunalen) Instanzen.
— Daß deswegen aber keine de­
mokratisch legitimierte Vertre­
tung in solchen Einrichtungen 
das Sagen hat, sondern der Orts­
pfarrer. (...)
— Daß der Staat, der sich welt­
anschaulich neutral nennt, bei 
uns die Kirchensteuer einzieht 
und bei säumigen Zahlern auch 
durch den Gerichtsvollzieher 
eintreiben läßt.

Wenn ich dies Nicht-Deut­
schen erzählen soll, schäme ich 
mich für mein Land.“

Im ersten Kapitel arbeitet 
Herrmann vor allem die enge 
Bindung zwischen katholischer 
Kirche in Deutschland und dem 
Hitlerfaschismus heraus, die für

das Verständnis der heutigen 
Staat-Kirche-Beziehung wesent­
lich sei: „Kein einziger Hirten­
brief, so 1936 Kardinal Bertram 
(Breslau), habe je den Staat, die 
Bewegung oder den Führer kriti­
siert.“

Im zweiten Kapitel geht es vor 
allem um die Geschichte der 
staatlichen Entschädigungslei­
stungen für die Säkularisation: 
„Zwar ist die Ablösung dieser 
sogenannten ,Staatsleistungen* 
bereits in der Weimarer Verfas­
sung (Artikel 138 I) gefordert, 
doch da sich in dieser Beziehung 
noch immer nicht viel tut, sind 
die Staatsleistungen bis auf wei­
teres garantiert (Artikel 173 
Weimarer Verfassung, Artikel 
140 Grundgesetz). Das bedeutet, 
daß die Bundesrepublik noch 
immer eine in und für Großkir- 
chen organisierte religiöse Betä­
tigung ausnahmslos von allen 
Steuerpflichtigen finanziell un­
terstützen läßt.“ Herrmann geht 
insbesondere ein auf die Militär­
seelsorge, die Denkmalpflege, 
konfessionelle Schulen, Pfarrer 
und Bischöfe: „Nicht ohne 
Grund wendet sich die staatliche 
Subvention noch immer vorran­
gig jenen Bereichen kirchlicher 
Tätigkeit zu, die Erziehung und 
Militär betreffen. Hier gehen, 
wie die deutsche Geschichte 
lehrt, kirchenpolitische und 
staatspolitische Ziele besonders 
gerne Hand in Hand.“ Allein die 
Dienstfahrzeuge für Militär­
geistliche schlugen im Haushalt 
1988 mit 983000 DM zu Buche;

der „lebenskundliche Unter­
richt“, von Militärgeistlichen 
veranstaltet, ist auch fiir konfes­
sionslose Rekruten verbindlich.

Eine Übereinkunft zwischen 
Papst Pius VII. und Maximilian 
I. Joseph, König von Bayern, 
von 1817, in der staatliche Ge­
haltszahlungen an Erzbischöfe, 
Bischöfe und Vikare geregelt 
wurden, wurde fortgeführt durch 
das Konkordat Bayerns mit dem 
Hl. Stuhl von 1924, das weiter­
hin in Kraft ist. 1986 zahlte so al­
lein Bayern aus Steuermitteln 87 
Mio. DM an die Kirche.

Im dritten Kapitel wird das Sy­
stem der Kirchensteuer analy­
siert und kritisiert, im vierten 
Kapital wird eine Bestandsauf­
nahme des Eigentums der 
„reichsten Kirche der Welt“ 
versucht. Im fünften Kapitel un­
tersucht Herrmann die Wohl­
fahrtsorganisation der Caritas 
und das Verhältnis von staatli­

chen und kirchlichen Gekfanft- 
teln. Dadurch, daß die Kirchen 
Steuerzahlungen von der Ein­
kommensteuer abzugsfihig sind 
entstünden dem Staat Einnahme 
Verluste in etwa der Höhe, wk 
sie die Kirchen für die Caritas 
aus Eigenmitteln aufwenden 
Dadurch könne ohne finanzielle 
Einbußen der gesamte Caritasbe- 
reich der öffentlichen Hand 
übergeben werden. Hier greift 
Herrmann auch insbesondere 
den Tendenzschutz an, nachdem 
eine Putzfrau in Kirchendiensten 
keinen geschiedenen Mann hei­
raten darf und Gewerkschaftsar­
beit behindert wird.

Das finanzielle Argument ist 
Herrmann deshalb so wichtig, 
weil er vermutet, daß die „Cari­
tas“ heute das Hauptargument 
für viele ist. warum sie weiter 
Kirchensteuer abführen lassen, 
weniger die innere Bindung an 
die Glaubenssätze. — (mif)
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Schriftliche Anfrage der Frau Abgeordneten Christine Scheel betref­
fend Zuschüsse an kirchliche und kommunale Einrichtungen im 
sozialen Bereich

Sehr geehrter Herr Präsident!
Die schriftliche Anfrage der Frau Abgeordneten Christine Scheel be­
antworte ich wie folgt:
Zu Frage 1: Zuschüsse an Kinder- und Jugendheime
1. Bau von Jugendheimen
evangelische Jugendheime 1.644.138 DM
katholische Jugendheime 830.200 DM
sonstige Jugendheime 2.055.700 DM
2. Investitionsförderung von Einrichtungen der Erziehungshilfe und 
der Hilfe für behinderte Minderjährige sowie von Heimen nach dem 
Sonderschulgesetz
evangelische Einrichtungen 3.989.000 DM
katholische Einrichtungen 6.538.000 DM
sonstige Einrichtungen 6.573.000 DM
Zu Frage 2.1: Zuschüsse zu Einrichtungen der Erziehungsbera­

tung, der Eheberatung, der Schwangerschaftsberatung, der psy­
chologischen Beratung etc.
1. Erziehungsberatung
Einrichtungen in evangelischer Trägerschaft 
Einrichtungen in katholischer Trägerschaft 
konfessionell nicht gebundene Einrichtungen
2. Eheberatung
Einrichtungen in evangelischer Trägerschaft 
Einrichtungen in katholischer Trägerschaft 
konfessionell nicht gebundene Einrichtungen
3. Schwangerschaftsberatung
Einrichtungen in evangelischer Trägerschaft 
Einrichtungen in katholischer Trägerschaft 
konfessionell nicht gebundene Einrichtungen
4. Psychologische Beratung etc. 
a) Sozialpsychiatrische Dienste
Einrichtungen in evangelischer Trägerschaft

Einrichtungen in katholischer Trägerschaft 
konfessionell nicht gebundene Einrichtungen
b) Suchtberatung
Einrichtungen in evangelischer Trägerschaft 
Einrichtungen in katholischer Trägerschaft 
konfessionell nicht gebundene Einrichtungen
c) Psychosoziale (AIDS-)Beratung 
Einrichtungen in evangelischer Trägerschaft 
Einrichtungen in katholischer Trägerschaft 
konfessionell nicht gebundene Einrichtungen
d) Ausländersozialbetreuung 
Einrichtungen in evangelischer Trägerschaft 
Einrichtungen in katholischer Trägerschaft 
konfessionell nicht gebundene Einrichtungen
Zu Frage 2.2: Zuschüsse zu Einrichtungen der Alten- und Kran­

kenpflege (Altenheime, Sozialstationen)
1.Stationäre Altenhilfe
Der Förderanteil an den tatsächlichen Kosten wäre nur mit einem 
unverhältnismäßig hohen Verwaltungsaufwand (Durchsicht aller 
Bewilligungsakten) zu ermitteln. Er beträgt jedoch höchstens 50%.
a) Neubauprogramm (einschl. Darlehen) 
evangelische Einrichtungen 
katholische Einrichtungen 
konfessionell nicht gebundene Einrichtungen
b) Verbesserungsprogramm 
evangelische Einrichtungen 
katholische Einrichtungen 
konfessionell nicht gebundene Einrichtungen
c) Pflegeplatzprogramm 
evangelische Einrichtungen 
katholische Einrichtungen 
konfessionell nicht gebundene Einrichtungen
2. Ambulante sozialpflegerische Dienste 
evangelische Einrichtungen (7,4%) 
katholische Einrichtungen (8,6%) 
konfessionell nicht gebundene Einr. (8,1%)
3. Offene Altenhilfe
a) Öffentlichkeitsarbeit 
evangelische Einrichtungen 
katholische Einrichtungen (50%)
konfessionell nicht gebundene Einrichtungen (19,0%) 56.181 DM
b) Mahlzeitendienste 
evangelische Einrichtungen (50%) 
katholische Einrichtungen (48,1 %) 
konfessionell nicht gebundene Einr. (43,6%)
c) Altenklubs/Altentagesstätten 
evangelische Einrichtungen (44,6%) 
katholische Einrichtungen (49,9%) 
konfessionell nicht gebundene Einr. (49,2%)
d) Altenerholung 
evangelische Einrichtungen 
katholische Einrichtungen 
konfessionell nicht gebundene Einr.
Die Ermittlung des Prozentanteils der Förderung ist nur mit einem 
unverhältnismäßig hohen Verwaltungsaufwand möglich.
e) Aus- und Fortbildung 
evangelische Einrichtungen (39,6%) 
katholische Einrichtungen (45,5%) 
konfessionell nicht gebundene Einr. (47,5%)
f) Altenbetreuungsmaßnahmen 
evangelische Einrichtungen (16,3%) 
katholische Einrichtungen (11,0%) 
konfessionell nicht gebundene Einr. (15.4%)
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g) Altenbetreuungszentren 
evangelische Einrichtungen (15,8%) 
katholische Einrichtungen 
konfessionell nicht gebundene Einr. (14,8%)
h) Kurzzeitpflegeeinrichtungen 
evangelische Einrichtungen 
katholische Einrichtungen 
konfessionell nicht gebundene Einrichtungen
Der Förderanteil an den Kosten beträgt ca. 35%. Die Ermittlung 
genauer Angaben wäre mit einem unverhältnismäßig hohen Verwal­
tungsaufwand verbunden.
Zu Frage 3: Aufwendungen für die Anstaltsseelsorge in Strafvoll­
zugsanstalten, Heil- und Pflegestätten etc.
Im Haushaltsjahr 1988 sind Personalkosten fiir 22 hauptamtlich und 
eine Reihe von nebenamtlich tätigen Anstaltsgeistlichen in Höhe von 
ca. 2.100.000 DM sowie für die Beschäftigung von sechs kirchlichen 
Mitarbeitern in Höhe von 404.918,23 DM entstanden. Die Sachauf­
wendungen fiir die Anstaltsseelsorge werden nicht getrennt erlaßt. 
Zu Frage 4: Zuschüsse fiir Telefonseelsorgeeinrichtungen 

Unmittelbare staatliche Zuschüsse fiir die Telefonseelsorge wurden 
nicht gewährt.
Zu Frage 5: Zuschüsse an karitative Einrichtungen

1. Personalkostenzuschüsse fiir Kindergärten 
karitative Einrichtungen der Kirchen 
konfess. nicht gebundene karit. Einr.
2. Leistungen fiir Behinderte
a) nach dem Schwerbehindertengesetz aus der Ausgleichsabgabe 
(Kap. 10 03 TG 87)
karitative Einrichtungen der Kirchen 5.900.000 DM
konfess. nicht gebundene kärit. Einr. 30.700.000 DM
b) aus dem Landesbehindertenplan (Kap. 10 05 TG 78) 
karitative Einrichtungen der Kirchen 
konfess. nicht gebundene karit. Einr.
3. Eingliederung der Aus- und Übersiedler 
karitative Einrichtungen der Kirchen 
konfess. nicht gebundene karit. Einr.
4. Soziale Betreuung und Beratung asylsuchender Ausländer, Asyl­
berechtigter und Kontingentflüchtlinge aus Südostasien 
karitative Einrichtungen der Kirchen 
konfess. nicht gebundene karit. Einr.
5) Ausländer-Betreuung 
karitative Einrichtungen der Kirchen 
konfess. nicht gebundene karit. Einr.
6) Förderung des Freiwilligen Sozialen Jahres 
karitative Einrichtungen der Kirchen 
konfess. nicht gebundene karit. Einr.
7) Berufliche Bildung 
karitative Einrichtungen der Kirchen 
konfess. nicht gebundene karit. Einr.
Zu Frage 6: Zuschüsse des Bundes und der Kommunen an die 

Kirchen bzw. zu den obengenannten Einrichtungen
1. Zuschüsse des Bundes
a) für Jugendheime 
evangelische Einrichtungen 
katholische Einrichtungen 
konfessionell nicht gebundene Einrichtungen
b) für Ausländersozialberatung 
alle Einrichtungen zusammen
2. Zuschüsse der Kommunen 
a) Personalkostenzuschüsse für Kindergärten 
karitative Einrichtungen der Kirchen 
konfess. nicht gebundene karit. Einr.
Die Ermittlung weiterer Zuschüsse des Bundes und der Kommunen 
wäre nur mit einem erheblichen Verwaltungsaufwand (Einzelerhe­
bungen) möglich. Es wurde deshalb darauf verzichtet.
. . . (Unterschrift) Dr. Gebhard Glück. Staatsminister
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Bundestagswahlen 1990: Bewertung und Diskussion

PDS am Scheideweg ?
Die Schlachten sind geschlagen. Der 
Sieger grinst raumfüllend von allen Zei­
tungsseiten, die Verlierer lecken ihre 
Wunden und gruppieren ihre Bataillone 
— so sie denn welche haben — um. Füh­
rer werden ausgewechselt. Schuldige 
gesucht und die Prozentezähler und 
Wahlanalytiker haben Hochzeit. 
Deutschland hat gewählt. Der Demokra­
tie ist Genüge getan, der Ohrensessel hat 
uns wieder. Alltag. Mann/Frau geht zur 
Tagesordnung über.

Und die PDS? Die „Partei der Schie­
ber“, die „Gysi-Partei“, die „links ist 
respektlos lebendig Partei“, die „kein 
Vaterland braucht“, was ist mit der 
PDS? Kann auch sie zur Tagesordnung 
übergehen, und worin bestünde diese? 
Genau hier liegt das Problem.

Da ist eine Partei zur Wahl angetreten 
mit einer schier erdrückenden Erblast. 
Einer bewußt angenommenen Last, die 
sonst niemand haben wollte und die, wie 
man gesehen hat, nicht nur eine Last der 
Vergangenheit ist. Da ist eine Partei von 
einer Wahl zur anderen gehetzt, tausend 
Dinge gleichzeitig tuend, tausend Dinge 
ungeklärt lassend, tausend Probleme vor 
sich herschiebend.

Sonderparteitag der SED, Umbenen­
nung in SED-PDS, Auflösung der über­
kommenen Organisationsstrukturen, er­
ster Parteitag der PDS, Volkskammer­
wahl, Kommunal wähl, Konferenz de­
mokratischer Sozialismus, Erneue­
rungskonferenz, Gründung der Linken 
Liste PDS, Wahlkongreß, Landtags­
wahl, BVG-Urteil, Gründung der Lan­
desverbände PDS/Linke Liste, Finanz­
skandal, Bundestagswahl.

Nein, ich will nichts entschuldigen. 
Aber bei allen Analysen sollten wir den 
Ausgangspunkt und die Ausgangsbedin­
gungen unseres Aufbruchs nicht außer 
Acht lassen. Aus einer Staatspartei mit 
ehemals 2,3 Millionen Mitgliedern ist 
eine Partei geworden, die die ersten 
Schritte in Richtung einer linken, sozia­
listischen und antikapitalistischen Op­
positionspartei getan hat. Ist eine Partei 
geworden, die Partner im Westen gefun­
den hat, die nachhaltig die so notwendi­
ge Auseinandersetzung über Ziele und 
Inhalte, über Mittel und Wege sozialisti­
scher Politik befördert und noch lange 
nicht ausreichend zugespitzt haben. Ist 
eine Partei geworden, der es gelang, als 
erste sozialistische Partei nach 1953 
„links von der SPD in das .Gelobte 
Land' des Bonner Parlaments einzuzie­
hen." (Jakob Moneta) Das sollte nicht 
gering bewertet werden, wie es dennoch 
nur ein Ausgangspunkt für den Beginn 
einer Neuformierung der Linken sein 
kann, in die sich die PDS als ein Teil ein­
zubringen und damit gleichzeitig zur 
Disposition zu stellen hat. Nicht die PDS 
ist die Hoffnung und der Kristallisa­
tionspunkt der Linken, sondern der in 
Gang gekommene Diskussionsprozeß 
zwischen unterschiedlichen linken Strö­
mungen und Diskussionszusammenhän­
gen. der sich freilich auch entlang des 
Reizthemas PDS entwickelt hat.

Nicht die lineare Ausdehnung und der 
identische Parteiaufbau der PDS im We­
sten kann die Antwort auf die Bundes­
tagswahl sein, sondern über den Rand 
des eigenen ..Parteiladens“ blickend 
muß der Versuch unternommen werden, 
einen solchen linken politischen Zusam­

menhang zu entwickeln, der sich auf den 
Streit und die Auseinandersetzung mit 
der PDS einläßt und der hilft, die Bun­
destagsfraktion der PDS zu einer wirk­
lich emstzunehmenden linken Stimme 
im großdeutschen Parlament zu machen.

Die Tagesordnung der PDS hat für die 
überschaubare Zukunft nur einen Punkt. 
Nämlich Aufarbeitung, Aneignung, 
Diskussion sozialistischer Ideen, Posi­
tionen und Projekte der letzten Jahr­
zehnte und daraus folgend, im ständigen 
Dialog mit anderen, die Entwicklung 
einer realitätsbezogenen und theoretisch 
begründeten linken Politik.

Diese Diskussion wird strukturelle 
Fragen klären helfen, wird die Partei in 
Bewegungen verankern, wird zu offe­
nen und demokratischen Strukturen füh­
ren und wird am Ende vielleicht eine 
Organisationsform finden lassen, die 
tatsächlich individuelle politische Ent- 
faltungsbedürfnisse mit der Kraft orga­
nisierten Handelns verbindet und damit 
politisch angriffsfahig wird. Das mag 
angesichts des realen politischen Tag­
werks mit allen Querelen, Empfindlich­
keiten und Ambitionen und der bisheri­
gen Erfolglosigkeit linker Politik in 
Deutschland utopisch anmuten, aber ich 
denke, es ist die einzige Chance, die 
konservative Welle zumindest zu stop­
pen. Wenn Linke, gleich welcher Co- 
leur, sich nicht dazu verstehen, aufein­
anderzuzugehen und über die gemeinsa­
me Diskussion der tatsächlich gravie­
renden Probleme unserer Zeit zu ge­
meinsamen Politikansätzen zu kommen, 
dann vertun wir die Chance, in die Lö­
sung der brennenden Menschheitspro­
bleme einzugreifen und sich nicht allein 
der Kapitallogik und den damit verbun­
denen Gefahren zu überlassen.

Das setzt eine kritische Sicht auf die 
eigene Organisation und den gleichzeiti­
gen Verzicht auf einen linken Aus­
schließlichkeitsanspruch voraus. Bezo­
gen auf die PDS heißt das, eine kompro­
mißlose Auseinandersetzung mit der ei­
genen Vergangenheit und Gegenwart, 
das Ausstreiten und Kenntlichmachen

unterschiedlicher Positionen und Vor­
stellungen, das Messen der eigenen Par­
teientwicklung an den selbst formulier­
ten Ansprüchen und schließlich — und 
das ist wohl am schwersten einzulösen 
— die Bereitschaft, die eigene Organisa­
tion nicht als das letzte Wort linker Par­
teientwicklung zu begreifen.

Die Beschwörung der Chance einer 
notwendigen, breiten linken Diskussion 
und Politik hilft indessen nicht .viel wei­
ter, wenn sie sich nicht auf eine mög­
lichst genaue Analyse jener sozialen und 
politischen Ansatzpunkte bezieht, auf

deren Grundlage sie erst möglich wird. 
Dazu gehört die Analyse jener Prozesse, 
die mit dem Herausfallen der Grünen 
aus dem Bundestag verbunden sind, ge­
nauso wie eine nüchterne Prognose 
möglicher politischer (vorrangig kon­
servativer) Entwicklungstendenzen in 
der ehemaligen DDR, dazu gehört die 
Entwicklung eines neuen Internationa­
lismus ebenso wie die Diskussion der 
Konsequenzen, die sich aus der Erset­
zung des Ost-West-Gegensatzes durch 
den Nord-Süd-Konflikt ergeben und vie­
le andere Fragen.

Die PDS steht in der Tat am Scheide­
weg. Nach der politischen Unrast des 
vergangenen Jahres muß sie sich auf den 
Prozeß der linken Neuformierung, der 
inhaltlichen Diskussion, der möglichen 
und auch notwendigen Polarisierung 
einlassen, muß sich weiter öffnen, muß 
sich selbst in Frage stellen, denn nur so 
kann es ihr gelingen, auf neuer Grundla­
ge, gemeinsam mit anderen, in vier Jah­
ren eine politisch relevante Kraft zu 
sein. Klaus Haschker

Leiter des Informations- und 
Pressebüros der PDS in Bonn

Zur Wahlkampagne der Linken Liste/PDS 
in den westlichen Bundesländern

Die „ArGe Konkrete Demokratie — So­
ziale Befreiung, Arbeitsgemeinschaft 
bei der PDS“ hat sich in Bayern gebil­
det, um neben und über den Wahlrum­
mel hinaus einen kontinuierlichen Dia­
log und inhaltliche Zusammenarbeit 
zwischen Linken aus Thüringen und Ba­
yern zu gewährleisten. In der ArGe ar­
beiten Leute aus verschwiedenen linken 
Organisationen und örtlichen Vereini­
gungen mit, so aus der PDS Thüringen, 
aus der DKP Nordbayern, der DKP Süd­
bayern, dem BWK Bayern, und — nicht 
zuletzt — Mitglieder der PDS, die in Ba­
yern leben und politisch arbeiten. Der 
nachfolgende Beitrag ist die überarbeite­
te Fassung eines Vortrages, der auf dem 
letzten Treffen der ArGe in Ingolstadt 
zur Diskussion stand. maf BWK

* * *
Das Wahlergebnis der PDS ist in den 
Westländern weit hinter den Zielvorga­
ben — im Frühsommer war noch von 
„einem Milliönchen“ die Rede — zu­
rückgeblieben. Das schlechte Ergebnis 
kann nur zum Teil auf das Wahlkampf­
konzept der PDS im Westen zurückge- 
fiihrt werden. Hauptsächlich hängt es

wohl damit zusammen, daß in den West­
ländern große Bevölkerungsteile durch 
die Politik der Regierung zu Komplizen 
und zu einem gewissen Teil auch zum 
Nutznießer der Einverleibung der DDR 
gemacht worden sind.

Bis jetzt ist es nicht gelungen, dem 
einsetzenden Prozeß der Bereicherung 
des Westens auf Kosten des Ostens ein 
politisches Konzept entgegenzusetzen. 
Die SPD warb dafür, Steuern anzuheben 
und diesen. Prozeß durch Einsatz staatli­
cher Mittel sozialverträglich zu steuern. 
Staatliche Eingriffe müßten in den Ost­
ländern keineswegs Produktionen her­
vorrufen. Eher schon geht es dabei um 
Absatzsicherung für Westfirmen, nicht 
gerade ein „linkes“ Ziel.

Die FDP mit ihrer im Westen kaum 
bekanntgewordenen Forderung nach 
Einrichtung eines Niedrigsteuergebietes 
gewann im Osten erstaunlich viele Stim­
men. Diese Forderung ist schillernd und 
berührt mehrere sehr wichtige Fragen. 
Wieso sollen Einwohner der früheren 
DDR für den BRD-Staat, an dem sie 
kaum teilhaben können, aufkommen? 
Auch geht es um die Überlebensfahig-

keit der im Osten bestehenden Betriebe 
und um die Möglichkeit, Kapital gelie­
hen zu kriegen. Der FDP im Westen 
geht es dabei um einen Einstieg in eine 
allgemeine Steuersenkung und den Ab­
bau bestehender Sozialverpflichtung des 
Staates. Die Sache eignete sich glänzend 
für Demagogie.

Der Wahlkampf der Linken, zu wel­
cher Richtung und auf welche Frage man 
auch schaut, ist weit unter dem Niveau 
der Anforderungen aus der praktischen 
Politik geblieben, das ist ein Grund für 
das schlechte Ergebnis.

Es ist nicht zweckmäßig, eine Erfah­
rung, die so viel Geld und Nerven geko­
stet hat wie die Wahlkampagne der Lin­
ken Liste/PDS, einfach zu vergessen als 
etwas, das halt daneben gegangen ist. 
Die Politik geht ja weiter, und der Wahl­
kampf schafft Voraussetzungen für die 
Arbeit im Parlament und für die soziali­
stische Parteiarbeit in der Gesellschaft. 
Wir wollen nicht, daß Ansichten, die zur 
Konstruktion der Linken Liste/PDS 
führten, sich an neuen Gegenständen 
neuerlich aufrichten, als wäre nichts 
schiefgegangen.

Jetzt gilt es, die Schlagworte des Wahlkampfes mit Inhalten zu füllen und an den „Mann“ zu bringen. mz; Bild: af/mz

Vom Wirken durch Medien
Die LL/PDS sollte durch Medien lan­
ciert werden. Für eine Medienkampagne 
wurden Personen hoher Glaubwürdig­
keit gesucht. Die Partei sollte den Wäh­
lern mit den Mitteln der Werbung „ver­
kauft“ werden. Dieser Idee liegt zuerst 
eine Verkennung der Ausgangslage bei 
der Werbung zugrunde. Bei der Wasch­
mittelwerbung gibt es am Ende ein tat­
sächliches Waschmittel, das tatsächliche 
gekauft und mit dem gewaschen wird. 
Wer meint, daß „Meister Propper“ oder 
der „weiße Riesen“ saubere Wäsche 
bringen, hat etwas mißverstanden. Die­
se Kunstfiguren sollen ja bloß aus­
drücken, daß es mit den Mitteln, die sie 
verkörpern, besonders leicht fällt zu wa­
schen. Werbung bezieht sich auf ein rea­
les Ibn und Treiben der Bevölkerung.

Eine Partei dient der Willensbildung, 
dem Herausarbeiten und Durchsetzen 
von Interessen. Es geht um einen realen 
Prozeß in der Bevölkerung, dem die Par­
tei dienlich sein muß und dem sie nur 
dienlich sein kann durch Mitglieder und 
Aktive, die ansprechbar sind. Der 
Mensch, der uns vom Wahlplakat oder 
Fernsehschirm niederblickt, kann uns 
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Wie weiter nach dem 2. Dezember?
Erste Überlegungen der Sprecherinnen und Sprecher der DKP

Es hat sich bestätigt, was abzusehen 
war: Die Parteien der Rechtskoalition 
haben eine satte Mehrheit von weit über 
50 Prozent der Wählerstimmen einge­
fahren; sie sind politisch in der Offen­
sive.

Die Positionen der Parteien links von 
der CDU waren so matt, so wenig über­
zeugend, daß sie von vielen Wählerin­
nen und Wählern nicht als Alternativen 
empfunden worden sind.

Die Krise der SPD in den Großstädten 
der alten Bundesrepublik, namentlich im 
Arbeiter- und Sozialwählerbereich, hat 
sich weiter verschärft.

Der Widerspruch zwischen Deutsch­
tümelei auf der einen und sozialen Tö­
nen auf der anderen Seite ist so deutlich 
gewesen, daß die SPD für diese nebulöse 
Politik die entsprechende Quittung be­
kommen hat.

Was zu befurchten war, ist eingetre­
ten. Im alten Bundesgebiet haben die 
Grünen, die als sichere Bank im Bundes­
tag gegolten haben, die 5-Prozent-Klau- 
sel dieses Mal nicht geschafft. Der seit 
einiger Zeit zu beobachtende Abwärts­
trend hat sicherlich mehrere Ursachen: 
Die gewichtigste dürfte sein, daß ihr ei­
genes Wählerpotential sie nicht mehr als 
radikale Oppositionskraft gegenüber der 
allgemeinen Deutschtümelei gewertet 
hat.

Sowohl in der alten DDR als auch in 
der alten BRD ist die PDS unter dem in 
linken Kreisen gehegten Wahlergebnis 
mit ihren offenen Listen geblieben.

Der seit Monaten auf dem östlichen 
Wahlgebiet zu beobachtende Abwärts­
trend für die PDS hat sich am 2. Dezem­
ber fortgesetzt. Auf dem bundesdeut­
schen Gebiet konnte die Linke Liste/ 
PDS nicht das gefürchtete O-Prozent- 
Ghetto verlassen. Dafür ist auch das 
Kesseltreiben von Kohl & Co verant­
wortlich.

Es ist sicherlich zu früh, das Ergebnis 
vom 2. Dezember jetzt differenziert zu 
bewerten. Aber eines sticht ins Auge: 
Die Nichtwählerquote, d.h. die Men­
schen, die sich von keiner der kandidie­
renden Parteien angesprochen fühlten 
mit ihren sozialen und demokratiepoliti­
schen Anliegen, ist dieses Mal auf die 
Rekordhöhe von über 13 Millionen an­
gestiegen.

Die Formierung der Linkskräfte als 
wahlpolitische Alternative für die Bun­
destagswahlen zum 2. Dezember ist un­
ter den denkbar unglücklichsten Um­
ständen verlaufen.

Statt einer breitestmöglichen Einbe­
ziehung des Gesamtspektrums linker 
und demokratischer Kräfte in einem po­
litisch wirksamen Bündnis ist ein sorg­
fältig nach politisch-ideologischen 
Standorten ausgefiltertes Konstrukt zu­
sammengekommen. Eine entscheidende 
Hypothek der wahlpolitischen Formie­
rung der Linkskräfte ist von Anfang an 
gewesen, daß der DKP und anderen 

Gruppierungen der gute Wille zur kon­
struktiven Zusammenarbeit von den 
Führungsgremien der Linken Liste/ 
PDS abgesprochen wurde. Mit dieser 
Ausgrenzungspolitik wurden von vorn­
herein wesentliche Chancen vertan, im 
Wege einer fairen und konstruktiven 
Wahlbündnispolitik einen effektiven 
Wahlkampf vor Ort, in der ganzen Brei­
te bestehender Möglichkeiten zu entfal­
ten. Der Wunsch, die linken Kräfte im 
gemeinsamen Wahlkampf näher zuein­
ander zu bringen, blieb eine im wesent­
lichen unerfüllte Hoffnung. Der miß­
ratenen Wahlbündniskonstruktion von 
oben entsprach — in logischer Konse­
quenz — ein kommerzialisierter Me­
dienwahlkampf von oben.

Eine arbeiter- und sozialpolitische 
Zielgruppenorientierung ist jedenfalls 
für das alte Bundesgebiet nicht erkenn­
bar gewesen. Diesen Mangel konnte die 
DKP nicht ausgleichen, wenngleich wir 
uns bemüht haben, mit unseren UZ-Ex- 
tras und einer Reihe von Wahlkampfak­
tivitäten vor Ort wenigstens ein Stück 
weit die Wählbarkeit der Linken Liste/ 
PDS für die Arbeiterklasse in den öffent­
lichen Wahlaussagen sichtbar zu ma­
chen.

Was früher von uns an den bürgerli­
chen und etablierten Parteien zu Recht 
kritisiert worden ist, nämlich Entpoliti­
sierung, d.h. Amerikanisierung der 
Wahlkampfwerbung, traf dieses Mal zu 
wesentlichen Teilen für die Linke Liste/ 
PDS in ihrer Wahlkampfführung zu.

Ein Grundübel der Wahlkampffüh­
rung lag in dem Mangel an politisch-in­
haltlicher Auseinandersetzung mit der 
rechten Deutschland- bzw. Anschlußpo­
litik.

Auch die ungünstige Plazierung der 
sechs DKP-Mitglieder auf den offenen 
Listen der PDS war kaum geeignet, die 
Mitglieder der DKP zu motivieren, sich 
stärker in die Wahlkampfführung einzu­
bringen.

Die politische und Parteienlandschaft 
hat sich durch das Wahlergebnis nach 
rechts verschoben, wodurch sich für lin­
ke und arbeiterorientierte Kräfte neue 
Herausforderungen ergeben.

Der Parteivorstand der DKP hatte zur 
Wahl der PDS aufgerufen, um linke Po­
sitionen im Parlament zu stärken. An 
den Einzug der PDS in den Bundestag 
knüpfen DKP-Mitglieder die Erwar­
tung, daß demokratische, antifaschisti­
sche, an den arbeitenden Menschen 
orientierte Politik Eingang in die parla­
mentarische Arbeit findet.

Wir müssen in den nächsten Monaten 
ohne Tabus diskutieren, welche Kandi­
daturformen für die 90er Jahre bei Wah­
len die wahlpolitisch günstigste und für 
die Entwicklung einer kommunistischen 
Partei zukunftsfahige Kandidaturform 
ist.

Eine Herausforderung des Wahler­
gebnisses ist: Wie verstehen wir es, 
massenwirksame Strategien umzu­

setzen, so daß im Sinne der arbeitenden 
Menschen dieses Landes Erfolge durch­
gesetzt werden können bzw. zunächst 
einmal Angriffe abgewehrt werden.

Außerparlamentarische Bewegungen 
sind nötig, um Widerstand zu organisie­
ren, um neue Forderungen zu entwik- 
keln. Dabei sind die Existenz der DKP 
und ihr Verhältnis zu anderen politi­
schen Organisationen und Parteien von 
Bedeutung.

Mit der 6. und 7. Parteivorstandsta­
gung haben wir betont, daß es um die 
Formierung einer revolutionären Partei 
der Arbeiterklasse im neuen Deutsch­
land gehen muß. Wir haben hervorgeho­
ben, daß die konstruktive Zusammenar­
beit auf vielen politischen Feldern sowie 
der organisierte Dialog zwischen allen 
linken Kräften die beste Voraussetzung 
sind, um dieses Ziel in einem längeren 
Arbeits- und Diskussionsprozeß zu er­
halten. Das Wahlergebnis muß uns 
zwingen, diese politische Linie noch 
konsequenter umzusetzen. In unserem 
Verständnis sind Politik und Organisa­
tion immer auch eine Voraussetzung zur 
Durchsetzung von Klasseninteressen. 
Dieser Maxime folgend sind wir ver­
pflichtet, im Sinne bisheriger oder neuer

Zur Wahlanalyse des 2. Dezember 1990
In der infas-Untersuchung heißt es: 
„Angesichts der historischen Bedeutung 
dieser ersten gesamtdeutschen Wahl 
mutet es merkwürdig an, daß die Wahl­
beteiligung (mit 77,8 % für Gesamt­
deutschland, 74,7 % im Osten und 
78,6 % im Westen) kaum höher war als 
bei den Landtagswahlen und daß jeden­
falls im westlichen Teil dramatische 
Bewegungen ausblieben. Kaum je hatte 
ein großes Ereignis auf den ersten Blick 
so wenig sichtbare Folgen. Im Gebiet 
der Bundesrepublik lagen die Verände­
rungen gegenüber der letzten Bundes­
tagswahl vom Januar 1987 im Bereich 
zwischen 0,1 % (für die CDU/CSU) und 
3,5 % (für die Grünen/AL“

Das „Neue Deutschland“ (4.12.90) 
weist darauf hin, daß die Abgeordneten 
von 77,8 % der wahlberechtigten Bürger 
gewählt wurden, was „die geringste 
Wahlbeteiligung, seit 1949 der erste 
Bundestag zusammentrat“ gewesen sei. 
„Neues Deutschland“ rechnet vor, daß 
CDU, CSU und FDP von 42,2 % der 
Wähler die Stimme erhielten, die CDU 
alleine gar nur von 28,2%, aber 58% 
hätten sich anders entschieden oder 
gingen gar nicht erst zur Wahl.“

Entscheidend aber sei die Bilanz der 
abgegebenen und gültigen Stimmen, 
fährt „ND“ fort, und die ,,Linke nebst 
der SPD lecken ihre Wunden und 
schauen enttäuscht, deprimiert oder 
auch kampfeslustig“ auf den vermeint­

Vorschläge aktiv zu werden. Wir haben 
darüber nachzudenken, ob es nicht neue 
Formen der Zusammenarbeit geben 
könnte, an der sich Parteien, Organisa­
tionen, Initiativen, Bewegungen als 
auch Einzelpersonen beteiligen können, 
bei Bewahrung der politischen, organi­
satorischen und ideologischen Selbst­
ständigkeit.

Im Laufe des Jahres haben wir unsere 
Haltung zur PDS präzisiert. Auf der 3. 
PV-Tagung haben wir eine ganze Palette 
von Vorschlägen entwickelt. Mit der 
KPD der ehemaligen DDR werden wir 
Gespräche über Fragen der Zusammen­
arbeit beginnen. Das Angebot der kom­
munistischen Plattform der PDS haben 
wir angenommen und werden mit Kom­
munistinnen und Kommunisten — egal 
wo sie organisiert sind — in Deutschland 
in einen Informations- und Meinungs­
austausch eintreten. Die Gruppen und 
Kreise sowie die Bezirke haben ähnlich 
wie der Parteivorstand alles in ihren 
Kräften Stehende getan, um die Zusam­
menarbeit mit PDS-Organisationen und 
-Vorständen voranzutreiben. Die Spre­
cherinnen nehmen das Wahlergebnis 
zum Anlaß, diese Entwicklungsrichtung 
weiter zu unterstützen und zu bekräfti- 

lichen Fixstern Helmut Kohl.
* * *

Bleibt jedoch die Frage, warum ein so 
großes Ereignis wie die Vereinigung 
DDR/BRD so wenig sichtbare Folgen 
hatte. Der Vergleich mit den Wahlen 
von 1949 nutzt insofern wenig, als da­
mals sich Millionen Nazis und Mitläufer 
noch nicht entschieden hatten, wem sie 
ihre Stimme geben sollten. Erst bei den 
Wahlen von 1953, die nach der Nieder­
schlagung des Arbeiteraufstandes in der 
DDR stattfanden, nach dem 17. Juni, 
schwenkten fünf Millionen Wähler zur 
CDU über. Die KPD verlor ihre Parla­
mentssitze.

Was aber veranlaßte diesmal so viele 
Wahlberechtigte, den Urnen fernzublei­
ben? In der DDR war die Wahlbeteili­
gung seit den Volkskammerwahlen vom 
18. März 1990, als noch 93,6 % der 
Wahlberechtigten ihren Stimmzettel in 
die Urnen warfen, bis zur Landtagswahl 
im Oktober um rund ein Fünftel (!) zu­
rückgegangen, in Sachsen-Anhalt gar 
um 27,8%!

Der Kommentar von infas hierzu lau­
tete: die zentralen Themen der Wahl­
entscheidung seien durch die Folgen der 
raschen Anpassung an Wirtschaft und 
Verfassung der BRD bestimmt gewesen, 
„die vielen in der ehemaligen DDR doch 
etwas zu schnell gegangen ist“. Als zen­
trale Themen benannte infas: ,,Arbeit, 
soziale Sicherung, Preise, für die ar­

gen, daß wir von unserer Position der 
konstruktiven Zusammenarbeit, die 
auch an den Roten und Runden Tischen 
schon praktiziert wird, nicht abgehen 
werden. Dabei sind Geduld. Verständ­
nis, politisches Einfühlungsvermögen 
von allen Partnern gefordert. Wir wer 
den uns bemühen, uns auch in diesem 
Sinne weiter zu qualifizieren.

Das Wahlergebnis ist auch Anlaß, er­
neut festzustellen: Dieser Imperialismus 
braucht radikale Opposition, die sich auf 
alle gesellschaftlichen Bereiche er­
streckt. Und er braucht zugleich den 
Widerspruch gesellschaftspolitisch 
durch eine sozialistische Perspektivvor­
stellung. Daran werden wir in Vorberei­
tung, Durchführung und Auswertung 
unseres 11. Parteitages weiter arbeiten 
müssen.

Diese weitere Formierung und Er­
neuerung der DKP sind der Weg. eine 
revolutionäre Arbeiterpartei in ganz 
Deutschland zu haben. Diese Aufgaben­
stellung sollte unser ganz konkreter Bei 
trag sein, um der politischen Entwick­
lung entgegenzutreten, die nach diesem 
Wahlergebnis unser Land prägen wird.

Anne Frohnweiler, Rolf Priemen 
Helga Rosenberg. Heinz Stehr.

Bürger der DDR zugespitzt zu Fragen 
der Existenzsicherung. “

Die PDS, die bei den Volkskammer­
wahlen im März noch 16,4 % der Stim­
men erhalten hatte, büßte bis zu den 
Landtagswahlen im Oktober dramati­
sche 3,7 % ein. Die Wähler, die die PDS 
mit der Vergangenheit identifizierten — 
mit der SED — wandten sich massenhaft 
von ihr ab.

Zugleich aber stellte sich heraus, daß 
die wachsende Arbeitslosigkeit und 
Kurzarbeit, die steigenden Preise, die 
beginnende Vernichtung von Kinder­
tagesstätten usw. das Mißtrauen der 
Wähler in die Versprechungen der Bon­
ner Parteien geweckt hatte, denen sie 
ihre Zukunft nicht anvertrauen wollten. 
Darum blieben sie den Wahlurnen fern.

Was aber hat so viele Wähler in den 
westlichen Ländern in den Bundestags­
wahlen vom 2. Dezember den Urnen 
femgehalten — immerhin jeden fünften? 
War für sie die Vereinigung BRD/DDR 
doch nicht das ,.große historische Ereig­
nis", als das es mit so viel propagandi­
stischem Aufwand ausgegeben wurde? 
Wären es nur die Kosten gewesen, die 
sie abschreckten, hätten sie doch Oskar 
Lafontaine ihre Stimme geben müssen, 
der dies zum zentralen Thema seines 
Wahlkampfes machte! Oder aber blie­
ben — wie die Rechte in der SPD be­
hauptet — so viele Sozis den Wahlurnen 
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Zur Wahlkampagne ...
noch so sehr ansprechen, das hilft alles 
nicht viel, denn wir können ihn nicht an­
sprechen. So kommt keine politische 
Verbindung zustande. Und wenn 
schließlich die Werbung zu den tatsäch­
lich ansprechbaren Mitgliedern und 
Freunden der Partei nicht paßt, von ih­
nen nicht aufgenommen werden kann 
und auf sie nicht hindeutet, ist es blanke 
Geldverschwendung. Und sie hat nicht 
gepaßt, wir sehen z.B. lange nicht schön 
und klug genug aus, um zu gewissen Pla­
katen zu passen . ..

Solche Probleme hat auch die SPD. 
Sie löst sich in ihrer Werbung und Par­
teiarbeit Zug um Zug von den Gewerk­
schaftsaktiven. Damit sinkt ihre An­
sprechbarkeit, und damit sinken schließ­
lich auch die Wahlergebnisse.

Im PDS-Wahlkampf wurden im We­
sten die Aktionsmöglichkeiten der Men­
schen, die tatsächlich bereit waren, für 
das Programm und die Politik der Partei 
einzutreten, der Werbung für ein ausge­
dachtes Parteibild geopfert. Damit war 
die Partei nur in den Bereichen an­
sprechbar, in denen Linksgrüne, DKP- 
Emeuerer, Links-SPDler strukturiert 
sind, d.i. in Großstädten mit einer soge­
nannten Szene, die sich im Hochschul­
milieu und im Kulturbetrieb ausbildet. 
Dort ist die Linke Liste/PDS auch hier 
und da über das halbe Prozent hinausge­

kommen. Aber auch in diesen Wahlkrei­
sen wird ein sehr großer Teil der tatsäch­
lichen Wählerinnen und Wähler aus je­
nen politischen Gruppierungen stam­
men, von denen sich die LL/PDS di­
stanziert hat.

Dieser Wahlkampf hat, so viel kann 
man bei aller Vorsicht sagen, gezeigt, 
daß eine Wahlkampagne einer Partei 
nicht an deren tatsächlichen Anhängern 
vorbei oder gar gegen diese zu einem 
Abstimmungserfolg geführt werden 
kann. Diese naheliegende Einsicht hätte 
vielleicht auch mit weniger Aufwand 
gewonnen werden können, wichtiger 
wäre, daß sie jetzt nicht mehr zurückge­
wiesen wird.

Wenn „Gewinner“ verlieren ...
Das Scheitern der Wahlkampagne im 
Westen führt nicht automatisch zu einer 
Änderung der Politik, die für diese Kam­
pagne verantwortlich zeichnet. Daraus 
wäre zu schließen, daß es nur das vor­
gebliche, vorgeschobene Ziel der Wahl­
kampfes gewesen ist, möglichst viele 
Stimmen zu erhalten. Hintergründig 
ging es darum, unter der Behauptung, 
damit wären viele Stimmen zu kriegen, 
eine politische Linie durchzusetzen. 
Diese Linie besteht in einer Abwendung 
von den „Verlierern“ sei es der Vereini­
gung, sei es überhaupt des Gesell­
schaftsspieles kapitalistischer Konkur­
renz, und in einer Hinwendung zu der 

„kultivierten“ Hälfte der Gewinner. 
Dieser für eine sozialistische Partei 
recht seltsame Kurs stand auch in letzter 
Instanz hinter der Ausgrenzungspolitik. 
Er wird mit dem Wahlergebnis nicht 
verschwinden, seine Verfechterinnen 
und Verfechter werden versuchen, die 
anstehende Arbeit in diesem Sinne zu 
prägen. Hätten die Gewinner gewonnen, 
so könnte nichts und niemand sie von 
ihrem Siegertrip herunterholen. Aber 
auch so wird es eine lange und schwieri­
ge Auseinandersetzung geben, in der die 
Wahlpleite nur ein ganz untergeordnetes 
Argument abgeben kann.

Sachleerer Wahlkampf
Gebeten, mit ein paar Worten zu sagen, 
worum es der PDS in diesem Wahl­
kampf im Westen gegangen ist, würden 
wir wohl alle Schwierigkeiten haben; 
vielleicht könnte man sagen: um Stim­
men . . .

Schon jetzt ist der Wahlkampf poli­
tisch völlig verpufft und vergessen. Der 
Grund ist vielleicht, daß er für die Da­
seinsberechtigung eines Lebensgefühls, 
einer Lebenseinstellung geführt wurde, 
(„links“) und nicht für sachliche klare 
Ziele. Nachträglich lacht man bei der 
Vorstellung, es sollte jemand ins Parla­
ment geschickt werden, um dort ein lin­
kes Bild abzugeben. In Sachen der Welt­
anschauung kann sich niemand vertreten 
lassen. Es ist direkt unsinnig, jemand ein 

Mandat zu übertragen, bloß weil er eine 
Meinung hat. Es kommt dabei viel mehr 
auf die Absichten an, die offen liegen 
müssen.

Jetzt z. B. brauchen wir im oder besser 
am Rande des Bundestages Leute, die 
sich mit der Politik der Gegenseite, die 
den Bundestag ja institutionell durch­
läuft, en gros und en Detail befassen. 
Warnrufe ausstoßen, bekannt machten, 
was verschiegen behandelt werden soll, 
und zusammen mit ihren Parteigängern 
und Freunden auch schon mal Gesetzes­
initiativen beginnen.

Konsequenzen
Die Arbeitsgemeinschaft bei der PDS 
„Konkrete Demokratie — Soziale Be­
freiung“ ist in Bayern entstanden, weil 
Leute aus verschiedenen linken Organi­
sationen durch die Politik der Ausgren­
zung. die die LL/PDS in Bayern betrie­
ben hat. die solidarische Zusammenar­
beit von Linken aus Thüringen und Bay­
ern nicht unterbinden lassen wollten.

Für uns in Bayern wäre es jetzt schon 
wichtig, daß sich die tatsächlichen An­
hängerinnen und Anhänger der PDS in 
einer demokratisch einwandfreien Wei­
se sammeln können. Es werden nicht 
sehr viele sein. Sie müssen als nächstes 
ihr Verhältnis zu den linken Organisa­
tionen und Vereinigungen in Bayern ein­
richten. Sie sind eine dieser Organisatio­
nen, nicht mehr, nicht weniger. Wenn 

die Anhängerinnen und Anhänger der 
PDS in Bayern zeigen, daß sie Interesse 
an gleichberechtigter Zusammenarbeit 
und Bündnispolitik haben, werden die 
erheblichen Bedenken, die das Herum­
brechen in linken Strukturen vor allem 
in der jüngeren Generation ausgelöst 
hat, eher rasch verfliegen.

Sodann kommt es darauf an. daß die 
nun einmal gewählte Bundestagsfrak­
tion tatsächlich anfangt, was zu arbeiten. 
Es wäre wünschenswert, daß diese Frak­
tion. auf die viel zukommt, sich um ein 
gutes und konstruktives Verhältnis zu 
den diversen Organisationen der Linken 
bemüht. In den Westländem würde es 
sich anbieten, eine Einrichtung wie den 
..Roten Tisch ' neu zu beleben, die Bun­
destagsfraktion bzw. -gruppe der PDS 
könnte sich auf diesem Wege wahr 
scheinlich auch eine Menge Zuarbeit er­
schließen. sie wird es ja ohnehin nicht 
leicht haben.

Wir. d.h. die Gruppierungen, die sich 
in der ArGe zusammengefünden haben, 
müssen zur Versachlichung der Diskus­
sion beitragen und selber inhaltliche 
Fortschritte machen, so daß w ir alle bes­
ser argumentieren können, als es in die­
sem Wahlkampf der Fall gewesen ist 
Dafür bietet das Wahlprugramm einen 
Ausgangspunkt: schade, daß es im 
Wahlkampf nur so eine geringe Rolle 
spielte.
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Patrioten

Ergebnisse der Bundestagswahlen 1990
Wie kann das Parlament demokratisiert werden?

Die Ergebnisse der Bundestagswahl sind 
niederschmetternd. Unmittelbar nach 
den Wählen hat die Regierung begon­
nen, die Fortsetzung ihrer Politik ge­
stützt auf das 55 %-Mandat zu vollzie­
hen. Die Opfer dieser Politik sind arme 
Leute, Ausländer, Frauen, große Teile 
der DDR-Bevölkerung, sogenannte 
Randgruppen der Gesellschaft und nicht 
zuletzt Millionen von Menschen in der 
Dritten Welt, die durch ihre Sklavenar­
beit, ihren Hunger und ihr kurzes Leben 
zum Wohlstand in der Bundesrepublik 
Deutschland beitragen müssen. Die gro­
ße Mehrheit der Opfer war bei der Bun­
destagswahl nicht abstimmungsberech­
tigt.

Die Medien bewerten das Wahlergeb­
nis in erster Linie als unübersehbare Zu­
stimmung zur Regierungspolitik und als 
ein Mandat fiir deren Fortsetzung. Das 
Ufahlfbrschungsinstitut INFAS erklärt 
das Wahlergebnis hauptsächlich durch 
die von INFAS berechnete „Wähler- 
Mnderungsbilanz“. Aus dieser Wande- 
nmgsbilanz soll hervorgehen, wieviele 
Wähler einer Partei nunmehr eine ande­
re gewählt haben, wieviele nicht mehr 
gewählt haben und wieviele der früheren 
..Nichtwähler“ jetzt dieser Partei ihre 
Stimme gaben.

Nach INFAS hat in Westdeutschland 
„ein wahrer Ringtausch zwischen links 
uad rechts“ stattgefunden (d.h. nach 
rechts), während in Ostdeutschland die 
Verschiebungen eher „lagerintem“ 
Sattgefunden haben sollen. Die in den 
Medien als Tatsachen behandelten abso- 
iaten Zahlen über Wählerwanderungen 
stad das Ergebnis mathematischer Mo­
dellrechnungen, was früher wenigstens 
noch dabeistand. Sie sind wissenschaft­
lich unsolide und nicht haltbar, man

kann und sollte darauf keine politische 
Analyse stützen. Es ist wegen des Wahl­
geheimnisses nicht möglich, das indivi­
duelle Wahlverhalten sicher zu ermit­
teln.

Eine Wahlanalyse ist nicht einfach, 
besonders für ein so kleines Kollektiv, 
wie es der BWK ist. Das Zahlenmaterial 
ist gewaltig. Es fehlen bisher die Ergeb­
nisse der repräsentativen Wählerstich­
probe nach Alter und Geschlecht, weite­
re Analysen der Wahlforschungsinstitu­
te und Auswertungen der regional so un­
terschiedlichen Erscheinungen im 
Wahl verhalten, die im Gesamtergebnis 
verschwinden. Ich möchte trotzdem ei­
nige Beobachtungen und Vermutungen 
mitteilen, die sich auf die Zweitstimmen 
beziehen.

1. Die Wahlbeteiligung in West­
deutschland ist mit 78,5 % so niedrig wie 
noch nie in der Geschichte der BRD. In 
Ostdeutschland liegt die Beteiligung mit 
74,5 % sogar noch niedriger und fast 
20 % unter der Beteiligung an den 
Volkskammerwahlen 1990. Außer 1949 
(78,5 %) lag die Wahlbeteiligung zwi­
schen 84,4 und 91,1 %. Man muß zu­
sätzlich beachten, daß ein ständig wach­
sender Teil der Bevölkerung wegen feh­
lender deutscher Staatsangehörigkeit 
kein Wahlrecht hat (zur Zeit etwa 8 %). 
So gesehen hat die Regierung ein relati­
ves, aber kein absolutes Mandat bezogen 
auf die Einwohner (um die 40 % der Ein­
wohner haben CDU, CSU, FDP, und 
rechtsradikale Parteien gewählt). Dieser 
Trend zum Zweiparteienstaat mit stän­
dig sinkender Wahlbeteiligung ist in den 
USA noch viel deutlicher ausgeprägt.

2. In Westdeutschland hat die CDU re­
lativ 0.5 % gewonnen und damit in den 
meisten Ländern ihre absoluten Stim­

men knapp gehalten oder vermehrt. Da­
gegen hat die CSU in Bayern 3,2 % bzw. 
400000 Stimmen verloren. Die FDP hat 
außer in Baden-Württemberg und Ba­
yern in allen Ländern absolut und relativ 
gewonnen. Die SPD hat außer im Saar­
land überall absolut verloren. Die GRÜ­
NEN haben sich in allen Bundesländern 
absolut etwa halbiert. Die rechtsradika­
len Parteien sind mit einem Gesamter­
gebnis von 3,5 % ungebrochen an der 
Schwelle zur festen Parteibildung und 
keineswegs als vorübergehende Er­
scheinung anzusehen.

3. In Ostdeutschland hat die CDU in 
allen Ländern absolut verloren, relativ 
dagegen 0,7 % hinzugewonnen. Die 
DSU hat nur etwa 1/8 ihrer Wähler hal­
ten können. Die SPD hat zwar relativ um 
2,8 % gewonnen, jedoch absolut in allen 
Ländern verloren. Dagegen haben die 
Liberalen in allen Bundesländern relativ 
und absolut gewonnen. In drei Bundes­
ländern haben sich die absoluten Stim­
men verdoppelt. Die PDS hat in allen 
Bundesländern absolut und relativ ver­
loren und ist auf etwa die Hälfte ihrer 
früheren Wähler reduziert worden. Das 
Bündnis 90/Grüne hat in allen Bundes­
ländern die absoluten Stimmen in etwa 
gehalten und somit relativ um 1,4 % zu­
gelegt. Zusammengenommen bedeutet 
dies einen beachtlichen Verlust an Wäh­
lerstimmen fiir die Regierungsparteien, 
wobei dies nichts an deren relativer Zu­
nahme ändert und das Abschneiden der 
Liberalen gesondert zu untersuchen 
wäre.

4. Die PDS hat in Westdeutschland 
mit 0,3 % und ca. 100000 Stimmen noch 
nicht einmal an die Ergebnisse von DKP 
und Friedensliste anknüpfen können. 
Das Gros ihrer Stimmen stammt aus

Wahlbezirken von Universitätsstädten 
mit linker Subkultur. In Arbeiterwohn­
gebieten und auf dem Land ist die PDS 
nicht über 0,1 bis 0,2% gekommen. Ir­
gendwie scheint das Konzept von der 
jungen, dynamischen, frechen Linken 
(siehe Wahlplakate), die das neue 
Deutschland schaffen soll, nicht ange­
kommen zu sein, was umso ernster zu 
bewerten ist, als sicher viele Westdeut­
sche die PDS nicht wegen sondern trotz 
ihres Wahlkampfes gewählt haben.

5. Die „GRAUEN“, die im Wahl­
kampf spezielle Interessen alter Men­
schen verfochten haben, haben fast 
400000 Stimmen und ein über alle Re­
gionen ziemlich gleichmäßiges Ergebnis 
von 0,8 % erzielt.

Das Gesamtergebnis wirft große Pro­
bleme auf. Das riesige Wahlgebiet ver­
bunden mit der 5 %-Sperrklausel macht 
es Parteien, die sich für die besonderen 
Interessen einer Region oder eines be­
stimmten Segmentes der Bevölkerung 
einsetzen wollen, fast völlig unmöglich, 
in den Bundestag zu kommen. Gleich­
zeitig wird in der öffentlichen Meinung 
der Bundestag mit dem Führen der 
Staatsgeschäfte identifiziert. Tatsäch­
lich erfüllt der Bundestag ja auch mehr 
und mehr nur noch die Funktion eines 
Legitimationsorgans der Exekutive. 
Man denke nur, wie jahrzehntelang der 
Aufbau der terroristischen Vereinigung 
„Gladio“ unter Ausschaltung des Parla­
ments von den Regierungen betrieben 
wurde.

Für eine Partei, die sich den Anliegen 
und sozialen Interessen von Opfern der 
Regierungspolitik verbunden fühlt, ist 
es also schwierig im Bundestag — und 
nicht erst seit dem 3.12.1990. Trotzdem

ist es doch erstaunlich, wie wenig die 
GRÜNEN mit einem fest angestellten 
Mitarbeiterstab von 260 Leuten bei der 
Fraktion in den letzten vier Jahren zu- 
standegebracht haben.

Man muß um und für Elemente bür­
gerlich-republikanischer Rechte auch im 
Bundestag und bezogen auf den Bundes­
tag kämpfen. Diesem Kampf schadet es, 
wenn die PDS sich nun auf Kosten der 
GRÜNEN in deren soziale Basis auszu­
dehnen versuchte, wie es umgekehrt 
vernichtend wäre, wenn die grüne Partei 
als Reaktion auf ihre Wahlniederlage die 
Rettung hauptsächlich im Ausbau staats­
männischer Elemente suchte, um so ver­
meintlich neue Anhänger zu gewinnen.

Man müßte bezogen auf den Bundes­
tag über das Konzept einer Zusammen­
arbeit zwischen Parteien nachdenken, 
die sich dem örtlichen Widerstand ver­
bunden fühlen, sich mit diesem Wider­
stand auch wirklich verbinden und so 
durch ihre Arbeit im Bundestag dem täg­
lichen Widerstand gegen die Regie­
rungspolitik nützen.

Statt Konkurrenz und Selbstverständ­
nisdebatten zu kultivieren, sollten oppo­
sitionelle Kräfte in Kritik an der totalitä­
ren Entwicklung der Bundesrepublik 
Reformforderungen fiir das Wahl- und 
Parteiengesetz gemeinsam ausarbeiten. 
Gesetze, die es politischen Vereinigun­
gen nur dann erlauben, auf Bundesebene 
parlamentarischen Einfluß zu erhalten, 
wenn sie sich als zentralistischer Partei­
apparat medienwirksam organisieren, 
deutsch sind und die Macht wollen, sind 
undemokratisch und diskriminierend.

Es ist nicht zu sehen, wie man den in 
der Wahl zum Ausdruck kommenden 
Trend sonst stoppen könnte, tob, BWK
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Zur Wahlanalyse des 2. Dezember...
fern (oder liefen zur CDU über), weil 
Oskar die „nationale Frage“ nicht zum 
Hauptthema gemacht hat? Hierzu gibt 
„infas“ keinen Aufschluß.

* * *
Hingegen zeigt die infas-Untersuchung 
auf, daß es im „Westen“ einen wahren 
,,Ringtausch“ von Wählern gegeben 
hat, der in der Netto-Bilanz der einzel­
nen Parteien nicht in Erscheinung tritt. 
Die Liberalen erhielten Zulauf von allen 
Seiten. (Anm. Zurückzuführen auf die 
Identifizierung der „Friedenspolitik“ 
mit Gorbatschow durch Genscher?) Die 
christliche Union aber erhielt im Saldo 
eine halbe Million Stimmen von der 
SPD, von den Grünen gewann sie noch­
mals 140000 Wählerinnen. Die mußte 
aber an die Republikaner 330000 Stim­
men abgeben!

Die SPD hat im Austausch mit den 
Grünen rund 600000 Stimmen gewon­
nen, aber neben den Verlusten an die 
Christ-Union auch rund 420000 Stim­
men an die FDP und sogar 110000 an 
die Republikaner verloren!

Die FDP konnte von allen Seiten, 
auch von den Grünen, Wähler mobilisie­
ren. Die Grünen hingegen, einstmals ei­
ne Wachstumspartei ungeachtet aller 
Zeitströmungen, haben Einbußen in 
allen Richtungen gehabt.

Wie aber steht es um die PDS? Sie hat­
te in den fünf neuen Ländern (ohne Ber­
lin) zwischen den Volkskammerwahlen 
im März und den Landtagswahlen im 
Oktober 3,7 % eingebüßt und verlor bis 
zum 2. Dezember 1990 nochmals 1,6 % 
ihres Wählerpotentials. Allerdings ur­
teilt auch infas:

,,Das ist angesichts der Affären um 
das Finanzgebaren bei der Sicherung 
des ehemaligen SED-Vermögens als ein 
Erfolg anzusehen.“

Und an anderer Stelle heißt es im in- 
fas-Bericht: „Die PDS spielt weiterhin 
eine wichtige Rolle und spricht eine 
Klientel an, die der Vergangenheit und 
dem Sozialismus als Gesellschaftsmo­
dell nicht ganz abschwören will, viel­
leicht manches jetzt auch in anderem 
Licht sieht.“

Obwohl in Ostberlin die PDS mit 
24,8 % der Stimmen wieder an der Spit­
ze liegt, dürfen wir uns nicht darüber 
hinwegtäuschen, daß sie auch dort kräf­
tig zur Ader gelassen wurde und mit 5,2 
Prozentpunkten in etwa ebensoviel wie 
im Durchschnitt der fünf neuen Länder 
verloren hat.

Infas hierzu: „Die Wanderungsbilanz 
(in Ostberlin) belegt größere Ströme von 
der SPD zur CDU und Gewinne der FDP 
von allen Seiten. Die PDS verlor in alle 
Richtungen, vor allem aber an die SPD. 
Massive Einbußen gab es durch die ins­
gesamt um 14 Punkte gesunkene Wahl­
beteiligung für SPD und PDS . .. Nicht 
wenige überzeugte PDS-Anhänger wer­
den der Wahl femgeblieben sein. Doch 
ist es der PDS gelungen, immerhin noch 
in 12 Wahlkreisen mit den Zweitstim­
men als stärkste Partei der Wahl hervor­
zugehen.“

Nun aber komme ich zu dem für die 
Zukunft der PDS entscheidenden Punkt 
der Wahlanalyse von infas — zur sozia­
len Basis der Parteien. In der Untersu­
chung heißt es:

„Von erheblicher Bedeutung ist die 
Tatsache, daß sich die soziale Basis der 
Parteien und die politischen Orientie­
rungen einzelner Bevölkerungsgruppen 
ganz erheblich unterscheiden. Die in der 
westlichen Industriegesellschaft seit 
über hundert Jahren bestehende und nur 
langsam gelockerte Verknüpfung von 
Industriearbeiterschaft und ,,linken“ 

Parteien ist im östlichen Teil Deutsch­
lands ganz aufgelöst. Die Industriear­
beiter vor allem in Sachsen und Thürin­
gen haben bereits bei der Volkskammer­
wahl ihre Sympathien mehrheitlich der 
konservativen Allianz für Deutschland 
geschenkt und für rasche Einheit und 
freies Unternehmertum votiert. Auch 
diesmal haben, wie die breit angelegte 
Wahlbefragung von infas belegt, von 
den Arbeitern in den neuen Ländern 
(also in der alten DDR minus Berlin- 
Ost) lediglich 25 % der SPD, dagegen 
48 % der CDU und nochmals 12 % der 
FDP ihre Stimme gegeben.“

Zählt man dies zusammen und berech­
net, daß auch für andere kleinere Par­
teien, sogar die Republikaner, Industrie­
arbeiterinnen gestimmt haben — dann 
bleibt wohl für die PDS nicht sehr viel 
übrig. Es kann überhaupt kein vernich­
tenderes Urteil über die Folgen des Sta­
linismus geben, als daß er das Vertrauen 
der Klasse, in deren Namen die Herr­
schenden zu regieren behaupteten, so 
sehr zerstört hat in das, was er als Sozia­
lismus ausgab. An den Folgen hiervon 
wird die PDS noch lange zu leiden ha­
ben. Sie muß deshalb auch ihre Haupt­
anstrengungen darauf richten, das Ver­
trauen der Arbeiterklasse zurückzuge­
winnen.

Im Westen halten weiterhin größere 
Teile der Arbeiterschaft der SPD die 
Treue (44 %), der CDU wurden diesmal 
allerdings auch 40 % der Arbeiterstim­
men gegeben, nicht wenige allerdings 
aus der katholischen Arbeiterschaft, die 
FDP erhielt im Westen nur 6 %. In den 
zwischen Ost und West weit auseinan­
dergehenden Loyalitäten der Industrie­
arbeiterschaft sieht infas den Nieder­
schlag einer „ganz neuen Mentalität“.

Ich möchte allerdings aus der Erfah­
rung mit dem Eisenbahnerstreik, für den 
immerhin 97 % stimmten und den nur 

45 % wieder abbrechen wollten (wobei 
ich dieser Zahl skeptisch gegenüber­
stehe), sowie aus meinen Erfahrungen 
mit Demonstrationen der Gewerkschaft 
NG in Erfurt, an denen ich beteiligt war, 
behaupten, daß bei fortschreitender Ar- 
beitsplatzvemichtung ein Umschwung 
in der „östlichen Mentalität“ rascher er­
folgen kann, als ich selbst das noch zu 
Anfang eingeschätzt habe!

* * *
Erwähnenswert aus der infas-Analyse 
ist noch, daß im Osten die CDU am al­
lerwenigsten Sympathien bei Frauen un­
ter 35 Jahren hat, deren politische Nei­
gungen überdurchschnittlich der PDS 
und den Bürgerbewegungen gehören. Es 
ist sicher auch bemerkenswert, daß dies­
mal — nach dem Ausscheiden der Grü­
nen — die PDS acht Frauen von insge­
samt 17 gewählten in den Bundestag 
schickte. Die Quotierung wurde also 
von ihr allein durchgesetzt ... Im Bun­
destag werden neben Jutta Brabant von 
der „Vereinigten Linken“ auch Ursula 
Jelpke von der WestLinken, Bernd Henn 
und Ulli Briefe sitzen, die ebenfalls zu 
den West-Linken gehören.

♦ ♦ ♦
Zu dem Ergebnis der PDS/Linken Liste 
im Westen, das mehr als mager ausge­
fallen ist, zitiere ich, was Andre Brie 
laut „ND“ hierzu erklärte: „Zum 
PDS-Ergebnis im Westen Deutschlands 
stellte der Wahlkampfleiter der Partei 
fest, der erhoffte Stimmenzuwachs sei 
nicht eingetreten. Das Resultat von 
0,3 % in Westdeutschland zeige, daß 
die PDS/Linke Liste nach zwei Monaten 
Existenz nicht als gesamtdeutsche Linke 
Opposition angenommen wurde’“ Eine 
erste Analyse einzelner Wahlergebnis­
se, so in Hamburg, Bremen und West­
berlin, wo die Partei besser abschnitt, 
beweise, „daß dort, wo es in ersten An­
sätzen auch einen Basiswahlkampf ge­

geben hat. durchaus Chancen für die 
PDS/Linke Liste bestanden.“ Über die 
Ursache der bitteren Niederlage im 
Westen werden wir allerdings noch här­
ter diskutieren müssen!

* * »
Ich will dennoch auch anführen, was 
Uwe Stemmler im ND (4.12.90) zu den 
Grünen sagt: „daß die Grünen vor der 
Tür blieben und ihre fast 1,8 Millionen 
Stimmen unter den Tisch fielen, ist ein 
Verlust, der nicht nur die Grünen selbst 
schmerzt. Doch er hat tiefere Ursachen 
als die bisher angeführte .ewige Streite­
rei1. Die Grünen sind an einem Scheide­
weg angelangt. Ihr ureigenstes Feld, die 
Umweltpolitik, wird inzwischen von ai- 
len Parteien bestellt. Neue Inhalte müs­
sen ins Auge gefaßt und mehr noch: 
dann auch konsequent verfolgt werden. 
Da traf am Sonntag abend Jutta Ditfurth 
den Nagel auf den Kopf, als sie von der 
Sinnlosigkeit der Stromlinienform 
sprach: Warum sollte man eine angepaß­
te kleine Partei wählen, wenn man die 
ganz großen Originale hat.“

Uwe Stemmler schreibt zugleich, daß 
die Prognose der Lambsdorff, Waigel & 
Co., die PDS werde nach der nächsten 
Wahl von der Bildfläche verschwinden 
wahr werde, oder nicht, davon abhängt, 
„wie die Partei und ihre Sympathisanten 
von den Debatten um die eigene Befind­
lichkeit zu den brennenden sozialen The­
men dieser Zeit kommen. “

Andrd Brie meint, „die eigentlichen 
Aufgaben, um die PDS zu einer moder­
nen, sozialistischen und demokratischen 
Partei zu entwickeln, stünden noch be­
vor. Dazu sei es in Vorbereitung des 2. 
Parteitages vor allem erforderlich, „die 
Demokratisierung der PDS und die Her­
stellung ihrer Transparenz, Öffentlich­
keit und Politikftihigkeit auf allen Ebe­
nen zu erreichen.“

Jakob Moneta

„Zugunsten eines umfassenden links-al- 
ternativen Bündnisses will die DKP 
Hannover auf ihre eigene Kandidatur 
zur Kommunalwahl 1991 in Niedersach­
sen verzichten, so der Kern eines auf der 
Kreismitgliederversammlung am 8.12. 
einstimmig (1 Enthaltung) angenomme­
nen ,11 Thesenpapiers'. Die DKP 
Hannover regt an, schnell als nächsten 
Schritt einen .linken runden Tisch' in 
Hannover einzurichten.“ (Aus der Pres­
semitteilung des DKP-Kreisvorstandes)

* * *
U Thesen der DKP Hannover zur 
Notwendigkeit und Möglichkeit der 
Schaffung eines linken Bündnisses zur 
Kommunalwahl 1991
Vorbemerkung:
Die Kreismitgliederversammlung der 
DKP vom 29.6.1990 faßte den Be­
schluß, eine Kandidatur zur Kommunal­
wahl 1991 in Hannover im Rahmen ei­
nes breiten Bündnisses anzustreben.

Die allgemeine politische Entwick­
lung der jüngsten Zeit, der Zusammen­
bruch des real existierenden Sozialismus 
und die Einverleibung der DDR erhöht 
unserer Meinung nach dramatisch die 
Verantwortung der Linken, endlich zu 
einer neuen Qualität der Zusammenar­
beit zu kommen.

Dieser von verschiedenen politischen 
Kräften der Linken zwar als notwendig 
erkannte Prozeß zur Zusammenarbeit 
vollzieht sich real bislang nur zögerlich 
bis stockend — erschwert auch durch 
den gegenwärtig laufenden Bundestags­
wahlkampf.

In dieser Situation erscheint es uns ge­
boten, auch selbst in Bewegung zu kom­
men. Um unsere Position zu bestimmen, 
legen wir deshalb die nachfolgenden 
Thesen vor:
1. Die Linke in Hannover ist zerplittert 
in unterschiedlichste Organisationen, 
Bündnisse und Einzelbewegungen. In 
der Vergangenheit wurde oftmals anein­
ander vorbei und auch gegeneinander 
gearbeitet. Es ist höchste Zeit, zu einem 
stärkeren Miteinander zu kommen. Ge­
meinsamkeiten gilt es stärker in den 
Vordergrund zu rücken und nicht das 
Trennende, wie in den letzten Jahren oft­
mals geschehen.
2. Von der Zersplitterung und der daraus 
folgenden Schwäche der Linken profi­
tieren rechte und reaktionäre Kräfte. In 
vielen Politikbereichen gelang und ge­
lingt es den Rechtskräften, ihre bürger­
feindliche Politik durchzusetzen, ohne 
auf nennenswerten außerparlamentari­
schen und parlamentarischen Wider­
stand zu stoßen.
3. Die SPD ist einerseits (reformisti­
scher) Teil der Arbeiterbewegung, an­
dererseits Teil des staatsmonopolisti­
schen Herrschaftssystems. Die hanno­
versche SPD kann auf eine jahrzehnte-

Kommunalwahlen Niedersachsen 1991
In Hannover strebt die DKP eine linke Bündniskandidatur an

lange Tradition zurückblicken. Sie be­
sitzt eine beachtliche Verankerung in 
Betrieben und Gewerkschaften, in Ver­
einen und in den Stadtteilen. Sie verfügt 
über eine relativ gute Integrationskraft 
gegenüber systemkritischen Menschen. 
In den vergangenen Jahrzehnten hat die 
hannoversche SPD — bei allen Wider­
sprüchen — auch positive Akzente für 
Hannover gesetzt. Neben allen Unter­
schieden gibt es auch viele mögliche An­
sätze für aktuelle kommunalpolitische 
Gemeinsamkeiten.

Das Auftreten der SPD ist nicht wider­
spruchsfrei, mit Zuckerbrot und Peit­
sche wird anderen demokratischen Kräf­
ten gegenübergetreten. Einerseits wer­
den Initiativen gefordert und unterstützt 
und bestimmte Formen der Bürgerbetei­
ligung angeregt, andererseits blieb die 
SPD von der Arroganz der Macht nicht 
verschont. Auch das Plattmachen unbe­
quemer Meinungen und Organisationen 
(siehe gegenwärtig das Auftreten gegen­
über der PDS) gehört zur Realität sozial­
demokratischer Politik.
4. Mit der GABL ist eine radikal-demo­
kratische Kraft im hannoverschen Rat 
vertreten, die aus Bürgerinitiativen her­
vorgegangen ist, deren Basis ursprüng­
lich im außerparlamentarischen Bereich 
lag. Bei aller berechtigten Kritik gegen­
über der GABL muß betont werden, daß 
sie seit 1981 viele gute Initiativen gestar­
tet hat. Die GABL war und ist mit Ab­
strichen zum Teil noch heute Sprachrohr 
von Bürgerinitiativen und Protestbewe­
gungen. Zumindest widerspiegelt sie 
punktuell einen Teil des vorhandenen 
Gegenpotentials.

In den letzten Jahren hat eine zuneh­
mende Parlamentarisierung und Integra­
tion der GABL stattgefünden. Dabei hat 
die GABL ihren Anspruch auf Funda­
mentalopposition weitgehend einge­
büßt. Eine beschränkte bis rasante Ab­
nabelung von der außerparlamentari­
schen Bewegung hat stattgefunden (un­
abhängig davon, daß auch die außerpar­
lamentarischen Bewegungen zurückge­
gangen sind).

Inzwischen regiert in Niedersachsen 
eine rot-grüne Koalition. Die GABL in 
Hannover ist zu einer etablierten Kraft 
geworden, die über beachtliche finan­
zielle Mittel verfügt, personell aller­
dings ziemlich ausgedünnt ist.

Der Anspruch der GABL, alternative 
Bürgerbewegung zu sein, ist im wesent­
lichen nur noch verbal begründet.
5. Die DKP hat aufgrund unzureichen­
der weltanschaulicher und theoretischer 

Arbeit über Jahre, aufgrund falscher und 
einseitiger Politikentwicklung von oben 
nach unten viele ihrer Gewißheiten und 
Wahrheiten aufgeben müssen. Sie befin­
det sich zur Zeit in einem Prozeß der 
programmatischen, theoretischen, poli­
tischen und organisatorischen Erneue­
rung, der vertieft und konsequent fortge­
setzt werden muß. Dieser Erneuerungs­
prozeß umfaßt alle Bereiche, so auch die 
Bündnispolitik. Hierbei gilt es, Fehler 
und Schematismus sowie unnötige Ab­
grenzungen der Vergangenheit aufzuar­
beiten und zu überwinden.
6. In der hannoverschen Kommunalpoli­
tik sind von der SPD/GABL-Mehrheit 
eine Reihe von Entscheidungen durch­
gedrückt worden, die breite Schichten 
der Bevölkerung belasten bzw. vorhan­
dene Bewegungen im Stich ließen . . . 
Die unlängst von SPD/GABL beschlos­
sene 7 %ige Strompreiserhöhung zum 
1.1.1991 (gegen die CDU) belastet ins­
besondere sozial schwache und kinder­
reiche Familien. Eine drastische Erhö­
hung der Müllgebühren (um 30 %), der 
Entwässerungs- und der Friedhofsge­
bühren steht demnächst an, wobei die 
GABL die Preiserhöhungen mit ökolo­
gischen Notwendigkeiten zu bemänteln 
versucht. Die kürzlich beschlossene 
15 %ige Erhöhung der Gelder für Rats­
mitglieder wurde von den Grün-Altema- 
tiven als „maßvoll“ bezeichnet . . .

Das Ja der Grünen auf Landesebene 
zum Einigungsvertrag mit der DDR kam 
relativ überraschend. Die Haltung der 
Landes-Grünen zur Expo stieß bei allen 
Differenzierungen auf Unverständnis 
bei den betroffenen Initiativen.

In Hannover fehlt ein linkes Korrek­
tiv, das außerparlamentarisch und parla­
mentarisch Druck auf die etablierten 
Ratsparteien entwickelt. In den Jahren 
1981 bis 1986 nahm — bei allen Schwä­
chen — die DKP in Hannover eine sol­
che Stellung ein.

In der hannoverschen Stadtpolitik gibt 
es gegenwärtig viele Unsicherheits- und 
Wackelmomente. Durch die relative 
Schwäche der Linken wird zweifelsohne 
vorhandenes Druckpotential nicht in die 
Waagschale geworfen.

Trotz mancher guter Ansätze: Die 
GABL versagt in entscheidenden Aus­
einandersetzungen und gibt soziale Be­
lastungen an die „kleinen Leute“ wei­
ter. Ein beachtliches Potential im linken 
Spektrum fühlt sich durch rot-grün nicht 
bzw. nicht mehr vertreten. Unzufrieden­
heit und Enttäuschung macht sich auch 
bei den Wählerinnen und Wählern und

Mitgliedern von SPD und GABL breit. 
Die Euphorie der Aufbruchphase ist 
weitgehend in bürgerlicher Sachzwang­
politik erstickt worden.
8. Notwendig ist in Hannover die Zu­
sammenführung linker und demokrati­
scher Kräfte, um in Betrieb, auf der Stra­
ße und im Rat Gegendruck zu entfalten. 
Eine neue Qualität eines Bündniszusam­
menhangs sollte angestrebt und erreicht 
werden. Dieses neue, wirklich alternati­
ve Bündnis soll die Durchsetzung brei­
test möglicher basisdemokratischer Be­
dingungen in der Kommune und im 
Wirtschaftsbereich zum Ziel haben. Ein 
solches Bündnis muß über die sozialisti­
schen Kräfte (DKP, BWK, PDS etc.) 
hinausgehen, Bürgerinitiativen (Frie­
den, Öko, Frauen, Arbeitsloseninitiati­
ven etc.) und Einpunktbewegungen um­
fassen, enttäuschten SPD- und GABL- 
Mitgliedem und -Wählern eine neue po­
litische Perspektive geben und bis zum 
autonomen Spektrum reichen. Der De­
mokratie und der Möglichkeit zur 
Selbstorganisation der Betroffenen 
kommt im Rahmen eines solchen Bünd­
nisses ein hoher Stellenwert zu.

Alle demokratischen Kräfte Hanno­
vers, hierbei auch GABL und SPD-Glie­
derungen, sind anzusprechen, sich an 
dem neuen Bündnis, das Organisationen 
und Einzelpersonen umfassen soll, zu 
beteiligen.
9. Es kann nur um die Schaffung eines 
„echten“ Bündnisses gegen. Ein Bünd­
nis, das Demokratie nicht nur verbali- 
siert, sondern tatsächlich praktiziert. 
Ein solches Bündnis muß ohne bekannte 
Ausgrenzungsarsenale auskommen, oh­
ne Dominanz durch die finanzkräftig­
sten oder mitgliederstärksten Gruppie­
rungen.

Eine tatsächliche Partnerschaft aller 
Beteiligten ist anzustreben und zu prakti­
zieren, die auf Gegenseitigkeit und 
Gleichheit basiert. Führungsansprüche, 
egal welcher Kräfte, darf es nicht geben.

Die Selbständigkeit und Identität aller 
Bündniskräfte muß gewahrt bleiben . .

Das gemeinsame Handeln muß bei 
Fortbestehen der Differenzen und 
gleichzeitiger Auseinandersetzung über 
diese Differenzen im Mittelpunkt ste­
hen. Für alle Bündnispartner muß gel­
ten, daß das Bündnis nicht durch Preis­
gabe der eigenen Prinzipien erreicht 
werden kann.
10. Ziele und Inhalte eines solchen 
Bündnisses ergeben sich unserer Mei­
nung nach aus der konsequenten Aus­
richtung auf bürger- und bewegungsna­

he Interessenvertretung (eng verbunden 
außerparlamentarisch-parlamentarisch) 
auf den wichtigsten Politikfeldem und 
die Schaffung bzw. aktive Unterstüt­
zung entsprechenden Widerstandes.

Dieses geht einher mit der optimalen 
Vertretung und Organisation der linken, 
demokratischen Kräfte in unserer Stadt. 
Angestrebt wird eine antikapitalistische 
Stadtpolitik, in der strikt nach dem Ver­
ursacherprinzip verfahren wird und das 
„große Geld“ für kommunale Leistun­
gen zur Kasse gebeten wird.

Für uns stehen, auch gerade in Ab­
wehr der „Folgekosten“ (= Profitreali­
sierung) der Einverleibung der DDR auf 
die „kleinen Leute“, folgende Politik- 
und Widerstandsfelder im Mittelpunkt:
— Unterstützung und Organisierung der 
Kämpfe um qualifizierte Arbeits- und 
Ausbildungsplätze. Als erster Schritt 
Einführung eines Existenzgeldes für 
Arbeitslose.
— Kampf um bezahlbaren Wohnraum 
für alle — gegen Mietspekulanten und 
Umwandlungshaie.
— für eine radikale Veränderung der 
Verkehrspoiitik. Erst der Mensch — 
dann das Auto. Der Nahverkehr muß. 
bei zu senkenden Benutzertarifen, auf 
Kosten der Großbetriebe (Nahverkehrs­
abgabe) ausgebaut werden.
— Verhinderung der EXPO, die der ar­
beitenden und arbeitslosen Bevölkerung 
im wesentlichen nur weitere soziale Be­
lastungen bringen wird.
11. Was die DKP selbst angeht, so kann 
sie in ein solches Bündnis ihre Orientie­
rung und Verbindung zur Arbeiterbewe­
gung einbringen, ihre konkreten Erfah­
rungen in der Entwicklung von Be­
triebs-. Kommunal- und Ratspolitik, die 
sich durch ihre antimonopolistische 
Stoßrichtung hervorhebt. Trotz noch zu 
bewältigender Fragen und Probleme 
verfügt die DKP über eine beachtliche, 
auch von Bündnispartnern geschätzte 
Organisationskraft und -fahigkeit. 
Was ist jetzt zu tun?

Die DKP Hannover muß ihre Kraft für 
die Schaffung eines solchen Bündniszu­
sammenhangs unterschiedlichster politi­
scher Kräfte einsetzen. Im Rahmen der 
Kreisorganisation liegt die konkrete 
Verantwortung für Planung und Reali­
sierung der nächsten Schritte und Aufga­
ben bei der „Arbeitsgruppe Kommunal­
wahl“. die allen Mitgliedern offensteht. 
Die Verantwortung über Grundsatzent­
scheidungen liegt beim Kreisvorstand 
bzw. der Kreismitgliederversammlung.

Als nächster Schritt wäre unserer Mei­
nung nach ein „linker runder Tisch“ für 
Hannover notwendig. Dieser „runde 
Tisch" sollte nach unseren Vorstellun­
gen die Initiative für eine Bündniskonfe­
renz (Anfang Februar 1991) ergreifen, 
(aus Plaizgrüoden unwesentlich gekürzt)
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„Was war die DDR?“ — Eine Antwort auf G. Fülberth
Warum so umständlich, lieber Georg? 
Es geht auch mit weniger Brimborium. 
Die DDR war eine von Anfang an unde­
mokratisch konzipierte Gesellschaft 
(Walter Ulbricht: ..Es muß alles demo­
kratisch aussehen, aber wir müssen alle 
entscheidenden Positionen besetzen“ — 
1945 nach der Ankunft der „Ulbricht- 
Gruppe" in Berlin). Sie war der Diktatur 
einer hörigen und zu einem beträchtli­
chen Teil intellektuell ziemlich unbe­
darften Partei-Bürokratie unterworfen, 
die gemäß dem Diktat der Besatzungs­
macht ein politisch-wirtschaftliches Ge­
sellschaftssystem nach stalinistischem 
Muster mit Terror und Zwang gegen die 
große Mehrheit der Bevölkerung aufge­
baut hat. Es war nicht das sozialistische 
System der Diktatur des Proletariats 
(Arbeiterdemokratie), sondern ein Sy­
stem der Diktatur der Partei.

Ohne jede Besserwisserei darf ich dar­
auf hinweisen, daß es in der internatio­
nalen Arbeiterbewegung einige Leute 
gegeben hat — allen voran Trotzki (bitte 
jetzt nicht aufheulen) — die schon vor 
Jahrzehnten gesagt und geschrieben ha­
ben, daß dieses System keine Zukunft 
hat: entweder Sturz dieses Systems 
durch eine politische Revolution und 
Durchbruch zur Arbeiterdemokratie 
oder Rückfall in den Kapitalismus.

Hier könnte ich eigentlich schon 
schließen, wenn im Folgenden nicht von 
„traurigen Selbstverständlichkeiten“ 
die Rede wäre. Wieso „Selbstverständ­
lichkeiten“? Willst Du einem Ge­
schichtsfatalismus das Wort reden? Wer 
wie ich die damalige erste Garnitur der 
KPD (später SED) hautnah erlebt und 
gesehen hat, wie willen- und bedin­
gungslos sich die große Mehrheit der 
Parteielite der „Macht des Faktischen“ 
gebeugt hat, ja sogar wider besseres 
Wissen gehandelt und schwadroniert 
hat, der weiß, daß es sich bei dem Elend 
der DDR nicht um „Selbstverständlich­
keiten“, wenn auch, wie Du beschwich­
tigend vermerkst, „traurige“ handelt, 
sondern um die politische Praxis einer 
Parteiführung, die weder tahig noch wil­
lens war, eine sozialistische Demokratie 
zu entwickeln. Sie war der stalinisti­
schen Vergangenheit der ehemaligen 
KPD zutiefst verhaftet und von ihrer un­
demokratischen Tradition her gar nicht 
prädestiniert, ein auf „Arbeiterdemo­
kratie“ basierendes Gesellschaftssystem 
aufzubauen.

Deshalb mein entschiedener Wider­
spruch gegen Deine Erklärung, „der 
Reale Sozialismus“ sei nach den utopi­
schen Kommunisten in den USA und 
nach der Pariser Kommune der „dritte 
Versuch eines Ausbruchs aus dem Kapi­
talismus“ gewesen. Erstens waren' die 
Sowjetunion und die anderen Länder des 
„real existierenden Sozialismus“ ein­
schließlich der DDR keine sozialisti­
schen Gesellschaftsformationen (auch 
wenn man einschränkend die Worte 
„real existierend“ oder einfach „Real“ 
hinzufugt), sondern reale, brutale und 
historisch gesehen, reaktionäre Diktatu­
ren auf nichtkapitalistischer wirtschaft­
licher Grundlage. Und zweitens ist es 
für meine Auffassung von geschichtli­
cher Wahrheit ein ganz dicker Hund, die 
Pariser Kommune, die bis dato optimal 
entwickelte sozialistische Demokratie, 
mit dem politischen System der DDR zu 
vergleichen. Bei aller „wissenschaftli­
chen Distanz“ zu den Niedrigkeiten der 
Tagespolitik, das grenzt an Blasphemie. 
Die toten Kommunarden haben es nicht

verdient, mit den Figuren der Ulbricht- 
Clique auf eine Stufe gesteift zu werden.

Überhaupt vermisse ich die Menschen 
in Deinem etwas wolkigen Geschichts­
bild. Die sozialistische Revolution ist in 
Deutschland (nach Fülberth) also nicht 
deshalb gescheitert, weil eine angepaß­
te, verbürgerlichte und z.T. korrupte 
Arbeiter-Bürokratie mit ihren Appara­
ten (Partei und Gewerkschaft) und mit 
ihrer kleinbürgerlichen Ideologie die 
Arbeitermassen gelähmt und im wahr­
sten Sinne des Wortes die Revolution 
verraten hat, sondern wegen Lenins 
„Irrtum“. Hat doch dieser tumbe Tor 
gar nicht gemerkt, daß vielleicht die Zir­
kulationssphäre. nicht aber die Produk­
tionssphäre reif für den Sozialismus 
war. Also deshalb ist die Revolution im 
Westen ausgeblieben. „Do schau her“, 
sagen die Bayern.

Mit Stalins „Sozialismus in einem 
Land“ als Antwort auf das Ausbleiben 
der Revolution in Europa machst Du Dir 
die Sache zu einfach. Zwar kann man 
das so sagen, aber dann ist man ein 
„terrible simplificateur“ (ein schreckli­
cher Vereinfacher). Dahinter steckt 
mehr. Nach dem Ausbleiben der Revo­
lution vor allem in Deutschland setzte 
bei Stalin und seinen Gefolgsleuten ein 
Umdenken ein, das seine Entsprechung 
in den Köpfen der neu entstehenden Par­
tei- und Staatsbürokratie fand. Die in die 
Partei und in den Staatsapparat über­
nommenen Verwaltungsfachleute der 
ehemaligen zaristischen Administra­
tion, die in die Partei eingetretenen Kon­
junkturritter aller Couleur und die nach­
drängenden neuen bürokratischen Par­
venüs, die mit einem Sozialismus Marx­
scher Prägung (die Gemeinschaft frei 
assoziierter Produzenten) nichts am Hut 
hatten, sie konnten und wollten nicht 
einsehen, wieso der Sozialismus, „ihr 
Sozialismus“, nämlich eine nicht-kapi­
talistische Gesellschaftsformation, die 
ihnen auf Kosten der sowjetischen Völ­
ker den erreichten oder in Aussicht ste­
henden privilegierten sozialen Status ga­
rantierte, vom Erfolg einer ihnen frem­
den international siegenden Revolution 
abhängen sollte. So entstand jenes ge­
sellschaftlich-politische Klima, welches 
Stalin, den Vollstrecker des „Sozialis­
mus in einem Land“ ans Tageslicht 
brachte.

Aber die Sache geht noch weiter. Die 
Indoktrination dieser der marxistischen 
Geschichtsauffassung zuwiderlaufenden 
Konzeption diente schließlich auch da­
zu, die Kommunistische Internationale 
in ein gefügiges Werkzeug der Stalin- 
Fraktion zu verwandeln, das der stalini­
stischen Außenpolitik zu dienen hatte, 
ohne Rücksicht auf eigene nationale Er­
fordernisse und für viele revolutionäre 
Bewegungen in der ganzen Welt und be­
sonders in den kolonialen und halbkolo­
nialen Ländern mit verheerenden Folgen 
und Hekatomben von Toten. Dieser 
Hinweis genügt meines Erachtens, um 
Deine Version des „sozialistischen 
Weltsystems“ vom Sockel herunter zu 
holen. Das Weltsystem war keine Alli­
anz souveräner sozialistischer Parteien, 
sondern eine von der KPdSU geschaffe­
ne Konstruktion politischer und z.T. 
materieller Abhängigkeit und Gänge­
lung der Komintern.

Du kannst eben doch nicht den Profes­
sor in Dir verleugnen. Bei Deinem Be­
mühen um „Objektivierung“ der Ge­
schichte hebst Du ganz schön ab. Wenn 
man die Dinge aus höherer Warte be­

trachtet, dann wird alles etwas weniger 
kompliziert und die Komplexität der Ge­
schichte löst sich mehr oder weniger auf. 
Und je höher die Warte des Beobachters, 
desto mehr schrumpft die Bedeutung des 
Alltagsgeschehens, die konkrete histori­
sche Wahrheit bleibt auf der Strecke. 
Glaubst Du allen Ernstes, Ulbricht habe 
eine „Strategie“ zur „nachholenden 
Imitation westlichen Wachstums“ ver­
folgt? Wenn jemals ein mit Macht (wenn 
auch geliehener) ausgestatteter Politiker 
politisch von der Hand in den Mund ge­
lebt hat, dann war es Walter Ulbricht, 
der skrupellose Meister des Taktierens 
und der raschen Wende. (Bei Honecker 
liegen die Dinge etwas anders, aber auch 
hier kann meiner Meinung nach von 
„Strategie“ nicht die Rede sein.)

Vielleicht kann Dir eine kleine Episo­
de verdeutlichen, wes Geistes Kind Ul­
bricht war: Auf einer der ersten ZK-Sit- 
zungen, die außerhalb der DDR, näm­
lich in Hanau (1947), unter Beteiligung 
von KP-(später SED-)Prominenz statt­

fand, habe ich nach einem Referat von 
Ulbricht darauf hingewiesen, daß die 
Partei bis dato keinerlei wirklich marxi­
stische Analyse der Nachkriegszeit er­
stellt habe, und daß wir mangels dieser 
Analyse keine politische Perspektive für 
die Arbeit der Partei erarbeiten können. 
Ulbrichts Antwort: „Wir hatten drüben 
keine Analyse und keine Perspektive, 
aber wir haben die Monopolkapitalisten 
enteignet und ihr habt geschlafen.“ (auf 
sächsisch klingt das natürlich viel schö­
ner). Mein Hinweis, daß bei uns kapita­
listische Besatzungsmächte, dort aber 
eine antikapitalistische Besatzungs­
macht das Sagen habe, wurde schlicht 
und einfach ignoriert.

Das müßte eigentlich genügen. Doch 
ich kann nicht umhin, noch zwei Aspek­
te Deines Beitrages aufzugreifen. Da ist 
einmal „eine — trotz allem — positive 
Erinnerung an die DDR“. Was Du da 
aufzählst, ist kein Äquivalent für die un­
geheuren politischen, geistigen und mo­
ralischen Schäden, die der Stalinismus

nicht nur in der DDR, sondern in globa­
lem Ausmaß angerichtet hat. Die Dis­
kreditierung des Sozialismus in der in­
ternationalen Arbeiterbewegung und — 
was besonders erschreckend ist — in den 
ehemals „real-sozialistischen“ Ländern 
hat einen Grad erreicht, der einen Sozia­
listen nur erschüttern kann.

Was das Verdienst der DDR betrifft, 
„für vierzig Jahre die zerstörerische 
Dynamik des deutschen Imperialismus 
teils stillgelegt, teils wenigstens ver­
langsamt“ zu haben (meines Erachtens 
eine totale Überschätzung des Gewichts 
der DDR), so entlockt mir dieser Gedan­
ke nur ein gequältes Lächeln. Nach 40 
Jahren „real existierendem Sozialis­
mus“ hat der Untergang des DDR-Regi­
mes dem deutschen Kapitalismus den 
größten Triumph seiner Geschichte be­
schert. — Grüße von Haus zu Haus

W. Boepple 
In der SoZ 25/90 findet sich noch eine Antwort 
auf Fülberths Beitrag, nämlich von Wolfgang 
Wolf (aus der ehern. DDR), auf Seite 13.

Was war die DDR?
Anmerkungen zu einer ersten Bilanz

Zum historischen Urteil über die Deut­
sche Demokratische Republik (DDR) 
wird entscheidend beitragen, daß sie oh­
ne Mauer, Stacheldraht und die Stützung 
durch die Sowjetunion nicht zu haben 
war. Ihr Lebensstandard war nicht nur 
gemessen an fragwürdigen Maßstäben 
entfremdeten Konsums geringer als in 
der Bundesrepublik, sondern auch in 
Ansehung durchaus sinnvoller Indikato­
ren. Die Effektivität ihrer Wirtschaft ist 
nicht nach kapitalistischen Wachstums- 
Kriterien zu messen, sondern nach öko­
logischen und unter dem Gesichtspunkt 
der Bedarfsdeckung. Sie blieb auch dann 
hinter derjenigen der Bundesrepublik 
zurück. Daß sie weder eine bürgerlich­
parlamentarische noch eine sozialisti­
sche Demokratie war, ist eine Binsen­
weisheit. Soweit die traurigen Selbstver­
ständlichkeiten.

Weniger Einigkeit wird über die Ursa­
chen dieser Defizite bestehen. Hier mei­
ne Erklärung: Der Reale Sozialismus 
und mit ihm die DDR war nach den Sied­
lungen utopischer Kommunistinnen und 
Kommunisten in den USA um die Mitte 
des 19. Jahrhunderts sowie der Pariser 
Commune von 1871 der dritte Versuch 
eines Ausbruchs aus dem Kapitalismus. 
Dabei haben die Bolschewiki die Okto­
berrevolution von 1917 zunächst nur als 
Vorposten-Gefecht aufgefaßt. Die so­
zialistische Revolution sollte in den 
hochentwickelten kapitalistischen 
Staaten erfolgen: dort — so hatte Lenin 
1916 analysiert — sei die kapitalistische 
Vergesellschaftung so weit vorangetrie­
ben, daß ein protosozialistischer Kom­
plex im Kapitalismus entstanden sei (so 
wie einst die kapitalistische Ökonomie 
noch im Feudalismus), der jetzt dessen 
Hülle abzustreifen vermöge, dies aller­
dings atif revolutionäre Weise.

Ganz offensichtlich beruhte diese An­
nahme Lenins auf einem Irrtum. Zwar 
hatte er Hilferding vorgeworfen, daß 
dieser die neue Qualität kapitalistischer 
Vergesellschaftung nur in der Zirkula­
tionssphäre beobachtet habe, die Aus­
dehnung dieses Bereichs in die Produk­
tion war aber entschieden weniger weit 
gediehen, als er angenommen hatte. 
Dies erklärt das Ausbleiben der Revolu­

tion im Westen. Sowjetrußland war da­
mit isoliert. Als Reaktion darauf prokla­
mierte Stalin 1923 den „Sozialismus in 
einem Land“, der sich in der Systemaus­
einandersetzung mit dem Kapitalismus 
zu behaupten hatte.

Resultat der Gegenwehr der UdSSR 
gegen die Offensive des deutschen Fa­
schismus war ab 1945 die Entstehung ei­
nes „sozialistischen Weltsystems“ und 
— als dessen Teil — der DDR. Für die 
deutschen Kommunistinnen und Kom­
munisten hatte die DDR eine dreifache 
Funktion:

1. Sie galt als eine Übergangsgesell­
schaft auf dem Weg zum Kommunismus.

2. Sie setzte — als nichtkapitalistische 
Gesellschaft — dem Imperialismus 
Grenzen, zunächst unabhängig von ihrer 
eigenen positiven Qualität.

3. Sie war ein militärpolitisches 
Glacis innerhalb des Konzepts der terri­
torialen Verteidigung der Sowjetunion. 
Sobald die UdSSR sie in dieser letzten 
Funktion nicht mehr benötigte, zeigte 
sich, daß die beiden ersten Aufgaben- 
Zuschreibungen nicht ausreichten, um 
ihre staatliche und gesellschaftliche 
Selbständigkeit zu wahren. Dazu hätte 
es einer massenhaften Identifikation der 
Menschen in der DDR mit diesem Staat 
bedurft. Ökonomische und soziale 
Wohlfahrt wären eine Voraussetzung 
hierzu gewesen und hätten dann Demo­
kratie nicht zum Risiko, sondern zum 
Stabilitätsfaktor gestaltet — wobei zwi­
schen den beiden Momenten eine enge In­
terdependenz angenommen werden muß.

Unter Walter Ulbricht sollte eine Stra­
tegie der nachholenden Imitation westli­
chen Wachstums zu diesem Ergebnis 
führen, bei Erich Honecker die „Einheit 
von Wirtschafts- und Sozialpolitik“. 
Diese Strategien scheiterten Mitte der 
70er Jahre daran, daß die sozialistischen 
Länder auf dem Weltmarkt dem neuen 
Typus kapitalistischer Akkumulation — 
Erhöhung der Arbeitsproduktivität 
durch neue, Arbeit in einem bislang 
nicht gekannten Ausmaß sparende Tech­
nologien — nichts mehr entgegenzuset­
zen hatten. Sie gingen jetzt zu einer Poli­
tik kreditfinanzierten Wachstums über

und scheiterten, als es in den achtziger 
Jahren ans Tilgen und Zinsenzahlen 
ging. Die neo-merkantilistische Politik 
der Import-Drosselung und Export-Fi­
nanzierung baute innenpolitische Pro­
testpotentiale auf, gegen welche mit ei­
nem enormen Ausbau des Apparats der 
Inneren Sicherheit vorgegangen wurde. 
Der Konflikt, der daraus resultierte, 
führte zum Sturz der regierenden Büro­
kratien (mit Ausnahme Chinas, wo es 
gelang, eine jener Weltmarkt-Diktatu­
ren zu errichten, wie sie in anderen Ent­
wicklungsländern, die niemals mit ei­
nem sozialistischen Anspruch auftraten, 
ebenfalls bestanden und bestehen).

Eine — trotz allem — positive Erinne­
rung an die DDR wird sich auf drei Tat­
sachen stützen:

1. Sie hat ebenso wie die UdSSR und 
die anderen RGW-Staaten) den Gedan­
ken des Sozialismus nicht nur diskredi­
tiert, sondern zugleich aktualisiert. Die 
Trias: gesellschaftliches Eigentum, 
planmäßige Produktion, politische 
Macht der Arbeiterklasse wurde zum 
Kriterium auch für diejenigen, welche 
zu Recht darauf hinwiesen, daß die Län­
der des Realen Sozialismus ihm nicht ge­
recht geworden sind.

2. Diese Länder haben sich am Aus­
plündern der sogenannten Dritten Welt 
niemals beteiligt, sondern ihr immer 
wieder (nach ihren begrenzten Möglich­
keiten) solidarische Hilfe zukommen 
lassen. Es wird behauptet, die SED habe 
die DDR „heruntergewirtschaftet“. Die 
deutsche und die internationale Bour­
geoisie hat sich an der Ruinierung weit 
größerer Ökonomien beteiligt, nämlich 
im Trikont.

3. Die DDR hat für vierzig Jahre die 
zerstörerische Dynamik des deutschen 
Imperialismus, welche zu zwei Welt­
kriegen führte, teils stillgelegt, teils we­
nigstens verlangsamt. Ob eine gesamt­
deutsche Linke dies ebenfalls schaffen 
wird, ist fraglich — insbesondere ange­
sichts der Tatsache, daß die künftige 
Existenz einer solchen Linken noch gar 
nicht ausgemacht ist.

Georg Fülberth 
Entnommen aus SoZ 21/90 vom II. 10.90.

Emanzipation der Arbeit: Notwendige inhaltliche Klärungen
Die Diktatur des Proletariats ist der Ge­
gensatz zur Diktatur der Bourgeoisie: 
Herrschaft der Mehrheit, der assoziier­
ten arbeitenden Menschen anstatt der 
Herrschaft der kapitalistischen Minder­
heit über die Mehrheit. Der Zweck der 
Herrschaft des Proletariats ist die Auf­
hebung aller Klassenunterschiede, aller 
sozialen Ungleichheit, aller Herrschaft 
von Menschen über Menschen. Der 
Zweck der Herrschaft des Proletariats 
ist damit zugleich die Emanzipation der 
Arbeit vom Status der durch Not oder 
Gewalt erzwungenen Tätigkeit zur frei­
en Selbstbetätigung, die Freisetzung des 
spezifisch menschlichen, das heißt pro­
duktiven Bedürfnisses. Die Diktatur des 
Proletariats ist nicht die Herrschaft einer 

Minderheit über das Proletariat, und sei 
es als „dessen“ Partei oder in seinem 
Namen.

Die Bilanz der Gesellschaftsformatio­
nen des ehemaligen sogenannten „sozia­
listischen Weltsystems“ ist daher nicht 
die Bilanz eines jahrzehntelangen Pro­
zesses des Aufbaus des Sozialismus, der 
klassenlosen Gesellschaft für die allge­
meine Emanzipation mittels der sich 
selbst in der Tendenz aufhebenden Herr­
schaft des Proletariats, sondern die Bi­
lanz einer jahrzehntelangen Herrschaft 
einer Minderheit über die Mehrheit, 
zum eigenen Vorteil und zu Lasten der 
Emanzipation der Arbeit.

Diese Bilanz ist den revolutionären 
Sozialistinnen und Sozialisten, die für 

sozialistische Demokratie als wirkliche 
Herrschaft der arbeitenden Mehrheit zu­
gunsten eines universalen Emanzipa­
tionsprozesses eintreten, nicht äußer­
lich. Obwohl sie (oder: auch wenn sie) 
dieses Herrschaftssystem bürokratisch 
verschmolzener Partei- und Staatsappa­
rate nicht verteidigt, sondern bekämpft 
haben, ist diese Bilanz ihre ureigene An­
gelegenheit. Denn der erste große Aus­
bruch aus dem kapitalistischen Welt­
system mit der Oktoberrevolution 1917 
und der weltrevolutionäre Elan, den er 
in den folgenden Jahren bis 1923 aus­
löste, führte — über einschneidende 
Wenden und Brüche — zu diesen Kari­
katuren der sozialistischen und kommu­
nistischen Perspektive, denen sich die 

ungeheure Diskreditierung der soziali­
stischen und marxistischen Ideen heute 
„verdankt“. Zugleich ist das, was vom 
„Marxismus“ über verhältnismäßig 
kleine Kreise hinaus bekannt ist, wesent­
lich eine Ansammlung von Fragmenten 
einer staatsoffiziellen, der Rechtferti­
gung von Herrschaft dienenden, dogma­
tisch erstarrten und zugleich der prag­
matischen Beliebigkeit unterworfenen 
Doktrin. Darüber hinaus ist die Ver­
selbständigung leitender und verwalten­
der Schichten und die entsprechende 
Verkrustung, Vernichtung der Mitglie­
der-Demokratie und Untergrabung der 
revolutionären, emanzipatorischen 
Funktion Kennzeichen auch der Ent­
wicklung der (sozialdemokratischen) 

Massenorganisationen der Arbeiterbe­
wegung im Rahmen des Kapitalismus, 
was zu ihrer Verbürgerlichung führte. 
Wir bleiben an diese Entwicklungen ge­
bunden (zumindest gegensatzgebunden) 
und sind die Erklärung schuldig, wie 
denn der revolutionäre Sturz der bürger­
lichen Herrschaft tatsächlich den dro­
henden Untergang oder Rückfall in die 
Barbarei verhindern und einen allgemei­
nen Emanzipationsprozeß einleiten 
kann, ohne wiederum Knechtung und 
Ungleichheit hervorzubringen und dazu 
noch ökonomische Ineffizienz und öko­
logischen Raubbau — und wie es mög­
lich sein soll, den Prozeß der Emanzipa­
tion, das Streben danach, anders zu le­
ben, schon hier und jetzt im Rahmen re-
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volutionärer Selbstorganisation erfahr­
bar zu machen.

Die Wiederringung von Glaubwür­
digkeit, von Überzeugungskraft für die 
sozialistische Perspektive, kann sich 
nicht allein auf diese Bilanz stützen. Da­
für ist auch die Analyse der Widersprü­
che des „triumphierenden“ Kapitalis­
mus erforderlich und die Herausarbei­
tung der in seinem Rahmen bestehenden 
Ansprüche auf Überleben, existenzielle 
Sicherheit, Selbstbestimmung und Ent­
faltung, denen er nicht gerecht werden 
kann. Nur die Kombination beider 
Aspekte, die gemeinsame Aufarbeitung 
der Erfahrungen in den reichen und ar­
men kapitalistischen und in den jahr­
zehntelang nicht-kapitalistischen Län­
dern, zusammen mit der kritischen Wie­
deraneignung der überlieferten Quellen 
revolutionär-marxistischer Theorie, 
kann dieser Aufgabe gerecht werden. 
Sie erfordert nach der einschneidenden 
Änderung der Weltlage im Jahr 1989 ei­
nen anhaltenden Diskussionsprozeß in 
der Linken und wird nicht durch kurzfri­
stige analytische und programmatische 
Anstrengungen winziger, wesentlich ge­
trennt voneinander reflektierender Frag­
mente der revolutionären, sozialisti­
schen, allgemeine Emanzipation anstre­
benden Linken gelöst werden können.

Bei der Bilanz jahrzehntelanger Herr­
schaft und jahrzehntelangen Wirtschaf­
tens im Namen des Sozialismus sind 
zwei grundsätzliche Fehler zu vermei­
den, die man als subjektivistische bzw. 
objektivistische Selbsttäuschungen be­
zeichnen könnte. Übertrieben subjektiv 
ist die Beschränkung auf die Kritik fal­
scher Konzepte (des Sozialismus, der 
Partei usw.) der herrschenden Staatspar­
teien bzw. der revolutionären Kräfte, 
aus denen sie hervorgegangen sind. Es 
gibt objektive Rahmenbedingungen, die 
die Möglichkeiten der Emanzipation 
(zumal in sehr armen oder doch ver­
gleichsweise armen Ländern) in einzel­
nen Regionen, in Teilbereichen der Welt 
bei fortbestehendem Weltkapitalismus 
drastisch beschränkten und auch heute 
beschränken. Es gilt, die Beschränkun­
gen zu verstehen, sie offen auszuspre­
chen und entsprechende Strategien des 
Übergangs zu entwickeln.

Übertrieben „objektiv“, d.h. fatali­
stisch, ist das tautologische Deutungs­
muster, daß eben aufgrund der objekti­
ven Bedingungen nichts anderes mög­
lich war, als das, was tatsächlich gesche­
hen ist. In Wirklichkeit haben sich je­
weils Menschen darüber gestritten, wie 
den Schwierigkeiten begegnet werden 
soll, haben sich bestimmte Menschen 
gegen andere mit ihren Vorstellungen 
durchgesetzt und damit die Entwicklung 
maßgeblich beeinflußt. Das objektive 
Moment und das subjektive Moment 
wirken oftmals in der Weise zusammen, 
daß Konzepte — wie die Verallgemeine­
rung der Vorstellung von der Herrschaft 
der „Vorhutpartei“ als „konkrete 
Form“ der Herrschaft der revolutionä­
ren Klasse selbst — als Ausdruck der be­
schränkten Möglichkeiten, also aus der 
zur Tilgend erhobenen Not entstehen 
und dann als Ausdruck bestimmter so­
zialer Interessen (hier der wachsenden 
Schicht „anstelle“ der arbeitenden Klas­
sen Leitender und Verwaltender) aufge­
griffen und verfestigt werden, um dann 
ihrerseits wieder auf den gesellschaftli­
chen Prozeß herrschaftsstabilisierend 
und die Ausgebeuteten und Unterdrück­
ten noch mehr demoralisierend zurück­
zuwirken.

Entfremdung vom Produkt
Der staatsoffizielle „Marxismus-Leni­
nismus“ hat nicht nur die Idee der 
„Herrschaft der Arbeiterklasse“ per­
vertiert zur Rechtfertigung der Herr­
schaft einer selbsternannten Vertretung 
dieser Klasse über die Gesellschaft. 
Wenn dies seine einzige Verfehlung wä­
re, würde die (korrekte) Antwort: „So­
zialistische Demokratie! Alle politi­
schen Freiheiten für die Massen! Demo­
kratische Wahlen und alle wichtigen 
Entscheidungen durch demokratische 
Abstimmungen!“ genügen. Der staats­
offizielle „Marxismus-Leninismus“ hat 
auch die Idee der Emanzipation der Ar­
beit pervertiert zur Idee, sich für Ideale 
abzurackern. Die spezifischen Schran­
ken der Wirtschaftsweise, die diese Per­
version hervorgebracht hat, lassen sich 
letztlich darauf zurückführen, daß die 
offiziell als Besitzerinnen und Besitzer 
der Produktionsmittel und des gesell­
schaftlichen Reichtums geltenden Ar­
beiterinnen und Arbeiter keinerlei 
Grund haben, sich als Besitzerinnen und 
Besitzer zu fühlen und zu verhalten, und 
dies aus zwei Gründen: Weder bestim­
men sie über die Produktionsmittel und 
das gesellschaftliche Mehrprodukt, 

noch können sie über Jahrzehnte hinweg 
die Erfahrung machen, daß ihre An­
strengungen in der Produktion ihre Be­
dürfnisse besser befriedigen, ihre Um­
welt mehr und mehr zur ihrer Welt, in 
der sie sich heimisch fühlen, machen, 
die Bedingungen ihrer Pflichtarbeit 
nachhaltig bessern und die Zeit, über die 
sie völlig frei bestimmen können, aus­
dehnen. Ihre Entfremdung von den Pro­
dukten ihrer eigenen Arbeit vertieft sich 
mit fortschreitender, durch den 
„Systemwettbewerb“ gepeitschter Ent­
wicklung und der Erfahrung autoritär­
zentralistischer Desorganisation. Die 
Entfremdung von den Produkten der ei­
genen Arbeit, wie schon der Marx der 
„Ökonomisch-philosophischen Manus­
kripte“ 1844 wußte, ist nur ein anderer 
Ausdruck für die Selbstentfremdung des 
Menschen, für das Fortbestehen von 
Herrschafts- und Kechtschaftsverhält- 
nissen.

Als Reaktion darauf, daß die Arbeiter­
innen und Arbeiter sich der Realität ent­
sprechend nicht wie Besitzerinnen und 
Besitzer dessen, was ihnen nur angeb­
lich gehört, verhalten (das ist das be­
rühmte Problem der „Motivation“), ha­
ben die Herrschenden in diesen Ländern 
zwei verschiedene Muster von Antwor­
ten entwickelt, zwischen denen sie 
periodisch schwanken. Das eine Muster 
ist das der Arbeit aus Überzeugung, bes­
ser gesagt aufgrund von Propaganda, 
Druck oder Zwang (mit fließenden 
Übergängen). Die „Idee“ ist, daß z.B. 
auch stumpfsinnige, lästige Arbeit 
glücklich macht, Lebensäußerung des 
„neuen“ sozialistischen Menschen sei. 
Man baut auf die Askese, die nötig ist, 
um zu säen ohne zu ernten. Dem ent­
spricht die Verabsolutierung der für be­
stimmte volkswirtschaftliche Erwägun­
gen sinnvollen Einteilung der Arbeits­
produkte in die zwei Sphären („I“ und 
„II“) der Produktionsmittel einerseits 
und der Konsumgüter andererseits. Je 
höher die Produktivität der Arbeit, je 
komplexer die Arbeitsorganisation und 
ihre technologische Basis, desto weniger 
kann die „Motivation“ durch Propagan­
da, Druck und Zwang funktionieren — 
desto mehr nämlich setzt Produktivität 
der Arbeit Kreativität, kritische Urteils­
kraft, erweitertes Maß an Freiheit vor­
aus. Je entwickelter die Produktion, 
desto größer der Anteil an Arbeitspro­
dukten, die in sich in Larvenform die 
Aufhebung der Trennung von Abteilung 
1 und II enthalten: Ist ein Personal Com­
puter Produktions- oder Konsumtions­
mittel? Ist die Entwicklung eines Com­
puterprogramms Mittel zum Zweck ei­
ner dem daran arbeitenden Menschen 
äußerlichen Produktion, oder selbst 
Äußerung des spezifisch menschlichen 
Bedürfnisses, produktiv zu sein, spiele­
risch zu arbeiten, arbeitend zu spielen? 
Doch die Arbeit bleibt Lohnarbeit, 
bleibt eine die soziale Arbeitsteilung und 
Ungleichheit zwischen Leithammeln 
und Geleithammelten, Begünstigten und 
Benachteiligten, Männern und Frauen, 
stumpfsinnig und kreativ Arbeitenden 
reproduzierende und vertiefende, eine 
verhaßte Arbeit.

Nicht nur die Propaganda versagt, 
sondern auch der Zwang. Der Konsum 
(der Massen!) bleibt als „unproduktiv“ 
diffamiert und seine Hebung, wenn sie 
gelingt, dient nur dazu, dem Volk das 
Maul zu stopfen. Es entsteht nicht ein­
mal der Ansatz dafür, daß die arbeiten­
den Menschen ihre Anlagen und Bedürf­
nisse produktiv entfalten und gerade dies 
als Konsumtion des gesellschaftlichen 
Reichtums erfahren, während zugleich 
die von den assoziierten Produzentinnen 
und Produzenten selbstauferlegten 
Zwänge der Pflichtarbeitszeit langsam 
zurückgehen und sich mildern, weil jede
— ohne fortschreitende Naturzerstörung
— mögliche Einsparung erforderlicher 
Arbeit in diesem Bereich entweder zur 
Verkürzung der Pflichtarbeitszeit oder 
zur Verbesserung der Arbeitsbedingun­
gen oder zur Bereicherung der Tätig­
keitsmöglichkeiten außerhalb der 
Pflichtarbeitszeit führt. An einen sol­
chen Weg kann eine herrschende Min­
derheit nicht einmal denken, denn sie 
bezieht ihre Privilegien ja gerade aus der 
Verfügung über das Mehrprodukt mit­
hilfe der Fremdbestimmung der arbei­
tenden Mehrheit.

Das zweite Reaktionsmuster besteht 
daher im Angebot persönlicher Anreize 
und in der Ausdehnung von Markt­
mechanismen oder pseudo- und halb­
marktwirtschaftlicher Mechanismen 
(bei Fortbestand der zentralen Bürokra­
tie als letztlicher Entscheidungsinstanz). 
Dieses Muster gilt in der westlichen 
Welt als Kennzeichen einer „weichen“, 
anpassungswilligen Linie. Abstrahiert 
wird dabei (was in der Logik des bürger­

lichen Denkens liegt) von den harten 
Folgen einer solchen Politik, mag sie 
durch die Umstände eines armen, rück­
ständigen Landes aufgezwungen oder 
verzweifeltes Machterhaltungsmittel ei­
ner herrschenden Bürokratie sein. Zum 
Beispiel bedeutet eine „weiche“ Linie 
im Sinne des freieren Verkaufs von land­
wirtschaftlichen Produkten und vom 
Anreiz zur besseren Produktion für die 
Bauern durch die Aussicht auf mehr pri­
vaten Gewinn in einem Land wie China 
zugleich eine „harte“ Linie für die 
Mehrheit der Mitglieder der Bauernfa­
milien: Für die Frauen, die desto mehr 
in Abhängigkeit von den Männern gera­
ten, und für die Kinder, die desto früher 
und mehr für die Familie arbeiten und 
desto weniger und später in die Schule 
gehen können; für die anderen arbeiten­
den Menschen in Stadt und Land, die 
sich desto weniger Lebensmittel leisten 
können, usw. Jede Politik der „Liberali­
sierung“ und der Verstärkung der indi­
viduellen Anreize bringt „harte“, näm­
lich entsolidarisierende und Ungleich­
heit vertiefende Folgen mit sich. Solan­
ge aber die herrschenden Bürokratien 
zum eigenen Machterhalt am Staatsei­
gentum an den Produktionsmitteln fest­
halten, fördern sie mit solchen Maßnah­
men in aller Regel die Vorteilnahme 
(z.B. von Fabrikdirektoren) im Rahmen 
des grotesk zentralistisch-autoritären 
Systems ohne positive Folgen für die 
Gesamt wirtschaft, sondern vielmehr zu 
deren Lasten.

Gorbatschows Scheitern
Gorbatschows ursprünglicher Ansatz, 
dieses System zu retten, ist außerordent­
lich lehrreich. Es galt für ihn, die Wech­
selbäder von „Liberalisierung“ und 
„Wiederanziehen der Schraube“ durch 
eine Reform der politischen Mechanis­
men zu durchbrechen. Er glaubte an die 
Möglichkeit einer Kombination von 
mehr demokratischen Freiheiten, mehr 
kritischer Öffentlichkeit und mehr per­
sönlichen Anreizen und marktwirt­
schaftlichen Mechanismen, um neue 
Motivation zur Arbeit und eine neue 
massenhafte Identifikation mit dem be­
stehenden System zu schaffen. Was die­
sen Versuch zur Quadratur des Kreises 
machte und auf die schiefe Bahn des all­
gemeinen Zerfalls und der Erlahmung 
jeglicher Widerstandskraft gegenüber 
dem kapitalistisch-imperialistischen 
Weltsystem führte, war die Identifizie­
rung der notwendigen „Revolution“ mit 
einer Selbstreform der herrschenden 
Bürokratie. Doch nur die Wiedererobe­
rung der politischen Macht und der Be­
stimmung über die gesellschaftliche 
Produktion durch die arbeitenden Mas­
sen selbst könnte einen einschneidend 
neuen Ausgangspunkt schaffen — für 
einen Weg zur Lösung des für die bishe­
rigen nachkapitalistischen Gesellschaf­
ten typischen Dilemmas von Zentralis­
mus und wirtschaftlicher „Liberalisie­
rung“, für einen Neuaufschwung des 
Emanzipationsprozesses.

Ein alternativer Weg
Doch selbst ein solcher revolutionärer, 
auf einem mächtigen Aufschwung der 
Selbsttätigkeit der arbeitenden Men­
schen beruhender neuer Ausgangspunkt 
der Emanzipation wäre für seinen Erfolg 
auf die Entwicklung und Verbreitung ei­
ner konkreteren Vorstellung von einem 
alternativen, emanzipatorischen, sozia­
listischen Entwicklungsweg angewiesen 
(weniger auf eine „utopische“ Vision 
von einem kommunistischen Paradies). 
Eine solche Vorstellung hat aufgrund 
der Verwobenheit von Ziel und Mitteln 
zugleich notwendigerweise Folgen für 
die Organisierung der Menschen, die 
bereits als Minderheit für eine solche 
Perspektive kämpfen. Marx drückte die­
sen Gedanken bereits 1844 aus, aber 
eben anders, als wir es heute müßten: 
„Wenn die kommunistischen Handwer­
ker sich vereinen, so gilt ihnen zunächst 
die Lehre, Propaganda etc. als Zweck. 
Aber zugleich eignen sie sich dadurch 
ein neues Bedürfnis, das Bedürfnis der 
Gesellschaft an, und was als Mittel er­
scheint, ist zum Zweck geworden. Diese 
praktische Bewegung kann man in ihren 
glänzendsten Resultaten anschauen, 
wenn man sozialistische französische 
ouvriers vereinigt sieht. Rauchen, Trin­
ken, Essen etc. sind nicht mehr da als 
Mittel der Verbindung oder als verbin­
dende Mittel. Die Gesellschaft, der Ver­
ein, die Unterhaltung, die wieder die 
Gesellschaft zum Zweck hat. reicht ih­
nen hin, die Brüderlichkeit der Men­
schen ist keine Phrase, sondern Wahr­
heit bei ihnen, und der Adel der Mensch­
heit leuchtet uns aus den von Arbeit ver­
härteten Gestalten entgegen.“ (Ökono­
misch-philosophische Manuskripte,

MEW erster Ergänzungsband, S. 553f) 
Die Diskussion über den alternativen 

Entwicklungsweg nach dem Sturz der 
kapitalistischen und anderen herrschen­
den Minderheiten ist tatsächlich nicht 
bloß „Zukunftsdiskussion“, nur weil 
dieser Sturz zur Zeit nicht als aktuelle 
politische Möglichkeit erscheint — die 
subjektiven Bedingungen hierfür sind 
nicht gegeben, während die objektiv 
drängenden Probleme danach schreien 
—, ist nicht einfach eine Diskussion über 
den Inhalt sozialistischer Propaganda, 
sondern zugleich eine Diskussion über 
das, was revolutionär-sozialistische Or­
ganisierung schon hier und heute aus­
strahlen muß.

Inhaltliche Herausforderungen
Das erste und einfachste ist die politi­
sche Wahrhaftigkeit, die Weigerung, zu 
manipulieren, „im Interesse der Sache“ 
den Leuten ein X für ein U vorzumachen 
und wirkliche Probleme zu verschleiern.

So ist es eine Tatsache, daß die fort­
schreitende Umweltvernichtung nicht 
nur ein Problem des Kapitalismus und 
der bürokratisierten nicht-kapitalisti­
schen Gesellschaft ist, welches ein 
emanzipatorischer sozialistischer Ent­
wicklungsweg en passant erledigen 
könnte, sondern eine wirkliche und sub­
stanzielle Herausforderung auch für das 
revolutionär-sozialistische Projekt 
selbst, welches konkrete Antworten er­
fordert. Denn in dem Maße assoziierte 
Produzentinnen und Produzenten sich 
gezwungen sehen werden, auf Steige­
rungen der Arbeitsproduktivität durch 
wissenschaftlich-technische Erneuerun­
gen mit Rücksicht auf die Umwelt zu 
verzichten und Arbeit in die Behebung 
der bereits erfolgten Schäden zu stek- 
ken, in dem Maße verringert sich auch 
die Möglichkeit der Schaffung freier 
Zeit zugunsten der politischen Demo­
kratie und der außerhalb der Pflichtar­
beitszeit möglichen spontanen Produk­
tivität sowie die Möglichkeit der Ver­
besserung der Arbeitsbedingungen in­
nerhalb der Pflichtarbeitszeit. Die Auf­
hebung des selbstuntergrabenden, die 
natürlichen Lebensgrundlagen zerstö­
renden Charakters der kapitalistischen 
Produktion (den Marx in Kapital I, 
MEW 23, S. 528ff bereits treffend ana­
lysierte) ist, nach dem heutigen Stand 
der Erkenntnis, nicht die einfache 
Frucht der Eroberung der politischen 
Macht und der Kontrolle der gesell­
schaftlichen Produktion durch die asso­
ziierten Produzentinnen und Produzen­
ten, sondern setzt dem Emanzipations­
prozeß zunächst selbst Schranken — in 
welchem Ausmaß, muß geklärt werden.

Das gleiche gilt für die gerade in den 
letzten Jahren so ungeheuerlich weiter­
gewachsene Ungleichheit zwischen den 
reichen und den armen Ländern und 
Weltregionen. Ein tatsächlich emanzi­
patorischer Prozeß kann nicht auf dem 
Rücken und auch nicht ungeachtet der 
großen Mehrheit der Menschen fort­
schreiten. Dies aber schränkt auf dem 
heutigen Stand das Maß der Möglich­
keit, auf die vom Kapitalismus ent­
wickelten Reichtümer, Produktionsme­
thoden und Produktpaletten zurückzu­
greifen, drastisch ein — ein weiteres, 
mit der Umweltfrage (z.B. wenn alle ein 
Auto hätten, wäre die Erde rasch völlig 
unbewohnbar, usw. usf.) eng verbun­
denes Moment der Begrenzung der 
Möglichkeit, die notwendige Arbeit zu­
rückzudrängen.

Je mehr und je lästigere Pflichtarbeit 
aber bestehen bleibt, desto schwieriger 
ist die Entwicklung einer sozialistischen 
Demokratie, die auf der Beteiligung und 
auf dem Engagement aller Produzentin­
nen und Produzenten beruht, desto 
schwieriger ist auch die Herstellung von 
sozialer Gleichheit und die Emanzipa­
tion der Arbeit. Jedweder Mangel, der 
eine andere Verteilung nötig macht als 
das einfache Zurverfügungstellen durch 
die Gesellschaft, zwingt das Dilemma 
auf, entweder zu rationieren (d.h. auch: 
entweder Schwarzmarkt oder Polizei 
oder beides), oder Marktmechanismen 
(auch im Rahmen einer globalen demo­
kratischen Rahmenplanung der großen 
Ressourcen) zuzulassen. Letztere wie­
derum drücken das Maß aus, in dem die 
Menschen noch im Lohnarbeitsverhält­
nis stehen, für den äußeren Zweck der 
Selbsterhaltung und in Konkurrenz zu­
einander arbeiten, und noch nicht als 
Ausleben ihrer eigenen Bedürfnisse. Je 
höher dieses Maß, desto tiefer bleibt die 
soziale Arbeitsteilung, desto größer der 
Zwang zu einer gewissen Bestechung 
der Höherqualifizierten durch Einkom­
mensunterschiede, damit sie nicht in die 
verbliebenen kapitalistischen Länder 
abhauen (Alternative: Mauer. Stachel­
draht, Polizei, und das wollen wir

nicht).
Weiterhin bleibt die Verschmelzung 

des antipatriarchalischen und des sozia­
listischen Befreiungskampfs hauptsäch­
lich ein Postulat. Seit der hübschen For 
mulierung von Marx — wiederum in den 
„Manuskripten“, MEW, erster Ergän­
zungsband S. 535 — über die universelle 
Bedeutung des Verhältnisses von Mann 
und Frau für die Frage, wieweit die 
Menschen überhaupt menschlich gewor 
den sind, haben die Frauen weder mit 
Marx, noch mit der Arbeiterbewegung 
und den Ausbruchversuchen aus dem 
Kapitalismus, noch mit den revolutio­
när-sozialistischen Organisationen über­
zeugende Erfahrungen machen können. 
Diese negative Erfahrung und die Un­
fähigkeit, hier eine Trendwende herbei­
zuführen, ist eine furchtbar lähmende 
Hypothek, mit der die revolutionär-so­
zialistischen Perspektiven belastet blei­
ben. Dabei handelt es sich um ein zentra­
les Problem der Emanzipation der Ar­
beit. Der Kem patriarchalischer Ver­
hältnisse ist die ausbeuterische Aneig­
nung der Frauenarbeit durch die Männer 
und die Gesellschaft, in der sie vorherr­
schen. Um diese Verhältnisse zu durch­
brechen, bedarf es nicht nur einschnei­
dender Maßnahmen zur Herstellung der 
Gleichheit in der Arbeitswelt und der 
existentiellen Unabhängigkeit der Frau­
en — so daß kein Mensch mit einem an­
deren Menschen Zusammenleben muß 
außer aus Gründen persönlicher Nei­
gung —, sondern auch eines sehr hohen 
Standards sozialer Dienstleistungen, de­
ren Kosten das Maß anerkannter, in die 
volkswirtschaftliche Rechnung einge­
hender, notwendiger Arbeit erhöhen. 
Wobei immer noch, aufgrund der Ver­
flochtenheit von biologischer und sozia­
ler Reproduktion der Gattung mit den 
persönlichen Beziehungen, ein weites 
Feld der Verteidigung männlicher Privi­
legien bestehen bleiben dürfte. Doch 
auch wenn die von marxistischer Seite 
aus bestehenden Skizzen eines Lösungs­
wegs dieser Probleme angemessen kon­
kretisiert würden, bliebe noch die Frage 
des Umgangs mit der stetig durchschla­
genden Ungleichheit der Geschlechter 
vor der Revolution in hohem Maße un­
geklärt.

Die Maxime, der Zweck heilige die 
Mittel, mit der die Linken leider mehr 
als die Jesuiten identifiziert werden, ver­
weist stets auf unheilige Zwecke. Da die 
Mittel für den Zweck der Emanzipation 
stets auch auf das emanzipatorische Ziel 
verweisen, sind und bleiben revolutio­
när alle diejenigen, die die stellvertre­
tende Volksbeglückung ablehnen — ob 
durch selbsternannte Avant-Garden. 
Staatsapparate, parlamentarische Reprä­
sentanten oder durch Führungen passi­
ver, gegängelter Parteimitglieder. Poli­
tische Formierung dient ihnen nur zum 
Zweck der Förderung der Selbstaktivie­
rung, Selbstorganisation und Selbstbe­
freiung der Ausgebeuteten und Unter­
drückten. Wie dies im Kampfe möglich 
sein soll, welchen durch die Verhältnis­
se aufgezwungenen Einschränkungen 
dieser emanzipatorische Anspruch un­
terliegt und welchen er nicht unterliegen 
darf, dies ist durch die einschlägigen 
Stellen bei Marx. Luxemburg, Lenin 
und Trotzki und anderen aus heutiger 
Sicht auch nicht restlos geklärt, sondern 
muß — gestützt auf bisher Erarbeitetes 
und neue Erfahrungen — neu entwickelt 
werden. Manuel Kellner. VSP
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■ ■ ■) Auf die Anschuldigungen könnten 
Sie aber antworten. Viele greifen sie hier 
in Ihrem Land an, maßgebende Histori­
ker wie Roy Medwedew und Wolkogo- 
r.ow ...

Aber ich möchte mich nicht in Nich­
tigkeiten verlieren. Ich möchte mich 
nicht in die öde Kampagne verwickeln 
lassen, die im Gange ist. Man liest mir 
die Zeitungen vor. Und ich höre un­
glaubliche Dinge. Aber was geht in un­
serer Sowjetunion gerade vor? Zuerst 
verleugnet man Stalin, jetzt kommt man 
Schritt für Schritt dahirr, dem Sozialis­
mus den Prozeß zu machen, der Okto­
berrevolution, und im Handumdrehen 
auch Lenin und Marx. Wenn man alles 
zur Diskussion stellen will, müßte man 
sich aber unserer Geschichte ingesamt 
stellen — im Rahmen der Geschichte des 
menschlichen Denkens, der Geschichte 
des Klassenkampfs, der Geschichte der 
Revolutionen. Heute dagegen ist alles 
durcheinander und entmutigt, bürgerli­
che Argumente und kommunistische, 
schizophrene Diskussionen, in denen 
man nur ins Blaue hinein redet.
Sie waren ein großer Propagandist und 
haben die Leute mitgerissen. Wenn Sie 
sich an die sowjetischen Bürger wenden 
könnten, was wurden Sie ihnen heute 
sagen?

Ich würden ihnen sagen, weiter für 
den Kommunismus zu kämpfen, für die 
Ideen von Marx und Lenin. Ich würde 
sagen, daß wir mit der Wiederentste­
hung von Nationalismus und Chauvinis­
mus konfrontiert sind . .

Ich würde sagen: Achtung Genossen, 
sie greifen uns an. Die bürgerliche Ideo­
logie ist im Angriff, und man muß er­
kennen, daß sie in diesem Augenblick 
viele Schlachten gewonnen hat. Was 
geht in Polen und in Ungarn vor sich? 
Wir sind auf dem Rückzug. Und das, 
was in Polen und Ungarn vor sich geht, 
ist das Vorspiel zu dem, was auch bei 
uns geschehen kann. Es ist eine Sache, 
die mich krank macht, mich zum Heulen 
bringt. Warum ist meine Gesundheit 
schlechter geworden? Weil es mich be­

„Der Faschismus hätte nicht gewartet“
Aus einem Interview mit Lasar Kaganowitsch

Lasar Moissejewitsch Kaganowitsch hat 1917 an der Oktober­
revolution teilgenommen. Er war ab 1924 Mitglied des Zentral­
komitees, ab 1930 Mitglied des Politbüros der KPdSU. In den 
Jahren von 1935 bis 1953 war er Minister verschiedener Res­
sorts, 1941 bis 1945 im Krieg gegen den Hitlerfaschismus Mit­
glied des Staatlichen Komitees fiir Verteidigung. 1953 bis 1957 
war er 1. stellvertretender Ministerpräsident der Sowjetunion. 
In der Auseinandersetzung um die Politik Chruschtschows 
wurde er 1957 aller Ämter enthoben, 1961 aus der KPdSU aus­

geschlossen. Seine Anträge auf Wiederaufnahme und Rehabi­
litierung wurden bisher abgelehnt.

Er lebt heute 97jährig in Moskau. Äußerungen gegenüber 
Journalisten hat er stets abgelehnt. Über einen russischen Be­
kannten hat er erstmals auf einige Fragen der italienischen 
Tageszeitung la Repubblica geantwortet. Aus diesem Interview 
(la Repubblica, 5.10.1990) stammen die folgenden Auszüge 
über Aspekte des sozialistischen Aufbaus und aktuelle Ent­
wicklungen. rok, BWK

unruhigt, wenn ich sehe, was in Ost­
europa passiert, in Deutschland. Zum 
Glück hat es in China eine kraftvolle Re­
aktion gegeben, und so muß man sehen, 
wie es dort ausgeht. Aber im allgemei­
nen ist die Lage ernst.
Sie bleiben aber Optimist?

Ich wäre von Natur aus Optimist, aber 
heute ist das schwierig. Ich glaube an die 
Kraft unserer Partei. Ich glaube an die 
Kraft unserer Theorie, an die Kraft des 
Leninismus. Im Grund haben wir sogar 
schlimmere Augenblicke durchge­
macht. Aber heute macht mir die ideolo­
gische Debatte Sorge. Wo will man hin 
mit diesen Diskussionen über die „Wie­
dergeburt“ der Traditionen, des alten 
Rußlands, des Geists einer weit zurück­
liegenden Zeit? Vor einigen Tagen habe 
ich im Fernsehen ein altes Männchen re­
den hören. Was fiir Dummheiten er sag­
te: „Wir wohnen der Wiedergeburt der 
authentischen russischen Kultur bei“. 
Man erlaubt ihm so daherzureden? Aber 
welche Wiedergeburt? Nach allem, was 
wir Kommunisten in 70 Jahren für die 
russische Kultur getan haben! Es war ein 
Volk von Analphabeten. Es war ein völ­
lig unwissendes Rußland, analphabe­
tisch, rückständig; Bauern, die die Fel­
der mit dem Holzpflug bearbeiteten. Die 
Armen siechten dahin und starben wie 
die Fliegen. Und heute sollen wir die 
Wiedergeburt dieses Rußlands feiern? 
Ich weiß, manche jammern, daß unsere 

Autos und Maschinen nicht so gut lau­
fen. Aber vorher gab es sie überhaupt 
nicht, sie existierten nicht. Gott sei Dank 
haben wir sie heute, wenn sie auch Män­
gel und Fehler haben. Wie kann man be­
haupten, daß alles schlecht geht? . .. 
Sie haben Stalin aus nächster Nähe ge­
kannt. Wie war er?

Josef Wissarionowitsch war ein sehr, 
sehr vorsichtiger Mensch. Ein sehr weit­
sichtiger Mensch. Heute sollten wir uns 
fragen: Hätten wir wirklich den Faschis­
mus schlagen können, wenn wir ein 
nicht industrialisiertes, nicht kollekti­
viertes Land geblieben wären? Hätte un­
ser altertümliches bäuerliches Dorf das 
Heer und die Städte ernähren können? 
Wer hätte den Mut, auf diese Frage ja zu 
sagen? Wir müßten uns fragen: Warum 
starb der Zarismus? Warum hatte er 
nichts, um das Heer zu ernähren? Er hat­
te keine Kleider, um es auszustatten. 
Das Heer des Zaren war nackt, barfuß 
und ausgehungert und hatte nichts zum 
Schießen. Wir dagegen haben im Kampf 
gegen den Nazismus nach den Rückzü­
gen angefangen, unsere militärische 
Kraft zu vergrößern, zu vergrößern, zu 
vergrößern, und wir haben zehntausen­
de von Artilleriegeschützen an die Front 
geschickt. Als wir Berlin angriffen, war 
das eine Attacke, wie man sie an Intensi­
tät und Stärke nie erlebt hat. Woher ha­
ben wir alle die Panzer und Flugzeuge 
genommen? Ohne die Politik Stalins wä­

ren wir nie soweit gekommen, wir wä­
ren allesamt umgekommen. Was wäre 
aus der UdSSR geworden, wenn wir 
nicht in zehn Jahren die Fortschritte ab­
geschlossen hätten, für die normalerwei­
se 50 oder 60 Jahre nötig sind? Der Fa­
schismus wartet nicht und er hätte nicht 
gewartet. Unser Land wäre zerstört 
worden. Und alle diese beschissenen Pa­
trioten von heute wollen das nicht ver­
stehen, wie es auch viele Kommunisten 
nicht mehr kapieren. Man mußte den 
Weg Bucharins einschlagen, den Weg 
Kondriatews .. ., sagen sie. Aber was 
wäre geschehen, wenn wir ihrem Weg 
gefolgt wären? Wir wären zerquetscht 
worden, davon bin ich zutiefst über­
zeugt. Wir wären für fünfhundert Jahre 
erdrückt worden, es wäre viel schlim­
mer gewesen als das Tatarenjoch. Die­
ses Ende hätte Rußland genommen. Wir 
haben zwei Jahre gewonnen mit dem 
Ribbentrop-Molotow-Pakt, von 1939 
bis 1941, die entscheidend waren für die 
Entwicklung der Industrie, für die Ver­
stärkung der Transportmittel. Aber heu­
te ist es leichter, Stalin und seiner Zeit 
die Schuld an allem zu geben.
Haben Sie nie Ihre Meinung geändert 
über die Verhaftungen jener Zeit, über 
die Gewalt und die Opfer der Kollekti­
vierungskampagne auf dem Land?

Zunächst muß man daran erinnen, daß 
die Kollektivierung die Fortsetzung ei­
ner leninistischen Linie war. Gab es 

Exzesse? Ja. Aber wo und wann gibt es 
sie nicht? Es gibt sie immer. Wenn du 
einen Krieg führst, ist es schwierig, im 
voraus festzustellen, wieviel Patronen 
du verschießt. Der Feind besetzt eine 
unserer Städte, wir müssen sie zurück­
erobern. Aber in der Stadt sind unsere ’ 
Leute, Unschuldige, die bei einem An­
griff getötet werden könnten. Die Ar­
mee wird dennoch „zum Angriff* ru­
fen, denn so muß es in allen Arten von 
Krieg sein. Ja, im Ergebnis leiden auch 
Unschuldige. Es gab unschuldige Opfer 
in der Kollektivierung des Bodens. Aber 
es gab auch die reichen, einflußreichen 
und mit der Kirche verbundenen Bau­
ern, die störten und behinderten. Was 
war zu tun? Und in der Industrie gab es 
die Sabotagen. Heute verneinen das vie­
le Historiker, aber es war die Wahrheit. 
Es gab Sabotage, und ich würde dar­
überhinaus sagen, es gibt sie auch jetzt. 
Vielleicht ist meine Mentalität als alter 
Kämpfer zu mißtrauisch. Aber was sind 
die nicht beförderten Waren, die Erpres­
sungen, die Entwicklung dieses organi­
sierten Verbrechens, von dem man so­
viel spricht, und des Schwarzmarkts; 
was sind sie, wenn nicht eine kolossale 
Sabotage am Sozialismus? Man müßte 
hart eingreifen und dem Völk erklären, 
was los ist, weil es darunter leidet. Man 
müßte eine große Debatte eröffnen.

Man sagt, daß das gegen die Perestroi­
ka wäre. Und warum? Überhaupt nicht! 
Ich bin für die Perestroika, für die Er­
neuerung. Mein Bericht auf dem 13. 
Parteitag der KPdSU (1924, rok) über 
die organisatorischen Probleme der Par­
tei begann genau mit dem Wort Pere­
stroika . . .
Sie sind weiter überzeugt, daß am Ende 
der Sozialismus siegen wird?

Er wird zweifellos siegen. Rückzüge 
sind möglich, die Geschichte schließt 
Zick-Zack-Bewegungen nicht aus, aber 
am Ende wird der Sozialismus überlegen 
sein. Wir haben noch enorme Reserven. 
Wenn nur die Hauptkraft unserer Gesell­
schaft, das Staatseigentum an Fabriken 
und Boden, nicht aufgegeben wird . . .

Verfassungsdebatte und Sozialismus
Dieses Thema ist wichtig, nicht zuletzt, 
weil seit Existenz der sozialistischen und 
kommunistischen Bewegung mit dem 
Hinweis auf deren angebliche Verfas­
sungsfeindlichkeit sie immer auch mit 
staatlichen repressiven Mitteln be­
kämpft worden ist. Bürgerliche Propa­
ganda hat es weitgehend verstanden, den 
Menschen zu suggerieren, daß Kommu­
nisten und Sozialisten Verfassungsfein­
de seien. Diese „Argumentationslinie“ 
ist bis heute „erfolgreich“ vermittelt 
worden. Diese Strategie wird nach dem 
Zusammenbruch des sozialistischen 
Modells in der DDR und anderen sozia­
listischen Staaten weiterentwickelt. 
Vielleicht ist gerade das Durchbrechen 
dieser politischen Kampfposition der 
rechten Kräfte eine Voraussetzung, um 
in eine Offensive der linken Kräfte zu 
kommen. Dazu bedarf es einer langen 
Diskussion und harter Arbeit, um vor al­
len Dingen unsere eigenen Versäumnis­
se und Fehler aufzuarbeiten und neue, 
zukunftsorientierte Vorstellungen zu 
entwickeln.

Das Kernproblem dürfte sein, solche 
politischen Vorstellungen und For­
derungen zu entwickeln, die nachvoll­
ziehbar machen, daß sozialistische 
Demokratievorstellungen bürgerlichen 
Demokratievorstellungen weit über­
legen sind und daß es sich lohnt, dafür zu 
kämpfen. Mit der jetzt in Anfängen statt­
findenden Verfassungsdebatte in der 
neuen Bundesrepublik Deutschland ist 
eine Chance vorhanden. Es wird darauf 
ankommen, sie zu nutzen, vor allem, um 
breite Bevölkerungskreise weit über die 
Linken hinaus zu motivieren, für eine 
neue demokratische Verfassung zu 
streiten.

I.
Die auf dem Grundgesetz beruhende 
staatliche Ordnung war immer nur „für 
eine Übergangszeit“ begrenzt. So heißt 
es in der Präambel und im Artikel 146:
.Das gesamte deutsche Volk bleibt auf­

gefordert. in freier Selbstbestimmung 
die Einheit und Freiheit Deutschlands zu 
vollenden." Weiter: „Dieses Grundge­
setz verliert seine Gültigkeit an dem Ta­
ge, an dem eine Verfassung in Kraft tritt, 
die von dem deutschen Volk in freier 
Entscheidung beschlossen worden ist.“ 

Das bedeutet, daß zwingend vorge­
schrieben ist. nach einer Wahl eine neue 
Verfassung zu erarbeiten. Zur Zeit erle­

ben wir den Beginn einer Auseinander­
setzung in der Regierungskoalition über 
diese Frage. Offensichtlich wird in die­
sen Kreisen nach der elegantesten Lö­
sung gesucht, um formal diesen Ansprü­
chen des Grundgesetzes gerecht zu wer­
den, praktisch aber keine Verfassungs­
debatte und schon gar keine Volksab­
stimmung darüber zuzulassen.

In dieser Frage werden tiefe Wider­
sprüche sichtbar, zum Beispiel formu­
liert durch Martin Hirsch (FDP), der ei­
ne Verfassungsdebatte fordert, oder ver­
schiedene CDU/CSU-Politiker, die ei­
nige Grundgesetzänderungen durchfüh­
ren wollen, um dann im Parlament eine 
Abstimmung darüber durchzuführen 
und damit sehr schnell diese Diskussion 
zu beenden. Diese rechten Kräfte wollen 
über diesen Weg ihre jetzige große 
Mehrheit im Parlament ausnutzen, den 
Wesensgehalt des Grundgesetzes weiter 
zu verändern. So wollen sie durchset­
zen, daß die Bundeswehr auch außerhalb 
des NATO-Geltungsbereiches einge­
setzt werden kann, das Asylrecht in 
ihrem Sinne verschärfen und Berufsver­
botspraktiken besonders gegen ehemali­
ge SED-Mitglieder in der DDR gesetz­
lich verankern. Wenn von ihnen solche 
Dinge gefordert werden, wie den Um­
weltschutz als Staatsziel in das Grund­
gesetz aufzunehmen, so kann man das 
als vorwiegend kosmetischen Versuch 
und nicht als ernstgemeinten politischen 
Willen betrachten.

Gegen diese Position gibt es einen 
breiten gesellschaftlichen Konsens mit 
der Forderung, daß eine neue Verfas­
sung notwendig ist. Der letzte DGB- 
Kongreß hat dazu auf Initiative der IG- 
Metall einen eindeutigen Beschluß ge­
faßt. Verschiedene Einzelgewerkschaf­
ten unterstützen diesen Beschluß durch 
Unterschriftensammlungen und ähnli­
che Aktionen. In der SPD gibt es eben­
falls eindeutige Beschlüsse, die die Erar­
beitung einer neuen Verfassung fordern, 
die dann in einer Volksabstimmung be­
schlossen werden soll.

In der linken Bewegung gibt es vor al­
lem zwei unterschiedliche Standpunkte: 
Der erste ist, daß eine Verfassungsde­
batte und Volksabstimmung notwendig 
sind, daß es in diesem Prozeß auch Mög­
lichkeiten gibt, eine Debatte um demo­
kratische Grundrechte zu führen, Bewe­
gungen zu initiieren und Mehrheiten zu 
erreichen für solche Ziele wie Verbot

der Aussperrung, Weg mit dem § 218 
oder die Einführung von plebiszitären 
Elementen in eine neue Verfassung. 
Viele Anregungen für eine neue Verfas­
sung sind in dem Entwurf für die DDR 
enthalten, der vom Runden Tisch dort 
entwickelt wurde. Kurz und gut: diese 
Linie sieht eine Chance, in eine politi­
sche Offensive der Kräfte zu kommen, 
die gegen die Rechten stehen.

Diese Position wird ebenfalls von un­
serer Partei, der DKP, vertreten. Das 
wird dokumentiert durch den Beschluß 
der Wülfrather Parteikonferenz. Eine 
zweite Linie hält zwar diesen Anliegen 
auch für berechtigt, sieht aber zum ge­
genwärtigen Zeitpunkt keine Möglich­
keiten, Mehrheiten zu bekommen, son­
dern sieht eher die Gefahr, daß in der 
jetzigen Situation die rechten Kräfte eine 
Verfassung ihres Willens schneidern 
werden und damit die Voraussetzungen 
für eine Bewegung der demokratischen 
und linken Kräfte eher schlechter wer­
den würde.

Diese Argumentation ist aus meiner 
Sicht nicht von der Hand zu weisen, aber 
sie geht, glaube ich, doch von einem 
Denkfehler aus. Wenn die rechten Kräf­
te sich ihrer Position sicher wären, wür­
de sie die Umgestaltung des Grundgeset­
zes in ihrem Sinne vornehmen, egal, ob 
Verfassungsdebatte oder nicht. Außer­
dem gehe ich davon aus, daß die Furcht 
der Rechten vor einer Verfassungsde­
batte durchaus berechtigt ist, daß es in 
unserer Bevölkerung durchaus breite 
Grundströmungen für eine weitere De­
mokratisierung der Gesellschaft in vie­
len Bereichen gibt.

Letztendlich ist es natürlich eine 
Machtfrage, der man jedoch nicht aus­
weichen kann, indem man sich dieser 
Herausforderung „neue Verfassung“ 
nicht stellt. Meine Meinung ist, daß ge­
rade die Linken die Auseinandersetzung 
um eine neue Verfassung führen müs­
sen. Mit dieser politischen Auseinander­
setzung werden Chancen bestehen, neue 
Kräfte zu mobilisieren und an alte Be­
wegungen, zum Beispiel gegen die 
„Volksaushorchung“, gegen Berufs­
verbote, anzuknüpfen. Allein die Aus­
einandersetzung um die neue Verfas­
sung kann politisch belebend sein. Eine 
Demokratiedebatte mit solchen Forde­
rungen wie Volksbefragung, Weiterent­
wicklung betrieblicher und gesellschaft­
licher Demokratie ist eine spannende

Absterben des Staates für die Mensch­
heit nicht Wirklichkeit werden lassen.“ 

1948 im Parlamentarischen Rat hat 
Max Reimann als Vertreter der KPD in 
der Grundrechtsdiskussion folgender­
maßen argumentiert: „Es gibt zwei Ar­
ten von Grundrechten: Einmal die Rech­
te auf Sicherung der persönlichen Le­
benssphäre, also jene persönlichen Frei­
heitsrechte. Kein politisch denkender 
Mensch wird diese Rechte des Einzelnen 
bestreiten. Sie gehören seit der großen 
Französischen Revolution zu den selbst­
verständlichen Grundrechten jeder De­
mokratie. Aber es wäre ein verhängnis­
voller Fehler, heute bei diesen persönli­
chen Grundrechten stehen zu bleiben. 
Das Ganze der staatlichen gesellschaftli­
chen und wirtschaftlichen Verhältnisse 
wird durch die Garantien solcher per­
sönlicher Rechte nicht im Mindesten 
verändert. Die Wurzel allen Übels aber, 
die Quelle der Unfreiheit und jeder 
dunklen Mächte, die die Menschenwür­
de und die menschliche Persönlichkeit 
heute knebeln und erniedrigen, liegt 
eben in diesen gesellschaftlichen Ver­
hältnissen. Soll heute die Frage nach den 
Grundrechten gestellt werden, so kann 
diese Frage nur gestellt werden als Recht 
des Volkes auf die Umgestaltung dieser 
Verhältnisse. Das ist der zweite, der 
eigentliche, der historisch echte Begriff 
der Menschenrechte.“ (Quelle: Bil­
dungsheft, Herausgeber DKP-Partei- 
vorstand, September 1976, S. 14) 15)

Und Wolfgang Abendroth bringt diese 
Gedanken dann zu folgender Schlußbe­

merkung, nachzulesen in dem Buch 
„Politik in unserer Zeit“, Nr. 3, Unter­
titel „Das Grundgesetz“, S. 68: „So 
bleibt dann festzuhalten, daß das Grund­
gesetz zwar das spätkapitalistische Wirt­
schaftssystem und seine sozialen Wider­
sprüche und politischen Gefahren mit 
wenigen Veränderungen bestehen gelas­
sen hat, aber die Chancen garantiert, es 
mit gesetzlichen Mitteln und ohne 
Grundgesetzänderung durch Entschei­
dung der Majorität der Legislative, die 
durch den Wähler erzwungen werden 
kann, in eine sozialistische Ordnung zu 
verwandeln. Diese Chance zur Demo­
kratisierung der Sozialordnung durch 
Übergang zum Sozialismus kann nur il­
legal, nicht aber durch Änderung des 
Grundgesetzes in legaler Form beseitigt 
werden, weil der Rechtsgrundsatz des 
demokratischen und sozialen Bundes-

Herausforderung für die nächsten Jahre.

II. Kommunisten 
und das Grundgesetz

Seit Existenz des Grundgesetzes wird 
von Seiten bürgerlicher sozialdemokra­
tischer Politik die Position vertreten, 
daß die Kommunistinnen und Kommu­
nisten Feinde dieses Gesetzes seien, es 
aufheben wollten und statt dessen totali­
täre Strukturen einführen wollen. Die 
Argumentation der Verfassungsfeind­
lichkeit zunächst der KPD, später der 
DKP, anderer kommunistischer und lin­
ker bzw. demokratischer Parteien und 
Gruppen führte und führt zur repressi­
ven Bekämpfung sozialistischer und 
kommunistischer Organisationen. Die 
Gegenargumentation in vielen Schrif­
ten, Positionspapieren, Parteiprogram­
men u.ä. hat bisher keine wesentliche 
Wirkung erzielt. Der auch auf dem Vor­
wurf der Verfassungsfeindlichkeit beru­
hende Antikommunismus hat eine breite 
Verankerung in allen Teilen unserer Be­
völkerung. Dabei ist gerade dies eine 
umfassende Umwertung der Aussage 
von Marx, Engels und Lenin und der po­
litischen Praxis der kommunistischen 
Bewegung in der Bundesrepublik. Pro­
fessor Norman Paech hat in der Bro­
schüre „Demokratie und Recht“ 1/90 
den Artikel veröffentlicht: „Zum 
Demokratiebegriff des Marxismus“. 
Eindrucksvoll hat er darin nachgewie­
sen, wie überlegen die Demokraüevor- 
stellungen der Marxisten denjenigen der 
bürgerlichen Theoretiker in der Realität 
sind. Es wird ein Kernproblem bleiben, 
den Nachweis zu erbringen, daß in theo­
retischen, politischen Forderungen und 
realer Wirklichkeit Demokratie und so­
zialistische Gesellschaftsordnung eine 
wirkliche Einheit bilden. Lenin, der 
heute auch unter Linken oft als Antide­
mokrat bezeichnet wird, hat in seinem 
Werk „Über eine Karikatur auf den 
Marxismus und über den imperialisti­
schen Ökonomismus“ (LW 23, S. 69) 
folgendes ausgesagt: „Der Sozialismus 
ist in dem zweifachen Sinn ohne die 
Demokratie unmöglich: 1. Das Proleta­
riat wird die sozialistische Revolution 
nicht durchführen können, wenn es sich 
nicht durch den Kampf für die Demokra­
tie auf die Revolution vorbereitet. 2. 
Ohne restlose Verwirklichung der De­
mokratie kann der siegreiche Sozialis­
mus seinen Sieg nicht behaupten und das
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Staates (Art. 20, Abs. 1) gegen Verfas­
sungsänderungen geschützt ist. (Art. 79, 
Abs. 3)

Diese unterschiedlichen Zitate bele­
gen, daß die Haltung der Marxisten zu 
Grundrechten positiv und konstruktiv 
ist. Und sie belegen auch, daß es sehr 
wohl im Sinne des Grundgesetzes sein 
kann, die Gesellschaftsordnung zu einer 
sozialistischen Gesellschaft hin zu ver­
ändern. Oder sie widerlegen, daß die 
von den Rechtskräften geprägte Auffas­
sung, daß Sozialismus und Grundgesetz 
unvereinbar seien, falsch ist. Im übrigen 
gibt es auch einen interessanten histori­
schen Vergleich, das Ahlener Pro­
gramm der CDU wäre ansonsten eben­
falls verfassungsfeindlich, weil es weit­
gehende Vergesellschaftsvorstellungen 
hatte.

Im DKP-Parteiprogramm von 1978, 
beschlossen auf dem Mannheimer Par­
teitag vom 20. und 22. Oktober, wird in 
mehreren Abschnitten zur positiven 
Haltung der DKP zum Grundgesetz ar­
gumentiert. Manches von diesen Partei­
programmen ist Gegenstand der Diskus­
sion. Vieles muß neu überarbeitet wer­
den. Die DKP befindet sich am Anfang 
einer neuen Programmdiskussion. 
Trotzdem gibt dieses Programm sehr 
viel her für eine programmatische 
Grundsatzdebatte. So zum Beispiel auch 
zur Frage Grundgesetz, Sozialismusvor­
stellungen.

Der Abschnitt IV, „Unser sozialisti­
sches Ziel“ (S. 59 Parteiprogramm) ent­
wickelt die Vorstellungen über einen 
Sozialismus für die alte Bundesrepublik 
Deutschland. Keine einzige dieser Aus­
sagen ist mit dem heute gültigen Grund­
gesetz unvereinbar. Hier wird nachge­
wiesen, daß die DKP auf Sozialismus­
vorstellungen abhebt, die davon ausge­
hen, daß eine Mehrheit der Bevölkerung 
für dieses Gesellschaftssystem sein 
muß, daß es Meinungs- und Parteienplu­
ralismus geben wird, daß es eine neue 

Qualität von Demokratie in diesem So­
zialismus geben muß und daß dieser So­
zialismus in mehreren Übergangsschrit­
ten erreicht werden muß. Prägend ist 
immer wieder die Forderung nach dem 
Grundkonsens der Bevölkerung, den es 
dazu geben muß.

Herben Mies und Hermann Gautier 
haben in dem Buch: „Wir Kommunisten 
und das Grundgesetz“ (herausgegeben 
VMB 1977) in vielen Artikeln und Aus­
sagen diese programmatischen Vorstel­
lungen untermauert. Aber auch durch 
die reale Praxis haben wir Kommuni­
stinnen und Kommunisten bewiesen, 
daß wir für eine Erweiterung der bürger­
lichen Demokratie sind, zum Beispiel in 
den verschiedenen Kampagnen gegen 
die Berufsverbote, gegen die Notstands­
verfassung, gegen die Volksaushor- 
chung oder für das Asylrecht haben wir 
uns ganz im Sinne des Grundgesetzes 
betätigt.

Wenn Max Reimann bei der Verab­
schiedung des Grundgesetzes sinnge­
mäß formulierte, daß die Kommunisten 
im Parlamentarischen Rat gegen dieses 
Gesetz stimmen würden, weil es die 
Spaltung Deutschlands zementiert, so 
würden sie jedoch diejenigen sein, die 
als erste dieses Grundgesetz gegen die 
Angriffe der rechten Politiker zu vertre­
ten haben. So hat sich diese Aussage ein­
drucksvoll in den über vier Jahrzehnten 
der Realität in der Bundesrepublik 
Deutschland bestätigt. Das Grundgesetz 
wurde und wird permanent durch rechte 
Politiker und Sozialdemokraten gebro­
chen, zum Beispiel durch das KPD-Ver- 
bot, die Berufsverbote, die Notstands­
verfassung, um nur einige Beispiele zu 
nennen.

Die Grundargumente der rechten Poli­
tiker soll zu dem Schluß führen, daß das 
Grundgesetz zwingend eine kapitalisti­
sche Gesellschaftsordnung notwendig 
macht. Ihre Strategie besteht darin, so­
zialistisches Gedankengut von vornher­

ein als verfassungsfeindlich zu diffamie­
ren. Dabei ist nicht die Verfassungs­
wirklichkeit maßgebend, sondern die 
permanente Interpretation rechter Politi­
ker und Staatswissenschaftler bzw. die 
Rechtsprechung. Bisher ist diese Strate­
gie erfolgreich. Kabinett und Kapital 
habe es verstanden, die Massenmeinung 
in diesem Sinne zu prägen. Diese Reali­
tät zu verändern, ist eine der größten 
Herausforderungen für die Linken. Sie 
ist zu leisten jetzt auch durch eine Debat­
te um sozialistische Perspektivvorstel­
lungen für die neue Bundesrepublik 
Deutschland. In theoretischen Aussagen 
und politischen Forderungen und in 
praktischen Bewegungen muß der Nach­
weis in einem längeren Arbeitsprozeß 
erbracht werden, daß sozialistische Per­
spektiven mehr Demokratie bedeuten. 
Daß gerade in der Bundesrepublik mit 
den hochentwickelten Produktivkräften 
die Demokratiefrage eine der großen 
Herausforderungen der Zukunft ist, daß 
eine höherentwickelte Demokratie eine 
der Vorausetzungen ist, um einen Bei­
trag zur Lösung der globalen und sozia­
len Probleme zu schaffen.

III: Was brauchen wir?
Die aktuelle Herausforderung ist es, 
durchzusetzen, daß es eine Erarbeitung 
einer neuen Verfassung in dieser neuen 
deutschen Bundesrepublik gibt. Dazu 
wäre vielleicht ein breites Forum in 
Form eines Ratschlages notwendig, der 
alle gesellschaftlichen Kräfte einbe­
zieht, die in dieser Frage einer neuen 
Verfassung zusammenstehen könnten. 
Dieses Spektrum könnte von Teilen der 
CDU-Mitgliedschaft bis zu Kommuni­
stinnen und Kommunisten gehen. Kon­
sens wäre in der Frage nötig, daß man 
gemeinsam eine neue Verfassung will. 
In der Debatte wäre dann zu klären, ob 
es gemeinsame inhaltliche Vorstellung 
gibt, für die man eintreten kann und will.

Eine Reihe Forderungen für eine neue 

Verfassung wurden bereits vorgeschla­
gen, so zum Beispiel auch in der Bro­
schüre des Roten Tisches (ROTER 
TISCH. BRD- und DDR-Linke disku­
tieren über die Verfassung. Köln, 
Oktober 1990) Es gibt den „Verfas­
sungsentwurf für die DDR“, erschienen 
am 6. April 1990. Es gibt den Vor­
schlag, „Wiedervereinigung, Entwurf 
zur Änderung des Grundgesetzes“ (do­
kumentiert in der Zeitschrift „Demokra­
tie und Recht“ 1/90, S. 111, verfaßt von 
den Bundestagsabgeordneten der Grü­
nen Siggi Fries und Tay Eich). In der 
DKP gibt es einige Veröffentlichungen 
zu diesem Thema (auf Anfrage erhält­
lich). All diesen Vorstellungen ist ge­
mein, daß es um eine Weiterentwicklung 
der bürgerlichen Demokratie geht, zum 
Beispiel durch Einführung von plebiszi­
tären Elementen, Volksbefragung und 
zur progressiven Weiterentwicklung 
wie zum Beispiel das Aussperrungsver­
bot, Abschaffung des § 218, und daß ein 
Grundgesetz Gesellschaftsveränderun­
gen zuläßt, wenn sie denn auf Mehr­
heitsmeinungen der Bevölkerung beru­
hen.

Es ist zu hoffen, daß sich ein Träger 
für so einen Kongreß finden könnte, der 
garantiert, daß es zu einer breitestmögli­
chen politischen Zusammensetzung die­
ses Forums kommen kann. In der DKP 
wird es darauf ankommen, mit der be­
ginnenden Programmdebatte über die 
Frage Demokratie und Sozialismus wei­
ter nachzudenken, programmatische 
Aussagen vorzuschlagen, zu diskutieren 
und zu beschließen, die politisch wirk­
sam unsere Positionen nach außen ver­
treten.

Diese Diskussion sollte nicht nur in 
der Partei selbst, sondern möglichst in 
einem Spektrum mit anderen linken und 
marxistischen Kräften geführt werden. 
Sie ist ein Kernstück der Arbeit an neuen 
sozialistischen Perspektivvorstellungen. 
Dabei wird es auch darum gehen, neu 

die Schritte eines möglichen Wfeges zum 
Sozialismus aus den Realitäten der Bun­
desrepublik heraus darzustellen. Nach 
meiner bisherigen Erkenntnis ist unser 
Vorschlag zu einer Wende zu sozialem 
und demokratischem Fortschritt und 
dann als nächster Schritt zu einer anti­
monopolistischen Demokratie als ein 
Hebel, zur Öffnung zum Sozialismus zu 
kommen, immer noch eine interessante 
Variante, wie man sich den Weg zu einer 
sozialistischen Bundesrepublik vorstel­
len kann.

Diese Diskussion kann sehr wohl auch 
identitätsstiftend für Kommunistinnen 
und Kommunisten sein. Darüber hinaus 
kann sie auch neue Attraktivität für uns 
bringen. Es gibt durchaus interessierte 
Menschen, die gerade übereine Debatte 
Sozialismus und Demokratie ansprech­
bar wären.

Neben diesen hier nur kurz angedeute­
ten Debatten ist es natürlich auch not­
wendig, schon jetzt eine Bewegung zu 
schaffen. Diese Bewegung hätte Chan­
cen, eine Massenbasis zu finden. Sie 
könnte, ähnlich wie die letzte Bewegung 
gegen die Volksbefragung, eine offensi­
ve Position gegen die Rechten bringen. 
Vielleicht sind die Strukturen dieser 
Bewegung gegen Volksaushorchung auch 
heute beispielhaft für eine Bewegung für 
eine demokratische Verfassung. Bürger­
bewegungen, die sich als Initiative in die­
sem Sinne vor Ort herausbilden würden, 
hätten die reale Chance, viele Menschen 
anzusprechen. Sie müßten von unten 
wachsen, nachdem sie Anstöße haben, 
zum Beispiel durch den im vorderen Teil 
dieses Abschnittes skizzierten Ratschlag 
oder Kongreß.

Als Sprecher der DKP meine ich. daß 
wir unbedingt jetzt in den nächsten Mo­
naten diese politische Aufgabe mit lösen 
müssen. Es wäre eine wichtige Voraus­
setzung, um wenigstens in Teilfragen in 
eine Offensive der Linken zu gelangen.

Heinz Stehr, Sprecher der DKP

Nie wieder darf sich Stammheim ’77 wiederholen!
Bundesanwaltschaft strengte Prozeß gegen das Angehörigen-Info an, um Kritik an staatlichem Handeln mundtot zu machen

Am 19.12., kurz vor Erscheinen dieser „Beilage“, findet vor dem 
Amtsgericht der Prozeß gegen das „Angehörigen-Info“ statt. 
Adelheid Hinrichsen für die Angehörigen der politischen Gefan­
genen in der BRD und Westberlin und Christiane Schneider, die 
für den GNN-Verlag die presserechtliche Verantwortung trug, 
sind angeklagt, durch die Verbreitung des Angehörigen-Infos Nr. 
30 vom 21.12.90 die Bundesrepublik Deutschland beschimpft zu 
haben (§ 90a). Im diesem „Angehörigen-Info“ war — wie auch in

Einlassung zur Sache
Die Staatsanwaltschaft Köln hat auf Be­
treiben der Bundesanwaltschaft Anklage 
gegen den Abdruck der Erklärung der 
Angehörigen vom 16.12.89 im „Ange­
hörigen-Info“ Nr. 30 erhoben. Ich war 
vom GNN-Verlag als presserechtlich 
verantwortliche Redakteurin dieses In­
fos benannt und bestellt und trage mithin 
die rechtliche Verantwortung für den 
Abdruck. Der Vorwurf der Anklage­
schrift ist unbegründet.

Ein Konflikt
Der GNN-Verlag hat sich bereits in frü­
heren Publikationen mit den Ereignissen 
in Stammheim \916H1 befaßt. Wir ken­
nen die Ergebnisse des baden-württem­
bergischen Untersuchungsausschusses; 
wir kennen die Begründung für die Ein­
stellung des Todesermittlungsverfah­
rens durch die Staatsanwaltschaft Stutt­
gart, wonach die Gefangenen sich selbst 
getötet haben sollen und eine strafrecht­
lich relevante Beteiligung Dritter nicht 
vorliegen soll. Wir kennen die Wider­
sprüche, die die staatlichen Untersu­
chungen nicht aufgeklärt haben. Wie das 
Gericht vielleicht weiß, befaßt sich eine 
Reihe von Büchern äußerst kritisch mit 
den Ereignissen und der staatlichen Ver­
sion und kommt selbst der der Sympa­
thien für die RAF ganz unverdächtige 
Autor Stefan Aust in seinem Buch „Der 
Baader-Meinhof-Komplex“ zu dem 
Schluß: „Was sich in den knapp neun 
Stunden zwischen 23.00 Uhr und 7.41 
Uhr im Hochsicherheitstrakt zutrug, 
wird wohl für immer ungeklärt bleiben 
...“ (S. 575) Uns ist auch das Interesse 
bekannt, das insbesondere die Bundes­
anwaltschaft hat, Menschen, die von 
Mord an den Gefangenen sprechen, ver­
urteilen zu lassen. Allerdings wissen wir 
auch, daß eine Reihe solcher Verfahren, 
die in dieser Sache angestrengt wurden, 
eingestellt worden sind oder mit Frei­
spruch geendet haben.

Der GNN-Verlag hat bisher in Publi­
kationen, die sich mit dem Tod der 
Stammheimer Gefangenen auseinander­

zusetzen hatten, Formulierungen wie 
„Mord“ vermieden. Wir haben stattdes­
sen Formulierungen gewählt bzw. auf 
Formulierungen gedrängt, die — unab­
hängig von den konkreten Umständen 
der Tötung — die Verantwortung von 
Behörden und Amtsträgem für den Tod 
der Stammheimer Gefangenen hervor­
heben und die deutlich machen, daß ihr 
Handeln die entscheidende Bedingung 
für den Tod der Gefangenen gewesen 
ist.

Zum einen sind gerade für Verleger 
linker Publikationen, die ja ständig einer 
Art Nachzensur ausgesetzt sind, juristi­
sche Kenntnisse eine Existenzbedin­
gung. Zum anderen verpflichten uns un­
sere verlegerischen Grundsätze, für Tat­
sachenbehauptungen Nachweis zu er­
bringen. Wir können den Nachweis für 
Mord — Mord im juristischen Sinn — 
nicht erbringen.

Es ist aber auch nicht unsere Aufgabe 
und steht uns auch nicht zu, den juristi­
schen Nachweis für die Tötung der 
Stammheimer Gefangenen zu erbrin­
gen. Dies ist Aufgabe der Gerichte. Wir 
wollen, als ein antifaschistischer Ver­
lag, die Aufmerksamkeit der Öffentlich­
keit auf ein düsteres Ereignis richten, 
dessen Wiederholung wir verhindern, 
und auf ein Vorgehen, dessen Ächtung 
wir erreichen wollen. Diese Aufgabe al­
lerdings steht der Presse zu, sie ist durch 
Grundgesetz Artikel 5, durch das Pres­
segesetz und durch internationales Recht 
(u.a. Artikel 10 der „Europäischen 
Konvention“, Art. 19 des „Internatio­
nalen Pakts über bürgerliche und politi­
sche Rechte“ der UNO) gesichert.

Die Art und Weise, in der der Verlag 
bisher die publizistische Auseinander­
setzung mit dem Tod der Stammheimer 
Gefangenen geführt hat, konnte für das 
„Angehörigen-Info“, das von den An­
gehörigen der politischen Gefangenen in 
der BRD und Westberlin herausgegeben 
wird, nicht durchgehalten werden. Die 
Gruppe der Angehörigen ist weder in 
der Lage, noch ist sie willens, den Tod

anderen Publikationen, die indes nicht verfolgt wurden — eine 
Presseerklärung der Angehörigen abgedruckt, mit der diese die 
Öffentlichkeit auf Repressalien gegen die Gefangenen aus RAF 
und Widerstand nach dem Herrhausen-Attentat aufmerksam 
machten und dabei auch auf die Ereignisse in Stammheim 1977 
verwiesen, die sie als Mord charakterisierten.

Der Prozeß wurde von der Bundesanwaltschaft angestrengt, die 
zuvor mit zwei anderen Verfahren gegen das „Angehörigen-Info“

der Gefangenen in Worten zu umschrei­
ben, die ein Jurist wählen würde, die 
aber ihr Leid, ihre Angst und vor allem 
auch ihre Anklage nicht ausdrücken 
können. Sie bestehen auf ihrer Anklage, 
die so schwer wiegt, daß sie dafür keine 
anderen Worte finden als: Die Gefange­
nen sind ermordet worden.

Das Verlangen der Staatsanwalt­
schaft, ich hätte als presserechtlich ver­
antwortliche Redakteurin die Not der 
Angehörigen mißachten und ihre Ankla­
ge wegzensieren sollen, ist unzumutbar 
und stellt eine unzulässige Behinderung 
der Meinungs- und Pressefreiheit dar.

Rückgriff auf den 
vorfaschistischen 
Mordparagraphen

Die Staatsanwaltschaft hält die Verwen­
dung des Begriffs „Mord“ in der Ange- 
hörigen-Erklärung für strafbar, weil sie 
keinen anderen Gebrauch als den juristi­
schen zuläßt. Danach dürfte von Mord 
nur gesprochen werden, wenn Gerichte 
Mord festgestellt haben.

Der juristischen Definition zufolge ist 
Mord die Tötung eines Menschen aus 
Mordlust, zur Erregung oder Befriedi­
gung des Geschlechtstriebes, aus Hab­
gier oder sonst aus niedrigen Beweg­
gründen, heimtückisch oder grausam 
oder mit gemeingefährlichen Mitteln 
oder in der Absicht verübt, eine andere 
Straftat zu ermöglichen.

Nun ist aber in unserem Zusammen­
hang, in dem zu klären ist, ob die Cha­
rakterisierung des Handelns von Behör­
den und Amtsträgern im Zusammen­
hang des Todes der Stammheimer Ge­
fangenen als Mord unter den Schutz der 
Presse- und Meinungsfreiheit fällt oder 
eine Beschimpfung des Staates darstellt, 
durchaus von Interesse, daß auch die ju­
ristische Definition von Mord geschicht­
licher Wandlung unterlag.

Die obige Mord-Definition hat erst 
seit einer Änderung des Reichsstrafge­
setzbuches von 1941 Gültigkeit. Zuvor 
lautete der Mordparagraph (§ 211 
RStGB): „Wer vorsätzlich einen Men­
schen tötet, wird, wenn er die Tötung mit

Überlegung ausgefiihrt hat (Hervorhe­
bung vom Verfasser), wegen Mordes 
. . . bestraft.“ Die vor der faschistischen 
Machtergreifung herrschende Recht­
sprechung hob also auf Überlegung ab 
und nahm dann Überlegung an, wenn 
der Täter „in genügend klarer Erwä­
gung über den zur Erreichung seines 
Zweckes gewollten Erfolg der Tötung, 
über die zum Handeln drängenden und 
von diesem abhaltenden Beweggründe 
sowie über die zur Herbeiführung des 
gewollten Erfolges erforderliche Tätig­
keit handelt“. (Zitiert nach „Entwurf 
eines Strafgesetzbuches“ von 1960, 
Bundesratsdrucksache 270/60)

Die Änderung des Mordparagraphen 
durch die faschistische Gesetzgebung 
verfolgte den Zweck, die mit Überle­
gung ausgeführte Tötung bestimmter 
Personenkreise — Juden. Behinderte, 
politische Gegner — zu legitimieren. 
(Siehe dazu Mannheimer Morgen. 
17.10.1985) Die faschistische Gesetz­
gebung hob bei der Wertung einer Tö­
tung als Mord statt auf die Überlegung 
auf die sogenannten „niedrigen Beweg­
gründe“, die sogenannte „verwerfliche 
Gesinnung“ des Täters ab. Der völki­
sche Rechtsgedanke, wie ihn Reichs­
rechtsführer Frank formulierte, lautete: 
„Alles, was dem Volke nützt, ist Recht, 
alles, was ihm schadet, ist Unrecht.“ 
Der damalige Staatssekretär im Reichs­
justizministerium Dr. jur. Roland Freis­
ter kam in seiner Begründung der Straf­
gesetzbuchänderung in der Zeitschrift 
„Deutsche Justiz“ vom 26.9. 1941 dann 
auch auf den Kem: „Es gibt überlegte 
Tötungen, die die Verwerfung als Mord 
nicht nur nicht verdienen, sondern in 
einem seltenen Ausnahmefalle sogar 
einmal die Tötung selbst nicht als Tot­
schlag strafbar erscheinen lassen." (S. 
933)

Es sei hier dahingestellt, warum die 
Bundesrepublik Deutschland an dem fa­
schistischen Mordparagraphen festge­
halten hat. Worauf ich hinauswill: Die 
Überlegung. Gefangene aus der RAF zu 
töten, ist erwiesenermaßen angestellt 
worden, nicht in aller Stille, sondern in

(§ 129 a und § 90 a) gescheitert war. Da das Gericht den Prozeß 
bisher zweimal verschoben hat, haben wir uns entschlossen, die 
Erklärungen von Adelheid Hinrichsen und Christiane Schneider 
zu veröffentlichen, ohne das Ergebnis des Prozesses abzuwarten. 
In einer Situation, in der die Bundesanwaltschaft Aussagen von 
ehemaligen RAF-Mitgliedern über die Ereignisse in Stammheim 
1977 dazu benutzt, noch mehr Spuren zu verwischen, halten wir 
dies für gerechtfertigt. scc, BWK

aller Öffentlichkeit, nicht beiläufig, son­
dern über Wochen hinweg, nicht nur an 
irgendwelchen Stammtischen, sondern 
eben auch und zuallererst von Repräsen­
tanten des staatlichen Gewaltmonopols.

Repräsentanten des staatlichen 
Gewaltmonopols erörtern die 
Tötung von RAF-Gefangenen

Die Tötung von Gefangenen aus der 
RAF wurde öffentlich abgewägt. losge­
löst von Recht und Gesetz und höchstens 
noch im Hinblick auf nachträglich zu 
schaffende Gesetze.

Schon lange vor der Entführung 
Schleyers gab es. wie ein 1976 in zwei­
ter Auflage erschienenes Buch Emst Al­
brechts zeigt, die theoretische Erörte­
rung von Fragen der Grenzen staatlichen 
Handelns und ihrer Überschreitung. Der 
spätere niedersächsische Ministerpräsi­
dent und Verantwortliche für das Celler 
Loch bejaht in seinem Werk ..Der Staat 
— Idee und Wirklichkeit" das sittliche 
Recht des Staates zu foltern. An dieser 
Stelle zitiere ich seine Überlegungen 
zum sittlichen Recht des Staates auf Tö­
ten. Er grenzt von den absoluten Werten 
die nicht absoluten Werte erster Ord­
nung ab. wozu er das Leben zählt, und 
führt dazu aus:

„Diese Rechte sind keine absoluten 
Rechte, sie stellen keine unüberschreit­
bare Grenze für den Staat dar. Das be­
deutet nicht ohne weiteres, daß ihnen in 
sachlicher Hinsicht ein minderer Rang 
zukäme Es ist nicht der Rang, der 
die absoluten und die nicht absoluten 
Rechte erster Ordnung voneinander 
scheidet, sondern ihr Verhältnis zur 
Staatstätigkeit Die absoluten Rechte 
sind nur deshalb absolut, weil keine Si­
tuation denkbar ist. in denen ihre Verlet­
zung unerläßlich wäre, um viel größere 
Werte zu bewahren, in denen also eine 
sittliche Pflicht bestünde, auf die ge­
nannten Rechte zu verzichten.

Bei den nicht absoluten Rechten ist die 
Sachlage anders. Es kann Situationen 
geben, in denen ein noch größeres Un­
heil nur durch den Eingriff in diese 
Rechte abgewandt werden kann
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Da ist zunächst das Recht auf Leben. 
Jessen ungeheure Bedeutung sich aus 
Jet Eigenschaft des Lebens als eines 
radierenden Grundwertes aller anderen 
Werte ergibt ... Und doch erscheint es 
in extremis nicht ausgeschlossen, daß 
der Staat das Leben seiner eigenen Bür­
ger oder auch fremder Menschen opfern 
muß, um noch größeres Unheil zu ver­
hindern . . . Es sind dies jedoch äußerste 
Grenzfalle, und die Frage, ob das Töten 

Menschen in der konkreten Situa­
tion erlaubt — und das heißt bei der 
Struktur dieser Situation dann immer 
.■.uch geboten — ist oder nicht, kann 
rächt schematisch-kasuistisch, sondern 
nur in jeweils neuer Gewissensfor- 
xhungund Prüfung aller Argumente für 
und wider sowie aller möglichen sonsti­
gen Lösungen entschieden werden.“ (S, 
172 ff)

Bei Gelegenheit der Schleyer-Entfüh­
rung drangen die hier exemplarisch do­
kumentierten politischen Tendenzen, 
jegliche gesetzliche Schranke für staatli­
ches Handeln einzureißen, in die Öffent­
lichkeit. Am 7.9.1977, nach der Ent­
führung Schleyers, eröffnete die 
„Frankfurter Allgemeine“ eine öffentli­
che Diskussion, in deren Verlauf Reprä­
sentanten des staatlichen Gewaltmono­
pols versuchten, sehr wohl wissend, was 
sie taten, eine Legitimation für staatli­
ches Gewalthandeln außerhalb von 
Recht und Gesetz zu schaffen.

„... wenn die mörderische Macht 
der RAF gebrochen werden soll“, 
schrieb die „Frankfurter Allgemeine“, 
„wird die ganze politische Führung in 
der Bundesrepublik und auch das Volk 
— werden alle bald manches denken 
müssen, was sie bisher hartnäckig aus 
ihren Gedanken fernhielten“.

Wie mehrfach belegt, forderte der 
damalige Bundeskanzler Schmidt den 
„Kleinen Krisenstab“ auf, ohne Rück­
sicht auf irgendetwas „exotische Gedan­
ken“ auszusprechen. Im „Spiegel“ 
44/77 ist nachzulesen: „Eine kleine 
Gruppe hoher Beamter hatte tatsächlich 
alle nur denkbaren Möglichkeiten erör­
tert, ohne Rücksicht auf außenpolitische 
Komplikationen, ohne Rücksicht selbst 
auf das Grundgesetz. So spielten sie den 
Plan durch, im Zielland auch gegen den 
Willen der jeweiligen Regierung die An­
kömmlinge zu kidnappen oder gar zu 
exekutieren.“ Die Protokolle des „Klei­
nen Krisenstabes“ sind bis heute ge­
heim. In diesem Stab und an seinen ge­
heimgehaltenen Überlegungen beteiligt 
waren auch die Personen, die für die Ge­
fangenen aus der RAF verantwortlich 
waren: namentlich Bundesjustizminister 
Vogel (SPD) und Generalbundesanwalt 
Rebmann.

Stefan Aust enthüllt in seinem bereits 
zitierten Buch „Der Baader-Meinhof- 
Komplex“ Erörterungen am Rande des 
„Großen Krisenstabes“: „Verkleidet in 
die Form der Wiedergabe von Volkes 
Meinung warf Franz Josef Strauß z.B. 
den Vorschlag in die Diskussion, Stand­
gerichte zu schaffen und für jede er­
schossene Geisel einen RAF-Häftling zu 
erschießen.“ (S. 472)

Die „Welt“ erklärte am 8.9.1977 in 
Erörterung der Frage, ob sich die BRD 
in einem Krieg mit der RAF befände: 
„Es gibt keine praktikable Maßnahme 
der Bekämpfung und Unterbindung, die 
im Krieg erlaubt wäre und die nicht 
schon jetzt unternommen werden könn­
te." Im Krieg, darauf wies der „Spie­
gel“ 39/77 hin, können gefangenge­
nommene Partisanen erschossen wer­
den. In der gleichen Ausgabe des „Spie­
gels“ ist zu lesen: „Geiselerschießun­
gen — Baaders Ende in einer Gewehrsal­
ve? Standrecht — kurzer oder auch gar 
kein Prozeß gegen Sonnenberg . . . ,Mit 
allem Für und Wider* will der Bonner 
CSU-Pärlamentarier Lorenz Niegel die 
Todesstrafe diskutiert sehen . . . Und 
ebenfalls .dafür, die Todesstrafe bei 
Mord und eventuell bei Geiselnahme mit 
Todesfblge möglich zu machen*, war 
Bayerns Innenminister Alfred Seidl . . . 
Die Todesstrafe für Terroristen hatte 
erstmals Bundestagsvizepräsident Ri­
chard Stücklen nach dem Hijacking von 
Entebbe gefordert. Zwar räumte der 
CSU-Politiker ein, daß die Todesdro­
hung ,die größten Fanatiker ebensowe­
nig von der Tat abhalten kann wie Ver­
rückte*. Doch, so die gängige Begrün­
dung, der Tod banne die bei Polittätem 
stets vorhandene Wiederholungsgefahr, 
vor allem aber: Ein toter Terrorist könne 
nicht mehr mit Geiselnahme und Erpres­
sung befreit werden.“

Die „Süddeutsche Zeitung“ berichte­
te am 10.9.77 von einer Sitzung der 
CSU-Landesgruppe im Bundestag, auf 
der neben der Wiedereinführung der 
Todesstrafe die Überlegung diskutiert 
werden sei, „wie man Erpressungsver­

suchen künftig standhaften könne — ob 
etwa durch die Erschießung gefangener 
Terroristen in halbstündlichem Abstand 
— so lange, bis ein Entführter freigelas­
sen werde**. Der „Spiegel“ gibt zwei 
Tage später, am 12.9., den CSU-Politi- 
ker Walter Becher wieder, der frage, 
„ob nicht der Staat auf Geiselnahme und 
Geiselerschießung mit gleichen Mitteln 
antworten müsse. Bei weiterer Eskala­
tion des Terrors sollte dann auch etwa 
mit den Häftlingen von Stammheim kur­
zer Prozeß gemacht werden.“ Die 
„Welt“ veröffentlichte am 29.9. den 
Leserbrief des Düsseldorfer Professors 
Dr. Wilfried Lange, der schrieb: „Nie­
mand wird bestreiten, daß die Todes­
strafe hier einen von der Vernunft be­
stimmten Zweck erfüllt: Ein Staat, der 
seine Terroristen hinrichtet, kann nicht 
mehr genötigt werden, sie nach Südje­
men auszufliegen. Auch scheidet ein 
exekutierter Verbrecher künftig als At­
tentäter aus.“ Am 18.10.77, dem To­
destag der Stammheimer Gefangenen, 
erscheint die „Frankfurter Allgemeine“ 
schließlich mit der Aufforderung, Tabus 
auszuräumen: „So etwa könnten die 
Fragen lauten: Muß der Staat gegenüber 
einem hochorganisierten, hochspeziali­
sierten und von ausländischen Mächten 
unterstützten Mord-Terrorismus in der 
fatalen Grundsituation hoffnungsloser 
Unterlegenheit, gespenstischer Un­
gleichheit der Kampfmittel verharren? 
Muß es dabei bleiben, daß die Terrori­
sten foltern, erpressen, morden und mit 
alledem jederzeit drohen können, der 
Staat jedoch auf die Erhaltung von Le­
ben und Gesundheit der Bandenmitglie­
der verpflichtet ist und ihnen nichts an­
drohen kann, was ihnen wirklich Angst 
macht . . . Läßt sich nichts ändern an der 
deprimierenden Ungleichheit der Über­
lebenschancen zwischen den Banden­
mitgliedern einerseits, den von Verfolg­
ten und ihren Geiseln andererseits?“

Zerreißung der Legalität
Im Zusammenhang der Schleyer-Ent­
führung haben Behörden und Amtsträ­
ger, die auf Recht und Gesetz verpflich­
tet sind, den Rahmen der Legalität er­
wiesenermaßen verlassen. Die Exekuti­
ve hat Fesseln, die sie hemmten, ge­
sprengt. Die Einrichtung der Krisenstä­
be, deren Tätigkeit vollster Geheimhal­
tung unterlag, ist durch die Verfassung 
nicht vorgesehen. Mit ihrer Einrichtung 
wurden die Rechte der Legislative weit­
gehend suspendiert, die parlamentari­
schen Kontrollmöglichkeiten waren 
durch die Geheimhaltung aufgehoben.

Die exekutiven Fahndungsmaßnah­
men haben in großem Umläng das Recht 
des einzelnen auf Brief-, Post- und Fern­
meldegeheimnis sowie auf die Unver­
letzlichkeit der Wohnung verletzt. Ein 
Teil der Fahndungsmaßnahmen wie die 
Durchsuchung ganzer Häuserblocks und 
Personenkontrollen verstieß eindeutig 
gegen geltendes Recht und wurde erst 
nachträglich legalisiert.

Dabei wurde ein möglicher öffentli­
cher Gegendruck durch die weitgehende 
Aufhebung der Pressefreiheit — die 
auch dann unrechtmäßig ist, wenn sie 
durch die großen Verleger akzeptiert 
wird —, von vornherein ausgeschaltet.

Und: Die Verhängung der Kontakt­
sperre gegen die Gefangenen war nicht 
nur unmenschlich, sondern auch illegal. 
Die spätere Legalisierung mißachtete al­
le Regeln der Gesetzgebung und war 
darüber hinaus mit der Täuschung des 
Parlaments hinsichtlich der Begründung 
(angebliche Steuerung der RAF-Aktion 
aus der Zelle heraus) verbunden.

Auf einem Symposium der Siemens- 
Stiftung im Juni 1978 sagte der Staats­
rechtler Prof. Josef Isensee: „Das Jahr 
1977 lieferte in der Entführung Schley­
ers und in der Abhöraffäre Traube zwei 
Lehrstücke dafür, daß sich der Ernstfall 
der Republik in ein noch so fein ge­
knüpftes Gesetzesnetz nicht einfängen 
läßt ... Im realen Effekt jedenfälls ha­
ben die Verfässungsorgane mit ihrer Re­
aktion den Polizeirechtsfäll als Ernstfall 
der Republik akzeptiert und den Störern 
den Kombattantenstatus, den sie sich 
anmaßten, zugebilligt ... In beiden Er­
eignissen, im echten Emstfäll und im 
vermeintlichen Emstfäll, flammte das 
archaische Notrecht des Staates auf. In 
der Grenzlage der totalen Herausforde­
rung zerriß die Staatsgewalt das verfei­
nerte, effizienzhemmende Geflecht der 
Legalität — unter Berufung auf die Legi­
timität.“ (A. Peisl, A. Mohler, Hrsg., 
Der Emstfäll, Schriften der Carl-Fried- 
rich-von-Siemens-Stiftung)

Der Tod der 
Stammheimer Gefangenen

Die Zerreißung der Legalität unter Beru­
fung auf die Legitimität und die nach­

trägliche Rechtfertigung dessen enthül­
len die Tendenz zum Faschismus, die im 
Herbst 1977 offen zutage trat.

Es gab damals nicht nur die von Re­
präsentanten des staatlichen Gewaltmo­
nopols geführte Diskussion über die Tö­
tung von RAF-Gefangenen; es gab nicht 
nur eine breite öffentliche Strömung, die 
die Gefangenen tot wünschte — son­
dern: Am Ende waren Gefangene tot.

Die Gefangenen befanden sich in der 
Obhut des Staates. Infolge der Sonder­
maßnahmen, die in der totalen Kontakt­
sperrung bei gleichzeitig unbegrenzter 
Kontrolle jeder Lebensäußerung und bei 
freiem, extensivem Zugang für Behör­
den kulminierten, war der Gewahrsam 
gesteigert bis zur völligen Verfügungs­
gewalt des Staates über die Gefangenen.

Die Staatsanwaltschaft Stuttgart hat 
im Todesermittlungsverfahren auf 
Selbsttötung erkannt. Aber weder die 
Staatsanwaltschaft Stuttgart noch der 
Untersuchungsausschuß des baden- 
württembergischen Landtags, der schon 
vor AbscYiluß der krimmafteclimschen 
Untersuchungen zum gleichen Ergebnis 
gekommen war, haben die Untersuchun­
gen so weit und so gründlich betrieben, 
daß die in der Öffentlichkeit bestehen­
den begründeten Zweifel über die To­
desumstände ausgeräumt worden sind. 
Diese Zweifel sind nicht nur Gegenstand 
mehrerer Bücher, sondern haben z.B. 
die baden-württembergische Landtags­
fraktion der Grünen noch Mitte der 80er 
Jahre zu mehreren parlamentarischen 
Anfragen veranlaßt.

Zum Beleg dafür, daß die Staatsan­
waltschaft Stuttgart die Untersuchungen 
nicht bis zur Aufklärung getrieben hat, 
soll hier nur auf zweierlei hingewiesen 
werden:

Die Tatsache, daß Irmgard Möller 
ausgesagt hat, daß sie sich ihre schweren 
Verletzungen nicht selbst zugefügt habe 
und daß die Gefangenen nicht ihre 
Selbsttötung verabredet hätten, hat die 
Ermittlungsbehörde nicht veranlassen 
können, die Tötung der Gefangenen 
durch Dritte zum Gegenstand der Unter­
suchung zu machen.

Die Tatsache, daß Gefangene zu Tode 
kamen, die umfassend abgeschirmt und 
umfassend kontrolliert waren, hat im 
Todesermittlungsverfahren nicht einmal 
am Rande eine Rolle gespielt. Die ab­
schließende Aussage, daß eine 'straf­
rechtlich relevante Beteiligung Dritter 
nicht vorliege, hält schon deshalb einer 
kritischen Würdigung nicht stand, weil 
die Frage der Verantwortung Dritter für 
die Tod der Gefangenen nicht einmal für 
den Fall der Selbsttötung untersucht 
wurde.

Gerade weil die Kontrolle und die Ab­
schirmung voneinander und von allen 
Verbindungen nach draußen so total wa­
ren, hätte die Staatsanwaltschaft bei 
ihren Ermittlungen davon ausgehen 
müssen, daß, was immer in Stammheim 
geschehen ist, Handeln seitens zuständi­
ger Amtsträger Voraussetzung war. Mit 
der Kontaktsperrung waren den Gefan­
genen auch die allerletzten Bedingungen 
für selbstbestimmtes Handeln geraubt 
und waren den Verantwortlichen alle 
Mittel zur Beeinflussung bis hin zur 
Täuschung und vollständigen Manipula­
tion der in ihrem Gewahrsam Befindli­
chen in die Hand gegeben. Die Gefange­
nen waren ihnen in allem, was sie taten, 
und in allem, was ihnen geschah, ausge­
liefert. Unter diesen Bedingungen müs­
sen sich die Verantwortlichen den Tod 
der Stammheimer Gefangenen als ihre 
Tat zurechnen lassen. Das gilt nicht we­
niger für den Fall der Selbsttötung wie 
für den Fall der Tötung der Gefangenen 
durch Dritte.

Die Ermittlungsbehörden aber haben 
diese entscheidenden Todesumstände 
völlig außer acht gelassen. Sie haben 
nicht vorbehaltlos untersucht und die 
Frage der strafrechtlichen Schuld der 
verantwortlichen Behörden — von der 
politischen und moralischen Schuld 
überhaupt nicht zu reden — überhaupt 
nicht aufgeworfen.

Daß die Selbsttötungsversion selbst 
bei denen Zweifel hinterlassen haben 
muß, die sie die ganze Zeit vorbehaltlos 
verbreiteten, wurde erst jüngst deutlich. 
Anläßlich von Aussagen ehemaliger 
RAF-Mitglieder, sie wären damals eher 
von der Selbsttötung der Gefängenen 
ausgegangen, schrieb die „Welt“ am 
19.11.90, daß „der Stammheimer 
Selbstmord-Komplex jetzt völlig geklärt 
erscheint“ — was heißt das anderes, als 
daß dieses rechte Kampfblatt mit seinen 
exzellenten Verbindungen zu den Staats­
schutzbehörden seit 13 Jahren nicht da­
von ausgegangen ist, daß der ganze 
„Komplex“ „völlig geklärt“ worden 
ist.

Am Anfang stand damals, 1977, die

Forderung nach Aufklärung. Da diese 
nicht erfüllt wurde, haben sich die Zwei­
fel an der Darstellung der Behörden bei 
vielen Menschen zwangsläufig verdich­
tet. In Abwägung aller bekannten und 
unbestrittenen Tatsachen kann unter den 
genannten Umständen niemand gezwun­
gen werden, den Tod der Stammheimer 
Gefangenen „als „Freitod“ aufzufassen 
und hinzunehmen.

Unterdrückung des
Meinungsbildungsprozesses 

durch Sprachlenkung
Was geschieht nun, wenn Menschen, die 
diese Zweifel wachhalten wollen, indem 
sie die Widersprüche der amtlichen Ver­
sion aufzeigen und erklären, warum die­
se Version sie nicht von ihrer Ansicht 
abbringen kann, die Gefangenen seien 
ermordet worden, was geschieht nun, 
wenn diese Menschen strafrechtlich ver­
folgt werden?

Ich behaupte, daß Staatsorgane mit 
den Mitteln des Strafrechtes in einen 
Meinungsbildungsprozeß eingreifen, 
und zwar in einen Meinungsbildungs­
prozeß, in dem Staatsorgane und Amts­
träger selbst Ziel der Anklage, Ziel der 
Kritik sind. Das Ergebnis des Verfah­
rens gegen uns wird, wie leicht einzuse­
hen ist, niemals die Zerstreuung der vor­
handenen, begründeten Zweifel sein 
können. Das ist auch gar nicht Gegen­
stand des Verfahrens. Gegenstand des 
Verfahrens ist vielmehr die einseitige 
Behinderung einer unvermeidlich statt­
findenden Diskussion, die Unterdrük- 
kung einer politischen Anklage.

Es fragt sich, ob diejenigen, die diese 
Anklage erheben, wach halten wollen, 
auf die Charakterisierung des Todes der 
Stammheimer Gefangenen als Mord 
verzichten können.

Sie können es nicht. Der Begriff Mord 
wird in der Volkssprache wie in der Li­
teratur oft als Metapher verwendet, um 
in höchstem Maße lebensverachtendes, 
lebensgefährdendes und lebensvernich­
tendes Verhalten zu charakterisieren 
und zu ächten. Dabei ist die Vorstellung 
von Mord, wie sie sich sprachgeschicht­
lich herausgebildet hat, eng mit der Ab­
sicht des Handelnden und seiner Überle­
gung verflochten, was sich zeitweilig ja 
auch im juristischen Mord-Begriff nie- 
dergeschlug. Die Charakterisierung als

ßen. (Quelle: Erfolg und Mißerfolg der 
nationalsozial istischen Sprachlenkung, 
in: Zeitschrift der deutschen Sprache, 
Bd. 22-27, 1966-1971)

In diesem Verfahren will die Staatsan­
waltschaft eine formelhafte Verurtei­
lung erreichen (Behauptung Mord gleich 
Staatsverleumdung). Damit es dazu 
kommt, muß das Gericht nur so tun, als 
ob — sagen wir — die rechtlich falsche 
Anwendung des Begriffs Mord in einem 
Gerichtsurteil irgendwie vergleichbar 
sei mit einer Meinungsäußerung von 
Menschen, die — das zeigt sich im kon­
kreten Falle — vor allem eine Wiederho­
lung eines so schrecklichen Geschehens 
verhindern wollen.

Gesteuerte Pressekampagne, 
Sanktionen gegen Gefangene 

im Dezember 1989
Aus der vollständigen Erklärung der 
Angehörigen im Info Nr. 30 wird er­
sichtlich, daß sie ihre Anklage aus gro­
ßer Not heraus erheben. Ihr Zweck ist 
für den Durchschnittsleser erkennbar 
der Schutz der Gefangenen aus RAF und 
Widerstand. Sie verfolgen mit ihrer 
zweifellos schroffen Anklage berechtig­
te Interessen, nämlich die Öffentlichkeit 
auf eine Gefahr für ihre Angehörigen in 
den Gefängnissen hinzuweisen und die­
se dadurch zu schützen. Es kann bewie­
sen werden, daß sie allen Anlaß haben 
konnten, um die Unversehrtheit der 
ihnen nahestehenden Menschen zu 
fürchten.

Ähnlich wie 1977 nach der Schleyer- 
Entführung setzte auch nach dem Atten­
tat auf Herrhausen eine allgemeine, ge­
steuerte Pressekampagne ein, daß Ge­
fangene aus der RAF den Anschlag aus 
der Zelle heraus gelenkt hätten. Die Illu­
strierte „Quick“ kam am 7.12. mit der 
Schlagzeile auf der Titelseite: „Das To­
desurteil für Alfred Herrhausen wurde 
im Knast gefällt.“ Im Artikel wird dann 
behauptet, der Gefangene Helmut Pohl 
habe einen Kassiber aus der Zelle ge­
schmuggelt und damit den „Befehl zur 
Exekution“ gegeben. (S. 16) Die Be­
hauptung, der Brief sei aus dem Gefäng­
nis geschmuggelt, wurde wider besseres 
Wissens aufgestellt, denn schon Tage 
vorher war amtlich bestätigt, daß der 
Brief durch die Zensur gegangen und 
vom Zensurbeamten nicht beanstandet

Mord weißt den verantwortlichen Be- worden war. (S. z.B. „Welt“ am-4. und
hörden die politische Verantwortung 
und moralische Schuld am Tod der 
Stammheimer Gefangenen zu.

Diejenigen, die diese Anklage erhe­
ben, können ihre Auffassung, daß frem­
de Absicht und fremde Überlegung das 
Geschehen in Stammheim bestimmten, 
in der allgemeinen deutschen Sprache 
nicht anders ausdrücken als durch die 
Verwendung des Begriffs Mord. Woll­
ten sie ihre Auffassung umschreiben, 
müßten sie sich einer Fachsprache be­
dienen. Ein solches Iferlangen würde 
Menschen, die nicht Jura oder vielleicht 
noch Germanistik studiert haben, in 
ihrem Recht auf Meinungsäußerung zu­
tiefst einschränken.

Wenn nicht verboten werden kann zu 
sagen: Für den Tod der Stammheimer 
Gefangenen tragen Behörden die Ver­
antwortung, aber verboten werden soll 
zu sagen: Die Stammheimer Gefange­
nen sind ermordet worden, dann liegt 
nach unserer Auffassung Sprachlenkung 
vor. Dann versuchen Staatsorgane, die 
Bevölkerung, d.h. das politische Sub­
jekt, durch Eingriff in die Sprache daran 
zu hindern, sich mit einer Sache, dem 
Tod von Gefangenen, zu befassen und 
sich frei eine Meinung zu bilden. Natur­
gemäß kann die Bevölkerung — oder 
anders ausgedrückt: das Volk als der 
Souverän — nur in der allgemeinen 
Sprache kommunizieren und seine Mei­
nung bilden. Fachsprache zu verordnen, 
ist im konkreten Fall gleichbedeutend 
damit, dem Souverän die Diskussion 
über das Geschehen in Stammheim 
1976/77 überhaupt zu verbieten.

Für solche totalitäre Sprachlenkung 
gibt es geschichtliche Beispiele, die zei­
gen, daß mit diesem Mittel sogar restlos 
klare Tatbestände undiskutierbar ge­
macht werden und daß mit der freien Bil­
dung der öffentlichen Meinung auch die 
politische Verantwortlichkeit des Staa­
tes hinweg verschwindet. So hat der fa­
schistische Staat über das Reichspropa­
gandaministerium und die gleichge­
schaltete Presse Sprachlenkung betrie­
ben und z.B. verboten, die Annexion 
Österreichs Annexion oder Anschluß zu 
nennen; die Besetzung der Slowakei Be­
setzung zu nennen; die Tötung von Be­
hinderten Euthanasie zu nennen; die Ko­
lonisierung des Ostens Kolonisierung zu 
nennen. Damit will ich die Reihe der 
Sprachverbote und Sprachgebote, die 
sich noch lange fortsetzen ließen, schlie­

5.12.) Die Lüge vom „Schmuggeln“ 
hatte offenbar keinen anderen Sinn, als 
die Behauptung, Helmut Pohl habe mit 
dem Brief die „Exekution befohlen“, 
glaubhaft zu machen.

Andere Zeitungen haben — und dieser 
Vorgang ist noch skandalöser — die Be­
hauptung, der Anschlag sei aus der Zelle 
heraus gelenkt worden, durch direkte 
Fälschung des Briefs von Helmut Pohl 
zu stützen versucht. Beispielhaft dafür 
stehen die beiden überregionalen Tages­
zeitungen „Die Welt“ und „Frankfurter 
Allgemeine“, die am 1.12. wortgleich 
angebliche Zitate aus dem Brief Helmut 
Pohls zitierten.

In der „Welt“ hieß es: „Nicht nur die 
konkreten Tatumstände weisen auf die 
RAF hin. Helmut Pohl, der als Sprecher 
der mehr als 40 inhaftierten Terroristen 
aufgetreten war, schrieb Ende Oktober 
aus seiner Zelle an die RAF-Häftlinge, 
Jetzt ist die Zeit gekommen, den Kampf 
wieder mit allen Mitteln aufzunehmen*. 
Die RAF solle ,mit voller Power weiter­
machen*. Pohl hatte zudem durch­
blicken lassen, daß nach dem Scheitern 
des zehnten Hungerstreiks der Häftlinge 
Mitte Mai die .Initiative für weitere Ak­
tionen der RAF an die kämpfende Ebene 
abgegeben werden* solle.“ Soweit die 
„Welt“, entsprechend die „FAZ“.

Tatsächlich jedoch finden sich die an­
geblichen Zitate, die hier angeführt wer­
den, in dem Brief von Helmut Pohl ent­
weder gar nicht oder in eindeutig ande­
rem Zusammenhang.

Das angebliche Zitat: „Jetzt ist die 
Zeit gekommen, den Kampf wieder mit 
allen Mitteln aufzunehmen“, lautet in 
Wirklichkeit: „Jetzt ist die Zeit, die Zu­
sammenlegung und mit ihr als Übergang 
die Perspektive für unsere Freiheit zu 
erkämpfen. Das werden wir mit allen 
Mitteln tun, also auch wieder mit Hun­
gerstreik, wenn es nicht mehr anders 
geht.“

Das angebliche Zitat „mit voller 
Power weitermachen“ findet sich in 
dem Brief nicht.

Das angebliche Zitat „Initiative für 
weitere Aktionen der RAF an die kämp­
fende Ebene abgegeben“ findet sich in 
dem Brief nicht. An einer Stelle heißt es, 
als Resume zum Hungerstreik und zu 
den ergebnislos gebliebenen Bemühun­
gen der Gefangenen, nach Abbruch des 
Hungerstreiks durch Vermittlung der 
Evangelischen Kirche doch noch Ande-
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rungen der Haftbedingungen zu errei­
chen: „Ein zweites ist, und das soll als 
Schlußstrich jetzt auch klar sein, das, 
was wir an Möglichkeiten in diesem Ab­
schnitt hatten, ist vorbei — insoweit wir 
für andere in dieser Zeit die Initiative an 
uns gezogen hatten und das ihre eigene 
mitbestimmt hat, ist das alles wieder ab­
gegeben.“

Der Brief Helmut Pohls war im Ange- 
hörigen-Info abgedruckt. Der Verlag, 
der von der Fälschung mitbetroffen war, 
ist ihr damals unverzüglich nachgegan­
gen und ist dabei auf eine dpa-Meldung 
gestoßen, die die Quelle aller Fälschun­
gen in den Tageszeitungen war. D.h., 
alle Fälschungen finden sich in der dpa- 
Meldung 194 — Bonn /1242 des dpa- 
Korrespondenten Friedrich Kuhn. Erst 
auf Intervention des Verlags hin gab dpa 
tags darauf eine neue Meldung aus, in 
dem Auszüge aus dem Brief diesmal 
richtig wiedergegeben wurden und die 
Zitatfalschungen der vorherigen Mel­
dung insofern zugegeben wurden, als es 
dort am Ende heißt: „. . . dpa hatte dar­
über hinaus in einem Korrespondenten­
bericht aus Bonn am 30. November . . . 

Pohl mit Äußerungen zitiert, die aus an­
derer Quelle stammten.“ Dafür, daß die 
fraglichen Äußerungen von Helmut Pohl 
stammten, wird kein Beweis erbracht.

Auf diese „andere“, äußerst trübe 
„Quelle“ gibt es dennoch Hinweise. 
Wer kann sich denn mit einer gewissen 
Autorität gegenüber den Medien auf 
nicht-öffentliche Äußerungen von Ge­
fangenen berufen, wenn nicht diejenigen 
Behörden, von denen jeder Journalist 
weiß, daß sie jede Äußerung der Gefan­
genen nahezu lückenlos kontrollieren? 
Wer den Herrn Kuhn mit falschen Zita­
ten gefüttert hat, muß ihm als glaubwür­
dige, weil kompetente Quelle erschienen 
sein. Vor allem verschiedene Verfas­
sungsschutzbeamte haben den Brief von 
Helmut Pohl als Aufforderung zu An­
schlägen ausgedeutet, so auch der ober­
ste Beamte im Hamburger Verfassungs­
schutz, Herr Lochte. Dieser wird in der 
„Süddeutschen Zeitung“ vom 1.12. wie 
folgt wiedergegeben: „Ein anderer Aus­
löser (fiir den Anschlag — Verf.) sei das 
Kassiber des verurteilten Terroristen 
Helmut Pohl gewesen. Der Verfas­
sungsschutz habe ihn als Aufforderung 

an den .harten Kem‘ interpretiert, nach 
der Phase des Hungerstreiks mit militä­
rischen Mitteln' weiterzuarbeiten.“

Fazit: Eine trübe Quelle hat dpa mit 
gefälschten Zitaten gespeist und dadurch 
eine Pressekampagne in Gang gesetzt, 
mit der den Gefangenen aus der RAF 
und exemplarisch Helmut Pohl die poli­
tische Urheberschaft an dem Attentat 
zugeschrieben wurde. Da die Äußerun­
gen Helmut Pohls eindeutig genug wa­
ren, um nicht ohne weiteres im ge­
wünschten Sinn uminterpretiert werden 
zu können, wurden seine Äußerungen 
einfach gefälscht. Die politischen Ab­
sichten dieser trüben Quelle können hier 
nicht umfassend untersucht werden. 
Eine Absicht war es, das Strafbedürfnis 
gegen die Attentäter, die man nicht hat­
te, an Menschen auszulassen, die man in 
der Gewalt hatte, an den Gefangenen. 
Tatsächlich wurden auf Veranlassung 
der Bundesanwaltschaft sofort die Zel­
len von 26 Gefangenen aus RAF und 
Widerstand durchsucht und wurden ver­
schärfte Isolationsmaßnahmen ver­
hängt. Die Situation nahezu aller Gefan­
genen wurde seither verschärft.

In dieser Situation hat sich die Ange- 
hörigen-Gruppe — „in großer Sorge um 
unsere Angehörigen, die politischen Ge­
fangenen in der BRD“, wie sie schrieb 
— an die Öffentlichkeit gewandt. Sie 
wollte darauf hinweisen, daß der Staat 
die Gefangenen als Geiseln hält, und sie 
wollte auf die selbstverständlich beunru­
higenden Parallelen zu 1977 hinweisen. 
Die Angehörigen-Gruppe wollte, wie 
sie erklärte, der öffentlichen Hetzkam­
pagne entgegentreten und so den Gefan­
genen Schutz bieten. Sie wollte verhin­
dern, daß die Gefangenen — wie 1977 — 
als Geiseln fiir Anschläge draußen ge­
nommen werden.

Es geht in der konkreten Erklärung ganz 
offensichtlich um die Ächtung von Ver­
haltensweisen von Behörden und Amts­
trägem, in deren Verlauf in staatlichem 
Gewahrsam befindliche Gefangene ums 
Leben kommen. Die Ächtung soll die 
Wiederholung verhindern. Das ist das 
Anliegen der Angehörigen.

Amtsträger, die sich durch solche 
Äußerungen verunglimpft sehen, müs­
sen nur dafür Sorge tragen, daß unter 

ihrer Verantwortung solches nicht vor- 
kommt. Verlieren Gefangene unter ihrer 
Verantwortung ihr Leben, müssen sie 
sich Vorwürfe gefallen lassen. Haben 
Gefangene unter den geschilderten Um­
ständen ihr Leben verloren. müssen die 
Verantwortlichen, die nie zur Verant­
wortung gezogen wurden, lernen, mit 
Vorwürfen zu leben. Und wenn sie ach 
solche nicht selbst machen, ist es um so 
nötiger, daß es die Öffentlichkeit tut.

Daß die Angehörigen ihre Anklage m 
der Öffentlichkeit erheben, fallt uan 
den Schutz der Meinungsfreiheit. Vbm 
Verlag kann nicht verlangt werden. <M 
er das unberechtigte Interessen der Bun­
desanwaltschaft. die dieses Verfahren 
angestrengt hat, an Schutz vor politi­
scher Anklage durch Wegzensieren ge­
genüber den Angehörigen durchsetzt. 
So dehnbar ist nicht einmal der Gesin­
nungsparagraph 90 a, daß er ein solches 
Verlangen deckt.

In Abwägung all dessen habe ich den 
Abdruck der fraglichen Erklärung fiir 
rechtmäßig gehalten und halte sie auch 
weiterhin fiir rechtmäßig.

Christiane Schneider

I. Vorwort

In diesem Prozeß gegen das Angehöri- 
gen-Info Nr. 30 geht es nur vordergrün­
dig um die Presseerklärung der Angehö­
rigen der politischen Gefangenen vom 
16.12.89. Hierin erinnern die Angehö­
rigen an die Morde an den Gefangenen 
Ulrike Meinhof, Andreas Baader, Gud­
run Ensslin, Jan-Carl Raspe und Ingrid 
Schubert 1976/77. Ich gehe noch später 
daraufein, warum die Angehörigen mit 
solch einer Selbstverständlichkeit von 
Mord reden und warum sie es gerade in 
der Situation nach dem Anschlag auf den 
Vorstandssprecher der Deutschen Bank 
Herrhausen getan haben.

Ich meine, es geht nur vordergründig 
um unsere Erklärung, weil dieser Pro­
zeß nur ein Teil von zunehmenden An­
griffen gegen unser Info ist.

Ich möchte es hier am Anfang gleich 
ganz deutlich sagen: Die BAW greift ge­
zielt unser Info an. Alle Verfahren gegen 
das Info werden bisher nur von ihr be­
trieben. Die BAW ist die zentrale Behör­
de für Verfolgung von Widerstand, wo­
ran die politische Intention in diesem 
Prozeß klar wird. Es ist mir wichtig, 
dies so zu sagen, weil wir diesen Prozeß 
nicht isoliert sehen dürfen, sondern im 
Zusammenhang mit den anderen Ver­
fahren und der zunehmenden Medien­
hetze gegen die Gefangenen, uns Ange­
hörige und den Widerstand. Bevor ich 
deswegen etwas zur Anklage sage, will 
ich zuerst darauf eingehen, warum wir 
Angehörigen das Info wollen, warum es 
uns so wichtig ist.

II. Das Angehörigen-Info, Schutz und 
Öffentlichkeit für die Gefangenen!

Als die politischen Gefangenen 1989 für 
ihre Zusammenlegung in den Hunger­
streik traten, war uns Angehörigen so­
fort klar, daß wir kontinuierlich über die 
Situation in den Gefängnissen und über 
die Solidarität draußen Öffentlichkeit 
herstellen mußten. Mit Hilfe des GNN- 
Verlags, der Herstellung und Vertrieb 
übernahm, gelang es uns schnell, wö­
chentlich über die aktuelle Situation zu 
berichten.

Das Hungerstreik-Info wurde viel ge­
lesen, dies trug mit zum Schutz der Ge­
fangenen bei.

Natürlich wollten wir auch, daß Grup­
pen und Einzelpersonen authentisch et­
was von den Gefangenen im Hunger­
streik erfahren, sich mit deren Briefen 
auseinandersetzen und die Forderungen 
nach Zusammenlegung und Freilassung 
aller Haftunfähigen unterstützten. .

Aber auch umgekehrt sollten die Ge­
fangenen etwas von den Menschen drau­
ßen, ihren Diskussionen und ihrer Soli­
darität mitkriegen.

Uns selbst hat die Arbeit am Info, so­
wie überhaupt die Öffentlichkeitsarbeit, 
nicht nur Mühe, sondern auch sehr viel 
Freude gebracht. Wir lernten Menschen 
im In- und Ausland kennen, die sich 
z. T. ganz neu mit den Forderungen der 
Gefangenen auseinandersetzten und die 
uns viel Solidarität entgegenbrachten. 
Das wollten wir natürlich auch nach dem 
Hungerstreik aufrechterhalten, zumal 
die Forderungen nicht erfüllt wurden.

Wir Angehörigen setzten und setzen 
uns weiter dafür ein, daß die Gefange­
nen miteinander und mit Menschen 
draußen diskutieren können. Wir wollen 
uns als lebendige Menschen mitkriegen 
und voneinander lernen. Wir wollen Iso­
lation durchbrechen. Das heißt, wir ge­
ben in erster Linie den Gefangenen in
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unserem Info eine Plattform, um sich 
darin anderen Menschen mitzuteilen. 
Wobei auch gesagt werden muß, daß 
über ein Info natürlich keine wirkliche 
gemeinsame Diskussion entstehen kann. 
Es kann nur ein Versuch bleiben, sich 
gegenseitig in Ansätzen mitzuteilen. Es 
ist sehr mühsam — wir müssen uns das 
mal für hier draußen vorstellen: Wir sä­
ßen vereinzelt in unseren Wohnungen 
und könnten uns nur über Publikationen 
verständigen. Zur wirklichen Diskus­
sion brauchen die Gefangenen die Zu­
sammenlegung in große Gruppen!

Dieses Bedürfnis nach gemeinsamer 
Diskussion um revolutionäre Politik 
wird nun immer wieder kriminalisiert. 
Briefe, die über Zensur normal das Ge­
fängnis verlassen haben, werden im 
nachhinein als Kassiber bezeichnet, und 
die Angehörigen und Anwälte sollen laut 
„Welt“ die „Boten“ der Gefangenen 
sein.

III. Warum die Angriffe auf 
das Info und die Angehörigen?

Das Interesse des Staates ist es, das Pro­
blem, das die politischen Gefangenen 
für ihn sind, endlich einmal loszuwer­
den. Er versucht, die politische Identität 
der Gefangenen durch Isolation zu bre­
chen und die Diskussion der Gefangenen 
mit gesellschaftlichen Gruppen draußen 
zu verhindern, und behauptet zugleich, 
es gäbe keine politischen Gefangenen:

Wir Angehörigen durchkreuzen mit 
unserer kontinuierlichen, jahrelangen 
Öffentlichkeitsarbeit das Interesse des 
Staates, die Gefangenen mundtot zu ma­
chen. Immer wieder machen wir auf die 
Situation der politischen Gefangenen 
aufmerksam, und nun lassen wir die Ge­
fangenen in unserem Info auch noch zu 
Wort kommmen.

Der Staat möchte, daß das Bild, das 
die bürgerlichen Medien von den Gefan­
genen geben — nämlich: verrückte, kalt­
blütige Monster —, bestehen bleibt. Wir 
setzen dem entgegen, die Gefangenen 
als ernsthafte, liebende, nachdenkliche, 
offene Menschen, die eine Sehnsucht 
nach einem Leben ohne Unrecht in sich 
haben. Dagegen will der Staat, daß die 
Menschen hier draußen nicht begreifen 
sollen, worum es den Gefangenen geht, 
nämlich um ein menschenwürdiges, be­
freites Leben für alle Menschen, ohne 
Ausbeutung und Unterdrückung. Des­
wegen soll eine Ausweitung der Diskus­
sionen mit den Gefangenen von der 
BAW verhindert werden, und das Info 
soll weg, weil der Staat allein die politi­
sche Diskussion bestimmen will. So for­
derte Rebmann im Februar alle dazu auf, 
das Angebot eines gesellschaftlichen 
Dialogs mit der RAF nicht weiter zu ver­
folgen. (taz, 21.2.90)

Wir sind dieser Aufforderung nicht 
gefolgt und werden deswegen von der 
BAW mit Verfahren und Einschüchte­
rungsversuchen seitens der Medien an­
gegriffen.

Das Ziel dieser Angriffe soll das Aus­
schalten des Infos sein.

Sorge macht uns dabei auch die Me­
dienkampagne der letzten Zeit gegen die 
Gefangenen und gegen uns Angehörige. 
Ich will hier ein paar Zeitungsausschnit­
te vorlesen, die für sich sprechen.

„Welt“, 27.7.: „Von Stahl spricht 
von großer Wahrscheinlichkeit, daß die 

Operationen auch aus den Gefängnissen 
heraus gesteuert würden. Helmut Pohl 
und Brigitte Mohnhaupt hätten unter an­
derem mit .Verwandtenrundbriefen' 
hinreichend auf sich selbst aufmerksam 
gemacht . . . Wer leistete Botendienste? 
Die Verwandten, die Anwälte?“

„Bild am Sonntag“, 29.7. — Wolf­
gang Zeitlmann, innenpolitischer Ex­
perte der CSU: „Um den terroristischen 
Sumpf endgültig auszutrocknen, müssen 
die Kontakte zwischen einsitzenden 
Gewalttätern und ihren Gesinnungsge­
nossen außerhalb der Gefängnisse kom­
plett überwacht werden — bis hin zu völ­
liger Kontaktsperre!“

„Welt“, 30.7.: „Weiter sollte nach 
Meinung vom bayerischen Innenmini­
ster Stoiber die Intention des Kontakt­
sperregesetzes neu formuliert werden.“

Dazu fand am 21.8. im Kanzleramt 
ein Spitzengespräch der Koalitionspar­
teien mit Sicherheitsexperten statt, wo­
bei es u.a. um das Kontaktsperregesetz 
ging.

Das heißt, daß der Staat über eine 
Neuformulierung des Kontaktsperrege­
setzes sich die Möglichkeit schaffen 
will, die Gefangenen jederzeit und will­
kürlich von der Außenwelt abzuschotten 
und sie damit von jeder politischen Dis­
kussion auszuschließen. Dazu gehört 
auch die Vernichtung des Infos.

Um diese Verschärfung durchsetzen 
zu können, wird der Öffentlichkeit er­
zählt, die Aktionen draußen würden aus 
der Zelle heraus gesteuert.

An dieser Stelle komme ich nun zu 
dem Punkt, um den es hier konkret im 
Prozeß geht, nämlich um die Situation 
1977 in Stammheim. Es wurde damals 
eine ähnliche Medienkampagne wie jetzt 
geführt, über die Konstruktion Zellen­
steuerung wurde das Kontaktsperrege­
setz eingeführt, und während dieser 
dann mehrere Wochen lang durchge- 
fiihrten Kontaktsperre fanden dann die 
Morde an den drei Gefangenen in 
Stammheim statt und der Mordversuch 
an Irmgard Möller.

IV. Die Situation bei den 
Gefangenen nach Anschlägen

Ich möchte die Situation der politischen 
Gefangenen schildern nach der Aktion 
gegen den Vorstandssprecher der Deut­
schen Bank, Herrhausen.

Die Gefangenen wurden, bevor sie 
überhaupt wußten, um was es ging, in 
andere Zellen verschleppt und dort meh­
rere Tage total isoliert gehalten, außer­
dem wurden Besuchsverbote ausgespro­
chen. Die Zellen wurden durchsucht, 
und in den Medien wurden die politi­
schen Gefangenen als die Verantwortli­
chen fiir die Aktion dargestellt. Schon 
am Abend nach der Aktion wurde unser 
Angehörigen-Info in der Tagesschau ge­
zeigt mit einem Brief von Helmut Pohl. 
Dieser Brief sollte der Auslöser für die 
Aktion gewesen sein. Von meiner 
Schwester Christa Eckes bekam ich ei­
nen Brief, in dem es u.a. heißt: „Am 
Donnerstagmorgen um ca. 10.30 Uhr 
kam die Anstaltsleiterin zu uns in die 
Zellen und sagte, ab sofort sei Kontakt­
sperre. Wir haben es erst gar nicht ge­
glaubt. Auf unsere Frage, warum, sagte 
sie, Herrhausen sei in die Luft gesprengt 
worden, und es sei nicht klar, ob wir was 
damit zu tun hätten. Die Kontaktsperre

sei eine vorläufige Entscheidung, und 
mehr könne sie zur Zeit nicht sagen, 
vielleicht am Nachmittag.

Wir seien ab sofort voneinander ge­
trennt, auch kein Kontakt zu anderen 
Gefangenen — also, in die Zellen und 
zu.

Sie reagieren mit Kontaktsperre gegen 
uns, wenn draußen ein Angriff läuft. Es 
ist wieder das Alte: die Gefangenen als 
Geiseln gegen die Entwicklungen des 
Kampfes draußen — jetzt in der unmit­
telbaren Reaktion, wie es angelegt ist, so 
zugespitzt wie seit ’77 nicht mehr.

Das wird in dem Durchsuchungsbe­
schluß der BAW vom selben Tag zemen­
tiert. Hierin heißt es u.a.: ,Die Ausfüh­
rungen enthalten nicht nur das Signal zur 
Begehung von Anschlägen, sie deuten 
auch daraufhin, daß Pohl und andere in­
haftierte RAF-Mitglieder konspirativ an 
der Planung der von in Freiheit befindli­
chen RAF-Mitgliedern verübten Tat be­
teiligt sind.'“

In solch einer Situation ist der erste 
Gedanke von uns Angehörigen: Wie 
können wir unsere Kinder und Geschwi­
ster jetzt vor weiteren Angriffen schüt­
zen? Wir hatten große Sorge und Angst 
um sie. Aus dieser Angst und Sorge her­
aus haben die Angehörigen die Presseer­
klärung geschrieben, in der sie daran er­
innerten, daß in einer ähnlichen Situati­
on, nämlich Kontaktsperre und Medien­
kampagne, die Morde in Stammheim 
möglich waren.

V. Warum sagen die 
Angehörigen „Mord“?

Warum sagen sie es mit solch einer Si­
cherheit? Wir können es zunächst aus 
unserem Verhältnis zu unseren Kindern 
und Geschwistern heraus erklären. Wir 
kennen und lieben unsere Angehörigen 
in den Gefängnissen. Wir wissen, daß 
sie ganz genau mit Wahrheit umgehen. 
Und vor allen Dingen wissen wir, daß 
sie fiir das Leben kämpfen, was sich ja 
auch in der Forderung nach Zusammen­
legung ausdrückt. Irmgard Möller, die 
die Nacht vom 18. 10.77 überlebt hat, 
sagte nach dem 18.10.77 noch in der 
Klinik vor dem Staatsanwalt: „Ich erklä­
re ausdrücklich, ich habe weder einen 
Selbstmordversuch begangen, noch in­
tendiert, noch war eine Abrede dage­
wesen. Ich hätte dies abgelehnt und 
lehne dies ab; es war immer klar gewe­
sen zwischen uns, das ist nicht unsere 
Sache und unsere Politik.“

In einem am 10.10. 77 beim OLG 
Stuttgart eingegangenen Beschwerde­
schreiben an den Strafsenat sagt Andreas 
Baader folgendes:

„Aus dem Zusammenhang aller Maß­
nahmen seit sechs Wochen und ein paar 
Bemerkungen der Beamten läßt sich der 
Schluß ziehen, daß die Administration 
oder der Staatschutz, der — wie ein Be­
amter sagt — jetzt permanent im 7. Stock 
ist, die Hoffnung haben, hier einen oder 
mehrere Selbstmorde zu provozieren, 
sie jedenfalls plausibel erscheinen zu 
lassen.

Ich stelle dazu fest: Keiner von uns — 
das war in den paar Worten, die wir vor 
zwei Wochen an der Tür wechseln konn­
ten, und der Diskussion seit Jahren klar 
— hat die Absicht, sich umzubringen. 
Sollten wir hier tot aufgefunden werden, 
sind wir in der guten Tradition justiziel­

ler und politischer Maßnahmen dieses 
Verfahrens getötet worden.“

Meine Schwester Christa Eckes segle 
nach dem Tod von Ulrike Meinhof bei 
einem Besuch zu mir: „Wenn Du ir­
gendwann einmal gesagt bekommst, ich 
hätte Selbstmord gemacht, mußt du wis­
sen, daß es nicht stimmt. Ich will leben 
und kämpfe fiir das Leben.“ Das hat sie 
so eindringlich gesagt, daß ich es nie 
vergessen habe. Andere Angehörige 
können das gleiche berichten. Diese 
Aussagen sind ausschlaggebend für uns. 

Darüber hinaus gibt es noch mehr 
wichtige Punkte, die für Mord sprechen:
1. Die Widersprüche, die es in den Er­

mittlungen gab, sind nie geklärt wor­
den, sie schließen Selbstmord aus.

2. In der vor dem 18.10.77 gelaufenen 
Medienkampagne wurde von offi­
zieller Seite die Möglichkeit der Er­
mordung der Gefangenen erwogen.

3. Es gibt Indizien, die fiir einen Moni 
sprechen.

4. Es ist von Anfang an nur in Richtung 
Selbstmord ermittelt worden.

Schon am Todestag wurde in den Nach­
richten von Selbstmord gesprochen. Al­
so zu einer Zeit, wo es noch gar nicht 
geklärt worden sein konnte. BKA-Kri- 
minaloberrat Günter Textor, Leiter der 
„Sonderkommission Stammheim“, der 
mit der Untersuchung der Todesfälle in 
Stammheim beauftragt wurde, erklärte 
im „Stern“ Nr. 45/1980, für ihn habe 
von Anfang an festgestanden, daß es 
sich um Selbstmord handele. Er sagte: 
„In anderer Richtung haben wir nie er­
mittelt, und von der Staatsanwaltschaft 
haben wir auch keine entsprechenden, 
über Selbstmord hinausgehenden Er­
mittlungsaufträge bekommen.“

Wir Angehörigen haben unter diesen 
Umständen das Recht, von Morden zu 
sprechen. Gestützt weiden wir dabei von 
Beschlüssen der Vereinten Nationen.

VI. UNO-Dokumente, die sich 
mit Todesfällen von Menschen 
befassen, die sich in staatlicher 
Verfügungsgewalt befinden

Um außerlegale Hinrichtungen zu ver­
meiden und die Untersuchung solcher 
Fälle sicherzustellen, hat der Ökonomi­
sche und Soziale Rat der Vereinten Na­
tionen 1989 mehrere Resolutionen und 
Beschlüsse gefaßt, wie damit umzuge­
hen ist, wenn es zu Todesfilien von 
Menschen kommt, die sich unter staatli­
cher Vferfügungsgewalt befinden.

Ich will mich im folgenden nur darauf 
beziehen, was in diesem Verfahren hier 
konkret für uns wichtig ist und woran 
noch einmal deutlich wird, daß das gan­
ze Verfahren gegen uns vollkommen 
ungerechtfertigt ist und u.a. das Ziel 
verfolgt, fiir diesen Staat unbequeme 
Wahrheiten nicht mehr sagen zu dürfen.

In den Dokumenten wird von den ver­
antwortlichen Regierungen gefordert, 
daß in allen unklaren Todesfilien von 
Gefangenen sofort ein UntersuchuMS 
verfahren eingeleitet werden muß. um 
genauestens den Grund, die Art. Zeit 
des Todes und die Verantwortlichkeit 
von Dritten zu klären. Insbesondere, 
wenn es Beschwerden von Angehörigen 
gibt, daß sie aufgrund der Umstände von 
einem unnatürlichen Tod ausgehen, 
müssen die Todesfälle genauestens und 
unvoreingenommen geklärt werden. Ich 
habe eben vieles dazu gesagt: Die Er­
gebnisse der staatlichen Ermittlungea 
waren schon veröffentlicht, bevor es 
überhaupt genaueste Untersuchungen 
gegeben hatte.



Beilage vom 21.12.1990

Die UNO fordert desweiteren, daß in 
Fällen, in denen das durchgefiihrte staat- 
iiehe Untersuchungsverfahren inad­
äquat ist. wegen Mangels an Sachver­
stand oder Unparteilichkeit, und in Fäl­
len. in denen es Beschwerden von der 
Familie des Opfers über diese Unzu­
länglichkeiten gibt, eine unabhängige 
Untersuchungskommission eingerichtet 
werden muß. die die Autorität be­
kommt. alle Informationen zu erhalten, 
die für die Nachforschungen zur Klä­
rung der Todesfälle nötig sind. Diese 
unabhängige Untersuchungskommissi­
on muß aus Menschen zusammengesetzt 
»erden, die anerkannt unparteilich, 
sachverständig und von staatlichen Insti­
tutionen unabhängig sind. Wenn es eine 
Regierung verweigert, unparteiische 
Untersuchungsverfahren einzurichten, 
läßt sich daraus folgern, daß die Regie­
rung politische oder andere willkürliche 
Morde vertuschen will. Zudem fordern 
die Vereinten Nationen, daß die Be­
schwerdeführer. also hier die Angehöri­
gen, sowie die Zeugen und Mitglieder 
der unabhängigen Untersuchungskom­
mission vor Gewalt. Androhung von 
Gewalt oder jeder anderen Form der 
Einschüchterung beschützt werden sol­
len ! Was ist dieser Prozeß hier anderes, 
als daß wir Angehörigen verfolgt, verur­
teilt und eingeschüchtert werden sollen? 
— Obwohl wir nichts anderes machen, 
als im Interesse unserer Söhne. Töchter, 
Schwestern und Brüder uns das Recht zu 
nehmen, an der offiziellen staatlichen 
Version der ,,Selbstmorde“ in Stamm­
heim 1977 berechtigt zu zweifeln und, 
aus allem heraus, was wir wissen, zu sa­
gen: ..Es waren Morde'.“

VII. Nachwort

Zum Schluß möchte ich nur noch ein 
paar Gedanken aufwerfen, warum die­
ser Staat, dieser gewaltige Machtappa­
rat, eigentlich solch eine Angst vor einer 
handvoll Eltern und Geschwistern von

politischen Gefangenen hat. die nichts 
anderes tun. als Öffentlichkeit und 
Schutz für ihre Angehörigen in den Ge­
fängnissen herzustellen, und die es wa­
gen. die Wahrheit zu sagen.

Und wenn ich vom gewaltigen Macht­
apparat rede, ist das nicht nur eine Phra­
se. denn wir wissen doch alle, was diese 
Macht ausmacht:

Die Macht des Geldes, der Banken 
und Konzerne. Diese Macht bestimmt, 
in welchem Land es gerade günstig ist, 
Menschen, darunter sogar Tausende von 
Kindern, für Hungerlöhne arbeiten zu 
lassen. Diese Macht zerstört mit ihrer 
Wirtschaftspolitik ganze Kontinente wie 
z.B. Südamerika und Afrika und bringt 
die osteuropäischen Länder mit dem 
Zauberwort kapitalistische Freiheit in 
ihre Abhängigkeit. Da Wirtschafts­
wachstum ja das höchste Ziel ist, kann es 
nur erreicht werden über Leistungs­
druck, Konkurrenz. Egoismus und ge­
steigertes Konsumverhalten. Das wie­
derum ruft Vereinzelung, Kälte und Ent­
fremdung zwischen den Menschen her­
vor. Aber es gibt Menschen, die sich 
dem widersetzen, die mit ihrer Mensch­
lichkeit dieses System ins Wanken brin­
gen können. Um sich vor diesen Men­
schen zu schützen, wird ein „guter“ Po­
lizei- und Justizapparat gebraucht, der 
jeglichen Ansatz von Widerstand im 
Keim ersticken soll.

Wir müssen uns mal ganz bewußt ma­
chen, was hier eigentlich abläuft. Da ist 
der Staat mit seinen Massenvernich­
tungsmitteln, mit denen die Welt mehr­
fach vernichtet werden könnte und die 
uns tagtäglich direkt bedrohen. Da gibt 
es die Zerstörung der Luft, des Wassers 
und der ganzen Natur, und auf der An­
klagebank sitzen nicht diejenigen, die 
diese Vernichtungspolitik zu verantwor­
ten haben, sondern diejenigen, die sich 
dagegen wehren und für eine bessere 
Welt kämpfen.

Adelheid Hinrichsen Angehörige besetzen das Europaparlament in Bonn

Der Golfkonflikt: Ein Schritt zum arabischen Nationalstaat?
Der UNO-Sicherheitsrat hat dem Irak 
eine Frist zur bedingungslosen Räu­
mung Kuweits bis 15. Januar 1991 ge­
setzt und danach die „Anwendung aller 
notwendigen Mittel“ angedroht. Wie 
die daraufhin begonnenen Verhandlun­
gen zwischen den USA und dem Irak 
ausgehen werden, ob der näherrückende 
Krieg stattfindet oder nicht, ist ungewiß. 
Das irakische (Mindest-) Ziel ist, die 
Rumaila-Ölfelder sowie einen Zugang 
zum Golf zu erhalten. Das amerikani­
sche Ziel ist, die US-Hegemonie im Na­
hen und Mittleren Osten zu sichern; zu 
diesem Zweck muß die irakische Mili­
tärmacht beschnitten, wenn nicht zer­
stört werden. Die beiden Ziele stehen 
sich so kontrovers gegenüber, daß nur 
schwer zu sehen ist, wo die Kompromiß­
möglichkeiten zwischen den Kontrahen­
ten liegen. Endgültig wird wohl in die­
sen Tagen die Entscheidung über Krieg 
oder Frieden fallen.

Die westdeutsche Linke hat auf den 
drohenden Krieg bisher mit den Parolen 
der Demonstration am 24.11.1990 
„Stoppt den Krieg am Golf — Kein Blut 
für Öl!“ reagiert. Mit einem entschiede­
nen Sowohl-als-auch hat man seinen pa­
zifistischen und demokratisch-friedlie­
benden Überzeugungen Ausdruck gege­
ben und fordert in ausgewogener Di­
stanz sowohl „Schluß mit dem militäri­
schen Aufmarsch am Golf“ als auch 
„Selbstbestimmung für Kuweit“ (Auf­
ruf des Trägerkreises Golf-Demo). Ei­
genständige Positionen sucht man — wie 
so vieles andere — bei den linken Orga­
nisationen vergebens.

Der Golf-Konflikt wirft im wesentli­
chen drei Fragen auf. die über die inter- 
naüonale Kräfteentwicklung Aufschluß 
geben. Die erste und entscheidende Fra­
ge lautet, wie der Konflikt zwischen 
Kuweit und dem Irak als solcher zu be- 
*erten ist. Die zweite Frage zielt auf die 
Mitik der ausländischen Mächte am 
Golf, neben den USA die Sowjetunion 
sowie Großbritannien und Frankreich. 
Die dritte Frage schließlich richtet sich 
nach der Rolle des vereinigten Deutsch­
land ist die Politik der deutschen Bour­
geoisie tatsächlich so zu kritisieren, daß 
man sich gegen den ..NATO-Krieg am 
Golf' wendet und damit glaubt, die 
Bundesrepublik zu treffen? Aus der Be­
antwortung dieser Fragen ergeben sich 
die Konsequenzen für eine revolutionäre 
ftniüon zu dem Konflikt.

Die Vernichtung des 1. Kuweit
Der Einmarsch der irakischen Truppen 
nach Kuweit war ein Novum in der Ge­
schichte der arabischen Länder. Bisher 
hat es in den arabischen Staaten die ver­
schiedensten Umstürze der inneren Ord­
nung, Militärrevolten etc. gegeben, oh­
ne daß jedoch die gegebenen Grenzen 
angetastet wurden. Lediglich in den ara­
bisch-israelischen Auseinandersetzun­
gen wurden und werden die Grenzen in 
Frage gestellt. Nunmehr hat ein arabi­
scher Staat einen anderen arabischen 
Staat angegriffen und bedroht damit die 
ganze Staatenordnung der Region. Aber 
was ist das für eine Staatenordnung, die 
unter offener Mißachtung des Selbstbe­
stimmungsrechts von Saddam Hussein 
in Gefahr gebracht worden ist?

Die Staatengründung und Grenzzie­
hung im Nahen und Mittleren Ostens ist 
bei Auflösung der Kolonialreiche von 
den Kolonialmächten Frankreich und 
vor allem Großbritannien vorgenommen 
worden. Dabei war ausschlaggebend, 
keinen einheitlichen arabischen Natio­
nalstaat Zustandekommen zu lassen und 
den Zugang zum Erdöl zu sichern. Auf 
diese Weise sind die verschiedenen ara­
bischen Staaten entstanden. Unter ihnen 
stellen insbesondere die Scheichtümer 
am Golf — neben Saudi-Arabien Ku­
weit, die Vereinigten Arabischen Emi­
rate. Oman, Bahrein und Quatar — nicht 
mehr als Ölquellen dar, die mit einer Na­
tionalfahne versehen wurden. Alleine 
nicht lebensfähig, ist das notwendige 
Gesetz ihrer Existenz die Spaltung der 
arabischen Nation und die Kollaboration 
mit ausländischen Mächten, deren 
Schutz sie sich gegen die Verpflichtung 
zur Lieferung von Erdöl zu annehmba­
ren Preisen erkaufen.

Auf dem Weg zum 
Nationalstaat der Araber

In den 50er und 60er Jahren wurden in 
einer Reihe der arabischen Einzelstaaten 
die noch von den Kolonialherren einge­
setzten Marionettenregimes gestürzt: 
Ägypten 1952 (Nasser); Syrien und Irak 
1962 (Baath-Partei); Libyen 1969 (Al- 
Gaddafi). Eines ist jedoch nicht gelun­
gen: einen gemeinsamen arabischen Na­
tionalstaat zu schaffen. Welche Ausdeh­
nung dieser Nationalstaat letztlich haben 
wird, muß sich noch herausstellen. Im 
Norden und Osten geographisch be­

grenzt durch das Mittelmeer, die Türkei 
und den Iran, ist nach Westen hin nicht 
endgültig klar, welche Einzelstaaten er 
umfassen wird, d.h. insbesondere, ob 
alle oder nur einzelne der Maghreb- 
Staaten dazugehören werden. In vieler­
lei Hinsicht ähnelt die gegenwärtige Si­
tuation und historische Aufgabenstel­
lung Arabiens der deutschen National­
staatsbildung im 19. Jahrhundert, ange­
fangen von der Notwendigkeit, die terri­
toriale Zersplitterung zu überwinden, 
über die Unsicherheit, welche Einzel­
staaten endgültig dazugehören, bis zur 
Gegnerschaft der ausländischen Mäch­
te.

Dem materiellen Inhalt nach bedeutet 
die Schaffung eines solchen einheitli­
chen Staates der Araber das Zusammen­
kommen des Ölreichtums des Golfes mit 
dem Bevölkerungsreichtum des arabi­
schen Nordens. Als Schritt in genau die­
se Richtung wurde die Eroberung Ku­
weits durch Saddam Hussein auch von 
den arabischen Massen begriffen und 
begrüßt. Umgekehrt ist ein gesamtarabi­
scher Nationalstaat mit seiner resultie­
renden wirtschaftlichen Selbständigkeit 
und politischen Unabhängigkeit der 
Alptraum der westlichen Imperialisten, 
die USA an der Spitze.

Feudale Drohnenstaaten
Außer den ausländischen Mächten sind 
insbesondere die verbliebenen Feudalre­
gimes am Golf entschiedene Gegner der 
arabischen Nationalbewegung, wird da­
durch doch ihr Parasitendasein von 
Grund auf bedroht. Der Charakter die­
ser Staaten zeigt sich exemplarisch an 
Kuweit. Die Staatsbürgerschaft des 
Scheichtums ist in zwei Klassen geteilt. 
Die volle Staatsbürgerschaft einschließ­
lich des Wahlrechts haben lediglich etwa 
90000 erwachsene Männer der soge­
nannten „alten Familien“; das sind die 
Angehörigen und Nachkommen des Be­
duinenstamms, den die Briten seinerzeit 
zum Staat erklärt haben, eine Ansamm­
lung von Nichtstuern, die beim Ein­
marsch der irakischen Truppen nicht zu 
fliehen brauchten, weil sie sich sowieso 
nur selten in ihrer Heimat aufhalten. 
Daneben gibt es weitere ca. 600000 Per­
sonen, die in den vergangenen Jahrzehn­
ten nach Kuweit zugewandert sind und 
wegen ihrer Verdienste um das Wohler­
gehen der alten Familien und des 
Scheichtums eine Staatsbürgerschaft 

zweiter Klasse erhalten haben: sie genie­
ßen Aufenthaltsrecht und haben An­
spruch auf alle sozialen Vergünstigun­
gen des Scheichtums, verfügen jedoch 
nur über eingeschränkte politische 
Rechte; u.a. dürfen sie nicht wählen. 
Dazu kommen schließlich etwas über ei­
ne Million „Gastarbeiter“ aus Arabien 
und Asien, die das Recht haben zu arbei­
ten, solange ihre Herren sie benötigen, 
ansonsten aber weder soziale noch poli­
tische Rechte genießen. Nicht viel an­
ders sind die Zustände in den anderen 
Feudalstaaten.

Israel als Garantiemacht 
der arabischen Niederhaltung 

Neben ihnen ist der entschlossenste 
Gegner der arabischen Einheit der mili­
taristische Siedlerstaat Israel. Von den 
imperialistischen Mächten künstlich ge­
schaffen und von den USA finanziell 
ausgehalten, verfugt er im Gegensatz zu 
den Golfstaaten über die militärische 
Schlagkraft, um den Arabern entgegen- 
zufreten. Seine Existenz gründet sich auf 
der Niederhaltung der arabischen Na­
tion, weil Israel nur solange überleben 
kann, wie die arabische Nation gespal­
ten ist. Umgekehrt muß sich jeder 
Schritt der arabischen Einheit gegen Is­
rael als den entscheidenden Garanten der 
gegenwärtigen Ordnung richten.

Revolutionäre Folgen 
des Überfalls auf Kuweit

Ohne daß dies die Absicht Saddam Hus­
seins war, hat das Vorgehen des Irak die 
Kernfragen der arabischen Nation auf 
die Tagesordnung gesetzt: die Zerstö­
rung der Feudalregimes und schließlich 
die Auseinandersetzung mit Israel. Die 
Motive, die zu dem Überfall auf Kuweit 
geführt haben haben, waren so wenig 
ehrenwert wie die beim achtjährigen 
Krieg gegen den Iran: zusätzliches Erdöl 
und ein Zugang zum Golf, um den Irak 
zur Seemacht zu machen. Erst als die 
USA mit dem beginnenden Truppenauf­
marsch demonstrierten, daß sie nicht 
daran dachten, den irakischen Machtzu­
wachs zu dulden, blieb Saddam Hussein 
nur die Flucht nach vorn und trat er als 
Einiger der arabischen Nation und Be­
freier Palästinas auf. Er vollzog damit 
das nach, als was die arabischen Massen 
die Auflösung des kuweitischen 
Scheichtums von vornherein aufgefaßt 
hatten und was aus den Dingen selber 

entspringt. Jenseits der individuellen 
Beweggründe der Beteiligten machen 
die realen Verhältnisse die Zerschla­
gung Kuweits durch den Irak objektiv zu 
einem revolutionären Akt.

Wiederum ist der Vergleich mit der 
deutschen Nationalstaatsbildung im 19. 
Jahrhundert hilfreich. Als Bismarck das 
Deutsche Reich schuf, handelte er kei­
neswegs aus nationaler Überzeugung, 
sondern um die Herrschaft seiner Klas­
se, der preußischen Junker, zu retten. So 
stellte er den Junkerstaat Preußen an die 
Spitze der Nationalbewegung, die sonst 
über ihn hinweggegangen wäre. Damit 
vollbrachte er das historisch Notwendi­
ge und handelte objektiv revolutionär, 
wie von Marx und Engels auch immer 
anerkannt. Nebenher ließ er dabei — 
höchst illegal — eine Reihe deutscher 
Fürstenkronen purzeln, ohne die Ein­
wohner der Kleinstaaten zu fragen und 
ohne daß Marxisten dem bisher eine 
Träne nachgeweint hätten.

Selbstbestimmung für 
einen Drohnenstaat

Was bedeutet unter diesen Umständen 
die Forderung nach der „Selbstbestim­
mung Kuweits“? Welches kuweitische 
Volk soll hier das Selbstbestimmungs­
recht ausüben? Das Drohnenvolk erster 
Klasse — die alten Familien —, oder das 
Drohnenvolk 2. Klasse — die verdienten 
Zuwanderer —, die unter den von der 
britischen Kolonialmacht geschaffenen 
Bedingungen gemeinsam für die Auf­
rechterhaltung ihrer privilegierten Exi­
stenz eintreten müssen? Oder sollen die 
arabischen und asiatischen Gastarbeiter 
das Selbstbestimmungsrecht ausüben, 
die mittlerweile wieder größtenteils in 
ihre Heimatländer zurückgeflutet sind? 
Sobald man die Forderung nach dem 
„Selbstbestimmungsrecht“ konkreti­
siert, entpuppt sie sich als fortschrittlich 
klingende Phrase, deren realer Inhalt die 
Aufrechterhaltung der überkommenen 
Staatenordnung im Nahen und Mittleren 
Osten ist.

Es gibt für Revolutionäre keinen 
Grund, in diesem Fall den Standpunkt 
des Völkerrechts einzunehmen, so „de­
mokratisch“ auch immer dies wirkt, 
weil das Völkerrecht hier lediglich die 
nachkolonial-imperialistische Ordnung 
schützt. Der Maßstab zur Beurteilung 
des Golf-Konflikts kann sich weder aus 
dem Pazifismus noch aus der Demokra-
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tie an sich ergeben, sondern daraus, in­
wieweit die imperialistischen Kern­
mächte geschwächt werden und die Bil­
dung des historisch auf der Tagesord­
nung stehenden Nationalstaats der Ara­
ber näherrückt.

Die USA im Kampf um 
ihre Hegemonialposition

Die Frage nach den Zielen der Vereinig­
ten Staaten im Golf-Konflikt stellt sich 
deswegen mit besonderer Schärfe, weil 
die USA — im Unterschied zu anderen 
Staaten — nicht elementar auf die Öllie­
ferungen aus dieser Region angewiesen 
sind. Wenn sie das Öl aber nicht zwin­
gend benötigen — was ist dann der 
Grund für ihr Engagement? Diese Frage 
läßt sich nur aus der Globalpolitik der 
USA heraus beantworten: die Herr­
schaft über den Golf und damit über das 
Öl sichert die Vormacht gegenüber allen 
Staaten, die im Gegensatz zu den USA 
von diesen Öllieferungen abhängig sind. 
Das sind in erster Linie die Westeuropä­
er und Japaner, daneben eine Großzahl 
von Staaten der 3. Welt, die durch ihre 
Abhängigkeit vom Erdöl abhängig sind 
von derjenigen Macht, die den Golf kon­
trolliert. Mit anderen Worten: die Kon­
trolle über das weltweite Förderzentrum 
der z.Zt. wichtigsten Energiequelle die­
ser Erde sichert die weltweite Hegemo­
nialposition der USA, sichert ihre Rolle 
als Weltmacht.

Deshalb verkündete der damalige US- 
Präsident Carter schon im Jahre 1980 
die sog. Nahost-Doktrin, die nach wie 
vor Leitlinie der US-Politik ist: „Jeder 
Versuch einer ausländischen Macht, die 
Kontrolle über die Golfregion zu erlan­
gen, wird als ein Angriff auf lebens­
wichtige Interessen der USA angesehen 
und mit allen Mitteln, einschließlich mi­
litärischer Gewalt, zurückgeschlagen 
werden“.

Zwischen Krieg und Kompromiß
Die islamische Revolution im Iran hat 
vor mehr als zehn Jahren mit dem Schah- 
Regime bereits den damaligen Haupt­
stützpunkt der Amerikaner am Golf hin­
weggefegt. Nunmehr ist der Irak dabei, 
eine regionale Vormacht zu werden, die 
amerikanischen Einflußmöglichkeiten 
gänzlich entzogen ist und auf dem 
Sprung steht, die arabische Einheit mit 
Waffengewalt herbeizuführen. Ihn ge­
währenlassen, hieße regional, Israel auf 
Dauer zu gefährden, und global, Ab­
schied zu nehmen von der jahrzehntelan­
gen weltweiten Hegemonialpolitik. Da­
zu ist die amerikanische Bourgeoisie 
keineswegs bereit, auch wenn eine zu­
nehmende Strömung diese Politik mehr 
und mehr als Überforderung der eigenen 
Kräfte ansieht und fordert, zum „Isola­
tionismus“ zurückzukehren.

Wie aber sollen die Iraker zum Rück­
zug aus Kuweit anders als durch Krieg 
gezwungen werden? Freiwillig werden 
sie sich nur dann zurückziehen, wenn 

ihnen das Rumaila-Ölfeld und die Inseln 
zugestanden werden, die den Zugang 
zum Golf versperren. Damit würde das 
Realität, was die Amerikaner verhin­
dern wollen: der Irak ginge gestärkt aus 
der Krise hervor; er würde nicht nur 
endgültig zur beherrschenden Land­
macht im arabischen Raum, sondern 
auch zur Seemacht, die er bisher nicht 
ist. Unter diesen Umständen ist nur 
schwer zu erkennen, wo der Spielraum 
für Kompromisse ist.

Die Sowjetunion: 
Schwäche un<4 Kondominium

Damit kommen wir zur weiteren Frage, 
nach der Politik der anderen Staaten, zu­
nächst der Sowjetunion. Auffallend ist, 
daß USA und SU gemeinsame Resoluti­
onen im Weltsicherheitsrat verabschie­
det haben, bis hin zum kürzlichen Ulti­
matum an Saddam Hussein. Von der 
Linken wird dies auf die gegenwärtige 
Schwächesituation der UdSSR zurück­
geführt. Das ist jedoch nur die eine Sei­
te. Die andere Seite ist die Tatsache, daß 
seit 1956 eine Art amerikanisch-sowjeti­
sches Kondominium über den Nahen 
und Mittleren Osten existiert. In diesem 
Jahr versuchten die Kolonialmächte 
Großbritannien und Frankreich mit Un­
terstützung Israels, durch den Einsatz 
von Fallschirmjägertruppen die soeben 
durch den ägyptischen Staatspräsidenten 
Nasser durchgeführte Verstaatlichung 
des Suez-Kanals rückgängig zu machen. 
Das Militärabenteuer scheiterte nicht 
nur an der Rückendeckung Ägyptens 
durch die Sowjetunion. Es scheiterte 
auch an der verweigerten Rücken­
deckung der Briten und Franzosen durch 
die Amerikaner. Letztere dachten nicht 
daran, die untergehenden Kolonialrei­
che der Europäer zu retten, sondern ver­
langten im Gegenteil deren Verschwin­
den, um das entstehende Machtvakuum 
selber auszufüllen. Seither existiert eine 
Art gemeinsamer amerikanisch-sowjeti­
scher Vorherrschaft in dieser Region.

Im Innenverhältnis war dieses Kondo­
minium von permanenter Rivalität ge­
kennzeichnet, indem jede der beiden 
Seiten versuchte, die andere herauszu­
drängen. Gegenüber Dritten hat man 
aber immer gemeinsam dafür Sorge ge­
tragen, daß keine andere Macht in der 
Region zu stark wurde. Diese Gesetz­
mäßigkeit zeigt sich zuletzt bei der von 
beiden — wenn auch mit unterschiedli­
cher Intensität — bekämpften islami­
schen Revolution im Iran. Im Fall des 
Irak bestätigt sich das Muster: beide 
Mächte sind gegen das Vorgehen Sad­
dam Hussein, weil sie keine eigenständi­
ge Regionalmacht dulden wollen, die ih­
re eigene Politik betreibt, unkontrolliert 
von beiden Mächten.

Überreste britischer 
Weltmachtpolitik

Großbritannien ist der einzige Staat, der 
nicht nur Truppen nach Saudi-Arabien 

verschifft, sondern diese auch von An­
fang an amerikanischem Oberbefehl un­
terstellt hat. Als einstige koloniale Vor­
macht der Region haben die Briten ihren 
verbliebenen Einfluß als Mitgift in die 
„special relationship“ mit den Amerika­
nern eingebracht. Bevor das Bündnis der 
angelsächsischen Seemächte zerbricht 
und die britische Bourgeoisie außenpoli­
tisch statt mit den Amerikanern mit den 
Kontinentaleuropäem zusammengeht, 
muß immer noch eine kopernikanische 
Wende der insularen Außenpolitik erfol­
gen. Der Wechsel von Margaret That­
cher zu dem Thatcher-Mann Major war 
das nicht.

Der Zusammenbruch der 
französischen Nahostpolitik

Für die französische Bourgeoisie bedeu­
tet der Irak-Konflikt mehr als nur eine 
Niederlage. Vor Jahren ist bereits der 
Libanon, unter den nachkolonialen Staa­
ten der Region speziell französischer 
Stützpunkt, dem eigenen Einfluß entglit­
ten, weil Frankreich nicht länger in der 
Lage war, seine christlichen Helfershel­
fer an der Macht zu halten. Nunmehr hat 
auch der Irak, in dem sich die Mitterand- 
Regierung durch massive Waffenliefe­
rungen Einfluß zu erkaufen suchte, die 
Franzosen enttäuscht, und das zum glei­
chen Zeitpunkt, in dem Frankreich 
durch die Wiederentstehung des deut­
schen Nationalstaates auch in Europa an 
den Rand des Geschehens gedrängt 
wird. Jahrzehntelang haben die Umstän­
de der Geschichte, namentlich die Spal­
tung Deutschlands und die Dauerhaftig­
keit der nachkolonialen Ordnung im 
Mittelmeerraum, Frankreich erlaubt, 
eine größere Rolle zu spielen, als es der 
eigenen Stärke entsprach. Diese Zeiten 
neigen sich dem Ende zu. Stattdessen 
eröffnet die Entwicklung dem wieder­
vereinten Deutschland, traditionell 
Nichtkolonialmacht in der Region, neue 
Einflußmöglichkeiten.

Deutschland bald im Nato-Krieg?
Wenn man nur die Publikationen der 
Linken lesen würde, wäre jeder Leser 
und jede Leserin der Überzeugung, daß 
die westdeutsche Bourgeoisie nichts 
besseres zu tun hätte, als kriegslüstern 
auf den Tag zu warten, an dem die Bun­
deswehr an der Seite der Amerikaner 
den „Irren aus Bagdad“ beseitigt. We­
gen der Entsendung von 5 Minensuch­
booten mit 385 Mann Besatzung sah der 
„Arbeiterkampf* Deutschland bereits 
im „Kriegszustand“ mit dem Irak (AK 
v. 20.8.) und kündigte die SoZ „Ge­
fechtshandlungen“ der Marine an (SoZ- 
Aktuell, August 1990). Zur Enttäu­
schung der Linken haben die Schiffe Or­
der bekommen, auf keinen Fall in den 
Golf einzulaufen, sondern bei Kreta 
haltzumachen, zig Seemeilen vom Golf 
entfernt. Dort dümpeln sie seit Monaten 
vor sich hin, und das einzige, was sie 

zerstören, ist die Dienstmoral der Besat­
zung. Daraufhin hat der „Arbeiter­
kampf* in der Türkei deutsche Fall­
schirmjäger entdeckt, die sich dort, ge­
tarnt durch die Teilnahme an NATO- 
Manövern, auf den Krieg vorbereiten, 
den die Bourgeoisie kaum erwarten 
kann. Und als letzter Beweis für den an­
gekündigten amerikanisch-englisch­
französisch-deutschen ,, NATO-Krieg 
am Golf* dient die Verabredung der 
großen Bundestagsparteien, durch eine 
Grundgesetzänderung künftig deutsche 
Truppen in der Dritten Welt unter UNO- 
Kommando einzusetzen.

Künftig ohne und gegen die USA 
Wie gewöhnlich, ist auch hier das 
Gegenteil dessen richtig, was die Linke 
behauptet. Seit Jahren fordern die Ame­
rikaner, den NATO-Vertrag zu ändern, 
um NATO-Truppen außerhalb des nord­
atlantischen Vertragsgebiets kämpfen zu 
lassen. Ebenso regelmäßig, wie diese 
Forderung vorgebracht wurde, ist sie 
von allen Bundesregierungen zurückge­
wiesen worden. Jeder Einsatz im Rah­
men der NATO bedeutet: unter Führung 
der USA, denn die NATO ist ein ameri­
kanisches Bündnis. Die deutsche Bour­
geoisie, die gerade dabei ist, die Rolle 
der NATO in Europa mehr und mehr zu­
rückzuschneiden, um ihren eigenen 
Handlungsspielraum zu vergrößern, 
denkt jedoch nicht daran, sich ausge­
rechnet in diesem Augenblick amerika­
nischem Oberbefehl in der Dritten Welt 
zu unterwerfen.

Darum ist die Grundgesetzänderung 
ausdrücklich im Hinblick auf einen 
künftigen UNO-Einsatz deutscher Trup­
pen angekündigt worden. Jedermann 
weiß, daß die USA in der UNO (ein­
schließlich dem Sicherheitsrat) keine 
prinzipiell beherrschende Rolle inneha­
ben und der Spielraum der beteiligten 
Mächte außerordentlich groß ist, indem 
sie z.B. selber entscheiden, ob sie der 
UNO Truppen zur Verfügung stellen 
oder nicht. Aus diesem Grund bedeutet 
die verweigerte NATO-Vertragsände- 
rung bei gleichzeitiger Ankündigung 
künftiger UNO-Einsätze von deutschen 
Truppen nicht nur eine Absage, sondern 
eine Kampfansage an die Amerikaner: 
die deutsche Bourgeoisie beabsichtigt, 
ihre konkurrierenden Interessen in der 
Dritten Welt in den kommenden Jahren 
selbständig militärisch abzusichern.

Unterschiedliche deutsche 
und amerikanische Ziele

Was von der deutschen Unterstützung 
der USA übrigbleibt, sind darum 3,3 
Milliarden DM, die Kohl nach heftigen 
Attacken aus dem Kongreß als finanziel­
le Hilfe für den Irak-Einsatz zugesagt 
hat. Der Löwenanteil dieser Hilfe in 
Höhe von fast 2 Mrd. DM setzt sich je­
doch aus Altbeständen der Nationalen 
Volksarmee und der Bundeswehr zu­

sammen. die wegen der Verringerung 
der Bundeswehr nicht mehr benötigi 
werden.

Wer noch genauer hinsieht, erkennt 
auch die unterschiedlichen politischen 
Ziele, die beide Mächte im Golf-Kon­
flikt verfolgen. Während die USA den 
bedingungslosen Rückzug des Irak und 
die vollständige Wiederherstellung der 
vorherigen Zustände verlangen, spricht 
Bundesaußenminister Genscher regel­
mäßig nur von der Wiederherstellung 
der Souveränität Kuweits. Damit hat 
sich die deutsche Politik weder auf die 
Grenzen des wiederhergestellten Kuweit 
noch auf die Restauration der Herrschaft 
der Scheichfämilie festgelegt. Die Frei­
lassung der deutschen Geiseln war die 
„Belohnung“ für diese Politik.

Die NATO driftet auseinander
Die einzig tatsächlich interessante Frage 
ist deshalb unter diesen Umständen, wa­
rum es bislang zu keiner offenen Kon­
frontation zwischen den USA und der 
Bundesrepublik gekommen ist. Von Sei­
ten der Deutschen liegt die Zurückhal­
tung darin begründet, daß kein Anlaß 
besteht, das soeben vereinigte Deutsch­
land durch einen Bruch mit den Ameri­
kanern zu belasten, wenn die abwei­
chenden Interessen unter Aufrechterhal­
tung der Fassade verfolgen werden kön­
nen. Solange die Substanz der faktischen 
deutschen Neutralitätspolitik am Golf 
nicht berührt wird, können darum weite­
re Konzessionen wie die Beteiligung an 
NATO-Manövem im Mittelmeerraum 
oder die Zurverfügungstellung von 
Transportraum für amerikanische Trup­
pen gewährt werden.

Umgekehrt kann von Seiten der USA 
kein Krach riskiert werden, weil die 
Bundesrepublik das Zentrum der US- 
Einrichtungen in Europa ist, unverzicht­
bar für die Organisierung des US-Auf- 
marsches am Golf, wohin der Frankfur­
ter Flughafen die Drehscheibe für alle 
Lufttransporte bildet. Unterhalb der 
Schwelle des offenen Bruchs zeigt der 
Irak-Konflikt jedoch im Gegensatz zu al­
len Behauptungen der Linken keinen 
Schulterschluß der NATO, sondern ver­
tieft im Gegenteil die Gegensätze zwi­
schen den tragenden Mächten des Bünd­
nisses, den USA und ihrem bisherigen 
kontinentaleuropäischen Juniorpartner, 
dem nunmehr vereinten Deutschland.

Die deutsche Einigung einerseits, der 
Irak-Konflikt andererseits markieren 
das Ende einer Ära. Nicht nur die mit 
der Weltkriegsniederlage Deutschlands 
in Europa entstandene Ordnung, son­
dern auch die nachkoloniale Ordnung 
des Nahen und Mittleren Ostens löst sich 
auf; die „Pax americana“ geht ihrem 
Ende zu. Vom Boden der kleinbürgerli­
chen Demokratie aus, den die Linke 
mehr und mehr betritt, sind die daraus 
resultierenden Aufgaben nicht zu lösen. 
Michael Vogt (Aufsätze zur Diskussion)

Zuschriften

„Agnostiker oder Agnosie?“
Noch einmal zu „thk“ in der Beilage 
vom 28.9.
Hättest Du geschwiegen, hätte ich Dich 
zwar nicht für einen Weisen, aber im­
merhin für eine Art Agnostiker des 
Kommunismus gehalten. So aber bin ich 
zu der Auffassung gelangt, daß es sich 
hier um einen Fall von „Agnosie“ han­
delt (lt. Duden: Unfähigkeit, Wahrge­
nommenes zu erkennen). Mir scheint, 
daß sich zwischen uns, wefin wir so wei­
ter machen würden, eine Diskussion 
über die Köpfe der- Leser hinweg ent­
wickeln würde und wir uns immer wei­
ter vom eigentlichen Thema „Lenin, 
Vorläufer Stalins“ entfernen. Ich habe 
dazu keine Lust, und Argumente werden 
auch nicht besser, indem man sie, wenn 
auch in abgewandelter Form, wieder­
holt. Zumal Du Dich in der Diskussion 
einer extrem apodiktischen Weise be­
dienst, die keine echte fruchtbare Dis­
kussion zuläßt.

Die Kommunisten sollten also Dei­
nem Rat folgen und sich von „dieser 
Ideologie“ (des historischen Materialis­
mus) trennen. Du tust so, als habe sich 
auf dem Gebiet der marxistischen Theo­
rie seit Marx und Engels, bestenfalls seit 
Lenin nichts bewegt. Vielleicht liest Du 
einmal Robert Havemanns „Dialektik 
ohne Dogma“; da findest Du z.B. sehr 
gute Formulierungen über „Freiheit und 
Notwendigkeit“. Es gibt eine lange Rei­
he marxistischer Wissenschaftler von

Gramsci, Althusser, Balibar bis Haber­
mas, um nur einige wenige zu nennen, 
die nicht aus der Tradition des Marxis­
mus-Trotzkismus kommen. Ich wäre 
glücklich, wenn ich es schaffen könnte, 
auch nur einen Bruchteil dieser neomar­
xistischen Literatur zu lesen. Über Jür­
gen Habermas sagt der Brockhaus: „... 
seine Sozialtheorie sucht das subjektive 
Freiheitsinteresse mit den objektiven 
Zwängen in Natur und Gesellschaft dia­
lektisch im Sinne fortschreitender 
Emanzipation der menschlichen Gattung 
zu verbinden“; Und Apel Honneth 
schreibt in „Theorien des historischen 
Materialismus“ (Suhrkamp Taschen­
buch Wissenschaft, Frankfürt/M 1977) 
über Althusser: „Der marxistische 
Theoriekreis, der sich seit den sechziger 
Jahren um Luis Althusser gesammelt 
hat, arbeitet an einer zugleich theore­
tisch und politisch folgenreichen Neu­
interpretation der Marxschen Theorie“; 
und weiter unten: ....... der kritische
Anspruch seiner Marx-Lektüre ist ... 
gewaltig: zwischen . . . Marx und dem 
eigentlichen Theorieentwurf läßt Alt­
husser beinahe allein noch den Marxis­
mus Lenins gelten . . .“ (Du siehst, auch 
Althusser hat seinen Säulenheiligen).

Voller Zerknirschung muß ich geste­
hen, daß ich der Versuchung nicht wi­
derstehen kann, noch einen Autor zu zi­
tieren, der aus meiner politischen Rich­

tung stammt. Nicht weil er umwerfend 
Neues schreibt, sondern weil es so ein­
fach und überzeugend formuliert ist: 
„Der historische Materialismus sagt, 
daß die Art u«d Weise, in der die Men­
schen ihre materielle Produktion organi­
sieren, die Grundlage jeder gesellschaft­
lichen Organisation sei. Diese Basis be­
stimmt umgekehrt alle anderen gesell­
schaftlichen Betätigungen . . . Darüber 
hinaus ist die gesellschaftliche Basis 
nicht einfach allein Produktionstätigkeit 
und es ist nicht weniger falsch, die .ma­
terielle Produktion* isoliert von anderen 
Tätigkeiten zu sehen. Die Basis besteht 
aus .gesellschaftlichen Beziehungen* 
(das sind die gesellschaftlichen Kräfte, 
die ich, wie Du richtig sagst, überall 
.entdecke*) . . . Deshalb vertritt der hi­
storische Materialismus keinen ökono­
mischen, sondern einen .sozioökonomi­
schen* Determinismus“. (E. Mandel, 
„Einführung in den Marxismus“, ISP- 
Verlag Frankfürt/M)

Genug damit. Du wirst diese Zeilen 
wahrscheinlich mit dem maliziösen 
Lächeln des Besserwissenden lesen. Be­
eindrucken werden sie Dich kaum, es sei 
denn Du schüttelst den Kopf über soviel 
Naivität. Ich schließe daher mit einem 
Montesquieu zugeschriebenen Bonmot 
über Voltaire: „Er hat zuviel Geist, um 
mich zu verstehen.“

W. Boepple 
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Verfassungsentwurf des 
Runden Tisches für die DDR

Die nebenstehende Broschüre er­
scheint auf Beschluß der ersten 
zentralen Konferenz des „Roten 
Tisches“. Dieser fand auf Einla­
dung der DKP am 23. /24. Juni in 
Leverkusen statt. Sie enthält: Bei­
träge von Vertretern der PDS. der ' 
DKP, des BWK und der VSP zum 
Verfassungsentwurf des „Runden 
Tisches“ der DDR sowie zu der 
Verfassungsdiskussion, die in 
Reaktion auf die Annexion der 
DDR und deren Folgen für die 
Lohnabhängigen in BRD und DDR 
erneut begonnen hat. Der Verfas- 
sungsentwurf des ..Runden Ti­
sches“ der DDR. der im Frühjahr 
1990 von allen am „Runden 
Tisch“ vertretenen Parteien und 
Bürgerbewegungen einstimmig 
verabschiedet worden ist. sowie 
der Briefwechsel des ..Runden Ti­
sches** und der DDR-Volkskam­
mer über den Verfassungsentwurf 
sind vollständig dokumentiert
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